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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/706: Klimakampf und Kohlefront - konstruktive Vorschläge ... (Initiative Buirer für Buir)

Initiative Buirer für Buir - 6. Februar 2020

Brief an NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart 



In einem Brief an den NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart haben wir zu den
Plänen von RWE Stellung bezogen, weiteres Gelände neben dem Hambacher Wald
abzubaggern, um Abraum zur Verfüllung des Lochs und und zur Rekultivierung
auf der anderen Seite zu gewinnen. Diesen Plänen würden wertvolle
Ackerflächen und die noch bestehenden Reste von Manheim-alt zum Opfer
fallen. Dem gegenüber unterbreiten wir Alternativvorschläge und bitten den
Minister um seine Unterstützung.

 * 

Buir, den 4. Februar 2020

Strukturwandelerfordernisse Stadt Kerpen versus RWE-Planung Halbinsel
Hambacher Wald - Berücksichtigung von Interessen und Erhalt der
Lebensqualität von Anwohner*innen in Buir

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Pinkwart,

Die Initiative Buirer für Buir unterstützt nach Kräften die gemeinsamen
Anstrengungen für einen Strukturwandel im Rheinischen Revier und setzt sich
dabei insbesondere für einen nachhaltigen und für alle Beteiligten
(Kommunen, Anrainer, Unternehmen, Mitarbeiter, etc.) fairen Strukturwandel
ein.

Zunächst danken wir Ihnen, dass Sie schnell auf eine Richtigstellung der
ursprünglich in den Aachener Nachrichten veröffentlichen und vom RWE
Vorstandvorsitzenden bestätigten Insellösung des Hambacher Waldes
eindrücklich reagiert und die Ihrem Hause bekannte RWE-Planung
veröffentlicht haben. Auf diese dann auch von RWE am gleichen Tage
bestätigte Planung nehmen wir Bezug und bitten um Berücksichtigung
folgender Aspekte und Ihre Unterstützung im weiteren
Prozess:

Die von RWE veröffentlichte, schematische Karte (siehe Anlage 1) sieht als
Lösung eine Halbinsel des Hambacher Waldes vor - tatsächlich fehlen jedoch
wesentliche vorhandene Landnahmen, wie z.B. die Kiesgruben im Vorfeld von
Tagebau und Hambacher Wald. Das Areal der größten Kiesgrube wurde im
vergangenen Jahr deutlich erweitert - nach unserer Einschätzung dürfte die
von RWE skizzierte Abbaufläche für Rekultivierungsmaßnahmen dann auf die
Kiesgrube stoßen und somit zu einer deutlich ausgeprägteren Insellage
führen.

Bei Umsetzung dieser Planung träten folgende Konsequenzen auf:

• Die Stadt Kerpen hätte faktisch kaum Flächen für eigene
Strukturwandelmaßnahmen im Umfeld von Tagebau Hambach und Hambacher Wald -
eine stets betonte touristische naturnahe Nutzung in der Zukunft wäre
ausgeschlossen.

• Eine Waldvernetzung der Bürgewälder Merzenicher Erbwald - Hambacher
Wald - Steinheide zur Sicherstellung von Artenschutz, Verbesserung des
regionalen Klimas und Schaffung Naturraum (auch mit Blick auf Möglichkeiten
für sanften Tourismus der Zukunft und Anknüpfung an Planungen der
Nachbarkommune Merzenich-Morschenich) wären unmöglich.

• Das von RWE bereits vor Jahren erfolgreich gestartete
Artenschutzprogramm z.B. für die Bechsteinfledermaus müsste in weiten
Teilen neu konzipiert werden, da wichtige Strecken zwischen dem Hambacher
Wald und den Jagd- und Überwinterungsrevieren unterbrochen würden.

• Die Ortslage Buir, die seitens der Stadt Kerpen priorisiert für
dringend benötigten Wohnraum weiterentwickelt werden soll, würde viele
Jahre neben den bereits sehr die Lebensqualität beeinträchtigenden
Verkehrswegen BAB 4 und Bahn zusätzliche, erhebliche Belastungen aus dem
Tagebau erfahren und insbesondere die im Osten geplante Erweiterung um
Wohngebiete (z.B. Gartenstadt Buir) erschweren.

• Für die Verkehrswege BAB 4 und Schnellbahnstrecke Köln-Aachen-Paris
steigt das Risiko durcheine nah an den Trassen geführte Tagebauaktivität.

• Das Überleben des Hambacher Waldes würde substanziell gefährdet.
Laut Aachener Nachrichten hat der RWE-Vorstandsvorsitzende in einer
Telefonkonferenz bestätigt, dass bereits heute durch den lediglich 50 Meter
großen Abstand zwischen Wald und Tagebaukante die Gefahr besteht, dass
Teile des Waldes abrutschen. Die Hochschule Eberswalde und das 
Potsdam-Institut für Klimaforschung haben darüber hinaus per Studie ermittelt, dass
eine bewachsene Pufferzone von 500 Metern zwischen Tagebau und Wald
vonnöten sei. Die geplante Halbinsellösung würde dies aus unserer Sicht
nicht zulassen.

• Der zu erwartende Rechtsstreit um die Enteignung des Grundstückes
des BUND NRW zwischen Manheim-Alt und dem Hambacher Wald würde wohl zu
einer jahrelangen Planungsunsicherheit für die Kommune Kerpen und
betroffene Anrainer führen.

• Wertvolle, qualitativ hochwertige Ackerflächen würden zusätzlich
unwiederbringlich zerstört.

Wir halten diese Vorgehensweise, vorne Flächen zu zerstören, um hinten
Böschungen zu stabilisieren, die erst nach den Empfehlungen der Kommission
WSB geschaffen wurden, in der heutigen Zeit nicht mehr für angebracht. Sie
nimmt den Menschen und der Region Chancen für Zukunftsperspektiven. Zudem
bleibt die Frage offen, woher die Massen zur Verfüllung der neuen
Abgrabungen kommen sollen.

Wir schlagen daher vor, dass unter enger Mitarbeit des Landes NRW, der
Anrainerkommunen und VertreterInnen der Zivilgesellschaft sehr zeitnah alle
denkbaren Szenarien geprüft werden, vorhandene Gesteinsmassen im
Tagebauumfeld zu verwenden. Beispielhaft seien die deponierten Abraummengen
der noch nicht rekultivierten Außenkippe an der Sophienhöhe aufgeführt.

Um Rekultivierungsanforderungen erfüllen zu können, schlagen wir vor, dass
das zentrale Rekultivierungsgebiet "Sophienhöhe" ausgeweitet wird auf den
Raum um den Hambacher Wald - also die o.a. Waldvernetzung und eine nach
Süden hin verlaufende Walderweiterung erfolgt. Diese Vorgehensweise wurde
bereits erfolgreich beim RWE-Artenschutzprogramm angewendet. Hier stellen
wir uns u.a. auch die Ansiedlung von Reallaboren vor, die für die Forschung
klimaresistenter Zukunftswälder wertvolle Arbeit leisten können.

Weiterhin schlagen wir vor, dass sehr zeitnah eine Machbarkeitsstudie für
den Restsee-Hambach (mit gleichen, bereits oben genannten Beteiligten)
erfolgt. Diese sollte dann Klarheit geben, ob ein See unter der Maßgabe des
Schutzes der wertvollen Ressource Wasser realisierbar ist und ob und welche
Teile des Tagebaus in welchem Zeitraum unter Berücksichtigung auch von
Faktoren, wie Weiterentwicklung Klimawandel und Folgen für Gewässer (z.B.
Rhein) mit größter Wahrscheinlichkeit als Restsee umsetzbar sind - und
welche Szenarien für die verbleibenden Tagebauflächen entwickelt werden
können - unter den Aspekten Sicherheit, Naturraum, Kosten und
strukturentwicklungsrelevanten Faktoren.

Ein weiterer zu berücksichtigender Aspekt ist die Realisierung von
Windkraftanlagen, der ersten deutschen Gigawatt-Phovoltaikanlage am Südhang
der Abraumhalde Sophienhöhe, schwimmende PV-Anlagen im möglichen Restsee
sowie Anlagen zur Sektorkopplung, z.B. zur Wasserstofferzeugung als
Leuchtturmprojekt des Strukturwandels hin zu erneuerbaren Energien



Wir würden uns freuen, wenn Sie sich aktiv einbringen würden in die
Diskussion um die Ermöglichung von Strukturwandelmaßnahmen für Kerpen, die
Entwicklung zukunftsweisender Raumgestaltung im Bereich Hambacher Wald und
Sophienhöhe in Verbindung mit Tagebau Hambach und damit verbunden einem
fairen Umgang mit allen vom Tagebau Betroffenen in der Region. Jede
Raumentwicklung muss an die Stärken und Chancen anknüpfen. Im definierten
Raum zwischen der Kartbahn und Morschenich und der BAB A 4 alt und neu sind
das die Kerne der alten Bürgewälder, die es im Sinne des Klima- und
Umweltschutzes und der Biodiversität nachhaltig zu vernetzen gilt.

Über eine Antwort hinsichtlich unserer aufgezeigten Risiken und
vorgeschlagenen Alternativen sowie der prozessualen Anregungen freuen wir
uns. Gerne sind wir auch bereit Ihnen unsere Ideen persönlich vorzustellen.

Zur Schaffung von Transparenz erhalten dieses Schreiben Stadt Kerpen,
Gemeinde Merzenich, Mitglieder kleine WSB-Kommission und Landrat des 
Rhein-Erft-Kreises, Zukunftsagentur Rheinisches-Revier, RWE, 
Landes-Umweltministerium - darüber hinaus findet eine Veröffentlichung für die
Zivilgesellschaft via Presse statt.

Mit freundlichen Grüßen,

Andreas Büttgen


Anlagen:

- 1. RWE-Skizze Halbinsel-Lösung Hambacher Wald

- 2a. Waldvernetzung und -ausbau (Vorschlag ZKS)

- 2b. Waldvernetzung und -ausbau (Vorschlag ZKS) inklusive Kiesgruben

- 3. Vernetzungskonzept - Weiterentwicklung inkl. Kiesgruben,
Manheim/Morschenich, Kartbahn dynamisch in google unter:

https://www.google.com/maps/d/viewer?mid=1RM7Nloo-FNuns1HWIT-QPqKIV-nVBteeo&ll=50.87954739190235%2C6.593048050000107&z=12

- 4. Planung Kiesgruben im Bereich Hambacher Wald/Tagebau Hambach

Die Anlagen sind einzusehen in der PDF-Version des Briefes unter:

www.buirerfuerbuir.de/images/pdf/brief_min_pinkwart.pdf

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/705: Klimakampf und Kohlefront - keinen Orden obendrauf ... (Michael Zobel)

70 Monate Waldspaziergang - Wald und Dörfer bleiben, Laschet
nicht... - Aktionen in Aachen, Manheim, Keyenberg

von Michael Zobel, 29.01.2020



Liebe Wald- und Naturschützer*innen, Pressevertreter*innen, Mitmenschen...

Wer gedacht hatte, das Jahr 2020 würde für die Klimabewegung ruhiger und
entspannter, wurde schon im ersten Monat des neuen Jahrzehnts eines
Besseren belehrt.

Australien brennt immer noch. Bei uns fällt der Winter aus. Den Wäldern
fehlt das Wasser, Förster schlagen Alarm, der Klimawandel ist nicht mehr
zu leugnen.

Was machen unsere Verantwortlichen? Kungelrunden sitzen in Nachtsitzungen
bei der Bundeskanzlerin zusammen und beraten den Kohleausstieg. Ergebnis?
Gigantische Entschädigungszahlungen für längst abgeschriebene Kraftwerke,
Verschiebung von dringend nötigen Abschaltungen, Geschenke für
Kohlekonzerne, Inbetriebnahme eines völlig überflüssigen Kohlekraftwerkes
in Datteln. Die Herren Laschet, Altmeier und andere Lobbyisten klopfen sich
gegenseitig auf die Schultern und belügen die Öffentlichkeit (zwei
Beispiele aus den vergangenen Tagen siehe unter [1] und [2]).

Der Gipfel des Zynismus: Armin Laschet erhält in Aachen den Orden wider den
tierischen Ernst.

Der Orden wider den tierischen Ernst wird an bekannte nationale und
internationale Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens verliehen, "die
Individualität, Beliebtheit und Mutterwitz in sich vereinen, vor allem aber
Humor und Menschlichkeit im Amt bewiesen haben."

Menschlichkeit im Amt? Humor? Wie geht es wohl den Menschen in Keyenberg
und Kuckum, in Berverath und Lützerath, in Ober- und Unterwestrich? Den
Menschen in den Dörfern am Tagebau Garzweiler, deren Heimat unser
Ministerpräsident auf Kosten der Bewohner und kommender Generationen zur
Zerstörung frei gibt? Nein, Herr Laschet, die Kohle unter den Dörfern wird
nicht mehr gebraucht, das ist zweifelsfrei nachgewiesen. Sie machen sich
erneut zum willfährigen Handlanger der Profitinteressen eines Konzerns, der
die Zeichen der Zeit komplett verschlafen hat.

Und deshalb werden am Abend der Ordensverleihung viele Menschen in Aachen
auf die Straße gehen und zeigen, was sie vom Preisträger halten.

Samstag, 8. Februar, 17.00 Uhr, Aachen, Elisenbrunnen, Wald und Dörfer
bleiben - ArminLaschet und NRWE nicht!

Demonstrationszug vom Elisenbrunnen zum Eurogress, dort Kundgebung. Armin
Laschet als Totengräber der Dörfer am Tagebau Garzweiler. Särge mit den
Ortsschildern und den Kirchen der Orte, Schilder und Transparente, Trommeln
und Geisterkostüme, Taschenlampen und Laternen, wir werden laut und
deutlich zeigen, dass der NRWE-Ministerpräsident ein denkbar ungeeigneter
Ordensträger ist...

Kohleausstieg bleibt Handarbeit - immer mehr Menschen wird das klar, die
junge Generation geht auf die Straße. Für nicht weniger als um das
Überleben auf unserem Planeten...

Deshalb machen auch wir weiter, seit inzwischen 70 Monaten führen wir
Menschen jeden Alters und jeder Herkunft durch den Wald und die Dörfer,
fast 58000 Teilnehmer*innen bisher, es werden immer mehr...

Sonntag, 9. Februar, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 70 Monate
Sonntagsspaziergang im und am Hambacher Wald.

https://www.youtube.com/watch?v=gcOeXC7oaAU

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Manheim alt, rund um die Kirche.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 40 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles.

Die überflüssige Zerstörung von Heimat, Manheim verschwindet in
aberwitziger Geschwindigkeit von der Landkarte. RWE veröffentlicht Pläne,
wie um den Hambi herum gebaggert werden soll. Angeblich, um Abraum für die
Sicherung der Böschungen zu gewinnen... gehts noch? Stoppt die Bagger,
kein Quadratmeter Land darf mehr geopfert werden, auf der Sophienhöhe liegt
mehr als genug Material...

Sonntag, 8. März, 11.30 Uhr Wald statt Kohle, 71 Monate
Sonntagsspaziergang, Dorf- und Naturspaziergang in und um Keyenberg am
Tagebau Garzweiler, "Nicht mit uns, Herr Laschet". Viele Einwohner wollen
ihre Heimat nicht verlassen, wir werden sie nach Kräften unterstützen -
Dörfer und Wald müssen bleiben.

Treffpunkt ist die Grünfläche hinter der Keyenberger Kirche

https://www.facebook.com/events/2505003799739983/

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/


Weitere Termine 8. März, 5. April, 10. Mai - 6 Jahre Waldspaziergang -
mit großer Aktion - Kohleausstieg bleibt Handarbeit

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglch.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite:

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen


Verweise:

[1] https://www.manager-magazin.de/unternehmen/energie/kommentar-zum-kohle-kompromiss-der-irrsinn-von-datteln-a-1304150.html

[2] https://www.zeit.de/wirtschaft/2020-01/kohleausstieg-leag-entschaedigungen-jaenschwalde-schwarze-pumpe-boxberg

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 29. Januar 2020

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/704: Klimakampf und Kohlefront - kommt auf die Interessen an ... (kommunikatz)

Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung - 04.02.2020

Ordensritter Laschet versetzt Dörfern am Tagebau den Todesstoß



Am Samstag, 08.02.20 veranstaltenn diverse Gruppen aus der Aachener
Klimagerechtigkeitsbewegung einen Geisterzug für die vom Rheinischen
Braunkohletagebau betroffenen Dörfer. Die Demonstration startet um 17 Uhr
am Elisenbrunnen, Anlass ist die Ordensverleihung wider den tierischen
Ernst an NRW-Ministerpräsident Armin Laschet.

Der Aachener Politiker wird im Rahmen des Geisterzugs als Totengräber der
Dörfer am Tagebau Garzweiler inszeniert. Der Demonstrationszug, ein in
Schweigen gehüllter und geisterhaft kostümierter Trauermarsch, trägt neben
klassischen Demoschildern und Transparenten daher auch Särge mit den
Ortsschildern und den Kirchen der Orte, die noch abgebaggert werden sollen.
Die Slogans reichen dabei von "Armin Lass et - Orden wider jegliche
Vernunft" bis "Wald und Dörfer bleiben - Armin Laschet und NRWE nicht". Die
aufrufenden Gruppen bitten darum, im Rahmen der Aktion keine Parteifahnen
zu zeigen, da das Bündnis dies für den Charakter eines Geisterzuges
unpassend findet und sich offen und unparteiisch präsentieren möchte.

Der Elferrat des AKV bezeichnet Armin Laschet als einen Politiker, "der mit
kluger Zurückhaltung und Sympathie die Herzen der Menschen gewinnt". Mit
seinem humanistischen Menschenbild und rheinischer Frohnatur beweise er
Humor und Menschlichkeit im Amt. Die Aachener Klimagerechtigkeitsgruppen
fragen sich: Wie sehen wohl die Menschen in Keyenberg und Kuckum, in
Berverath und Lützerath, in Ober- und Unterwestrich diese Zuschreibungen?
Von Menschlichkeit im Amt, Humor und Sympathie dürfte bei ihnen bisher
wenig angekommen sein. Ihre Heimat will der Ministerpräsident zur
Zerstörung freigeben. "Nein, Herr Laschet, die Kohle unter den Dörfern wird
nicht mehr gebraucht, das ist zweifelsfrei nachgewiesen. Sie machen sich
erneut zum willfährigen Handlanger der Profitinteressen eines Konzerns, der
die Zeichen der Zeit komplett verschlafen hat", bringt Michael Zobel,
Waldpädagoge und Teil des Aachener Hambisupports es auf den Punkt.

Am 16. Januar verkündete das Bundeswirtschaftsministerium eine Einigung zum
Kohleausstieg. Laut dieser soll der Tagebau Garzweiler komplett ausgekohlt
werden. Dafür werden sechs weitere Dörfer vernichtet, in denen noch
hunderte Menschen leben. "Anstatt sich für die betroffenen Bewohner am
Tagebau Garzweiler II einzusetzen, hat sich Ministerpräsident Armin Laschet
von RWE vor den Karren spannen lassen", sagt David Dresen von Alle Dörfer
bleiben (ADB). Herausgekommen sei dabei ein sowohl für die Menschen aus den
bedrohten Dörfern als auch für die Pariser Klimaziele katastrophales
Kohleausstiegsgesetz. "Wir in den Dörfern sind entsetzt, wie Herr Laschet
sich seiner Verantwortung für den geplanten Abriss der Dörfer entzieht. Er
weiß sehr wohl, wie sehr die Menschen hier unter der Zerstörung ihrer
Heimat leiden, er hat uns besucht und seine Unterstützung zugesichert," so
Dresen weiter. Danach habe man ihn jedoch nie wieder gesehen.

Deshalb werden am Abend der Ordensverleihung viele Menschen in Aachen auf
die Straße gehen und zeigen, was sie vom Preisträger halten: Samstag, 8.
Februar: "Geisterzug für die vom Tagebau betroffenen Dörfer",
Demonstrationszug zum Eurogress, Start um 17:00 Uhr am Elisenbrunnen, Ende
gegen 20 Uhr.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/703: Klimakampf und Kohlefront - der Kampf geht weiter ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2020 - 16:45 Uhr

Besetzung von Datteln 4 erfolgreich beendet + "Und das war erst der
Anfang!"



Datteln - Rund 150 Menschen von Ende Gelände und DeCOALonize Europe haben
heute, am 2. Februar 2020, neun Stunden lang das Gelände des Kraftwerks
Datteln besetzt und dabei Verladeanlagen und Förderbänder blockiert. Ihre
Aktion richtete sich gegen das Kohle-Gesetz der Bundesregierung und die
verheerenden Abbaubedingungen der Import-Kohle in Russland und Kolumbien.
Zur Stunde werden sie von der Polizei geräumt. Die Aktivist*innen erklärten
die Aktion des heutigen Tages für erfolgreich beendet.

Daniel Hofinger, Pressesprecher des Bündnis Ende Gelände, kommentiert: "Wir
feiern die die heutige Aktion als riesigen Erfolg. Und das war erst der
Anfang. Wir werden gegen Datteln 4 kämpfen, wie wir für den Hambacher Forst
gekämpft haben."

Der Konzern Uniper gibt an, im Gegenzug für die Inbetriebnahme von Datteln
4 ältere Steinkohlekraftwerke vom Netz zu nehmen. Kritiker*innen weisen
darauf hin, dass diese Steinkohlekraftwerke jedoch erst in zwei bis fünf
Jahren heruntergefahren werden sollen. Außerdem sollen diese Kraftwerke
nicht komplett abgeschaltet, sondern möglicherweise auf Gas umgestellt
werden - ein weiterer klimaschädlicher fossiler Energieträger. Nach
Berechnungen des Bundesumweltministeriums wird Datteln 4 über seine
Laufzeit rund zehn Millionen Tonnen CO2 mehr ausstoßen als ältere
Kraftwerke, die Uniper als Ausgleich vom Netz nehmen will.

Tara Cicchetti, Aktivistin von Fridays for Future, war Teil der Aktion und
sagt: "Wir glauben den Lügen von Uniper keinen Meter. Kohleausstieg
bedeutet: Kohlekraftwerke abschalten. Das haben wir heute selbst in die
Hand genommen."

Daniel Hofinger kommentiert weiter: "Kurzfristige Profitinteressen großer
Konzerne dürfen nicht länger wichtiger sein als das Leben und die
Landrechte der indigenen Bevölkerungen in Sibirien oder Kolumbien, die vom
Kohleabbau betroffen sind. Als Menschen des globalen Nordens müssen wir
endlich begreifen, dass unser Wirtschaftssystem unvereinbar mit
Klimagerechtigkeit ist und uns aufmachen, Kapitalismus zu überwinden."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/702: Klimakampf und Kohlefront - Bedrohung ohne Not setzt sich fort ... (Initiative Buirer für Buir)

Initiative Buirer für Buir - Pressemitteilung vom 31.01.2020

Kohleausstiegsgesetz der Bundesregierung ist Rückschritt



Der auf der Einigung von Bund und Ländern von Mitte Januar basierende
Gesetzentwurfder Bundesregierung gefährdet Zukunftsperspektiven in der
Region. Die RWE-Planungen zum Tagebau Hambach bedeuten weitere Zerstörung
und gefährden den sozialen Frieden.

Der im Januar 2019 von der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", kurz "Kohlekommission" genannt, geschlossene Kompromiss
wurde von diversen gesellschaftlichen Gruppierungen mitgetragen. Diesen
Minimalkompromiss hat die Bundesregierung nun aufgekündigt. Im Vergleich zu
den ausgesprochenen Empfehlungen der Kommission werden mit dem bekannt
gewordenen Braunkohle-Abschaltpfad 180 Mio Tonnen Co2 mehr emittiert. Das
ist mehr als die Menge, die RWE Kraftwerke im Rheinland innerhalb von 2
Jahren ausstoßen.

Außerdem werden nach wie vor Zukunftsperspektiven von Menschen und Kommunen
zerstört. Den Menschen in den bedrohten Dörfern droht die Enteignung,
obwohl die Kohle, die unter den Dörfern liegt, nach wissenschaftlichen
Erkenntnissen nicht mehr benötigt wird. Die von RWE vorgelegten
Planungsszenarien für den Hambacher Wald zeigen, dass die dauerhafte
Rettung des Waldes längst nicht sicher ist. Die dadurch bedingte Gefährdung
des sozialen Friedens wird augenscheinlich bewusst in Kauf genommen.

Dazu Andreas Büttgen, Vorsitzender der Initiative Buirer für Buir: "Die
widersprüchlichen Aussagen von RWE-Vertretern bezüglich der Insel- bzw.
Halbinsel-Lösung eskalieren den Konflikt. Wenn weiterhin einzig und allein
zur Gewinnung von Abraum für die Rekultivierung wertvollste
landwirtschaftliche Flächen geopfert werden, zerstört das auch nachhaltige
Entwicklungsperspektiven Kerpens. Woher will RWE am Ende das
Verfüllungsmaterial für die Flächen nehmen, die sie jetzt bei Manheim und
vor Buir noch zerstören und abbaggern wollen?"

Neben dieser Zerstörung und dem drohenden Absterben des Waldes würde die
Umsetzung dieser Planungen für Kerpen bedeuten, dass so gut wie kein Raum
für Strukturwandelmaßnahmen, z. B. für eine Wald- und Biotopvernetzung zur
Verfügung stehen würde. Für die Menschen in Buir kämen über Jahrzehnte
weitere Belastungen durch Lärm, Dreck, Feinstaub und Licht hinzu.

Wir fordern daher:


	Keine weitere Zerstörung wertvollster Ackerflächen für tagebaubedingte Maßnahmen.

	Rückgabe des Hambacher Waldes in öffentliche Hand und Schaffung einer Waldvernetzung zwischen Geilrath und Merzenich.

	Aufschütten eines von unabhängigen Gutachtern als erforderlich angesehenen Mindestabstandes zum Tagebau inklusive dem Bepflanzen geeigneter Pufferzonen und der Sicherstellung ausreichender Bewässerung durch den Tagebaubetreiber.

	Erarbeitung von nachhaltigen Strukturwandellösungen für den Raum zwischen Tagebau/Hambacher Wald und den Verkehrswegen Bahn und A4 unter Einbindung der Ortslage Buir und dem direkten Umfeld durch einen echten Beteiligungsprozess der Zivilgesellschaft.

	Sofortige Erarbeitung und Offenlegung eines Abschlussbetriebsplans für den Tagebau Hambach unter Einbindung der Zivilgesellschaft.

	Aufsetzen eines breiten Mediationsprozesses zur Wiederherstellung des über die Jahre empfindlich gestörten Friedens in der Region mit dem Ziel eines Nebeneinanders und Miteinanders unterschiedlichster Gruppierungen.




Mehr Infos:

https://buirerfuerbuir.de

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://twitter.com/BuirerFuerBuir/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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MELDUNG/112: Literatur im Netz - Leseforschung fast in Echtzeit (idw)

Universität Basel - 06.02.2020

Literatur im Netz: Leseforschung fast in Echtzeit



Jugendliche nutzen digitale Netzwerke intensiv, um literarische Texte zu
lesen, zu schreiben und zu kommentieren. Dabei gibt es im Leseverhalten
grosse Unterschiede, je nachdem ob es sich um einen populären Text oder um
einen Klassiker handelt, wie eine neue Studie am Beispiel der
Leseplattform Wattpad zeigt. Die computergestützte Analyse unter Leitung
der Universität Basel ist in der Zeitschrift PLOS ONE erschienen.

Wiederholt wird geklagt, dass Jugendliche nicht mehr ausreichend lesen
würden. Besonders das vertiefte Lesen verliere sich. Dabei wird übersehen,
dass Jugendliche nicht nur gedruckte Bücher lesen, sondern mehrere Medien
zum Lesen und Schreiben von Literatur verwenden. Viele Teenager nutzen
Netzwerke wie Goodreads, Büchertreff und Lovelybooks, um Literatur zu
lesen, sich darüber mit anderen auszutauschen und auch selbst Literatur zu
schreiben. Im Englischen spricht man deshalb auch von «Social Reading».

Wie gross das Phänomen des «Social Reading» ist, verdeutlicht die populäre
Plattform Wattpad, auf der weltweit über 80 Millionen überwiegend junge
Leute jeden Tag ungefähr 100'000 Geschichten in über 50 Sprachen
miteinander teilen. Besonders beliebt ist Fanfiction, also das
Weiterschreiben von bekannten Geschichten wie etwa «Harry Potter».

Computergestützte Analysen

Erstmals hat ein Team von Forschenden aus der Schweiz und Italien die
Nutzung der digitalen Leseplattform Wattpad näher untersucht. Sie
verwendeten dafür computergestützte Verfahren wie Netzwerkanalysen und
Sentimentanalysen, um in den Millionen von Datensätzen Muster der
Lesepraxis aufzufinden.

Mittels statistischer Verfahren analysierten die Forschenden, welche
Bücher Jugendliche weltweit auf Plattformen wie Wattpad lesen,
kommentieren und selbst auch schreiben. Ermittelt wurden die
Lesevorlieben, die Emotionalität und Intensität der Kommentare zu Büchern,
die Vernetzung der jungen Leserinnen und Leser untereinander ebenso wie
die möglichen Bildungseffekte.

Leidenschaftliche Lektüre

Dabei zeigte sich, wie intensiv junge Menschen sowohl Jugendliteratur -
sogenannte «Teen Fiction» - wie auch klassische Bücher von Jane Austen und
Hermann Hesse lesen. Sie kommentieren einzelne Sätze bis zu mehrere
hundert Mal und nutzen sie auch zur Vorlage für das eigene Schreiben.
Auffallend ist besonders auch, dass die jugendlichen Leserinnen und Leser
dabei emotional stark involviert sind.

Doch gibt es deutliche Unterschiede, ob ein Text eher dem populären
Lesestoff zuzuordnen ist oder dem klassischen Literaturkanon angehört. So
wird «Teen Fiction» auf Wattpad deutlich häufiger gelesen und kommentiert
als Klassiker. Zudem beobachteten die Forschenden, dass die Nutzer die
Lektüre von klassischen Werken oft nach den ersten Kapiteln abbrechen -
«Teen Fiction» dagegen vermag die Leserinnen und Leser über einen weite
Strecken der Handlung zu fesseln.

Auch der Austausch unter den Nutzern fällt je nach Genre unterschiedlich
aus: Bei der Lektüre von «Teen Fiction» bildeten sich Netzwerke mit einer
starken sozialen Bindung, in denen Leserinnen und Leser sehr häufig
interagierten. Dagegen fanden die Forschenden bei den Klassikern eher eine
kognitiv orientierte Interaktion, mit der sich die Nutzer beim Verständnis
und der Interpretation ihrer Lektüre gegenseitig unterstützen.

Neues Verständnis von Kultur

«Zum ersten Mal können wir das Lesen fast in Echtzeit untersuchen», sagt
der Studienleiter Prof. Dr. Gerhard Lauer vom Digital Humanities Lab der
Universität Basel. «Die sozialen Medien bedeuten daher eine Revolution für
unser Verständnis von Kultur. Denn auf Plattformen wie Wattpad, Spotify
oder Netflix lässt sich Kultur in einer Dichte und Genauigkeit erfassen,
die über die bisherigen Zugänge der Geistes- und Sozialwissenschaften
deutlich hinausgeht.»

Die Studie von Forschenden der Università degli Studi di Milano-Bicocca,
der Sogang University, der Università degli studi di Verona und der
Universität Basel wurde vom Schweizerischen Nationalfonds und dem
Forschungs- und Innovationsprogramm Horizon 2020 der Europäischen Union
unterstützt.


Originalpublikation:

Federico Pianzola, Simone Rebora, Gerhard Lauer

Wattpad as a resource for literary studies. Quantitative and qualitative
examples of the importance of digital social reading and readers' comments
in the margins

PLOS ONE (2020),

doi: 10.1371/journal.pone.0226708

doi.org/10.1371/journal.pone.0226708

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, 06.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/182: Landgrabbing durch Investitionen von Ärztepensionen - Neue Studie stützt Recherche-Ergebnisse

Fian - Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Landgrabbing durch Investitionen von Ärztepensionen: Neue Studie stützt
Recherche-Ergebnisse



Eine im Dezember veröffentlichte Studie der Menschenrechtsorganisation FIAN
deckte auf, wie internationale Investmentfonds und Pensionskassen die
Existenz ländlicher Gemeinden im Nordosten Brasiliens zerstören. In
Deutschland beteiligt sich die Ärzteversorgung Westfalen-Lippe (ÄVWL) mit
100 Millionen US-Dollar an einem solchen Land-Fonds. Dieser hat alleine in
Brasilien 133.000 Hektar Land aufgekauft. Die ÄVWL hatte die 
Recherche-Ergebnisse von FIAN zunächst als "haltlos" zurückgewiesen. Nun bestätigen
neue Veröffentlichungen eines internationalen Recherchenetzwerkes die
Vorwürfe.

Nebelkerzen gegen Brände

Noch im Dezember hatte die ÄVWL die Kritik von FIAN als
Profilierungsversuch einer Nichtregierungsorganisation abgetan, die auf den
Zug der öffentlichen Debatte um die Waldbrände in Brasilien aufspringen
will (1). Neue Recherche dokumentieren jedoch allein in August und
September letzten Jahres 110 Feuer auf vier Farmen des ÄVWL-Landfonds in
Brasilien. "Hier zu suggerieren, FIAN stellt aus Profilierungsinteresse
falsche Zusammenhänge her, ist nicht mehr als eine Nebelkerze der
Entscheidungsträger bei der Ärzteversorgung", erklärt FIAN-Agrarreferent
Roman Herre.

Kriminelle Geschäftspartner

Die neue Studie hat vor allem die ökonomischen Risiken von
Landinvestitionen in der MATOPIBA-Region im Blick. Sie hat zudem die
Beziehungen zwischen dem in Brasilien mehrfach verurteilten Euclides de
Carli und den Farmen im Besitz des Fonds weiter erhärtet. "Schon 2016 haben
wir die ÄVWL darüber informiert, dass Sie Geschäfte mit einem Landgrabber
macht", so Herre. Ein lokales Gericht schätzt, dass de Carli in
Zusammenhang mit 300.000 Hektar kriminell erworbenen Landes steht.
Landtitel von 124.000 Hektar wurden per Gerichtsbeschluss annulliert. Laut
der neuen Studie ist beispielsweise die Farm Laranjeiras & Ludmila von
einer mit de Carli in Verbindung stehenden Firma gekauft worden. Hier hatte
FIAN die ÄVWL schon vor zwei Jahren auf Landkonflikte mit der lokalen
Bevölkerung hingewiesen.

Fehlende Regulierung durch Aufsichtsbehörden

Die ÄVWL hat vielfach erklärt, dass eine hohe Transparenz bei den
Investitionen sichergestellt sei (2). Aber auch die neue Studie bescheinigt
den Land-Investitionen fehlende Transparenz. Der Fall zeigt zudem, dass die
zuständige Aufsichtsbehörde, das Finanzministerium NRW, die Verstöße gegen
Menschenrechte nicht im Blick hat. Völlig aus der Zeit gefallen sieht FIAN
daher die Reaktion des Ministeriums, das auf Gesprächs-Anfragen bislang
nicht einging. Roman Herre kommentiert: "Uns ist es schleierhaft, warum
solche substantiellen menschenrechtlichen Probleme, die in Zusammenhang mit
der Arbeit der Aufsichtsbehörde stehen, keine Konsequenzen haben. Zumindest
müssten die Behörden das Gespräch mit Betroffenen und den Autoren der
Studie suchen".


Weiterführende Informationen:

Neue Recherche der Organisation Chain Reaction Research: 

https://chainreactionresearch.com/wp-content/uploads/2020/01/Radar-company-report-2.pdf

FIAN-Studie: http://www.fian.de/aerzteversorgung

Stellungnahme der ÄVWL vom 20.12.2019: 

https://www.institutional-money.com/news/maerkte/headline/ngo-fian-argumente-der-aerzteversorung-bleiben-duenn-und-vage-194354/

FIAN-Replike auf die Stellungnahme (13.1.2020): 

https://www.institutional-money.com/news/maerkte/headline/ngo-fian-argumente-der-aerzteversorung-bleiben-duenn-und-vage-194354/

Anmerkungen:

(1) Die ÄVWL erklärte in einer Stellungnahme vom 20. Dezember 2019: "Nun hat
man brennende brasilianische Wälder und die damit verbundene öffentliche
Aufmerksamkeit offenbar zum Anlass genommen, erneut Alarm zu schlagen",
siehe 

www.institutional-money.com/news/maerkte/headline/aevwl-kontert-ngo-anwuerfe-betreffend-agroinvestments-in-brasilien-193979/

(2) www.institutional-money.com/news/maerkte/headline/aevwl-kontert-ngo-anwuerfe-betreffend-agroinvestments-in-brasilien-193979/

 * 
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STELLUNGNAHME/135: Gefahrenanalyse im Vorfeld der Münchner Sicherheitskonferenz (Jürgen Heiducoff)

Gefahrenanalyse im Vorfeld der Münchner Sicherheitskonferenz

Von Jürgen Heiducoff, 7. Februar 2020

Huadin, Provinz Jilin, Volksrepublik China



Die Münchner Sicherheitskonferenz ist weltweit das führende Forum für
Debatten zu den drängendsten internationalen Sicherheitsrisiken und
Gefahren.

Das 21. Jahrhundert eröffnet uns nicht nur nie da gewesene Potenzen,
sondern birgt gleichzeitig auch neue Risiken für unsere Menschen in
sich.

Anzahl, Brutalität und Hinterlist der Kriege auf unserem Erdball
wachsen. Diese Kriege "brechen nicht aus" wie ein Naturereignis,
sondern werden auch durch eine interessenorientierte Politik des
Westens provoziert und befeuert. Es ist nicht auszuschließen, dass
sich die Welle der Gewalt auch gegen uns richtet.

Eine aktuelle Gefahr könnte derzeit von der durch den Aufmarsch im
Rahmen der Übung "Defender Europe 2020" gegen die Russische Föderation
provozierten militärischen Konfrontation ausgehen. Die gewollte
Zurschaustellung von Fähigkeiten der NATO-Streitkräfte kann leicht zu
einer militärischen Gegenwirkung führen. Es ist m.E. unverantwortlich,
weiterhin blind auf eine deeskalierende Wirkung der Abschreckung zu
setzen.

Eine andere Gefahr unserer globalisierten und auf Wachstum
ausgerichteten Zivilisation resultiert aus deren Anfälligkeit gegen
neuartige Viren. Dies zeigt die Coronaepidemie, die leicht zu einer
Pandemie werden kann. Sie hat die Potenz, großen volkswirtschaftlichen
Schaden anzurichten und eine gesellschaftliche Krise auszulösen.

Diese beiden ausgewählten Gefährdungen widerspiegeln sich m.E. nur
unzureichend in einer präventiven und verantwortungsvollen Politik des
Westens.

Ob die bevorstehende Münchner Sicherheitskonferenz diese Gefahren
behandeln wird?

In Wissenschaft und Medizin hingegen werden große Anstrengungen
unternommen, um auf die Folgen des möglichen Einsatzes von
Waffengewalt und auf andere Gefahren und Angriffe vorbereitet zu sein.
Dies zeugt von Verantwortung vor allem gegenüber Nichtkombattanten in
möglichen Gewalt- und Gefahrenszenarien.

Hier zwei Beispiele für das Engagement in Wissenschaft und Medizin:

Erstes Beispiel aus der Medizin:

Die Gefäßgesellschaft West führt am 7. und 8. Februar 2020 ein
Gefäßsymposium im Congess Center Oberhausen durch. Hintergrund sind
mögliche Szenarien nach Anschlägen oder anderen Gewalteinwirkungen. 1)

Prof. Dr. Achim Mumme, Leiter der Gefäßchirurgie des Katholischen
Klinikums der Ruhr-Universität Bochum sagt: "Wir haben hier eine der
größten Gefäßchirurgien des Landes, aber wenn es zu einem Massenanfall
von Schuss- oder Explosionsverletzungen käme, wären wir hilflos". 2)
Krieg ist eben blutig! Zum Symposium sind Spezialisten der Bundeswehr
eingeladen, die von ihrer Erfahrung in Kriegsgebieten berichten und
neue Techniken vermitteln werden, so Dr. Mumme. Mit Schuss- oder
Explosionswunden hätten die Kliniken hierzulande nur wenig zu tun.
Verletzte Gliedmaßen würden abgebunden, um ein Verbluten zu
verhindern. Aber dadurch wird der verletzte Körperteil komplett von
der Durchblutung abgeschnitten und stirbt irgendwann ab. Nach
allerhöchstens sechs Stunden ist Schluss: "Dann muss man amputieren",
unterstreicht der Mediziner. "Wenn mehrere so erstversorgte Patienten
zeitgleich in die Klinik eingeliefert werden, können wir vielleicht
nur einem sein Bein retten."

Die Bundeswehr in Krisengebieten verfügt über neue Methoden und
Techniken, um mit dem massenhaften Anfall solcher Verletzungen fertig
zu werden. Hier greifen die Spezialisten beispielsweise auf spezielle
Gefäßumleitungen zurück, sogenannte Shunts. Diese verschaffen den
Helfern ausreichend Zeit, um verletzte Soldatinnen und Soldaten zum
Beispiel aus Afghanistan nach Deutschland in Bundeswehrkliniken zu
fliegen und dort zu operieren. "Diese neuen Möglichkeiten sind äußerst
hilfreich, aber man muss ihre Anwendung lernen", so Achim Mumme
weiter.

Zweites Beispiel aus der Biowissenschaft und der Virenforschung:

Ich erlebe vor Ort und an der gesellschaftlichen Basis der
Volksrepublik China die Wirkung der Coronaepidemie. Natürlich haben
die Leute Angst, infiziert zu werden. Zu wenig ist bekannt über
Herkunft, Ausbreitung und Folgen des neuen Virus. Die Verunsicherung
wird verdrängt durch diszipliniertes Befolgen der öffentlichen
Empfehlungen. Die Menschen tragen die Verluste durch eingeschränkte
Bewegungsfreiheit, geschlossene Betriebe und verteuerte Versorgung mit
Würde. Mir ist kein Beispiel bekannt, dass die entstandene Lage das
Vertrauen in den Staat untergräbt. Wie wenig liest man darüber im
deutschen Blätterwald. Schadenfreude und sogar rassistische
Bemerkungen verunglimpfen das fleißige Volk im Osten.

In dieser Lage der Verunsicherung kommen auch Gerüchte und
Schuldzuweisungen auf. Aber es wird auf verschiedene
Forschungsvorhaben in den Biowissenschaften und auf eine Diskussion
über die Grundlagen und Grenzen missbrauchsgefährdeter Forschung
zurück gegriffen. Da sowohl die innerwissenschaftliche als auch die
sonstige internationale sicherheitspolitische und gesellschaftliche
Debatte weiter kontrovers geführt wurde, hat ein interdisziplinäres
Symposium bereits am 3. Juli 2014 in Freiburg die Beziehung von
Forschungsfreiheit zu Fortschritt und Verantwortung in den
Biowissenschaften weiter beleuchtet. Im Fokus standen Grundlagen und
Grenzen von besorgniserregender missbrauchsgefährdeter Forschung, sog.
"Dual-Use-Research of Concern". Gerade diese biowissenschaftliche
Forschung steht in dem Spannungsfeld zwischen wissenschaftlichem
Nutzen, dem Risiko des Missbrauchs wissenschaftlicher Erkenntnis und
internationalen, europäischen und nationalen rechtlichen Vorgaben und
Regulierungsversuchen wie insbesondere der B-Waffenkonvention.

In dem Symposium wurden durch verschiedene Referentinnen und
Referenten aus Wissenschaft und Praxis im interdisziplinären Austausch
Ansätze zur Lösung dieses Spannungsfeldes erarbeitet. Diese sollen
sowohl der Forschungsfreiheit als auch der Verantwortung für die
Gesundheit der Bevölkerung durch die Vorbeugung von Missbrauch für
B-Waffen gerecht werden. 3)

Wem kann man verübeln, wenn angesichts der Unklarheit über den
Ursprung des Coronavirus gerade in einem der am dichtesten besiedelten
Regionen Chinas unbegründete Verdachtsmomente aufkommen? Die Motiv-
und Interessenlage trägt ihren Anteil zusätzlich.


Anmerkungen:

1) https://www.gg-west.de/de/Gefaesssymposium/Programm/

2) http://idw-online.de

3) https://bundesstiftung-friedensforschung.de/blog/das-missbrauchsrisiko-in-den-biowissenschaften-biosicherheitsrelevante-forschung-zwischen-freiheit-fortschritt-und-verantwortung/

 * 

Quelle:

© 2020 by Jürgen Heiducoff

Mit freundlicher Genehmigung des Autors



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/330: Halle - FuckUp Night Halle. Was ein Schlamassel, 20.02.20

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

FuckUp Night Halle: Was ein Schlamassel



Bei der FuckUp Night Halle erzählen Unternehmerinnen und Unternehmer ihre
ganz persönlichen Geschichten vom Scheitern. Aber auch davon, welche
Chancen und Erkenntnisse diese Niederlagen für sie mit sich brachten. Die
nächste FuckUp Night Halle findet am 20. Februar 2020 um 20 Uhr in einem
ehemaligen Kaufhaus in der Großen Ulrichstraße statt. Die Veranstaltung
wird vom Transfer- und Gründerservice der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg und dem Designhaus Halle der Burg Giebichenstein
Kunsthochschule Halle organisiert.

Nach dem Erfolg der Veranstaltung im vergangenen Jahr findet am 20.
Februar die nächste FuckUp Night Halle statt. Diesmal auf der Bühne:
Annett Krake, freie Autorin und Projektmanagerin, die sich den Traum vom
eigenen Buchladen erfüllte und dabei nicht nur die Wirkung einer
Dauerbaustelle zu spüren bekam. Der Berufsmusiker und Geschäftsführer von
METRIX Media Olaf Mehl musste hingegen zusehen, wie im Juni 2013 sein
Unternehmen mit sechs Tonstudios auf 700 Quadratmetern im Hochwasser der
Saale verschwand. Und Lucius Bobikiewicz, Unternehmer im Bereich der
Technologie- und Softwareentwicklung, unterschätzte - überzeugt von seiner
Produktidee - die Aufwendungen in der Entwicklung und setzte das Projekt
in den Sand.

FuckUp Night ist ein international bekanntes Format, bei dem Menschen von
ihren größten Fehlern und Tiefschlägen berichten. Die Absicht: Eine
positive Fehlerkultur zu fördern und Rückschläge als Gelegenheiten für
Wachstum und Entwicklung zu verstehen. Denn davon profitieren nicht nur
angehende Gründerinnen und Gründer mehr als von glatten
Erfolgsgeschichten.

FuckUp Night Halle:

Was ein Schlamassel - Unternehmer*innen reden übers Scheitern

Donnerstag, 20. Februar 2020, 20 Uhr

ehemaliges Kaufhaus "XENOS"

Große Ulrichstraße 13, 06108 Halle

Eintritt frei


Weitere Informationen unter:

https://www.fuckupnighthalle.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 06.02.2020

WWW: http://idw-online.de
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REZENSION/040: Martin Walser - Mädchenleben (SB)

Martin Walser

Mädchenleben

oder Die Heiligsprechung

von Christiane Baumann



Das phantastische Verschwinden des Erzählers in der Legende.
Zu Martin Walsers neuem Buch Mädchenleben oder Die
Heiligsprechung

Sirte Zürn ist eine Unzeitgemäße. Sie geht bei Sturm im See baden. Sie
gibt zu, eine schlechte Note verdient zu haben. Sie lehrt einen Raben
das Sprechen und begreift nicht, was Soldaten sind. Sie fragt: "Wann
kommt wieder früher?" (7) Sirte Zürn scheint aus der Welt gefallen zu
sein, einer Welt, die ihr Brechreiz verursacht. Sie ist eine
"Schwester" der früheren Walserschen Romanfiguren Xaver Zürn
(Seelenarbeit, 1979) und Gottlieb Zürn (Das
Schwanenhaus, 1980; Jagd, 1988; Der Augenblick der
Liebe, 2004), die auf ihre Lebensverhältnisse ebenfalls körperlich
reagierten. Erste Skizzen zu Mädchenleben reichen bis in
Walsers Tagebuch von 1961 zurück. Legte sich Xaver Zürn das Leben
buchstäblich auf den Magen, so flüchtete sich der Immobilienmakler
Gottlieb Zürn in sein zweites Ich als Dichterphilosoph. Die Symptome
beider haben sich bei Sirte Zürn zu handfesten Diagnosen verdichtet:
Magersucht oder auch "Anorexia mentalis et nervosa" (15) und
"schizophrene Psychose" (45) nennen es die Mediziner. Ihr
"Mädchenleben" spielt sich in einer Familie ab, zu der der prügelnde,
vergewaltigende und dem Alkohol verfallene Vater Ludwig Zürn gehört,
seines Zeichens Immobilien- und wohl auch Waffenhändler, ihre Mutter
und die Schwester Karla, die eigentlich Guinevere heißen wollte oder
Zeralda, Namen, die an Artus' Frau aus der keltischen Mythologie oder
an Märchenfiguren denken lassen.

Das Verschwinden Sirtes, das sowohl Fortsein als auch körperliche
Selbstzerstörung impliziert, setzt das Erzählen in Gang. Der
Ich-Erzähler Anton Schweiger, Lehrer für Deutsch und Erdkunde, steht
unter Verdacht, an Sirtes Abwesenheit nicht ganz unschuldig zu sein,
deshalb verschwindet auch er, allerdings in eine Berghütte, um
"Mädchenleben" zu schreiben. Damit wird der Erzähler zum Doppelgänger
des Autors. Zugleich ist er der Anbeter der Hauptfigur Sirte, deren
Leben er vor dem Leser in Beobachtungen, Dialogfetzen,
Kurz-Protokollen und in Brief- und Tagebuchnotizen ausbreitet. Das tut
er im Auftrag des Vaters Zürn, der seine Tochter Sirte heiligsprechen
lassen will. Anton Schweigers "Protokoll" füllt sich mit Wundern,
Wunderbarem und Verwunderlichem. Es wächst die Legende um Sirte Zürn,
die eigentlich Gerlinde heißt. Ihr Leiden an der Welt und ihr
Martyrium werden in der Tradition der mittelalterlichen
Marienverehrung erzählt, die in Legenden wie dem Grazer
Marienleben überliefert ist. Die Gegenwart erscheint in den Mantel
des Mythischen gehüllt. In der griechischen Mythologie kennt man die
Kleine und Große Syrte, Sandbänke an der Mittelmeerküste Afrikas, die
wegen ihrer Untiefen den Seefahrern gefährlich werden konnten. Die
Große Syrte gilt als einer der möglichen Wohnorte der Hesperiden, der
Nymphen, auch "hellsingende Töchter" genannt. Sie hüteten in einem
paradiesischen Garten den Baum mit den goldenen Äpfeln der
Unsterblichkeit. Sirte kündet dem Ich-Erzähler von der "Vertreibung
ins Paradies" (57). Sie singt lange und andauernd, irgendwann fängt
sie an, das Vibrato zu üben. Als sie verstummt, beginnt sie dem
Erzähler zu schreiben.

Wir erleben Sirte aus der Perspektive des Ich-Erzählers, der sein
eigenes Verschwinden im Erzählvorgang inszeniert. Er wird sukzessive
zum "Wegweiser zu immer neuen Sirte-Bewegungen" (70) und ist am Ende
nur noch der "Empfänger von Sirtes Botschaften" (72). Dieser
Ich-Erzähler nimmt als Untermieter der Familie Zürn eine
Beobachterrolle ein. Er lehnt jede Verantwortung für das Erzählte, für
diese phantastisch-skurrile Geschichte ab. Anton Schweiger ist ein
verunsicherter und unsicherer Kandidat mit seinen Berichten über "die
letzten Tage" (7) Sirtes. Er will beweisen, an Sirtes Verschwinden
nicht mehr Schuld zu tragen als jeder andere, obwohl seine "Unschuld"
(9), die er nicht hat, bereits erwiesen ist. Das Erzählte geht vor
allem ihn selbst an: "Aber wer ich bin, muss ich mir schon zu sagen
versuchen" (14). Anton Schweiger, getrieben von der Angst, sich selbst
zu verlieren, ist auf Sirte fixiert, weil er das Leben, die Welt, nur
noch durch sie erlebt. Er sehnt sich nach ihr, "wie nach nichts sonst"
(8). Er knüpft an sie seine Existenz: "Wenn ich sie nicht mehr sehe,
nicht mehr finde, hat das Leben für mich keinen Sinn mehr. [...] Wenn
die Welt nicht so ist, dass sie darin leben kann, dann ist diese Welt
unbewohnbar für mich" (8). Das Ganze mutet kafkaesk an, auch wenn sich
der Erzähler auf Heiligsprechungen bis in die Gegenwart und auf
Gewährsmänner und -frauen wie Nikolaus von Flüe (1947), Ulrika Nisch
(1987) oder Anna Höß, die Heilige Crescentia (2001), berufen kann.
Der Erzähler Anton Schweiger, der Doppelgänger des Autors, erzählt
gegen das Verstummen. Martin Walser beschrieb in einem Interview seine
literarischen Figuren als eine "Reaktion" auf den vom Autor
empfundenen "Mangel". Der Mangel sei Teil seiner Biographie und die
Figur der "Versuch, damit fertigzuwerden". Sirte Zürn dient als Medium
und Projektionsfigur des mit dem Alter ringenden Erzählers, für seine
Unzufriedenheit mit den Lebensverhältnissen, die den Menschen
deformieren bis zum Verlust der Identität und der Selbstzerstörung,
die er selbst als körperlichen Verfall erlebt und als Mangel an Leben
und an Erotik. Dieser "Mangel" findet seine Aufhebung im Erzählen, im
Prozess der "Seligsprechung" Sirtes, die jedoch nicht auf Wundern
beruht. Sirte besteht auf einem "Sinn für ihr Dasein" (88). Dieser
offenbart sich ihr nicht in göttlichen Wundern. Sie muss ihn, wie der
Lehrer Anton Schweiger erklärt, selbst finden, was ihr in der Liebe
und in der Empathie für ihre Mitmenschen gelingt und schließlich das
die Heiligsprechung rechtfertigende "Wunder" bedeutet. Damit wird die
"Bewohnbarkeit der Welt", an die der Erzähler seine Existenz knüpft,
dem Wirken des Menschen im Geist der Humanität und Nächstenliebe
überantwortet.

Sirtes "Wunschbuch" (45) ist Woyzeck, mit dem Georg Büchner
gegen eine Gesellschaft rebellierte, in der der Mensch, sich selbst
entfremdet, nur noch Mittel zum Zweck ist. Walsers Erzähler insistiert
jedoch auf mehr als einer nur "gesellschaftskritischen Annäherung"
(36) an die Geschichte. Anton Schweiger erzählt von einer Welt, in der
aus Rebellion (Ess-)Verweigerung geworden ist und in der für als
Identifikation angelegte "Aljoscha-Figuren" (41), wie man sie im Roman
Die Brüder Karamasow findet, kein Platz mehr ist. Dostojewskis
Roman wird nicht zufällig in Mädchenleben bemüht. In ihm findet
sich die berühmte Legende vom Großinquisitor, jenem 90-Jährigen, der
das Bedürfnis hat, sich "auszusprechen". Ihn verlangt nach Absolution
durch seinen Messias, dessen Ideale, Freiheit, Brüderlichkeit, Glaube,
Liebe und Vernunft, er für gescheitert erklärt an den "unlösbaren
historischen Widersprüchen der menschlichen Natur". Zugleich offenbart
er die Instrumentalisierung der christlichen Idee zur Ausübung von
Macht, deren Sklave der Mensch sei, unfähig zu einem Leben in
geistiger Freiheit und Unabhängigkeit. Dem Glauben an den Sinn des
Lebens, an das Christus-Wort, der Mensch lebt nicht vom Brot allein,
stellt er ein auf das Wunder, das Geheimnis und die Autorität
gründendes Herrschaftsmodell entgegen. In Dostojewskis Roman ist
Jesus' Antwort auf diese 'Beichte' Schweigen und ein Kuss.

Dem Verstummen und der göttlichen Liebe setzt Walsers Erzählerfigur
das Göttliche der Sprache entgegen, aus dem das Wunder erwächst.
Antons Namenspatron, der Franziskaner-Mönch Antonius von Padua
(1195-1231) erwarb sich, nachdem er nur knapp einer Schiffskatastrophe
im Mittelmeer entgangen war, mit Gottes Wort den Ruf als bedeutendster
Prediger seiner Zeit, dem letztlich der kürzeste
Heiligsprechungsprozess der Geschichte zuteil wurde. Genannt wird er
nicht, doch die Franziskaner sind in der Legende präsent. Sirte mag
nicht ins Franziskanerkloster Sießen gehen. Gehorsam liege ihr nicht,
meint der Erzähler. Dieses Ganges bedarf es auch nicht, denn "das
höchste Wesen", das die Menschheit habe, ist, so seine Erklärung, "aus
Sprache". Sie führe "ganz von selbst zur Erschaffung von so etwas wie
Gott" (89). Gott als "soziale Funktion" (89) stellt Nietzsches "Gott
ist tot" zur Disposition, meint aber keineswegs eine Rückkehr zu Gott,
sondern ein dem Urchristentum verpflichtetes menschliches Miteinander,
in dem sich auch der Lehrer Anton Schweiger seiner gesellschaftlichen
Verantwortung stellen muss. Sirtes Schlussworte: "Ich bin ein Fleck,
der trocknet. / Ich werde gewesen sein." (91) führen direkt zum
mittlerweile 92-jährigen Autor, zu Martin Walsers letztem
Anekdotenband Spätdienst (2018), in dem es heißt: "Die Tage
vergehen von selbst, / ich mische mich nicht ein, / ich bin ein Fleck,
der trocknet, / ich werde gewesen sein."

Walser Legende variiert sein Credo von der Sprache als "Hort aller
Erfahrung", als Refugium vor den Zumutungen der Welt und
Überlebensstrategie. Sie reiht sich ein in sein bemerkenswertes
Alterswerk mit jüngst erschienenen Texten wie Statt etwas oder Der
letzte Rank (2017) und Gar alles oder Briefe an eine unbekannte
Geliebte (2018). Diese Legende sprengt in ihrer zügellosen
Phantastik bis hin zum Absurden Grenzen seines bisherigen Erzählens.
Sie erzählt von den letzten Dingen des Lebens, von der Erfahrung des
Todes als Grenzscheide, die, wie im Rückgriff auf das Prediger-Buch im
Alten Testament konstatiert wird, alles menschliche Wirken und Planen
in Frage stellt, denn "alles liegt an Zeit und Glück" (21). Bei den
Toten ist, wie es dort heißt, weder Werk, Kunst, Vernunft noch
Weisheit. Walsers Sirte setzt dagegen: "Wenn sonst nichts ist, sind
die Wörter etwas" (61), was auf eine Seligsprechung in der Kunst zielt
und auf die uralte Frage des Dichters nach dem, was bleibt.

Martin Walser

Mädchenleben

oder Die Heiligsprechung

Legende

Hamburg Rowohlt Verlag 2019
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KURSUS/181: Berlin - SelbstVERSuche, Syntax und Zerbrechlichkeit, Workshop, 12.02.2020

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

MI., 12.2.20, 17.00 UHR

SelbstVERSuche

"Nah ist und schwer zu fassen ..." Syntax und Zerbrechlichkeit



Lyrikwerkstatt-Spezial zum Hölderlinjahr für alle von 18-99 mit Daniela
Danz Dichterin, Kranichfeld. Vorkenntnisse sind nicht erforderlich.

Der Körper ist im Gedicht immer mitlesbar, selbst da, wo wir es gar
nicht vermuten. Der Rhythmus eines Textes hängt nicht nur vom Metrum
seiner kleinsten Einheiten ab, sondern auch davon, welche Idee oder besser
körperliche Antizipation die Autorin oder der Autor vom Fluss seines
Sprechens oder Schreibens hatte. Schon allein die Art der Entstehung - im
Umhergehen gesprochene oder auf dem Schreibtisch graphisch kombinierte
Textelemente - entscheidet darüber, welchen Rhythmus ein Text haben wird
und welcher Art das Gerüst der Syntax sein muss. Je weiter ein Satz sich
spannen soll, umso gewagter wird sein Gewölbe, bis hin zum Zusammenbrechen
des fragilen Zusammenhangs.

Unübertroffener Meister absoluter Stahlbetonspannweiten bleibt noch immer
Hölderlin, und auch das Scheitern seiner Syntax, die man gerne als
Metapher ansehen mag, ist unübertroffen. Wie anders ist dagegen die in
Echtzeit fortschreitende, auf Ko-Konstruktion angewiesene Syntax
mündlichen Sprechens. Wir wagen den Versuch, herauszufinden, welche
Spannweite auf die tragenden Wände des eigenen Körpers passt, der nach wie
vor die Stütze des Texts ist. Lassen sich größere Hallen bauen oder sind
es doch die kleinen Räume, in denen das Mobiliar des eigenen Vokabulars
sich am besten einfügt?

Die Dichterin und Essayistin Daniela Danz führt in diesem Workshop ins
Thema ein, beantwortet Fragen und bietet in gemeinsamen
Schreibexperimenten die Gelegenheit, Ausdruck zu finden für kleinste
Sprachkammern und größte Satzkathedralen.

Workshop von 17-20 Uhr

Eintritt: 8/6 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Februar 2020

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin
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LESUNG/6609: Marbach - WeinLeseTage Marbach und Bottwartal, 08.+09.02.2020

Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Februar 2020

Samstag, 8. Februar, 14 bis 20 Uhr, und Sonntag, 9. Februar, 13 bis 18 Uhr

Literaturmuseen und Stadthalle

WeinLeseTage Marbach und Bottwartal



Zum fünften Mal findet bei uns die Winter-Wein-Messe mit Weinproben
aus dem Anbaugebiet Marbach und Bottwartal statt, gerahmt von
Lesungen, Themenführungen und Literaturspaziergängen.

Das Tagesticket enthält: Hin- und Rückfahrt im VVS-Netz, Shuttle-
Service, Verkostung aller Weine inkl. Degustationsglas, Wasser und
Brot, Eintritt in die Literaturmuseen und zu allen Veranstaltungen
inkl. kostenlose Teilnahme an der langen Hegel-Nacht im Deutschen
Literaturarchiv Marbach am 8. Februar.

Karten: www.wein-lese-tage.de

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Februar 2020

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar
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TREFF/1294: Frankfurt - Tonio Schachinger, Nicht wie ihr, 10.02.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im Februar 2020

Mo 10.02., 19.30 h

Tonio Schachinger: Nicht wie ihr

Moderation: Hauke Hückstädt



Endlich: Ende der Plattitüden

Tonio Schachinger gehört zu den ganz großen Entdeckungen des
vergangenen literarischen Herbstes. Sein Roman "Nicht wie ihr",
verlegt bei Kremayr & Scheriau, war der Paukenschlag auf Long- und
Shortlist des Deutschen Buchpreises. Was für ein Buch, das weit über
den Fußball hinausgeht und alle mitreißt. Denn die Geschichte von Ivo
Trifunovi ist viel mehr als ein Roman über die Welt des
Spitzensports: Zugehörigkeit, Migration, die ständige Angst vor dem
Abstieg, Männlichkeitsideale und nicht zuletzt Liebe werden hier
zwischen Fußballrasen, Umkleidekabinen, Luxushäusern und teuren Autos
völlig unverkrampft verhandelt. Begeisternd sind zudem die Boxkraft
des Tons und die Stilsicherheit dieses Autors, sein Gespür für
Milieus, Jargons, Stimmungen, Tragikomik.

Das Gespräch mit dem Autor führt Literaturhausleiter Hauke Hückstädt.

Eintritt 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Februar 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20
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AUSSICHTEN/8887: Und morgen, den 08. Februar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 08.02.2020 bis zum 09.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8887 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Sonne, Wolken und der Wind,

das sind die drei Phasen,

die für Jean bestimmend sind,

Backen dick zu blasen.
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ITALIEN/295: Wahlsieg der Sozialdemokraten gibt Widerstand gegen faschistische Lega Auftrieb (Gerhard Feldbauer)

Wahlsieg der Sozialdemokraten gibt Widerstand gegen faschistische Lega Auftrieb

Kapitalkreise setzen offensichtlich auf neuen Reformismus der Sozialdemokraten

von Gerhard Feldbauer, 5. Februar 2020



Die römische "La Repubblica" nannte den Sieg der Sozialdemokraten in
der Emilia Romagna am 26. Januar zur Wahl des Ministerpräsidenten und
des Parlaments der Region "ein Stalingrad" für die faschistische Lega
Matteo Salvinis. Stefano Bonaccini von der Demokratischen Partei (PD)
wurde mit 51,4 Prozent im Amt bestätigt, während die Lega mit 43,7
Prozent eine Niederlage erlitt. Der Vergleich mit der Niederlage der
Hitlerwehrmacht 1942/43 mag übertrieben sein, Tatsache ist aber, dass
er dem Widerstand gegen den Kurs der Errichtung eines faschistischen
Regimes unter Salvini an der Spitze einer Koalition mit der Forza
Italia (FI) von Ex-Premier Berlusconi und den Brüdern Italiens (FdI)
von Giorgia Meloni, einer Busenfreundin von Frankreichs Marine Le Pen
vom faschistischen Rassemblement National, Auftrieb gibt. Die Proteste
nehmen zu. Zuletzt erteilten, wie die Nachrichtenagentur "ANSA"
berichtete, am Wochenende Einwohner von Palermo auf Sizilien Salvini
eine Abfuhr.

In der Regionalhauptstadt ist der bekannte Anti-Mafia-Kämpfer Leoluca
Orlando Bürgermeister und die Lega hatte im Stadtrat gegen den Bau von
Sozialwohnungen gestimmt. Orlando verwies darauf, dass Salvini
ausgerechnet auf dem Markt von Ballarò sprach und nannte das Viertel
ein "Nachbarschaftslabor für kriminelle Integration". Die Proteste
richteten sich, so der Bürgermeister, gegen die Ablehnung "der Achtung
aller Rechte" und der "direkten Beteiligung der Bürger, aller Bürger
der Nachbarschaft und der Stadt" durch die Lega. Der Senat wird bis
zum 3. März über die Aufhebung der Immunität Salvinis entscheiden.
Stimmt er dafür, was von den Stimmen Fünf-Sterne-Bewegung (M5S)
abhängt, droht dem Lega-Chef ein weiterer Prozess wegen
Freiheitsberaubung im Zusammenhang mit seiner Blockade von
Rettungsschiffen mit Migranten, darunter der "Open Arms" 2019.

Mit der Niederlage ist Lega-Chef Salvini mit seinem Ziel, die
Regierung des parteilosen Premiers Giuseppe Conte zu stürzen, um über
Neuwahlen selbst die Regierung zu übernehmen, vorerst gescheitert. Die
Existenz der Regierung aus M5S, den Sozialdemokraten der PD, der von
ihnen unter dem früheren Regierungs- und PD-Chef (2014-16 bzw.
2013-18) Matteo Renzi abgespaltenen Partei Italia Viva (Lebendiges
Italien) und der Linkspartei (LeU) scheint vorerst gesichert. Wie
lange bleibt abzuwarten. Unter den Koalitionären hat eine Debatte über
den einzuschlagenden Weg begonnen. Den Ausschlag für den Erfolg der PD
hatten die Stimmen der neuen Protestbewegung "Sardinen" gegeben.

PD-Sekretär Nicola Zingaretti versucht, in der heterogenen, von einer
starken katholischen Mitte geprägten Partei wieder stärker ihr
sozialdemokratisches Profil herauszustellen. Um die PD will er einen
Zusammenschluss gegen die Lega bilden und dazu die "Sardinen"
gewinnen. Deren Sprecher, Mattia Santori, erklärte, darüber werde
demnächst ein Kongress befinden. Zu Wort meldete sich dazu der
mehrmalige Ministerpräsident von Mitte-Links-Regierungen in den
80/90er Jahren Romano Prodi, Jahrgang 1939, der vorschlug, die PD
solle "eine Versammlung einberufen, die allen offen steht". Die Lehre,
"die aus der Emilia-Romagna gezogen" werden müsse, sei "sich zu
öffnen", das beziehe sich, zitiert ihn "La Repubblica", vor allem auf
die Sardinen, die gegen die Lega "ein neues Klima schufen und die
Plätze füllten". Ihnen komme "die Rolle der Nummer zwei" zu, so Prodi.

"La Republicca" veröffentlichte dazu am Dienstag einen "Plan für
Italien" der PD für die Regierungszeit bis 2023, der soziale
Verbesserungen in Schule, Gesundheitswesen, Schaffung von Arbeit und
Gerechtigkeit fordert und auf Änderungen des Sicherheitsdekrets (von
Salvini zur Flüchtlingsabwehr und Migrantenbekämpfung) beharrt. Auch
Premier Conte signalisierte seine Bereitschaft zu Gesprächen mit den
Sardinen. Beobachter halten es für möglich, dass er ihnen einen
Ministerposten in seinem Kabinett anbieten könnte.

Die Debatte findet vor dem Hintergrund statt, dass es in
Kapitalkreisen offensichtlich wieder die Meinung gibt, auf den in der
PD unter neuen Bedingungen noch vorhandenen Reformismus zu setzen, der
besser in der Lage sein könnte, in der Regierung den sozialen
Widerstand zu bremsen. Dabei geht es auch darum, PD-Sekretär
Zingaretti bei der Belebung des sozialdemokratischen Outfits zu
bremsen. Dafür spricht, dass sich Matteo Renzi zu Wort meldete, der
als Premier das Bündnis von Arbeit und Kapital in einem direkten
Abkommen mit dem Industriellenverband Confindustria erneuert hatte.
Wie "ANSA" berichtete, stellte er seine neue Partei Italia Viva (IV)
als Vertreterin "eines Ideal und der Grundsätze einer guten
Regierung" vor. Aber es "brauche Zeit", sich "auf gute
Regierungsführung" vorzubereiten, weshalb er versichert, die Existenz
der Regierung Conte bis 2023 zu sichern. In der Regierung werde IV
versuchen, "die Agenda (Linie der Politik) zu diktieren". Das ist ein
deutliches Signal an die Confindustria, bis dahin auf die
Conte-Regierung zu setzen.

Unsicherheitsfaktor bleibt die krisengeschüttelte Sterne-Partei, deren
Spaltung scheinbar nicht mehr aufzuhalten ist. In ihr "herrsche
Anarchie", schrieb "La Repubblica". Ein für März angekündigter
Parteitag, der über ihr weiteres Schicksal entscheiden sollte, ist
verschoben worden, ein neues Datum nicht bekannt. Dass es überhaupt
der erste Kongress elf Jahre nach ihrer Gründung sein würde,
offenbart, dass die autoritär von Sterne-Führer Di Maio getroffenen
Entscheidungen nie bestätigt wurden.

Kurz vor den Regionalwahlen, bei denen M5S, die im März 2018 noch über
32 Prozent erzielte, in der Emilia auf 4,7 absackte, hatte
Parteigründer Beppe Grillo endlich die lang geforderte Absetzung Di
Maios durchgesetzt. Die Hoffnungen ruhen nun auf Parlamentspräsident
Roberto Fico, der vergangene Woche noch laut "ANSA" erklärte, "mit der
Regierung fortzufahren". Fico galt schon immer als Widersacher des
zurückgetretenen M5S-Chefs Di Maio. Wohin der mit der Interims-Leitung
der Partei beauftragte Vito Crimi tendiert, ist schwer auszumachen.
Jedenfalls hat auch er ein wie auch immer geartetes Zusammengehen mit
der PD abgelehnt. Recht haben dürfte er, wenn er erklärte, "ohne M5S
sei keine Regierung möglich".

Sollte die Regierung von M5S zu Fall gebracht werden, könnte Salvini
doch noch zu Neuwahlen kommen. Darauf scheint sich auch bereits
PD-Chef Zingaretti einzustellen, der erklärte, dann werde man "nicht
zögern", die Herausforderung anzunehmen.

 * 

Quelle:

© 2020 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FORSCHUNG/210: Prähistorisches Skelett in Südmexiko entdeckt (idw)

Universität Heidelberg - 05.02.2020

Prähistorisches Skelett in Südmexiko entdeckt

Sterbliche Überreste der Frau liefern wichtige Hinweise auf die Besiedlung
des amerikanischen Kontinents



Ein prähistorisches menschliches Skelett, das in Südmexiko geborgen
werden konnte, ist mindestens 10.000 Jahre alt und stammt wahrscheinlich aus
der letzten Eiszeit. Die sterblichen Überreste der etwa 30 Jahre alten Frau
hat ein internationales Forscherteam unter Federführung von
Geowissenschaftlern der Universität Heidelberg untersucht. Der fossile
Fund, dessen Alter mithilfe der Uran-Thorium-Datierung bestimmt werden
konnte, liefert wichtige Erkenntnisse für die frühe Besiedlungsgeschichte
des amerikanischen Kontinents.

Entdeckt wurde das Skelett nahe der Stadt Tulúm in der Chan-Hol-Höhle, die
vor rund 8.000 Jahren infolge der globalen Erwärmung und dem Anstieg des
Meeresspiegels nach der letzten Eiszeit mit Wasser geflutet wurde. Neun
weitere prähistorische Skelette waren zuvor in diesem komplizierten
Höhlensystem nahe der Küste im östlichen Teil der Halbinsel gefunden
worden. Nach Angaben von Prof. Dr. Wolfgang Stinnesbeck, dem Leiter des
Forschungsteams, sind alle zehn Skelette zwar nicht immer vollständig,
aber gut erhalten. Sie bieten wertvolle archäologische, paläontologische
und klimatische Informationen über den amerikanischen Kontinent und seine
ersten Bewohner, die Paläoindianer. Zu den Besonderheiten der
Tulúm-Skelette gehört, dass sie rundköpfige - mesozephale - Schädelmerkmale
aufweisen und sich damit von der langköpfigen - dolikozephalen -
Morphologie der Paläoindianer aus Zentralmexiko und Nordamerika
unterscheiden, so Prof. Stinnesbeck, der am Institut für Geowissenschaften
der Universität Heidelberg lehrt und forscht.

Für die Forscher ist das ein Hinweis darauf, dass seinerzeit zwei
morphologisch unterschiedliche paläoindianische Gruppen in Amerika gelebt
haben müssen. Möglicherweise erreichten sie den amerikanischen Kontinent
von verschiedenen Ursprungsorten aus. Oder aber eine kleine Gruppe von
frühen Siedlern lebte isoliert auf der Halbinsel Yucatán und entwickelte
in kurzer Zeit eine andere Schädelmorphologie. Nach den Worten von Prof.
Dr. Silvia Gonzalez und Dr. Sam Rennie von der Liverpool John Moores
University (Großbritannien) scheint die frühe Besiedlung Amerikas damit
komplexer und zudem bereits zu einem früheren Zeitpunkt erfolgt zu sein
als bislang angenommen.

Die Frau, deren Skelett von den beiden mexikanischen Tauchern Vicente Fito
und Iván Hernández gefunden wurde und nun dokumentiert werden konnte, war
bei ihrem Tod etwa 30 Jahre alt. Ihr Schädel weist mehrere Verletzungen
auf, die möglicherweise jedoch nicht die Todesursache bildeten. Die
Wissenschaftler fanden außerdem Hinweise auf eine Infektion, vermutlich
hervorgerufen durch Bakterien der Treponema-Gruppe, die eine starke
Veränderung der Schädelknochen verursacht hat. Wie auch bei den anderen
Tulúm-Skeletten konnte bei den Zähnen der Frau Karies festgestellt werden,
was auf eine Ernährung mit hohem Zuckergehalt hinweisen könnte.
Demgegenüber fanden sich bei den meisten Skeletten der Paläoindianer aus
Zentralmexiko und Nordamerika abgenutzte Zähne ohne Karies; dies deutet
auf eine harte Nahrung hin.

Um das genaue Alter des Fundes herauszufinden, nutzten die Wissenschaftler
eine physikalische Methode der Altersbestimmung, die auf dem radioaktiven
Zerfall von Uran und seiner Umwandlung in Thorium basiert. Datiert wurden
die Uran-Thorium-Isotopen in einer Kalkkruste, die auf den Fingerknochen
des Skeletts in der ursprünglich trockenen Chan-Hol-Höhle gewachsen war.
Damit konnten Prof. Dr. Norbert Frank und seine Forschungsgruppe vom
Institut für Umweltphysik der Universität Heidelberg dem Skelett ein
Mindestalter von 9.900 Jahren zuweisen. Allerdings war der Körper zu
diesem Zeitpunkt schon skelettiert, so dass der prähistorische Fund noch
älter sein muss.

Bereits im Jahr 2017 hatten Wolfgang Stinnesbeck und sein Team ein
menschliches Skelett aus der Chan-Hol-Höhle dokumentiert. Diese
Knochenfunde wurden auf ein Alter von mindestens 13.000 Jahre datiert,
basierend auf einem Tropfstein, der auf dem Hüftknochen gewachsen war. Sie
sind für die Forscher ein Beleg für die unerwartet frühe Besiedelung
Südmexikos. An den aktuellen Untersuchungen, die von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und durch das Bundesministerium für Bildung
und Forschung (BMBF) gefördert wurden, waren Wissenschaftler aus
Deutschland, Großbritannien und Mexiko beteiligt. Die Forschungsergebnisse
wurden in der Fachzeitschrift "PLOS ONE" veröffentlicht.


Originalpublikation:

W. Stinnesbeck, S.R. Rennie, J. Avilés Olguín, S.R. Stinnesbeck, S.
González, N. Frank, S. Warken, N. Schorndorf, T. Krengel, A. Velázquez
Morlet und A.H. González González:

New evidence for an early settlement of the Yucatán Peninsula, Mexico:
The Chan Hol 3 woman and her meaning for the Peopling of the Americas.

In: PlosOne (2020),

DOI: 10.1371/journal.pone.0227984

Weitere Informationen unter:

http://www.geow.uni-heidelberg.de/researchgroups/palaeontology

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 05.02.2020
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/457: Iran-Report Nr. 2 - Februar 2020

Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 2 - Februar 2020

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Tausende Kandidaten für die Parlamentswahlen abgelehnt 

• Sarif im Hagel der Kritik 

• Proteste wegen Abschuss der ukrainischen Passagiermaschine und Vertuschungen 

• Offener Brief der Gruppe der "Gerechtigkeitsforderer" an Chamenei 

• Abgeordneter Sadeghi: Revolutionsführer ist nicht ausreichend informiert 

• Diskriminierung religiöser Minderheiten erreicht einen neuen Gipfel 

• Angehöriger paramilitärischer Einheit getötet 

• Eine Frau zu Botschafterin Irans in Dänemark ernannt 

• Edalatchah streikt im Gefängnis 

• Sohn des 1979 gestürzten Schah erwartet Regimewechsel in wenigen Monaten


TAUSENDE KANDIDATEN FÜR DIE PARLAMENTSWAHLEN ABGELEHNT

Der für die Zulassung von Bewerberinnen und Bewerbern der
Parlamentswahlen zuständige Wächterrat hat mehrere Tausend
Kandidierende abgelehnt. Ratssprecher Abbas Ali Kadchodai teilte mit,
14.000 Bewerber hätten sich bis zur festgesetzten Frist im Dezember
für die Wahl registriert, 5.000 unter ihnen seien als "geeignet"
eingestuft worden. Unter den Abgelehnten befindet sich auch eine
ganze Reihe von Personen, die derzeit als Abgeordnete im Parlament
tätig sind. Laut der Zeitung "Etemad" gehören die meisten Abgelehnten
zu dem Kreis der Gemäßigten und Reformer. Damit werde die Wahl zu
einer "internen Abstimmung" unter Hardlinern, schreibt die Zeitung.

Dies ist die rigoroseste Ausgrenzung der Reformer und Gemäßigten, die
es in der 40-jährigen Geschichte der Islamischen Republik gegeben
hat. Wie es nun aussieht, werden die Reformer nicht einmal in der
Lage sein, eine Liste für die 30 Sitze für Teheran zu präsentieren.
Den ersten Berichten zufolge wurden von 762 Bewerberinnen und
Bewerbern, die zu den Reformern gezählt werden, lediglich 44 als
geeignet eingestuft.

Präsident Rohani hatte zuvor den Wächterrat aufgefordert,
unparteiisch zu handeln. "Lasst alle Parteien und Gruppen zu, es gibt
sicher nichts zu verlieren. Es ist nicht gut für das Land, wenn es
von einer Fraktion regiert wird, denn das Land gehört allen
Menschen." Es wäre ein Novum und Zeichen des Wandels, wenn alle
Kandidierenden ohne Bedingung zugelassen werden würden. "Die Menschen
lieben die Vielfalt," sagte Rohani in einer Kabinettssitzung am 15.
Januar. Es habe keinen Sinn zu erzählen, es hätten sich für einen
Sitz im Parlament 17, 170 oder 1.700 Kandidaten beworben. "Wichtig
ist, aus wie vielen Fraktionen die Bewerber kommen, aus mehreren
Fraktionen oder aus einer Fraktion?" Sollten die Bewerber nur aus
einer Fraktion kommen, werde man den Vorgang schwerlich als Wahlen
bezeichnen können. Genauso wie man in einem Laden, in dem es nur ein
Produkt zum Kaufen gibt, von Auswahl sprechen könnte."

Auf die Worte Rohanis reagierte der Wächterrat am gleichen Tag. "Der
Aufschrei nach der Ablehnung von Bewerbern ist nicht neu,", twitterte
Ratssprecher Kadchodai. "Doch es ist bedauerlich, dass der
Staatspräsident als Vorkämpfer dieser für das Land schädlichen
Kampagne auftritt. Uns war nicht bewusst, dass die Ablehnung von
Angehörigen (des Präsidenten) gleichzusetzen sein soll mit dem
Ausschluss anderer Fraktionen aus den Wahlen." (Gemeint ist ein
Schwiegersohn Rohanis, dessen Bewerbung abgelehnt wurde.) "Wir hätten
erwartet, dass Verantwortliche des Staates in dieser Lage, in der
sich das Land befindet und in der Solidarität und Einheit geboten
ist, überlegter handeln und alles unterlassen, was zur Unruhe führt
und nur den Feinden nutzen kann." Kadchodai warf dem Präsidenten
Ahnungslosigkeit vor. "Für einen Präsidenten ziemt es sich nicht,
ohne genaue Kenntnisse, freiheraus zu reden und Leute, die sich als
Kandidaten nicht eignen, zu verteidigen," sagte er.

Das Büro des Präsidenten bezeichnete die Reaktion des Wächterrats als
"voreilig und unausgegoren." Man könne ein Thema, das die ganze
Nation betreffe, nicht personalisieren. "Wir werden uns vom
Wächterrat nicht unter Druck setzen lassen," hieß es in der
Erklärung. "Wir hoffen, dass die Stellungnahme des Ratssprechers
seine persönliche Meinung wiedergibt und nicht die Meinung des
Rates."

Am 27. Januar legte Rohani noch einmal nach. Vor einer Versammlung
des Provinzgouverneurs sagte er: "Die größte Gefahr für eine
Demokratie ist, wenn Wahlen zu einer reinen Formalität werden. Das
heißt, wenn Kandidaten zuvor ernannt und danach die Menschen rein aus
formalen Gründen zu den Urnen geschickt werden." Mit Blick auf die
bevorstehenden Wahlen meinte er, es sei "sehr wichtig, dass Menschen
die Freiheit haben, zwischen verschiedenen Kandidaten zu wählen".
"Stellen Sie sich ein Land vor, in dem es drei verschiedene
politische Strömungen gibt: die "Prinzipientreuen," "Reformer" und
"Gerechtigkeitsforderer." Die ersten sind zuhauf vertreten, die
zweiten muss man mit der Lupe suchen und von der dritten Strömung
sieht man überhaupt nichts."

Rohani sagte weiter: "Nach der Verfassung sind die Provinzgouverneure
für die Durchführung der Wahlen zuständig, die anderen (Wächterrat)
beobachten die Wahlen. Inzwischen ist es umgekehrt." Die einseitige
Auswahl könne auch dazu führen, dass weit weniger Menschen an die
Urnen gehen als je zuvor, was auch außenpolitische Folgen haben
könnte. "Unsere Feinde wollen der Welt beweisen, dass Iran eine
isolierte Insel ist und Trump kann behaupten, dass seine Politik des
"maximalen Drucks" Wirkung gezeigt habe."

Das US-Außenministerium machte sich über die Wahlen in Iran lustig.
Die Sprecherin Morgan Ortagus schrieb auf Twitter: "Der Wächterrat,
dessen Mitglieder vom Chamenei ernannt werden, hat die meisten
Bewerber für die Parlamentswahlen abgelehnt. Kein Wunder, dass alle
Übriggebliebenen gleich aussehen." Den Sätzen fügte sie ein Foto
hinzu, auf dem viermal Chamenei zu sehen ist.

Die Reformer veröffentlichten am 29. Januar eine Erklärung, in der
sie feststellen, dass 160 von 290 Sitzen im künftigen Parlament
bereits jetzt an Konservative und Hardliner vergeben sind. In manchen
Wahlbezirken könnten die Wähler nicht einmal zwischen konservativen
Kandidaten wählen, weil es nur einen Kandidaten gibt. In weiteren 70
Bezirken hätten die Wähler nur die Möglichkeit zwischen konservativen
Kandidaten zu wählen. Ferner seien sämtliche bekannte Bewerber aus
Teheran, die der Reformfraktion angehören, abgelehnt worden.
Schließlich wurde eine beachtliche Zahl von noch amtierenden
Abgeordneten der Reformfraktion aus der Wahl ausgeschlossen, heißt es
in der Erklärung.

Die massive Ablehnung der Reformer und Gemäßigten deutet darauf hin,
dass die Rechten mit Revolutionsführer Chamenei an der Spitze dazu
entschlossen sind, die ganze Macht zu monopolisieren und die Reformer
bis zur Bedeutungslosigkeit an den Rand zu drängen. Über den Grund
dieser riskanten Entscheidung kann man spekulieren. Sie ist riskant,
weil die Gefahr besteht, dass in der Folge die Wahlbeteiligung, auf
die die Islamische Republik immer mit Stolz hinwies, ungewöhnlich
gering ausfallen könnte. Außerdem könnte die ohnehin große
Unzufriedenheit in der Bevölkerung weiter wachsen. Offenbar sind die
Rechten nach den Protesten im November und im Januar angesichts der
nicht zu erwartenden Besserung der Lage des Landes zu der Ansicht
gelangt, dass eine Öffnung der Gesellschaft zu größeren Unruhen
führen würde, die außer Kontrolle geraten könnten. Sie nehmen also
lieber die negativen Folgen und die Risiken der Monopolisierung der
Macht in Kauf, um, sei es auch mit noch mehr Gewalt, das Land weiter
regieren zu können. Zudem ist Chamenei inzwischen 80 Jahre alt und
nicht ganz gesund. Es besteht damit die Möglichkeit, dass es in der
nächsten Wahlperiode zu einem Wechsel an der Spitze des Staates
kommt. Auch unter diesem Gesichtspunkt wollen die Konservativen in
der Lage sein, wichtige Entscheidungen alleine treffen zu können.


SARIF IM HAGEL DER KRITIK

Die Äußerungen des iranischen Außenministers in einem Interview mit
dem Spiegel, das in der Ausgabe vom 25. Januar erschien, sorgte bei
den Konservativen für Aufruhr. Sarif hatte auf die Frage, ob er nach
der Ermordung General Soleimanis Verhandlungen mit den USA
ausschließe, geantwortet: "Nein, ich schließe nie aus, dass Leute ihr
Vorgehen ändern und die Realitäten anerkennen. Für uns ist es egal,
wer im Weißen Haus sitzt. Wichtig ist, wie man sich verhält. Trumps
Regierung kann ihr Verhalten korrigieren, die Sanktionen aufheben und
an den Verhandlungstisch zurückkehren. Wir sitzen da noch, sie sind
gegangen. Die USA haben dem iranischen Volk großen Schmerz zugefügt.
Der Tag wird kommen, an dem sie das kompensieren müssen. Wir haben
Geduld."

Einige Stunden nach dem Interview twitterte US-Präsident Donald
Trump: "Irans Außenminister sagt, Iran möchte mit den Vereinigten
Staaten verhandeln. Aber er möchte, dass die Sanktionen aufgehoben
werden. Nein, danke."

Zwei Tage nach der Veröffentlichung des Spiegel-Interviews
versammelten sich Demonstranten vor dem Außenministerium. Sie trugen
Transparente mit der Aufschrift "Tod Amerika" und Bilder von
Revolutionsführer Chamenei und Soleimani und skandierten: "Verrat,
Verrat." Ähnliche Demonstrationen fanden laut der Agentur Fars auch
in den Städten Maschad, Ghom und Tabris statt.

Auch im Parlament übten einige Abgeordnete scharfe Kritik am
Außenminister. Der Abgeordnete Mohammad Resa Purebrahimi sagte:
"Nicht einmal vierzig Tage sind seit dem Mord an Soleimani vergangen.
Die widerlichen und zynischen Äußerungen des Außenministers haben die
Menschen im Land, insbesondere in Kerman (Soleimanis Geburtsstadt)
wütend und betroffen gemacht." Der Abgeordnete Hossein Ghasisadeh
schlug vor, das Parlament solle zum Abschluss dieser Wahlperiode den
Außenminister scharf verurteilen und die Justiz dazu auffordern,
dessen Entlassung aus dem Außenministerium einzuleiten. Und
Modschtaba Solnuri, Vorsitzender des Ausschusses für Nationale
Sicherheit und Außenpolitik forderte Sarif auf, "nicht um
Verhandlungen zu betteln" und nicht dafür zu sorgen, dass die
"ruhmreiche Unterstützung, die das Volk der Revolution und dem
Revolutionsführer gewährt hat, belanglos gemacht wird."

Demgegenüber sagte der Abgeordnete Mahmud Sadeghi von der Fraktion
Omid, dessen Bewerbung für die nächste Wahlperiode vom Wächterrat
abgelehnt worden ist: "Die besorgten Herren im Parlament haben ins
gleiche Horn geblasen, wie US-Präsident Trump."

Nach den Protesten reagierte das Außenministerium mit der
Veröffentlichung einer Erklärung, in der es heißt: "Die Forderung an
die Vereinigten Staaten, sie müssen, falls sie Verhandlungen mit Iran
wünschen, zum Atomabkommen, das sie verlassen haben, zurückkehren und
alle illegalen Sanktionen und Maßnahmen zurücknehmen, ist eine
Forderung, die mit aller Kraft gestellt werden muss. (...) Die
Amerikaner versuchen, die Islamische Republik als ein aggressives und
kriegstreibendes Land darzustellen und Iran zu zwingen, jenseits des
Atomabkommens mit ihnen zu verhandeln. Genau aus diesem Grund dürfen
wir nicht den Eindruck erwecken, als wären wir nicht bereit, zu
verhandeln." Legale Verhandlungen im Rahmen des Atomabkommens statt
Verhandlungen außerhalb des Abkommens, die die Amerikaner anstreben
würden, seien notwendig und legitim. Diese Position, die
international unterstützt werde, dürfe niemals zugunsten der USA
verlassen werden. In der Erklärung wird ausdrücklich betont, dass
Verhandlungen außerhalb des Atomabkommens vom Revolutionsführer
untersagt worden seien. "Das ist genau die Strategie, die das
Außenministerium verfolgt."

Am 28. Januar legten 23 Abgeordnete im Parlament einen Antrag vor, in
dem sie eine gerichtliche Verfolgung des Außenministers fordern.
Satzungsgemäß wird der Antrag zunächst vom zuständigen Ausschuss
überprüft und debattiert. Danach wird er dem Plenum zur Entscheidung
vorgelegt. Sollte der Antrag dann die Zustimmung der Mehrheit des
Parlaments bekommen, wird die Justiz beauftragt, den Fall zu
behandeln.


PROTESTE WEGEN ABSCHUSS DER UKRAINISCHEN PASSAGIERMASCHINE
UND VERTUSCHUNGEN

Am 8. Januar meldete Teheran den Absturz einer Passagiermaschine mit
176 Menschen an Bord. Alle Insassen, 167 Passagiere und neun
Crew-Mitglieder, kamen ums Leben. Kurz danach behaupteten die
verantwortlichen in Iran, Ursache des Unglücks sei ein
Triebwerksausfall gewesen.

Dumm gelaufen für die Machthaber im Iran. Zunächst war aus ihrer
Sicht alles gut gelaufen. Obwohl sie im November die landesweiten
Proteste niedergeschlagen und hunderte Demonstranten gezielt getötet
hatten, waren Millionen ihrem Ruf zur Teilnahme an den Trauerfeiern
für den von den USA getöteten General Ghassem Soleimani gefolgt.
Damit konnte die Führung stolz behaupten, das ganze Volk stehe wie
ein Bollwerk hinter ihr.

Die Machthaber versprachen dem Volk, Rache zu üben. Die Vergeltung
werde für die USA "furchtbar" sein, drohten die Generäle. Aber den
Amerikanern teilten sie in geheimer Mission über die Schweizer
Botschaft mit, die Reaktion werde harmlos ausfallen. Dem eigenen Volk
erzählten sie, bei dem Raketenangriff am 08. Januar seien 80
Amerikaner ums Leben gekommen.

Die Welt atmete auf, dass es nicht zu einer militärischen
Konfrontation gekommen war. Man bescheinigte den Machthabern in Iran,
vernünftig gehandelt zu haben. Aber dann kam dieser Flugzeugabsturz.
Vermutlich war die gesamte iranische Führung gleich nach dem Abschuss
der ukrainischen Passagiermaschine über den Vorfall informiert
worden. Doch drei Tage lang wurde die Wahrheit vertuscht. Die
gesamten, gleichgeschalteten Medien folgten den Anweisungen der
Führung, belogen das eigene Volk und die ganze Welt. Erst als der
Druck von außen wuchs und ausreichend Indizien vorlagen, gab Teheran
zu, dass das Flugzeug "versehentlich" abgeschossen worden sei.

Mit dieser großen dreisten Lüge war es mit dem Burgfrieden zwischen
den Machthabern und dem Volk vorbei. In mehreren Städten gingen
Tausende wutentbrannt auf die Straße. Sie machten direkt
Revolutionsführer Ali Chamenei für die Tötung der 176 Insassen der
abgeschossenen Maschine und für die große Lüge verantwortlich. Die
Parolen waren so radikal wie noch nie. Die Demonstranten verlangten
Chameneis sofortigen Rücktritt, bezeichneten ihn als "Mörder",
"Lügner" und "Verräter".

Die Proteste deuten auf einen totalen Vertrauensverlust zwischen dem
Volk und der Staatsführung hin. Am zweiten Tag versammelten sich laut
der Agentur Ilna mehr als 3.000 Demonstranten auf dem Teheraner
Asadi-Platz. Auch in anderen Städten wie Isfahan, Schiras, Maschhad,
Tabris, Rascht, Kerman, Sari, Amol gingen Tausende auf die Straße.
Die Polizei und Sicherheitskräfte, die sich zu Beginn der Proteste
noch zurückhielten, gingen immer brutaler gegen Demonstranten vor.
Auf Videos waren in unmittelbarer Nähe der Kundgebungen Schüsse zu
hören, auf den Straßen sah man Blutlachen. Zu sehen waren auch mit
Schlagstöcken bewaffnete Sicherheitsbeamten, die auf Demonstrierende
einschlugen.

Neu bei diesen Protesten war, dass sie sich direkt gegen die
Staatsführung richteten, allen voran gegen Revolutionsführer Ali
Chamenei. "Tod dem Diktator" riefen sie. Im ganzen Land war Trauer
vermischt mit Wut zu spüren, Trauer über den Tod von 176 Passagieren,
die am Bord der Maschine waren und Wut darüber, belogen und betrogen
worden zu sein. Viele klagten darüber, dass die Machthaber das eigene
Volk, die Nöte der Menschen, ihre Würde und Gefühle längst nicht mehr
wahrnehmen würden.

Neu war im Vergleich zu den landesweiten Demonstrationen im November,
an denen hauptsächlich Menschen aus unteren Schichten der
Gesellschaft teilnahmen, die Teilnahme von Menschen aus der
Mittelschicht. Künstler/innen, Schriftsteller/innen, Musiker/innen
und Filmemachende haben sich den Protesten angeschlossen. Einige von
ihnen erklärten, dass sie an den Film-, Literatur und Musikfestivals,
die im Februar in Teheran stattfinden, nicht teilnehmen werden. Der
im Iran sehr populäre Sänger Ali Resa Assar veröffentlichte ein Video
auf Instagram, in dem er erklärte, er habe sein angekündigtes und
lang erwartetes Konzert abgesagt. "Das ist das Mindeste, was ich tun
kann," sagte er. Eine Gruppe von Künstlern forderte, dass die
Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden.

Viele Journalistinnen und Journalisten entschuldigten sich dafür,
dass sie drei Tage lang falsche Informationen verbreitet haben.
Einige Redakteure kündigten ihre Zusammenarbeit mit dem staatlichen
Fernsehen. Der Verein Iranischer Journalisten veröffentlichte eine
Erklärung, in der es hieß: "Das Vertrauen zwischen der Presse und der
Öffentlichkeit ist schwer beschädigt." Es werde lange dauern, es
zurück zu gewinnen.

In der staatlichen Führung versuchten einzelne Organe sich aus der
Verantwortung zu ziehen. Die Regierung von Präsident Hassan Rohani
ließ durch ihren Sprecher Ali Rabii erklären, sie sei an der
Vertuschung nicht beteiligt gewesen. "Kein Mitglied der Regierung,
auch nicht der Präsident, war bis Freitagnachmittag darüber
informiert, dass das Flugzeug von einer Rakete abgeschossen wurde,"
sagte er.

Das Regime versuchte außerdem, den Ansehensverlust des Staates
möglichst gering zu halten. Der Abgeordnete Ghassen Sadeghi sagte,
man dürfe den Feinden nicht die Gelegenheit geben, aus dem Vorfall
Nutzen zu ziehen. Fehler bei den Streitkräften seien nicht
ungewöhnlich. Das käme überall in der Welt vor. "Wir dürfen nicht
zulassen, dass die Sache aufgebauscht wird." Auch Justizchef Ebrahim
Raisi sagte: "wir werden jeden Missbrauch verbieten."

Einige Angehörige der Opfer berichteten, dass ihnen unter Androhung
von Strafe untersagt worden sei, ausländischen Sendern Interviews zu
geben oder öffentlich Trauerfeiern für ihre Angehörige zu
veranstalten.

US-Präsident Donald Trump zeigte sich mit den Demonstrierenden
solidarisch. Auf Twitter schrieb er am 12. Januar: "An das mutige und
seit langem leidende iranische Volk: Ich war seit dem Beginn meiner
Präsidentschaft auf eurer Seite, und meine Regierung wird weiterhin
auf eurer Seite sein. Wir beobachten eure Proteste genau und sind von
eurem Mut inspiriert." Iran warf Trump Unehrlichkeit vor. Ein
Regierungssprecher sagte, der Präsident vergieße "Krokodilstränen."

(Anm. Herausgeberin: Teile dieses Absatzes sind am 12. Januar 2020 in
der taz erschienen.)


OFFENER BRIEF DER GRUPPE DER "GERECHTIGKEITSFORDERER" AN
CHAMENEI

Einige Aktivisten aus dem Lager der Konservativen, die sich als
"Gruppe der Gerechtigkeitsforderer" bezeichnen, warnten
Revolutionsführer Ali Chamenei, die gegenwärtige Entwicklung könne
zum Untergang der Islamischen Republik und zur Abkehr zahlreicher
Menschen vom Islam führen. Der offene Brief, der die Namen von mehr
als 100 Unterzeichnern trägt, wurde am 2. Januar von Said Sibakalam,
Professor für Philosophie an der Universität Teheran, auf Telegram
veröffentlicht.

Die Unterzeichner werfen Chamenei unter anderem vor, er habe eine
Debatte im Parlament über die Erhöhung der Benzinpreise verhindert.
Die Preiserhöhung hatte im November zu landesweiten Protesten
geführt, die brutal niedergeschlagen wurden. Dabei sollen mehr als
tausend Demonstranten getötet, mehrere tausend verletzt und über
7.000 Menschen verhaftet worden sein.

Die Unterzeichner warnen mit Blick auf die Unruhen im November:
Sollte die Islamische Republik sich weigern, die Struktur und
Strategie des Staates zu reformieren, die Realitäten anzuerkennen,
die Nöte der Menschen zu begreifen und ihnen das Recht auf
Meinungsäußerung und Protest zu zugestehen, werden die Unruhen nie
aufhören. Im Gegenteil, sie werden viel größere Ausmaße annehmen.

Die jüngsten Proteste hätten sich gegen "Korruption, Misswirtschaft
und Unfähigkeit des Staates gerichtet, für die Probleme des Landes
Lösungen anzubieten." Selbst mehr als vierzig Tage nach den
Ereignissen vom November seien die Verantwortlichen bei der Polizei
und der Justiz nicht in der Lage, der Bevölkerung mitzuteilen, wie
viele Demonstranten getötet, verletzt und verhaftet worden seien.
"Die inoffiziellen Zahlen sind unglaublich, katastrophal und
beschämend," schreiben die Unterzeichner.

Scharfe Kritik üben die Autoren des Briefs an Chamenei, weil dieser
die Entscheidung über die Erhöhung des Benzinpreises dem "Rat der
drei Gewalten" übertragen und damit das Parlament übergangen habe.
(Der Rat der drei Gewalten, an dem der Staatspräsident,
Parlamentspräsident und Justizchef teilnehmen, wurde auf Anordnung
von Chamenei gebildet, um in Notfällen rasche Entscheidungen treffen
zu können. Doch ein solcher Rat ist in der Verfassung der Islamischen
Republik nicht vorgesehen.) Damit nicht genug, Chamenei habe durch
die Aufwertung des Nationalen Sicherheitsrats und des
Schlichtungsrats das Parlament marginalisiert und durch seine
Einmischung praktisch ausgeschaltet. "Wird ein solches Vorgehen die
Motivation der Wähler nicht schwächen, zu den Urnen zu gehen?,"
fragen die Unterzeichner. (Die nächsten Parlamentswahlen finden am
21. Februar statt.)

Die Autoren weisen auf das brutale Vorgehen der Ordnungs- und
Sicherheitskräfte gegen Demonstranten hin und kritisieren, dass die
Staatsführung die Menschen, die ihre legitimen Rechte gefordert
hätten, als "Unruhestifter" und "Aufrührer, " bezeichnet und dadurch
die Wut der Demonstranten gesteigert und zur Eskalierung der Lage
beigetragen habe. Die Staatsführung habe sich als eine Macht
präsentiert, die den nichtstaatlichen Medien keine Kritik erlaubt,
der Bevölkerung jede Art von Protest, an welchem Ort und gegen welche
Entscheidung auch immer, untersagt und erklärt, sollten die Menschen
auf die Straße gehen und ihre Unzufriedenheit und Wut zum Ausdruck
bringen, müssten sie damit rechnen, dass unsere Gewehre sich auf sie
richten werden.

"Wir wollen, dass die genaue Zahl der Toten, Verletzten und
Inhaftierten offiziell, ohne Ablenkungsmanöver, bekannt gegeben
werden, ohne Druck auf Angehörige auszuüben, um sie zum Schweigen zu
zwingen," fordern die Autoren. Gerichtet an Chamenei, schreiben sie
zum Schluss: "Merken Sie nicht, dass die Fortsetzung der
gegenwärtigen Lage zum Zerfall der Islamischen Republik führt und
dazu, dass immer mehr Menschen dem islamischen Staat den Rücken
kehren werden? Sind Sie nicht darüber informiert, wie weit verbreitet
die Unzufriedenheit der Bevölkerung mit den staatlichen Instanzen und
der Staatsführung ist?"


ABGEORDNETER SADEGHI: REVOLUTIONSFÜHRER IST NICHT
AUSREICHEND INFORMIERT

Der Abgeordnete des islamischen Parlaments Mahmud Sadeghi sagte nach
den jüngsten Äußerungen des Revolutionsführers Ali Chamenei, seine
Vermutung sei bestätigt worden, dass die Berater des
Revolutionsführers diesen daran hinderten, die gesellschaftlichen
Realitäten im Land zu erfahren. Chamenei hatte zuvor zu den Unruhen
im November Stellung genommen und erklärt, man müsse bei den
Demonstranten zwischen denen, die "Forderungen haben" und denen, die
"Verschwörungen im Sinn haben, " unterscheiden. "Die Hauptinitiatoren
der Unruhen, die wichtige Objekte wie Benzin- und Getreidelager und
öffentliche Gebäude angegriffen haben, sind Befehlsempfänger
ausländischer Geheimdienste gewesen. "

Sadeghi, der der Fraktion "Omid" angehört, schrieb auf Twitter, man
sollte, statt Protestierende und Kritiker als Agenten ausländischer
Geheimdienste und Verschwörer zu bezeichnen und gegen sie mit Gewalt
vorzugehen, nicht die Interessen einer gewissen Schicht zu schützen
versuchen, sondern auf die gerechtfertigten Forderungen der
Bevölkerung eingehen. "Das Verhalten der Demonstranten zeigt
deutlich, dass die Menschen den Eindruck haben, der Staat gehe seinen
eigenen Weg, er höre nicht ihre Rufe und Schreie und zeige keinen
Willen, ihre Interessen wahrzunehmen." Die Lösung der Probleme werde
nicht durch Gewalt und Festnahmen erreicht, twitterte Sadeghi weiter.
Der Staat müsse seine Entscheidungen, sei es im Bereich der
Wirtschaft und sozialen Versorgung, oder im Bereich der Kultur und
Politik, nicht zugunsten einer bestimmten Gesellschaftsschicht,
sondern im Interesse der Gesamtbevölkerung fällen.


DISKRIMINIERUNG RELIGIÖSER MINDERHEITEN ERREICHT EINEN
NEUEN GIPFEL

Die Personenregistrierungsbehörde, die für die Ausstellung von
Personalausweisen zuständig ist, hat aus dem Antragsformular bei
Fragen nach Glaubenszugehörigkeit "andere Religionen" gestrichen.
Damit können nur noch Muslime und Angehörige offiziell anerkannten
Religionen, das heißt Christen, Juden und Zoroastrier einen
Personalausweis beantragen. Das bedeutet, dass Angehörige anderer
Glaubensgemeinschaften, allen voran die Bahais, die die größte
religiöse Minderheit in Iran bilden, keinen Ausweis mehr beantragen
können oder sie müssen ihren Glauben verleumden beziehungsweise ohne
Ausweis leben und damit auf ihre Bürgerrechte verzichten. Das ist ein
klarer Verstoß sowohl gegen die Verfassung der Islamischen Republik
als auch gegen die internationale Konvention der Menschenrechte.
Artikel 19 der Verfassung der Islamischen Republik besagt: "Alle
Menschen in Iran genießen, unabhängig von ihrer ethnischen
Zugehörigkeit, gleiche Rechte. Hautfarbe, Rasse, Sprache und
dergleichen Unterschiede dürfen nicht bevorzugt werden."

Eine andere Maßnahme, die der Unterdrückung religiöser Minderheiten
Tor und Tür öffnen soll, ist der Antrag von 38 Abgeordneten im
islamischen Parlament bezüglich der Behandlung nicht anerkannter
religiöser Minderheiten. Im Vorspann des beantragten Gesetzes wird
der Antrag damit begründet, dass "Feinde der islamischen
Staatsordnung Pläne schmieden, um das Land auf Abwege zu führen und
zu spalten." Brutale Verbrechen sündhafter Gruppen wie Daesch
(Islamischer Staat), Al Qaida und andere, deren Hass erzeugende
religiöse Propaganda, zahlreiche Dokumente über verderbliche
religiöse Ansichten, die Fatwa (religiöse Anweisungen) und
schließlich die Beschlüsse des Obersten Nationalen Sicherheitsrats
machen es notwendig, die Gründung und Propagierung von religiöser
Gruppenbildungen und Veröffentlichungen abwegiger und sündhafter
Ansichten zu bestrafen.

In dem Antrag wird detailliert aufgezählt, welche Personen und
Aktivitäten zu bestrafen sind und wie hoch die Strafen sein sollen.

Dieses Gesetz, sollte es tatsächlich verabschiedet werden, richtet
sich in erster Linie gegen die Bahais, die in Iran ohnehin starken
Repressionen und Einschränkungen ausgesetzt sind. Sie haben keinen
Zugang zu Bildungseinrichtungen, dürfen ihren Glauben nicht ausüben
und werden auf verschiedenen Ebenen diskriminiert. Viele von ihnen
befinden sich seit Jahren im Gefängnis. Die Bahais gelten aus der
Sicht der Islamisten als Abtrünnige, die den Islam den Rücken gekehrt
haben.


ANGEHÖRIGER PARAMILITÄRISCHER EINHEIT GETÖTET

Iranischen Medien zufolge wurde Abdolhossein Moghaddami, ein
ranghohes Mitglied der Basidsch-Milizen, die den Revolutionsgarden
unterstehen, am 22. Januar in der Provinz Chusitan von zwei
bewaffneten Motorradfahrern niedergeschossen. Die Attentäter waren
mit einer Kalaschnikow und einer Schrotflinte bewaffnet. Die
Nachrichtenagentur Irna meldete, Moghaddami war als Freiwilliger im
Irak und in Syrien an dem Kampf gegen den Islamischen Staat (IS)
beteiligt. Die Verantwortung für das Attentat hat bislang niemand
übernommen.


EINE FRAU ZU BOTSCHAFTERIN IRANS IN DÄNEMARK ERNANNT

Massudeh Ebtekar, Vizepräsidentin für Frauen und
Familienangelegenheiten, gab am 22. Januar bekannt, dass Afsaneh
Nadipur künftig als Botschafterin Irans in Dänemark arbeiten werde.
"Die Anwesenheit von Frauen im diplomatischen Dienst erhöht Irans
Erfolgschancen in der Außenpolitik," twitterte sie.

Nadipur ist bereits seit Jahren im Außenministerium tätig, eine Zeit
lang arbeitete sie in der iranischen Botschaft in Tokio.


EDALATCHAH STREIKT IM GEFÄNGNIS

Die iranisch-französische Wissenschaftlerin Fariba Edalatchah, die
sich seit August in iranischer Haft befindet, ist laut ihrem Anwalt,
Said Dehghan, im Teheraner Evin Gefängnis in einen Sitz- und
Hungerstreik getreten, weil es ihr untersagt wird, ihren
Lebenspartner, Roland Gabriel Marchal, zu treffen, der sich ebenfalls
im Gefängnis befindet. Durch die Nahrungsverweigerung sei seine
Mandantin "sehr geschwächt, " sagte der Anwalt am 22. Januar der
Presse.

Edalatchah ist Sozialwissenschaftlerin. Sie hat in Straßburg studiert
und in Paris promoviert. Ihre Spezialgebiete sind Iran und Islam.
Ursprünglich wurde ihr vorgeworfen, für ausländische Geheimdienste
spioniert und Aufruhr gestiftet zu haben. Doch Anfang Januar gab der
Anwalt bekannt, dass diese Vorwürfe fallen gelassen wurden.
Stattdessen laute die Anklage nun: "Propaganda gegen die Islamische
Republik und Vorbereitung einer Straftat."

Marchal ist französischer Staatsbürger. Er ist ebenso wie Edalatchah
Wissenschaftler. Beide arbeiten in Paris am selben Institut, sie sind
Kollegen und zugleich Lebenspartner. Marchal, der im August seine
Partnerin in Teheran besuchen wollte, wurde ebenfalls von
Sicherheitsbeamten festgenommen.

Rechtanwalt Dehghan, der auch Marchal vertritt, sagte, offenbar wird
das Treffen der beiden untersagt, weil sie nicht bei einem iranischen
Standesamt als Ehepartner registriert seien. Doch diese Begründung
sei "unlogisch," weil die beiden seit 28 Jahren in Frankreich ein
gemeinsames Leben führten. Vielleicht könnte dieser Vorwand damit
umgangen werden, dass die beiden im Gefängnis heiraten, sagte der
Anwalt.

Frankreich hat bereits mehrmals gegen die Festnahme von Edalatchah
und Marchal protestiert und deren sofortige Freilassung gefordert.
Präsident Emmanuel Macron bezeichnete die Festnahmen als
"inakzeptabel." Doch Iran erkennt die französische Staatsbürgerschaft
von Edalatchah nicht an und betrachtet sie als iranische
Staatsbürgerin. Daher werden die Proteste als Einmischung in die
inneren Angelegenheiten Irans zurückgewiesen.


SOHN DES 1979 GESTÜRZTEN SCHAH ERWARTET REGIMEWECHSEL IN
WENIGEN MONATEN

Der im Exil lebende 59-jährige Sohn des 1979 gestürzten Schahs, Resa
Pahlawi, sagte, es werde innerhalb den nächsten Monate einen
Regimewechsel in Iran geben. "Dies ist nur eine Frage der Zeit,"
sagte er am 16. Januar laut afp auf einer Pressekonferenz in
Washington. Die Lage sei ähnlich, wie die 1979 kurz bevor sein Vater
das Land fluchtartig verlassen musste. Es könne sich nur noch um
"einige Wochen oder Monate" bis zum "finalen Kollaps" handeln, sagte
er. Er rief die westlichen Regierungen dazu auf, nicht mit Teheran zu
verhandeln und dem Land keinerlei Zugeständnisse zu machen. Die
politische Atmosphäre in Iran sei "wie in den letzten drei Monate von
1978."

Resa Pahlawi lebt seit dem Sturz des Schah-Regimes in Amerika.
Offenbar haben die Proteste vom November und Januar ihn zu dieser
gewagten Prognose veranlasst.

 * 


KULTUR

• Sänger Saman festgenommen 

• Geplante "Perser-Schau" in Karlsruhe abgesagt 

• UNESCO reagiert auf Trumps Drohung, iranische Kulturstätte zu zerstören


SÄNGER SAMAN FESTGENOMMEN

Amir Arjang Kasemi, mit dem Künstlernamen "Saman" wurde in einem
Lokal im Norden Teherans festgenommen. Die Polizei bezeichnete ihn
als "illegalen Sänger" oder "Los Angeles Sänger. " Nader Moradi,
Leiter des Teheraner Wohnungsamts, erklärte am 23. Januar, Saman habe
nach seiner Ankunft in Teheran unter Beobachtung gestanden, "gestern
Abend hat er in einem Lokal im Norden der Stadt ein Konzert
aufgeführt. " Demgegenüber sagte Ahmad Chosrawi, Pressesprecher der
"Nadja" (übersetzt: Ordnungskraft der Islamischen Republik): "Der
Sänger aus Los Angeles, der vor Jahren nach Iran zurückgekehrt ist,
wurde gestern Abend, während er in einem Lokal seine Lieder vortrug,
festgenommen. "

Als Hintergrund: In Los Angeles befindet sich die größte iranische
Gemeinde in der Diaspora. Sie besteht vorwiegend aus Iranerinnen und
Iranern, die nach der Revolution von 1979 aus Iran geflüchtet sind.
Aus der Sicht des Teheraner Regimes gilt diese Gemeinde als Symbol
der Dekadenz, eine Gemeinde, die verwestlicht und amerikanisiert
wurde und ihre iranischen Wurzeln verloren hat.

Saman hatte bereits als Jugendlicher Iran verlassen. Zunächst lebte
er in der Türkei, danach ging er nach Amerika. Sein erstes Album,
Elah-e Eschgh (Göttin der Liebe), veröffentlichte er 1992. Doch
bekannt wurde er durch sein 2000 veröffentlichtes Album Schamduni
(Kerzenhalter), das durch in Los Angeles ansässige iranische Fernseh-
und Radiosender weltweit verbreitet wurde. Nach diesem Album siedelte
er nach Dubai um, wo er in den Nachtclubs iranische Touristen mit
seinen Liedern begeisterte. Während dieser Zeit reiste er mehrmals
nach Iran. Dort arbeitete er mit verschiedenen modernen Musikgruppen
zusammen, die im Untergrund tätig waren, darunter mit der Gruppe Yas,
mit der er 2007 ein Album mit dem Titel "bas ham kameh" (es ist immer
noch zu wenig) herausbrachte.

In einem Interview 2018 sagte er auf die Frage, warum er sich in Iran
aufhalte: "Ich bin ein Iraner, ich liebe mein Vaterland und möchte
hier arbeiten. Ich bin weder politisch noch an sonstigen Dingen
interessiert, lebe seit zwei Jahren in Iran, habe mein neues Album
bestehend aus 16 Titeln hier produziert und hoffe, dass das
Ministerium für Kultur und Islamische Führung (Zensurbehörde) dafür
die Genehmigung zur Veröffentlichung erteilt. "

Im vergangenen Jahr wurde Saman bei der Trauerfeier für den
Schauspieler Malek Motii gesehen. Wann genau er festgenommen wurde,
ist nicht klar. In jüngster Zeit wurden einige Künstler und Sänger,
die zuvor im Ausland tätig waren, nach ihrer Rückkehr in die Heimat
festgenommen. Mohammad Chordadian und Habib Mohebbian gehören dazu.


GEPLANTE "PERSER-SCHAU" IN KARLSRUHE ABGESAGT

Wegen der unsicheren politischen Lage in Iran wurde die für den
kommenden Herbst in Karlsruhe geplante "Perser-Schau" "abgesagt. "Wir
müssen sie stoppen - wir bekommen unsere Objekte nicht versichert,"
sagte Museumsdirektor Eckart Köhne laut dpa am 23. Januar anlässlich
der Jahrespressekonferenz im Karlsruher Schloss. Köhne ist zugleich
Präsident des Deutschen Museumsbundes. Die Absage sei höchst
bedauerlich, sagte er, weil gerade in dieser besonderen Lage, in der
die Konflikte mit Iran zu eskalieren drohten, der Austausch und die
Zusammenarbeit zwischen den Museen zur Entspannung beitragen könnte.

Geplant war die Ausstellung von rund 200 "kostbaren Leihgaben" von
iranischen Museen aus dem 6. bis 4. Jahrhundert vor Christus,
darunter Gold- und Silbergefäße sowie zahlreiche Keramiken. Im
Gegenzug planten die Karlsruher die Ausstellung einiger Objekte aus
der Zeit der Antike aus dem Mittelmeerraum in Teheran. Das hätte der
erste direkte Austausch zwischen einem deutschen Museum mit einer
iranischen Kulturstätte sein können. Ein solcher Austausch sei sehr
selten, sagte Köhne. Dafür gebe es nur wenige Beispiele, wie der
Austausch Teherans mit dem Louvre in Paris und dem Victoria and
Albert Museum in London.

Allein die Versicherung der Objekte hätte einen zweistelligen
Millionenbetrag gekostet. Aber aufgrund der unsicheren Lage sei kein
Unternehmen dazu bereit gewesen, die Objekte zu versichern. Köhne
kündigte an: "Sobald sich die Lage gebessert hat, werden wir sofort
wieder dort sein und es anschieben."


UNESCO REAGIERT AUF TRUMPS DROHUNG, IRANISCHE KULTURSTÄTTE
ZU ZERSTÖREN

Die Organisation der Vereinten Nationen für Wissenschaft, Erziehung
und Kultur, UNESCO, hat auf US-Präsident Trumps Drohung, Irans
Kulturstätte zu bombardieren, mit einem Hinweis auf die
UN-Resolutionen von 1954 und 1972 reagiert. USA und Iran gehören zu
den Unterzeichnerstaaten. Demnach sei es den Unterzeichnerstaaten
verboten, Kulturerben in anderen Unterzeichnerstaaten zu schädigen
oder zu zerstören, sagte Generaldirektorin Audrey Azuolay bei einem
Treffen mit dem iranischen UNESCO-Botschafter am Sitz der
Organisation in Paris. Die Zerstörung kultureller Objekte gilt als
Kriegsverbrechen.

Die Drohung Trumps stieß in den sozialen Netzwerken ebenfalls auf
heftige Kritik. Viele Userinnen und User verglichen die Drohung mit
der Zerstörungswut des Islamischen Staates (IS) und der afghanischen
Taliban. Einige forderten Twitter auf, die Äußerung Trumps zu
löschen. Der Sprecher des britischen Premierministers sagte, nach
internationalen Konventionen sei die Zerstörung von Kulturstätten
verboten. Großbritannien werde sich nicht daran beteiligen.

Auch die amerikanische Schauspielerin Patricia Arquett übte bei der
Vergabe der Golden Globe Awards am 5. Januar scharfe Kritik an Donald
Trump. "Amerika steht an der Schwelle eines neuen Kriegs und der
Präsident droht 52 Ziele, darunter kulturelle, zu bombardieren. (...)
Amerikanische Soldaten riskieren ihr Leben, und auf der anderen Seite
der Welt wissen die Menschen in Iran nicht, ob nicht demnächst ihre
Kinder von amerikanischen Bomben getroffen werden, "sagte Arquett.

Trump hatte mit der Ankündigung, 52 Ziele in Iran zu bombardieren,
einen historischen Bezug zu der Geiselnahme von 1979 hergestellt, bei
der 52 amerikanische Botschaftsangehörige 444 Tage lang in Geiselhaft
ausharren mussten. Für die USA stellte diese Aktion eine Demütigung
dar, die noch nicht vergessen scheint.

US-Verteidigungsminister Mark Esper korrigierte Trumps Äußerung am 6.
Januar. "Wir halten uns an internationale Vereinbarungen," sagte er
vor Journalisten. Auch Außenminister Mike Pompeo wies den Vorwurf,
die USA planten Kriegsverbrechen, entschieden zurück. Er versicherte
im Interview mit dem Fernsehsender ABC, dass mögliche Anschläge gegen
Iran "gesetzeskonform" sein würden. Gefragt, ob er damit Trumps
Äußerung nicht widerspreche, sagte der Minister: "Wir werden
innerhalb des Systems handeln." Er kenne die Pläne des
Verteidigungsministeriums. "Jedes Ziel, das wir angreifen, wird ein
gesetzeskonformes Ziel sein."

 * 


WIRTSCHAFT

• Atomdeal weiter vom Scheitern bedroht

• Konflikt Iran-USA treibt Ölpreis in die Höhe

• Drastischer Rückgang des deutschen Handels mit Iran

• Sarif sagte Teilnahme am Weltwirtschaftsforum ab


ATOMDEAL WEITER VOM SCHEITERN BEDROHT

Allen Spannungen zwischen Teheran und Washington zum Trotz, scheinen
die USA zu einem neuen Atomabkommen mit Iran bereit zu sein. Laut der
Agentur Reuters sagte Kellyanne Conway, eine Beraterin Präsident
Donald Trumps, auf die Frage ob der Präsident auf die Rückkehr Irans
zum Verhandlungstisch hoffe: "Er sagt, er ist dafür aufgeschlossen -
falls Iran anfängt, sich wie ein normales Land zu benehmen. Dann
sicherlich, auf jeden Fall."

Demgegenüber betonen die Europäer weiter, sie möchten an dem
bestehenden Abkommen festhalten. Der EU-Außenbeauftragte Josep
Borrell twitterte am 6. Januar, das Atomabkommen mit Iran müsse
unbedingt erhalten bleiben. Es sei sowohl für die regionale
Stabilität als auch für die internationale Sicherheit von großer
Bedeutung.

Umso mehr sorgte Irans Ankündigung, die im Abkommen vorgesehenen
Einschränkungen nicht mehr zu berücksichtigen, für Besorgnis und
Bedauern. Teheran reagierte damit auf die Tötung von General Ghassem
Soleimani. Allerdings will Iran nach eigenen Angaben nach wie vor mit
der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEA) zusammenarbeiten.
"Teheran wird weiterhin mit der IAEA zusammenarbeiten und die
UN-Behörde wird weiterhin die iranischen Atomanlagen
überwachen,"sagte Präsident Rohani in einem Telefongespräch mit dem
britischen Premier Boris Johnson am 9. Januar.

Die USA forderten die EU-Staaten auf, das Abkommen aufzugeben und
sich für neue Verhandlungen einzusetzen. EU-Ratspräsident Charles
Michel lehnte ab. Nach einem Telefonat mit Irans Präsident Hassan
Rohani sagte sein Sprecher am 9. Januar, das Abkommen sei enorm
wichtig. Michel habe die iranische Regierung aufgefordert, Handlungen
zu unterlassen, die nicht rückgängig gemacht werden könnten.

Auch Frankreich lehnte die Aufforderung der USA ab. Außenminister
Jean-Yves Le Drian sagte am 10. Januar dem Radiosender RTL, man könne
nicht zulassen, dass das Abkommen nach und nach auseinanderfalle,
sonst werde Iran in ein, zwei Jahren Zugang zu Nuklearwaffen finden.

Indes sagte der Grünen-Europaabgeordnete Reinhard Bütikofer: "Ich
habe nicht den Eindruck, als würden die Europäer ihre Verantwortung
aus dem Abkommen ernst nehmen." Er forderte die EU-Mitglieder auf,
sich für das Funktionieren der Ersatzgesellschaft Instex einzusetzen.
"Wenn die Politik ein Signal der Zögerlichkeit sendet, trägt das
nicht zur Ermutigung von Unternehmen bei, in Iran Geschäfte zu
machen," sagte er. Er räumte dem hinzufügend allerdings ein, dass es
fraglich sei, ob Instex den Anforderungen einer größeren Beteiligung
entsprechen könne.

Der weitere Rückzug Irans aus dem Abkommen veranlasste die
EU-Außenminister am 10. Januar zu einem Treffen in Brüssel. Dabei
wurde Iran von mehreren Ministern aufgefordert, seine Verpflichtungen
einzuhalten. Die "Zerschlagung des Abkommens, wie die USA es
vorschlagen, sei die denkbar schlechteste Lösung," sagte Luxemburgs
Außenminister Jean Asselborn. Bundesaußenminister Heiko Maas sagte,
die EU wolle, "dass dieses Abkommen eine Zukunft hat. " Das setze
allerdings voraus, dass Iran die Maßgaben beachte. Etwas
versöhnlicher drückte sich Miroslav Lajak, Außenminister Sloweniens,
aus. Zwar sei die EU über den Rückzug Irans nicht glücklich, "aber
das Spiel ist noch lange nicht zu Ende. Wir hoffen, ihnen zu helfen,
wieder ins Spiel zurückzukehren," sagte er.

Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel und Russlands Präsident Vladimir
Putin erklärten nach einem Treffen in Moskau am 11. Januar, sie
wollten an dem Atomabkommen festhalten. "Wir sind uns einig, dass wir
alles daran setzen sollen, das Abkommen des JCPOA zu erhalten, "sagte
Merkel laut Reuters. "Deutschlands Überzeugung ist, dass Iran keine
Atomwaffen bekommen und auch nicht haben sollte."

Putin äußerte die Hoffnung, dass die von den Europäern gegründete
Zweckgesellschaft Instex bald in der Lage sein werde, den Handel mit
Iran trotz US-Sanktionen ausbauen zu können.

Dieses Festhalten an dem Abkommen hinderte die Europäer jedoch nicht
daran, Iran mit härteren Schritten zu drohen. "Wir behalten uns vor,
auf alle in der Vereinbarung vorgesehenen Maßnahmen zurückzugreifen,
um diese Vereinbarung zu erhalten und Fragen in Bezug auf Irans
Umsetzung seiner Verpflichtungen aus der Vereinbarung zu klären,
"erklärten die Staatschefs Deutschlands, Frankreichs und
Großbritanniens am 13. Januar laut Reuters.

Überraschend erklärte der britische Premier Boris Johnson am 13.
Januar in einem Interview mit der BBC, der Plan von US-Präsident
Donald Trump könne als Ersatz für das gegenwärtige Atomabkommen mit
Iran dienen. Trumps Plan sei ein "großer Schritt nach vorn."

Einen Tag später machten die Europäer ihre Drohung wahr. Sie
aktivierten am 14. Januar den im Abkommen vorgesehenen
Streitschlichtungsmechanismus, der, falls er scheitert, zur
Wiederaufnahme der UN-Sanktionen gegen Iran führen könnte.
Bundesaußenminister Heiko Maas erkläre, damit solle versucht werden,
den Konflikt diplomatisch zu lösen. "Die zunehmenden iranischen
Verletzungen des Nuklearabkommens konnten wir nicht länger
unbeantwortet lassen," sagte er. "Unser Ziel ist klar. Wir wollen das
Abkommen bewahren und zu einer diplomatischen Lösung innerhalb der
Vereinbarung kommen. Wir fordern Iran auf, sich konstruktiv an diesen
Verhandlungen zu beteiligen."

Das Atomabkommen räumt jedem Vertragspartner ein, sich an die so
genannte Gemeinsame Kommission zu wenden, falls ein Partner zu der
Auffassung gelangt, dass andere Partner gegen das Abkommen verstoßen.
Sollte die Kommission die Auffassung der Europäer, dass Iran gegen
das Abkommen verstoßen habe, teilen, kann es dazu führen, dass die
ausgesetzten UN-Sanktionen wieder eingesetzt werden.

Das Außenministerium in Washington begrüßte die Entscheidung der
Europäer und sagte seine "volle Unterstützung" zu. Es sei richtig,
sowohl wirtschaftlich als auch diplomatisch auf Iran Druck auszuüben.
Auch Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu reagierte auf die
Entscheidung der Europäer positiv. Er forderte sie auf, die
Sanktionen gegen Iran wieder einzuführen. "Wir wissen genau, was mit
dem iranischen Atomprogramm vor sich geht. Iran denkt, er kann an die
Atomwaffen kommen. Ich wiederhole: Israel wird es Iran niemals
erlauben, an Atomwaffen zu kommen, "sagte Netanjahu laut Reuters am
14. Januar.

Indes lehnte Iran den Vorschlag der USA zu einem neuen Atomabkommen
ab. Es habe wenig Sinn, wenn die USA immer wieder neue Vorschläge
präsentierten und Präsident Trump seine Versprechen breche, sagte
Präsident Rohani am 15. Januar im staatlichen Fernsehen. Klüger wäre,
wenn sie zum bereits bestehenden Abkommen zurückkehren würden. Er
kritisierte die drei EU-Staaten, den Streitschlichtungsmechanismus in
Gang gesetzt zu haben. Sie sollten lieber versuchen, ihre
Verpflichtungen einzuhalten. Auf einer Kabinettssitzung am 15. Januar
warnte Rohani die Europäer vor "falschen Schritten."

Das Auswärtige Amt in Berlin wies am selben Tag die Vorwürfe zurück.
Dass die von den Europäern gegründete Ersatzgesellschaft Instex nicht
funktioniere, liege an Iran, hieß es. "Mittlerweile ist Instex bereit
und in der Lage, erste Transaktionen abzuwickeln, "sagte ein
Sprecher. Nun müsse Iran so rasch wie möglich die erforderlichen
Genehmigungen erteilen. Außenminister Maas wies bei einer Debatte im
Bundestag die Forderung der USA zurück, das Atomabkommen aufzugeben.
"Diejenigen, die jetzt unseren endgültigen Ausstieg aus der
Nuklearvereinbarung fordern, die muss man ganz offen fragen: Was wäre
dadurch gewonnen?," sagte er. "In keinem Land der Welt werden mehr
Kontrollen der Internationalen Atombehörde durchgeführt als in Iran."
Zu der neuen Initiative der Europäer sagte Maas: "Es gibt keinen
Automatismus hin zur Befassung des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen oder zum Wiedereinsetzen der Sanktionen. Klar ist aber
genauso: Wir werden uns nicht ewig von Teheran hinhalten lassen."

Am 15. Januar veröffentlichte die Washington Post einen Bericht, in
dem es hieß, die USA hätten auf die Europäer Druck ausgeübt, den
Streitschlichtungsmechanismus in Gang zu setzen, andernfalls würden
sie die Autozölle um 25 Prozent erhöhen.

Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer sagte dazu
am 16. Januar in London: "Die Drohung stand im Raum." Die Initiative
der Europäer sei aber nicht darauf zurückzuführen. Deutschland lehne
den "maximalen Druck" der Amerikaner auf Iran ab.

Irans Außenminister Sarif warf den Europäern vor "die Reste des
Abkommens verkauft zu haben," um eine Erhöhung der Zölle für Autos zu
verhindern. Mit Blick auf das Vorgehen der Europäer sagte Sarif: "Das
wird nicht funktionieren, meine Freunde. (...) Wenn ihr euch eure
Integrität abkaufen lassen wollt, nur zu. Aber beruft euch nicht auf
großartige moralische oder rechtliche Prinzipien."

"Es wäre ein fatales Signal für die Souveränität der EU, wenn die
Mitgliedsstaaten in ihrer Entscheidung, den
Streitschlichtungsmechanismus auszulösen, durch Trumps
Erpressungsversuch beeinflusst worden wären," erklärten
Bundestagsabgeordnete der Grünen.

Am 19. Januar erklärte Irans Parlamentspräsident Ali Laridschani,
sollten die Europäer Iran "unfair" behandeln, werde Teheran bezüglich
der Zusammenarbeit mit der Internationalen Atombehörde eine
"ernsthafte Entscheidung" treffen. Noch deutlicher äußerte sich
Außenminister Sarif: "Wenn die Europäer ihr unangemessenes Verhalten
fortsetzen oder die Akte Iran dem Sicherheitsrat vorlegen, dann
werden wir uns aus dem Atomwaffensperrvertrag zurückziehen," sagte
er.

Am 28. Januar bestätigte das Präsidium des Teheraner Parlaments den
Erhalt eines Antrags, in dem der Austritt Irans aus dem
internationalen Atomwaffensperrvertrag gefordert wird. Der Antrag
wird zunächst im zuständigen Ausschuss behandelt und danach zur
Abstimmung dem Plenum vorgelegt.


KONFLIKT IRAN-USA TREIBT ÖLPREIS IN DIE HÖHE

Der Konflikt zwischen Iran und den USA, vor allem die Furcht vor
Anschlägen auf Öltanker und Ölanlagen, haben die Ölpreise in die Höhe
getrieben. Laut dpa vom 6. Januar überstieg der Preis für Rohöl auf
den internationalen Märkten 70 Dollar pro Barrel. Das ist der höchste
Preis, der seit Mitte September, als saudische Ölanlagen angegriffen
wurden, für einen Barrel Öl gezahlt wurde.


DRASTISCHER RÜCKGANG DES DEUTSCHEN HANDELS MIT IRAN

Einem Bericht der Agentur Reuters vom 10. Januar zufolge ist der
Export von Deutschland nach Iran im vergangenen Jahr von Januar bis
November um etwa die Hälfte geringer geworden, genauer um 48,2
Prozent. Der Bericht bezieht sich auf vorläufige Berechnungen des
Statistischen Bundesamtes. Demnach sank der Import aus Iran sogar um
54,7 Prozent. Die Hauptprodukte, die Deutschland nach Iran
exportierte, waren Maschinen, chemische Erzeugnisse, Lebensmittel und
pharmazeutische Produkte. Der Wert der Exportgüter lag bei 1,3
Milliarden, der der Importe bei 191 Millionen Euro.

"Die Entwicklung und auch die Perspektiven des Iran-Handels sind ein
einziges Trauerspiel," sagte laut Reuters der Präsident des
Außenhandelsverbands BGA, Holger Bingmann. "Die ohnehin nicht rosige
Lage hat sich mit den aktuellen Spannungen und dem Säbelrasseln
zwischen den USA und Iran weiter verdüstert." Diese Entwicklung sei
Folge der Sanktionen. "Die territoriale Wirkung der US-Sanktionen
zwingt die meisten Unternehmen dazu, sich zwischen US-Markt oder Iran
zu entscheiden. Zudem lassen sich deswegen Geschäfte mit Iran kaum
noch finanzieren," sagte Bingmann.

Die Lage könne aber noch schlimmer werden, sagte Bingmann weiter. "Es
droht eine weitere Verschlechterung, wenn die EU nach der
Aufkündigung des Atomabkommens auch seitens des Irans ihrerseits
Sanktionen gegen Iran verhängt. Die wenigen Unternehmen, die nach den
vergangenen Monaten noch in Iran sind, sind hart gesotten und wissen
selbst am besten, wie viel unternehmerisches Risiko sie bereit sind,
einzugehen."


SARIF SAGTE TEILNAHME AM WELTWIRTSCHAFTSFORUM AB

"Diese Reise wird leider nicht stattfinden," sagte der Sprecher des
Teheraner Außenministeriums Abbas Musawi am 20. Januar den
Journalisten. Warum die geplante Reise abgesagt wurde, wurde nicht
mitgeteilt. Es hieß lediglich die Pläne des Ministers hätten sich
geändert. Das Forum fand vom 21. bis 24. Januar in Davos, Schweiz
statt.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Krise durch gezielte Tötung von Soleimani 

• Irans Vergeltungsschlag 

• Sistani verurteilt Auseinandersetzung zwischen Iran und USA auf irakischem Gebiet 

• Abschuss der ukrainischen Passagiermaschine 

• Erste Annäherung zwischen Iran und Saudi-Arabien 

• Parlament stuft US-Verteidigungsministerium als "terroristisch" ein 

• Keine Einreiseerlaubnis für Außenminister Sarif 

• Trumps Befugnisse zu Militäraktionen sollen begrenzt werden 

• Vorübergehende Festnahme des britischen Botschafters in Teheran 

• Geflüchtete Olympia-Siegerin will für Deutschland starten 

• Zwei iranische Diplomaten aus Albanien ausgewiesen 

• Brite um das Schicksal seiner in Iran inhaftierten Frau besorgt


KRISE DURCH GEZIELTE TÖTUNG VON SOLEIMANI

Millionen Trauernde haben an den dreitägigen Zeremonien zum Tod des
ermordeten Generals Ghassem Soleimani teilgenommen. Mit Tränen in den
Augen betete Revolutionsführer Ali Chamenei an Soleimanis Sarg. Alle
Redner schwörten Rache. Die Tochter Soleimanis, die bei den Feiern in
Teheran eine Rede hielt, sagte: "Die Familien von US-Soldaten im
westlichen Asien werden ihre Tage damit verbringen, auf den Tod ihrer
Kinder zu warten." Auch der Chef der palästinensischen Organisation
Hamas, Ismail Hanija, nahm an der Trauerfeier teil. "Der
palästinensische Widerstand werde Soleimanis Weg fortsetzen," gelobte
er, "um dem zionistischen Projekt und dem amerikanischen Einfluss
entgegenzutreten."

Soleimanis Nachfolger, Esmail Ghaani, kündigte im staatlichen
Fernsehen an, den Weg des "Märtyrers" Soleimani fortzusetzen und
alles zu tun, um die USA aus der Region hinauszutreiben.
Außenminister Sarif schrieb an US-Präsident Donald Trump gerichtet
auf Twitter: "Haben Sie jemals in Ihrem Leben ein solches Meer an
Menschen gesehen?" Er fragte ihn, ob er weiterhin den Ratschlägen der
"Clowns," die ihn umgeben, folgen wolle und ob er immer noch glaube,
Iran durch Sanktionen und Drohungen zur Kapitulation zwingen zu
können.

Verärgert über den Beschluss des irakischen Parlaments, die Präsenz
der USA im Irak zu beenden, sagte US-Präsident Donald Trump, sollten
die USA überhaupt zu der Entscheidung gelangen, sich aus Irak
zurückzuziehen, müsste dies zu ihren Bedingungen geschehen. Die USA
hätten für Milliarden eine "sehr einzigartige" Luftbasis
eingerichtet. "Wir gehen nicht, bevor sie uns das nicht erstatten."
Zu möglichen Vergeltungsversuchen Irans wiederholte der Präsident
seine Drohung, auch die Bombardierung iranischer Kulturstätte in
Erwägung zu ziehen. An die Kritiker gerichtet, sagte er: "Sie (die
Iraner) dürfen unsere Leute töten. Sie dürfen unsere Leute foltern
und verstümmeln. Sie dürfen Straßenbomben nutzen und unsere Leute in
die Luft jagen, und wir dürfen ihre kulturellen Stätten nicht
anfassen. Das funktioniert nicht."

Bei der Trauerfeier in Kerman, der Geburtsstadt Soleimanis, in der er
auch beigesetzt wurde, kam es zu einer Massenpanik, bei der laut
offiziellen Angaben 59 Menschen getötet und mindestens 212, zum Teil
schwer, verletzt wurden. Grund des Unglücks waren der Ansturm
riesiger Massen und die überfüllten Straßen.

Deutschland, Frankreich und Großbritannien riefen am 05. Januar alle
Beteiligten zu "äußerster Zurückhaltung" auf. "Es kommt nunmehr
entscheidend darauf an, zu deeskalieren," schrieben Merkel, Macron
und Johnson. "Wir appellieren an alle beteiligten Akteure, äußerste
Zurückhaltung und Verantwortungsbewusstsein an den Tag zu legen. Die
aktuelle Spirale der Gewalt in Irak muss beendet werden."

Der irakische UN-Botschafter Mohammad Hussein Bahr Aluloom forderte
den UN-Sicherheitsrat auf, das Attentat auf Soleimani und den hohen
irakischen Milizenkommandeur Abu Mahdi al-Muhandes auf irakischem
Boden zu verurteilen. Die Tötung sei ein klarer Verstoß gegen die
vereinbarten Auflagen für die amerikanischen Militärs. Das Attentat
sei eine "gefährliche Eskalation, die einen verheerenden Krieg im
Irak, in der Region und in der ganzen Welt zufolge haben könnte."

Nach dem Attentat auf Soleimani, das sowohl in den Vereinigten
Staaten als auch in anderen Ländern heftige Kritik hervorrief,
versuchten Trump und seine Mitarbeiter den Anschlag zu rechtfertigen.
Trump erklärte, Soleimani sei für den Tod von Tausenden Amerikanern
verantwortlich gewesen. Zudem habe er Anschläge gegen amerikanische
Einrichtungen geplant, die unmittelbar umgesetzt werden sollten.
"Soleimani hat aktiv neue Angriffe geplant und hatte sehr ernsthaft
unsere Botschaften im Blick und nicht nur die Botschaft in Bagdad.
Aber wir haben ihn gestoppt," sagte Trump bei einer Wahlveranstaltung
in Ohio am 10. Januar. "Der sadistische Massenmörder Ghassem
Soleimani plante und führte Attacken auf amerikanische Ziele aus und
tötete und verwundete Tausende US-Militärangehörige und viele, viele
Tausende und sogar Hunderttausende andere Leute."

Demgegenüber sagte Iraks Ministerpräsident Adel Abdel Mahdi im
Parlament, Soleimani sei der Überbringer einer Antwort auf einen
saudischen Vorschlag gewesen, wie "Einigungen und wichtige
Durchbrüche bei der Lage im Irak und in der Region erzielt werden
könnten." Dem widersprach US-Außenminister Mike Pompeo: "Wir wissen,
dass das nicht stimmt," sagte er.

Der amerikanische Senator Mike Lee, der der Fraktion der Republikaner
angehört, bezeichnete die Begründung der Regierung als "absolut
verrückt" und "unamerikanisch." Für die Behauptung der Regierung,
eine unmittelbare Gefahr für Leib und Leben der Amerikaner verhindert
zu haben, gäbe es keinerlei überzeugende Beweise. Die Regierung
erwarte von den Senatoren "gute kleine Jungs und Mädchen zu sein,
einfach mitzulaufen und das nicht öffentlich infrage zu stellen.
(...) Ich finde das absolut verrückt. Das ist inakzeptabel,
unamerikanisch und verfassungswidrig."

Höchst bemerkenswert war die Äußerung des US-Verteidigungsministers
Mark Esper. Bei einem Interview mit dem Sender CBS am 13. Januar
sagte er, er kenne keine konkreten Beweise für Pläne Soleimanis,
US-Botschaften anzugreifen. Trump habe keine Beweise präsentiert,
sondern nur von Möglichkeiten gesprochen. Dazu sagte Adam Schiff,
Vorsitzender des Geheimdienstausschusses im Repräsentantenhaus: "Nun
sagt Esper, es waren keine Geheimdienstinformationen, sondern nur
Trumps persönliche Überzeugung. Das ist keine Grundlage, um uns an
den Rand eines Krieges zu führen."

Der Iran-Beauftragte der US-Regierung Brian Hook warnte den
Nachfolger von Soleimani. In einem Interview mit der
arabischsprachigen Zeitung "Al Shargh Alawsat" vom 23. Januar sagte
er: "Wenn Esmail Ghaani denselben Weg (wie Soleimanai) beschreitet
und Amerikaner tötet, wird er dasselbe Schicksal erleben, wie sein
Vorgänger." Jeder Angriff auf Amerikaner oder amerikanische
Interessen werde mit aller Härte beantwortet. "Das ist keine neue
Bedrohung, denn der Präsident hat klargestellt, dass er die
amerikanischen Interessen mit "absoluter Entschiedenheit" schützen
und verteidigen werde. Ich denke, dass auch das Regime in Teheran
inzwischen gemerkt hat, dass es die USA nicht angreifen kann, ohne
dafür zu büßen," sagte Hook am Rande des Wirtschaftsforums in Davos.

Die Krise nach dem Tod Soleimanis erreichte ihren Höhepunkt am 8.
Januar mit dem Raketenangriff Irans auf irakische Stützpunkte, in
denen auch amerikanische Soldaten stationiert waren.


IRANS VERGELTUNGSSCHLAG

Bei den Trauerfeiern für General Ghassem Soleimani hat man überall im
Land Drohungen und Rufe nach Vergeltung gehört. Ein hochrangiger
Offizier der Revolutionsgarden sagte, die Amerikaner sollten entweder
ihre Soldaten aus der Region zurückziehen oder für sie Särge kaufen.
Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif versuchte dahingegen, die
emotional geladene Stimmung, die die Gefahr eines Krieges erhöhen
könnte, zu beschwichtigen. Iran werde auf die Tötung Soleimanis
"angemessen" reagieren. Der Angriff werde sich gegen "legitime Ziele"
richten, sagte er in einem Interview mit einem amerikanischen Sender.
"Wir sind ein Volk, das die Gesetze respektiert. Daher werden wir
nichts unternehmen, was diesem Grundsatz widerspricht," sagte Sarif

Diese Stellungnahme bezog sich offenbar auf eine Äußerung des
US-Präsidenten Donald Trump, der gedroht hatte, 52 Ziele in Iran
bombardieren zu lassen, darunter auch kulturelle Ziele. "Falls Iran
irgendetwas macht, was es nicht tun sollte, werden sie die
Konsequenzen erleben. Und das sehr stark," sagte Trump.

Auf die Vermutung, Iran könnte seine Stellvertreterorganisationen
beauftragen, Terrorakte gegen Amerikaner durchzuführen, sagte Sarif,
Iran habe keine Stellvertreterorganisationen außerhalb seiner
nationalen Grenzen. Die Menschen, die im Irak an der Trauerfeier für
Soleimani teilgenommen hätten, seien "selbständig, sie haben Gefühle
und Emotionen und sind in der Lage selbst zu denken und
Entscheidungen zu treffen." Daher könne Iran nicht kontrollieren oder
bestimmen, wie sie auf den Mordanschlag reagieren werden.

In der Nacht zum 8. Januar haben die iranischen Revolutionsgarden
zwei irakische Stützpunkte in Ain al-Assad und Erbil, die unter
anderem von Truppen der USA als Militärbasis benutzt werden, mit
mehreren Raketen angegriffen. Die Revolutionsgarden berichteten, bei
der "Operation Märtyrer Soleimani" seien zwei amerikanische
Stützpunkte als Vergeltung für den Anschlag auf Soleimani mit 35
ballistischen Boden-Boden-Raketen angegriffen worden. Dabei seien 50
Amerikaner getötet worden. Der Angriff sei ein "voller Erfolg"
gewesen. Sie warnten die USA, auf den Angriff mit weiteren Attacken
zu reagieren.

Iran betrachte diese Strafmaßnahme als "Akt der Selbstverteidigung.
(...) Wir streben nicht nach einer Eskalation oder einem Krieg, aber
wir werden uns gegen jede Aggression verteidigen," twitterte Sarif.
Er bezog sich auf Artikel 51 der UN-Charta. Dieser Artikel gewähre
jedem Land, das angegriffen wird, das Recht zur Selbstverteidigung.
Der Raketenangriff auf die Stützpunkte sei erfolgt, nachdem "unsere
Bürger und hochrangige Offizielle" attackiert worden seien, schrieb
der Minister.

General Amir Ali Hadschisadeh, Chef der Luftwaffe der
Revolutionsgarden, sagte nach den Anschlägen: "Wir wollten niemanden
töten, obwohl bei den Anschlägen "sicherlich" Dutzende Amerikaner
getötet worden sind. Wenn wir gewollt hätten, wären mehr als 500
Menschen gestorben."

Das Pentagon bestätigte den Raketenbeschuss. Insgesamt hätten die
Garden 15 Raketen abgefeuert. Es habe kaum Opfer gegeben. Auch der
Sender CNN berichtete, dass es bei dem Angriff keine Opfer gegeben
habe. Das Weiße Haus in Washington berief die zuständigen Minister zu
einer Krisensitzung. Trump kündigte eine Stellungnahme für den
nächsten Tag an. "Alles ist gut," twitterte er. Er wolle schauen, ob
es bei dem Angriff Opfer gegeben habe oder Schäden entstanden seien.
Und er fügte hinzu: "Wir haben das stärkste und am besten
ausgestattete Militär überall auf der Welt, bei weitem."

Bemerkenswert war, dass Iran die irakische Regierung bereits einige
Stunden zuvor über den Angriff informiert hatte, wohl wissend, dass
die Iraker die Information auch an die Amerikaner weiterleiten
würden. Das gab die Regierung in Bagdad elf Stunden nach dem Angriff
bekannt. Zugleich erklärte sie, Irak lehne "jede Verletzung seiner
Souveränität" und "jede Attacke auf seinem Gebiet" ab. Sie werde
alles unternehmen, um eine weitere Eskalation der Lag zu verhindern.
Zudem beschloss das irakische Parlament, alle ausländischen Truppen
aufzufordern, das Land zu verlassen. Allerdings liegt die letzte
Entscheidung in dieser Angelegenheit bei der irakischen Regierung.
Daraufhin erklärte die NATO, sie werde Teile ihrer Soldaten aus dem
Irak abziehen. Am 8. Januar bestellte das Außenministerium in Bagdad
den iranischen Botschafter ein und teilte ihm mit, Bagdad betrachte
den Angriff als Verstoß gegen die Souveränität des Landes. Alle
Beteiligten an dem Konflikt sollten sich zurückhalten. Bagdad werde
nicht dulden, dass Irak zum Schauplatz der Auseinandersetzungen
fremder Mächte werde.

Einem Bericht des Nachrichtensenders CNN zufolge hatte Iran zudem
über mindestens drei geheime Kanäle Washington versichert, dass es
sich auf diese Attacke beschränken und keine weiteren Aktionen
durchführen werde. Eines dieser Kanäle sei die Schweizer Botschaft in
Teheran gewesen. Die US-Regierung habe gedroht, Iran müsse mit einer
heftigen Reaktion rechnen, sollten Amerikaner getötet werden,

Wenige Stunden nach dem Anschlag sagte Irans Revolutionsführer Ali
Chamenei in einer Rede, die vom staatlichen Fernsehen direkt
übertragen wurde, der Angriff sei "eine Ohrfeige gegen die
Amerikaner" gewesen. "Die Amerikaner haben in dieser Region nur Krieg
und Zerstörung angerichtet." Das iranische Volk habe mit seiner
massenhaften Teilnahme an den Trauerfeiern für Soleimani gezeigt,
dass die Revolution auch nach vierzig Jahren immer noch lebendig sei.
Der Terroranschlag auf Soleimani sei ein wichtiges Ereignis gewesen.
"Das Thema Rache steht auf einem anderen Blatt. Jetzt haben sie (die
Amerikaner) eine Ohrfeige bekommen. Militärische Aktionen reichen
nicht aus. Es muss der verderblichen Präsenz der Amerikaner in der
Region ein Ende gesetzt werden."

Den Medien zufolge wurde der Angriff von Chamenei, der auch
Oberbefehlshaber der Streitkräfte ist, genau beobachtet. "Diejenigen,
die meinen, die Amerikaner würden ihre Feindschaft gegen uns beenden,
wenn wir zu Zugeständnissen bereit wären, irren sich," sagte Chamenei
weiter. Er würdigte abermals die Verdienste Soleimanis und sagte:
"Ich lobte ihn immer, wenn er mir über seine Arbeit berichtete. Aber
jetzt verbeuge ich mich vor ihm." Die Amerikaner hätten für die
Region nichts gebracht als Zerstörung, "Jetzt ist Iran an der Reihe.
Sie wollen unser geliebtes Land zerstören." Abermals lehnte Chamenei
Verhandlungen mit den USA ab. Verhandlungen seien der Beginn von
"Einmischungen und Feindseligkeiten. Das wollen wir nicht haben."

Irans Präsident Hassan Rohani erklärte in einer Stellungnahme am 8.
Januar, der Angriff zeige "eindeutig," dass Iran nicht vor den
Vereinigten Staaten kapitulieren werde. "Wenn die Amerikaner ein
weiteres Verbrechen begehen, müssen sie wissen, dass sie eine noch
härtere Antwort erhalten werden. Das werden sie nicht tun, wenn sie
klug sind." Auch Rohani betonte, dass Gegenschläge nicht ausreichend
seien. Es gehe darum, die Amerikaner vollständig aus der Region zu
vertreiben. Das sei die "wahrhaftige und endgültige Antwort der
Nationen der Region an die USA."

Sichtlich erleichtert und stolz trat US-Präsident Donald Trump vor
dem Weißen Haus in Washington ans Rednerpult und sagte an das Volk
und die Führung Irans gerichtet: "Wir wollen, dass Sie eine Zukunft,
eine großartige Zukunft haben, eine Zukunft, die Sie verdienen, eine
des Wohlstands zu Hause und der Harmonie mit den Nationen der Welt."
Bei den Angriffen Irans seien keine Amerikaner zu Schaden gekommen.

Wie es schien, bewertete Trump die Angriffe Irans als harmlos. Er
sagte, er werde auf eine militärische Reaktion verzichteten. Aber
ganz ungeschoren sollte Iran nicht davonkommen. Es werde weitere
Sanktionen gegen das Land geben, sagte er.

Auch US-Vizepräsident Mike Pence wollte die Angriffe nicht
überbewerten und versuchte, die Lage zu deeskalieren. "Offen gesagt,
wir erhalten einige ermutigende Geheimdienstinformationen, nach denen
Iran Botschaften an seine verbündeten Milizen schickt, sich nicht
gegen amerikanische Ziele oder Zivilisten zu wenden," sagte er am 9.
Januar dem Sender CBS. "Und wir hoffen, dass diese Botschaften zu
einem Echo führen." "Wir sind, glaube ich, heute sicherer" als vor
dem Tod Soleimanis. Wir streben keinen Regimewechsel in Iran an, aber
wir wollen, dass das Regime sein Verhalten ändert."

US-Verteidigungsminister Marc Esper hatte am 7. Januar in einem
Interview mit CNN ebenfalls erklärt, die USA wollten keinen Krieg
gegen Iran. "Wir wollen ihn beenden." Er forderte Iran auf, mit den
USA zu verhandeln. Er versuchte, den Anschlag auf Soleimani zu
legitimieren. Es gebe ausreichend Beweise und Indizien dafür, dass es
Pläne gegen US-Ziele gegeben habe. "Der Befehlshaber einer
terroristischen Organisation trifft in Bagdad den Befehlshaber einer
anderen terroristischen Organisation, um gemeinsam Anschläge gegen
amerikanische Ziele, Diplomaten und Einrichtungen zu planen. Wir
haben sie bevor sie ihre Pläne realisieren konnten, außer Gefecht
gesetzt," sagte Pence.

Bundesaußenminister Heiko Maas sagte am 8. Januar: "Wir verurteilen
den iranischen Raketenangriff auf irakische Militärstützpunkte, auf
denen auch Koalitionskräfte stationiert sind. Wir fordern Iran auf,
alle Schritte zu unterlassen, die zu einer weiteren Eskalation führen
könnten."

Entgegen der ersten Angaben sind bei dem Angriff doch mehrere
US-Soldaten verletzt worden, berichtete dpa am 17. Januar. Demnach
teilte das US-Zentralkommando mit, dass die Verletzten wegen
Gehirnerschütterung in einem Militärkrankenhaus in Landshut in
Deutschland behandelt würden. Das US-Verteidigungsministerium gab am
29. Januar bekannt, dass bei dem Angriff 64 Soldaten verletzt worden
seien. Ein Sprecher betonte, die Angaben könnten sich noch ändern.

Irans Verteidigungsminister Amir Hatami schließt einen weiteren
Angriff gegen die USA nicht aus. "Unser nächster Schritt wird davon
abhängen, welche Schritte die andere Seite unternehmen wird," schrieb
er am 9. Januar auf Twitter. Doch das eigentliche Ziel Irans seien
nicht Angriffe, es gehe vielmehr darum die Präsenz der USA in der
gesamten Region zu beenden. "Denn die Amerikaner haben durch ihre
Anwesenheit nichts Anderes gebracht als Krieg und Zerstörung."


SISTANI VERURTEILT AUSEINANDERSETZUNG ZWISCHEN IRAN UND USA
AUF IRAKISCHEM GEBIET

Der hoch angesehene irakische Geistliche, der als höchste Instanz der
irakischen Schiiten gilt, hat die gewaltsamen Auseinandersetzungen
zwischen Iran und den USA auf irakischem Boden scharf verurteilt.
Keine ausländische Macht dürfe das Schicksal des irakischen Volkes
bestimmen, erklärte der geistliche Führer in einer Botschaft, die am
10. Januar beim Freitagsgebet in der Pilgerstadt Kerbela verlesen
wurde. Die jüngsten gegenseitigen gefährlichen Angriffe seien
Verstöße gegen die irakische Souveränität und bildeten die Ursache
für die gefährliche Lage der gesamten Region.

Sistani hatte nach der Tötung des iranischen Generals Soleimani am 3.
Januar den Anschlag verurteilt und alle Seiten zur Mäßigung
aufgerufen. Auch die Angriffe der USA gegen schiitische Milizen
bezeichnete der Ayatollah als Verstoß gegen internationales Recht.
Diese Ereignisse deuteten "auf ungute Zeiten" für den Irak hin,
erklärte er.

Auch Saudi-Arabien warf Iran nach dem Angriff auf Stützpunkte im Irak
die "Verletzung der irakischen Souveränität" vor.


ABSCHUSS DER UKRAINISCHEN PASSAGIERMASCHINE

Am 8. Januar meldete Teheran den Absturz einer Passagiermaschine mit
176 Menschen an Bord. Alle Insassen, 167 Passagiere und neun
Crew-Mitglieder, kamen ums Leben. Kurz danach behaupteten die
verantwortlichen in Iran, Ursache des Unglücks sei ein
Triebwerksausfall gewesen.

Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selensky brach bestürzt seien
Staatsbesuch in Oman ab und kehrte nach Kiew zurück. Nach Angaben des
ukrainischen Außenministeriums waren elf ukrainische Staatsbürger an
Bord der Maschine.

Der Vorfall ereignete sich in der Nähe von Teheran, kurz nach dem
Start der Maschine. Zahlreiche Fluggesellschaften stoppten ihre Flüge
über Iran und Irak. Teheran erklärte, man wolle das Ausland umfassend
in die Untersuchung des Absturzes mit einbeziehen. Auch die USA
sollten mit einbezogen werden. Doch nach und nach häuften sich
Hinweise darauf, dass die Maschine nicht aus technischen Gründen
abgestürzt sei, sondern abgeschossen sein könnte. Teheran wies dies
vehement zurück und sprach von "psychologischer Manipulation."

Vor allem Kanadas Ministerpräsident Justin Trudeau und der britische
Premier Boris Johnson sprachen frühzeitig von konkreten Hinweisen,
die auf einen Abschuss der Maschine deuteten. Beide betonten jedoch,
dass der Abschuss wahrscheinlich aus Versehen erfolgt sei. Auch
US-Präsident Donald Trump sagte, er habe einen "Verdacht." "Jemand
auf der anderen Seite könnte einen Fehler gemacht haben." Er fügte
noch hinzu, er halte einen technischen Fehler als Ursache des
Unglücks für ausgeschlossen. Der luxemburgische Außenminister Jean
Asselborn vermutete ebenfalls einen Abschuss der Maschine. "Es sind
mutwillig 176 Leben vernichtet worden," sagte er in Brüssel. "Diese
kriegerische Nervosität muss aufhören." Russland hingegen erklärte,
es sei "inakzeptabel" vor einer gründlichen Untersuchung von einem
Abschuss zu sprechen. "Man sollte nicht versuchen, mit dieser
fürchterlichen Tragödie politisch zu punkten" sagte Vizeaußenminister
Sergej Riabkow am 10. Januar laut dpa.

Teheran bestritt weiterhin den Abschuss. "Dieses Flugzeug ist nicht
von einer Rakete getroffen worden," sagte der Chef der Flugaufsicht,
Ali Abedsadeh. Die Behauptung, das Flugzeug sei "von etwas anderem
getroffen worden, ist wissenschaftlich nicht haltbar." Doch der
Verdacht erhärtete sich. Trudeau wies auf Erkenntnisse kanadischer
und anderer Geheimdienste hin und sagte, möglicherweise sei der
Abschuss aus Versehen erfolgt.

Indes berichtete die Nachrichtenagentur AP, mehrere Videos geprüft zu
haben, auf denen der Aufprall der Maschine ebenso zu sehen sei wie
das Objekt, das die Maschine getroffen habe.

Endlich gestand die iranische Militärführung am 11. Januar, die
Maschine abgeschossen zu haben. Der Kommandeur der Luft- und
Weltraumeinheit der Revolutionsgarden, Ali Hadschisadeh bedauerte das
"schreckliche Versehen" und übernahm dafür die volle Verantwortung.
Nachdem er von dem Fall gehört habe, habe er sich gewünscht, tot zu
sein. Die Soldaten der Luftabwehrbatterie hätten gedacht, bei dem
Flugzeug handele es sich um einen Marschflugkörper. Diese Annahme,
wenige Stunden nachdem Iran irakische Stützpunkte mit Raketen
angegriffen hatte, habe nahegelegen. Der Soldat habe nur zehn
Sekunden Zeit gehabt, um sich zu entscheiden. "Er hat die falsche
Entscheidung getroffen," sagte der General. Unklar blieb aber
weiterhin, wer wann von dem Abschuss erfahren habe, warum es drei
Tage dauerte, bis man mit der Wahrheit herausrückte und schließlich
die Frage, ob das Flugzeug tatsächlich aus Versehen oder mit Absicht
abgeschossen wurde. Viele fragten sich, warum in dieser Situation, in
der man mit einem Gegenangriff der Amerikaner rechnete, der Luftraum
für Passagiermaschinen nicht geschlossen wurde. "Kanada und die Welt
haben viele Fragen," sagte Trudeau am 11. Januar vor Journalisten in
Ottawa. Er sei "empört und wütend."

Rohani versprach, die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Er
sprach von einem "schmerzlichen und unverzeihlichen Fehler" und
forderte die Justiz auf, einen hochrangigen Richter, unterstützt von
Sachverständigen, mit der Untersuchung des Falls zu beauftragen. Er
sei mit dem Funktionieren der Luftabwehrbatterie gut vertraut und
wisse daher, dass die Schuld nicht nur bei einer Person liegen könne.
Auch andere seien mitschuldig. "Ich will, dass die Menschen die
Wahrheit, die ganze Wahrheit, erfahren", sagte der Präsident.

Der Oberbefehlshaber der Revolutionsgarden, General Hossein Salami,
sagte in einer nichtöffentlichen Sitzung des Parlaments: "Wenn wir
nicht die Wahrheit gesagt hätten, hätte sie niemand erfahren." Er
verschwieg, dass die Militärs erst durch den Druck von außen
gezwungen wurden, den Abschuss zuzugeben. "Wir waren zunächst nicht
sicher, hatten aber den Verdacht, dass die Maschine versehentlich
abgeschossen wurde."

Mehdi Karrubi, ein führender Oppositioneller, der sich seit Jahren im
Hausarrest befindet, übte scharfe Kritik gegen Revolutionsführer
Chamenei. In einem offenen Brief an Chamenei schrieb er: "Sie sind
als Oberbefehlshaber der Streitkräfte verantwortlich für den Abschuss
der Maschine. Wussten Sie am gleichen Tag, was geschehen war? Oder
haben Sie, wie die Medien berichten, erst nach drei Tagen von dem
tragischen Vorfall erfahren? Wenn Sie am gleichen Tag informiert
wurden und es zuließen, dass die Bevölkerung und die ganze Welt drei
Tage lang belogen wurden, dann sind Sie gemäß der Verfassung nicht
für den Posten des Revolutionsführers geeignet. (...) Wenn Sie aber
nicht informiert gewesen sein sollten, dann muss man fragen, ob ein
Befehlshaber, der nicht informiert und zum Spielball seiner
Untergebenen wird, für den Posten des Revolutionsführers geeignet
ist."

Am 14. Januar gab die Justiz bekannt, dass einige Personen im
Zusammenhang mit dem Abschuss der Maschine festgenommen wurden. Am
selben Tag berichtete die New York Times, die Maschine sei nicht mit
einer Rakete, sondern mit zwei Raketen beschossen worden. Dies sei
auf einem im Netz neu aufgetauchten Video zu sehen. Am selben Tag gab
die Revolutionsgarde bekannt, dass der Mann, der den Vorgang
aufgenommen und ins Netz gestellt habe, verhaftet worden sei.
Daraufhin meldete sich ein Mann mit dem Namen Nariman Gharib, der
erklärte, er habe die Videoaufnahme erstellt. Anscheinend sei ein
anderer an seiner Stelle festgenommen worden.

Außenminister Sarif machte die USA für den Vorfall mitverantwortlich.
"Warum ist es passiert? Weil es eine Krise gab. Menschen machen
Fehler - unverzeihliche Fehler - aber es passiert in Krisenzeiten,"
sagte er am 15. Januar bei einer Konferenz in Neu-Delhi. Diese Krise
hätten die USA in der Region herbeigeführt. Mohssen Assadi Lari, ein
hochrangiger Beamter des Gesundheitsministeriums, der durch den
Abschuss zwei seiner Kinder verloren hatte, sagte, er sei überzeugt,
dass nicht nur ein Fehler einer einzigen Person zu der Katastrophe
geführt habe. "Die Verantwortlichen müssen zur Rechenschaft gezogen
werden," forderte er.

Am 21. Januar veröffentlichte die Luftfahrtbehörde ihren zweiten
Bericht über den Vorfall und erklärte, sie habe, um die Black Box
lesen zu können, Frankreich und USA um erforderliche Geräte gebeten.
Die Black Box sollte zunächst in die Ukraine geschickt werden, aber
später entschied Iran, sie nicht aus der Hand zu geben, was zu
Spekulationen führte. Auch Kanada hatte den Flugschreiber verlangt,
aber Iran lehnte ab.


ERSTE ANNÄHERUNG ZWISCHEN IRAN UND SAUDI-ARABIEN

Nachdem Iran in den letzten Monaten mehrmals Saudi-Arabien Gespräche
angeboten hat, signalisieren nun auch die Saudis Bereitschaft dazu.
Der saudische Außenminister Faisal bin Farhan hatte am 22. Januar
erklärt, sein Land sei zu Verhandlungen mit Iran bereit. Am nächsten
Tag reagierte Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif darauf. Er
ließ seinen Sprecher Abbas Mussawi erklären: "Iran ist ebenfalls an
Gesprächen mit seinen Nachbarn interessiert. Wir heißen jeden Schritt
willkommen, der den Menschen der Region wieder Hoffnung auf
Stabilität und Aufschwung bringt."

Seit längerem rivalisieren Iran und Saudi-Arabien um die
Vormachtstellung in der Region. Nachdem 2016 in Teheran und Maschad
die saudischen Vertretungen von protestierenden Demonstranten
gestürmt wurden, brach Riad die diplomatischen Beziehungen zu Teheran
ab. Seitdem versuchen die Saudis gemeinsam mit einigen anderen
arabischen Staaten, den USA und Israel eine gemeinsame Front gegen
Iran zu bilden. Sie werfen Iran vor, sich in Angelegenheiten der
Nachbarländer einzumischen und die gesamte Region zu destabilisieren.
Ähnlich klingen die Argumente Irans gegen die saudische Führung, die
Teheran als "reaktionär" und Lakai der USA bezeichnet. Doch Teheran
versucht seit geraumer Zeit, seine Beziehungen zu Saudi-Arabien und
den Arabischen Emiraten wieder zu normalisieren, um so die
Frontbildung der Gegner zu verhindern.


PARLAMENT STUFT US-VERTEIDIGUNGSMINISTERIUM ALS
"TERRORISTISCH" EIN 

Das iranische Parlament hat am 7. Januar das
US-Verteidigungsministerium sowie die mit ihm verbundenen Unternehmen
als "terroristisch" eingestuft. Die Maßnahme ist offenbar eine
Reaktion auf den Beschluss der US-Regierung, die iranischen
Revolutionsgarden als "terroristisch" einzustufen. Der
Gesetzesentwurf wurde mit großer Mehrheit beschlossen. Auch
Mitglieder des Wächterrats, die bei der Sitzung anwesend waren,
stimmten dem Gesetz zu.

Bislang hatte das Parlament nur das Zentralkommando der Vereinigten
Staaten (CENTCOM) und die ihm unterstehenden Organisationen und
Kräfte als terroristisch eingestuft. Zugleich wurde beschlossen, "zur
Stärkung der Revolutionsgarden" weitere 200 Millionen Euro zur
Verfügung zu stellen.


KEINE EINREISEERLAUBNIS FÜR AUßENMINISTER SARIF

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif bestätigte am 7. Januar,
dass die USA ihm die Einreiseerlaubnis zum Besuch einer
UN-Veranstaltung in New York verweigert hätten. Sarif wollte an einer
Veranstaltung zum 75. Gründungsjahr der Vereinten Nationen
teilnehmen. Er war Wochen zuvor zu dieser Veranstaltung eingeladen
worden.

Sarif warf den USA vor, Unwahrheiten verbreitet zu haben. Das
US-Außenministerium habe behauptet, die Zeit sei zu kurz gewesen, um
seinen Antrag zu prüfen, sagte er. Dabei habe er den Antrag Wochen
zuvor eingereicht.

Die USA sind verpflichtet, aufgrund einer entsprechenden Vereinbarung
mit der UNO, Personen, die von der Weltorganisation eingeladen
werden, die Einreise zu erlauben. Die Weigerung, dem iranischen
Außenminister die Einreise zu gestatten, verstößt gegen diese
Vereinbarung.

Die USA hatten im Sommer gegen Sarif Sanktionen verhängt, mit der
Begründung, er arbeite direkt oder indirekt mit Revolutionsführer Ali
Chamenei zusammen. Dennoch wurde ihm im September die Einreise zur
Teilnahme an der UN-Vollversammlung erlaubt.

Zu seiner Reise nach New York sagte Sarif, er habe keine große Lust
gehabt, an der Veranstaltung teilzunehmen. "Sie hätte mir aber die
Gelegenheit gegeben, über die Verbrechen der USA zu berichten."


TRUMPS BEFUGNISSE ZU MILITÄRAKTIONEN SOLLEN BEGRENZT
WERDEN

Nach dem Anschlag auf General Ghassem Soleimani wollen die Demokraten
im US-Abgeordnetenhaus versuchen, Trumps Befugnisse, militärisch
gegen Iran vorzugehen, zu begrenzen. Nancy Pelosi, Vorsitzende im
Abgeordnetenhaus, kündigte laut dpa am 8. Januar an, eine
entsprechende Resolution ("War Powers Resolution") vorzulegen. Der
Resolutionsentwurf schreibt dem Präsidenten vor, eine
Militäroperation innerhalb von 30 Tagen zu beenden, Falls der
Kongress der Operation nicht zustimmt.

Pelosi kritisierte die Tötung Soleimanis. Sie sei provokativ und
unangemessen gewesen. "Der Präsident hat deutlich gemacht, dass er
keine schlüssige Strategie hat, um das amerikanische Volk zu
schützen, eine Deeskalation mit Iran zu erreichen und die Stabilität
in der Region zu sichern." Zudem habe Trump es versäumt, bei der
Entscheidung, Soleimani zu töten, den Kongress zur Beratung
hinzuzuziehen, sagte Pelosi. "Die Regierung muss mit dem Kongress
zusammenarbeiten, um eine sofortige, wirksame Deeskalationsstrategie
voranzubringen, die weitere Gewalt verhindert. Amerika und die Welt
können sich keinen Krieg leisten. "


VORÜBERGEHENDE FESTNAHME DES BRITISCHEN BOTSCHAFTERS IN
TEHERAN 

Der britische Botschafter in Teheran, Rob Macaire, wurde am 11.
Januar vorübergehend festgenommen. Nach iranischer Darstellung hatte
er an Protestdemonstrationen vor der Universität Amit Kabir gegen die
iranische Staatsführung teilgenommen und dabei die Demonstranten zu
"radikalen Aktionen" ermuntert, berichtete die Agentur Tasnim. Er sei
nach einigen Stunden wieder freigelassen worden. Die Agentur, die den
Revolutionsgarden nahesteht, beruft sich auf einen ungenannten
Sicherheitsbeamten, der berichtete, die Sicherheitsbeamten hätten den
Botschafter beobachtet und nachdem sie festgestellt hatten, dass er
gegen die Sicherheit des Landes verstößt, festgenommen. Danach habe
man den Botschafter dem Außenministerium übergeben und das
Ministerium habe ihn freigelassen.

Das Außenministerium in London reagierte empört auf die Festnahme.
"Die grundlose und unbegründete Festnahme unseres Botschafters in
Teheran ist eine ungeheuerliche Verletzung internationalen Rechts,"
erklärte Außenminister Dominic Raab. "Die iranische Regierung steht
an einem Scheideweg," hieß es weiter. Sie habe die Wahl, entweder den
bisherigen Weg fortzusetzen, was zur vollständigen Isolierung des
Landes führen werde. Oder sie könne sich um Deeskalation bemühen und
die Konflikte auf diplomatischem Weg lösen.

Auch der Sprecher des Ministeriums warf Iran vor, mit der Festnahme
des Botschafters gegen die Wiener Konvention verstoßen zu haben. Das
sei nicht das erste Mal, dass Iran die Konvention missachte,
twitterte er. Iran solle sich entschuldigen und die Rechte der
Diplomaten achten.

Zwei Abgeordnete im Teheraner Parlament forderten am 12. Januar, den
Botschafter aus Iran auszuweisen. Der Abgeordnete Alaeddin
Borudscherdi, ehemaliger Vorsitzender des Ausschusses für
Außenpolitik und Nationale Sicherheit, sagte, Großbritannien habe bei
der Verhängung von Sanktionen gegen Iran und ebenso bei den
Problemen, mit denen Iran konfrontiert sei, eine wichtige Rolle
gespielt. Es wäre angebracht, wenn das Außenministerium Maßnahmen zur
Ausweisung des Botschafters treffen würde.

Der Abgeordnete Abdolresa Mosri sagte: "Es ist unglaublich, dass der
britische Botschafter an Aufruhr teilnimmt. Ich frage mich, ob die
britische Botschaft in Teheran eine diplomatische Vertretung ist oder
das Zentrum zur Organisierung der Konterrevolution. Die Einmischung
der Briten (in inneren Angelegenheiten Irans) geht soweit, dass der
Botschafter sich offen hinter die Randalierer stellt."

Das Teheraner Außenministerium forderte am 13. Januar in einer
Erklärung London auf, "jegliche Einmischung und Provokation" sofort
zu beenden. Andernfalls werde sich Teheran nicht mit der
Einbestellung des Botschafters begnügen. Iran dulde keine
Einmischung, insbesondere nicht durch Staaten mit "kolonialer
Vergangenheit."

Der Botschafter wies die Vorwürfe zurück. Er habe lediglich an einer
Trauerwache für die Opfer des Flugzeugabschusses vor der Universität
teilnehmen wollen. Schließlich seien in der Maschine auch
verunglückte britische Staatsbürger gewesen. Nachdem er aber gemerkt
habe, dass sich die Trauerwache in eine Protestkundgebung verwandele,
habe er den Ort verlassen.


GEFLÜCHTETE OLYMPIA-SIEGERIN WILL FÜR DEUTSCHLAND
STARTEN

Die 21-jährige iranische Taekwondo-Kämpferin, Kimia Alisadeh, die
Iran aus politischen Gründen verlassen hat und derzeit sich in
Hamburg aufhält, äußerte laut "Bild am Sonntag" vom 19. Januar den
Wunsch, bei den Olympischen Spielen in Tokio für Deutschland zu
starten. "Ich würde mich freuen, dort für Deutschland an den Start zu
gehen. Ich hoffe auf ein ruhiges und problemloses Leben hier," sagte
sie. Sie war eine Woche zuvor aus Iran in die Niederlande geflohen.
Auf Instagram schrieb sie: "Ich bin eine der Millionen unterdrückten
Frauen in Iran. (...) Ich habe das Land verlassen, weil ich genug
davon habe, von den Behörden als Propaganda-Instrument benutzt zu
werden. Ich akzeptiere den Schmerz und die Härte des Heimwehs, weil
ich nicht Teil von Heuchelei, Lügen, Ungerechtigkeit und Schmeichelei
sein wollte," sagte sie. Sie hatte 2016 in Rio de Janeiro eine
Bronzemedaille gewonnen.

Musa Cicek, Vizepräsident der Deutschen Taewondo Union sagte laut dpa
vom 27. Januar, die Iranerin könnte als Mitglied des
IOC-Flüchtlingsteam an den Olympischen Spielen in Tokio teilnehmen.
"Wir haben schon zwei Sportler (Flüchtlinge), die für Olympia
vorgesehen sind. Sie werden wie unsere Athleten von den
Bundestrainern gecoacht. Und so was können wir natürlich auch mit ihr
machen." Allerdings müsse sie als Geflüchtete in Deutschland
anerkannt werden. Ob dies bis April gelingen werde, sei unsicher.


ZWEI IRANISCHE DIPLOMATEN AUS ALBANIEN AUSGEWIESEN

Albanien hat am 15. Januar zwei iranische Diplomaten ausgewiesen.
"Das Ministerium hat sie zu unerwünschten Personen erklärt, weil sie
Aktivitäten nachgingen, die mit ihren diplomatischen Status
unvereinbar sind, "teilte der albanische Außenminister Gent Cakaj
laut dpa auf seiner Facebook-Seite mit. Konkrete Angaben machte er
nicht.

Weiter berichtete die Agentur, die in Kosovo erscheinende Zeitung
"Gazeta Express" habe auf ihrer Webseite berichtet, die Diplomaten
seien an Planungen terroristischer Anschläge im Nahen Osten und in
Europa beteiligt gewesen. Ihren diplomatischen Status hätten die
beiden Personen, die in Wirklichkeit Mitarbeiter des iranischen
Geheimdienstes waren, benutzt, um ihre Identität zu tarnen. Es ist
nicht festzustellen, ob die Planungen mit der gezielten Tötung des
iranischen Generals Ghassem Soleimani in Zusammenhang gestanden
haben.

Als vor sechs Jahren die Mitglieder der iranischen Volksmodschahedin
aus dem Irak ausgewiesen wurden, erklärte sich Albanien bereit, sie
aufzunehmen. Seitdem leben rund 2.000 Mitglieder der
Volksmodschahedin in einem Flüchtlingslager in Albanien.

Auch im vergangenen Jahr hatte Albanien den iranischen Botschafter
und einen Mitarbeiter der Botschaft wegen illegalen Aktivitäten
ausgewiesen. Im Oktober teilte die albanische Polizei mit, eine
paramilitärische Gruppe, die zu den iranischen Revolutionsgarden
Verbindung hatte, entdeckt und ihren Plan, das Lager der Modschahedin
anzugreifen, vereitelt zu haben. Iran bestritt damals die Angaben der
Polizei und behauptete, die Maßnahme der Polizei sei durch Druck
seitens Israels auf Albanien erfolgt.

Kürzlich bezeichnete Revolutionsführer Chamenei Albanien als ein
"kleines, aber wildes und zynisches Land."


BRITE UM DAS SCHICKSAL SEINER IN IRAN INHAFTIERTEN FRAU
BESORGT

Richar Ratcliff, Ehemann von Nazanin Zaghari-Ratcliff, einer Iranerin
mit britischer Staatsangehörigkeit, die sich seit 2016 in iranischer
Haft befindet, sorgt sich angesichts der jüngsten Ereignisse um das
Schicksal seiner Frau. In einem Artikel in der Zeitung "Daily Mail"
schrieb er, er habe die Befürchtung, Iran könnte wegen der Tötung von
General Soleimani Rache üben und die Haftstrafe seiner Frau erhöhen.
Er wolle nicht, dass seine Frau "wie eine Schachfigur" hin und her
geschoben werde.

Die 40-jährige Zagheri, Projektmanagerin der
Thomson-Reuters-Stiftung, war wegen Spionagetätigkeit zu fünf Jahren
Gefängnis verurteilt worden. Sie streitet den Vorwurf ab. Sie
erklärte, dass sie in Iran lediglich ihre Familie besuchen wollte.
Inzwischen hat sie etwa die Hälfe ihrer Strafe abgesessen. Ihr Mann
hat am 23. Januar ein Gespräch mit dem britischen Premier Boris
Johnson geführt. Zu dem Termin hatte er auch seine 5-jährige Tochter
mitgenommen. Nach dem Gespräch sagte er vor Journalisten, es gebe
noch Unstimmigkeiten zwischen ihm und der Regierung. Er forderte,
dass der gegenwärtige Streit zwischen Teheran und London rasch zu
Ende gebracht wird. Bei dem Streit geht es um Panzer, die Iran zu
Schahs-Zeit bei den Briten bestellt und bezahlt hatte, die aber nie
geliefert wurden.

"Johnson hat gesagt: 'Wir werden alles tun, was möglich ist. Aber die
Lage ist kompliziert'," berichtete Ratcliff. Daran zweifle er nicht.
Aber die Regierung befinde sich derzeit in einer "sehr sensiblen"
Lage. Großbritannien versuche im Atomkonflikt mit Iran eine Position
zwischen der EU und den USA einzunehmen. "Ich habe gesagt, das ist
ein anderes Thema. Meine Angelegenheit betreffe ein Thema, das
international hoch bewertet wird. Es geht um eine Geiselnahme." Da
müsse London viel härter gegenüber Iran auftreten. "Ich glaube nicht,
dass Nazanin morgen oder nächste Woche freikommen könnte. Doch
Johnson muss härter und entschiedener auftreten."


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





PFLANZEN/056: Die Amazonas Riesenseerose - von der Natur gelernt ... (SB)



Um was für eine Pflanze mag es sich handeln, an deren langer Wurzel,
die tief in einen See hinab reicht, am oberen Ende sich ein riesiges,
rundes Blatt befindet? Es schwimmt auf der Wasseroberfläche und schaut
aus wie ein Teller oder ein Tablett, auf dem sich wie zur Dekoration
eine weiße oder rosa Blüte befindet. Mit der hat es noch eine
besondere Bewandtnis. Bei dieser gigantischen Wasserpflanze
handelt es sich um die Amazonas Riesenseerose. Sie ist nicht nur
gewaltig groß, sondern weist auch eine ganze Reihe an
Eigentümlichkeiten auf.




[image: Auf der Zeichnung befindet sich im Vordergrund eine Blüte, dahinter ein großes rundes Blatt - Grafik: Walter Hood Fitch, lithography, 1851 [Public domain], via Wikimedia Commons]

Amazonas Riesenseerose

Grafik: Walter Hood Fitch, lithography, 1851 [Public domain], via Wikimedia Commons




Wozu dient ihr großes Blatt?

In den Jahren um 1840 wurde diese beeindruckende Pflanze von dem
deutschen Botaniker Richard Schomburgh in Guyana entdeckt. Sie wächst
ursprünglich auch noch in Brasilien und Bolivien. So ist es
zu vermuten, dass die dort lebenden Menschen schon lange vorher von
dieser Pflanze Kenntnis hatten. Zunächst war ihr Entdecker von der
Größe des Blattes, aber auch noch viel mehr von der Blattunterseite
fasziniert. Sie weist ein Art Gitterstruktur mit Längs- und
Querverstrebungen auf, die dem Blatt mit seiner enormen Größe eine
hohe Stabilität verleiht. Die Zwischenräume sind mit Luft gefüllt, was
ein Untergehen des Blattes verhindert. Man kann es sich als eine Art
Luftkissen vorstellen. Um sich vor Fraßfeinden zu schützen, wachsen an
den Verstrebungen bis zu 3 Zentimeter lange, kräftige Dornen.




[image: Längs- und Querverstrebungen laufen auf die Mitte des Blattes zu, auf ihnen befinden sich zudem Stacheln zum Schutz vor Fraßfeinden - Foto: 2013 by Jojona (own work) [CC BY-SA 3.0 unported (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Im Zwischenraum der Verstrebungen befindet sich Luft

Foto: 2013 by Jojona (own work) [CC BY-SA 3.0 unported
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons




Als diese Pflanze später nach Europa gebracht wurde, waren
Wissenschaftler und Techniker von dem Aufbau des Blattes begeistert.
Man fand heraus, dass es aufgrund dieser bestimmten Struktur in der
Lage ist, eine Last von bis zu 60 Kilogramm zu tragen. Bei dem Bau des
gigantischen Kristall-Palastes in London nahm man diese Bauweise als
Vorbild für die Konstruktion, die man später gemeinhin als
Leichtbauweise bezeichnete. Fertiggestellt und eröffnet wurde der
Kristall-Palast zur Weltausstellung 1851 in London.




[image: Ein riesiges langgestrecktes Palastgebäude aus Glas und Stahl - Grafik: 1851, by Dickinson Brothers (Urheber)[Public domain], via Wikimedia Commons]

Der Kristallpalast in London

Grafik: 1851, by Dickinson Brothers (Urheber)[Public domain], via Wikimedia Commons




Die Riesenseerose selbst braucht das große Blatt, um möglichst viel
Sonnenlicht einzufangen.
Unter dem dichten Blätterdach des Waldes im Amazonasgebiet, wo man
diese Wasserpflanze auf den Nebenflüssen des Amazonas und auf Seen
findet, ist Sonnenlicht rar. Da ist es sinnvoll, so viel wie möglich
davon zu speichern. Es kommt vor, dass die gesamte Oberfläche eines
Sees mit den Blättern dieser Seerose bedeckt ist. Damit sie sich nicht
überlappen, sich also nicht eins über oder unter das andere schiebt,
haben sie einen kleinen nach oben gebogenen Rand gebildet, der das
verhindert. Befestigt sind sie jeweils an einer sieben bis acht Meter
langen Wurzel, die bis tief unten in den Seegrund reicht. Auf jedem
dieser Blätter entwickelt sich schließlich eine einzige Blüte, die
aber nur für zwei Tage zu sehen ist. Das scheint wenig Zeit, um sich
um die Fortpflanzung zu kümmern. Doch die Riesenseerose entwickelte
eine beeindruckende Art, wie sie ihre dringend benötigten
Bestäubertiere anlocken kann.




[image: Mehrere große Riesenseerosenblätter schwimmen auf der Wasseroberfläche eines Beckens in einem Gewächshaus - Foto: 2012, by LordToran (own work) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Im Gewächshaus bleiben die Blätter der Riesenseerose etwas kleiner

Foto: 2012, by LordToran (own work) [Public domain], via Wikimedia Commons




Eine Blüte als Käfer-Falle

Die ungefähr 40 cm im Durchmesser große Riesenseerosen-Blüte wird nicht
vom Wind oder von fliegenden Insekten bestäubt, sondern von Käfern.
Dabei handelt es sich um einen ausgeklügelten Vorgang. Die große,
weiße Blüte öffnet sich das erste Mal in der Abenddämmerung für eine
Nacht. Dabei setzt sie einen kräftigen Blütenduft frei, der stark
fruchtig bis etwas streng riecht. Zudem erhöht die Riesenseerose ihre
Temperatur im Blüteninneren um etwa 10° Grad im Vergleich zur
jeweiligen Außentemperatur. Durch die Wärme verdampfen die Duftstoffe
viel besser und lassen sich weit verbreiten. Von diesem Duft wird eine
Vielzahl von nachtaktiven Käfern angelockt. Landet einer von ihnen
auf einer Blüte, so kriecht er hinein. Entweder schließt sich die
Blüte dann sofort oder aber erst in der Morgendämmerung. Wenn sich
dann immer noch ein Käfer darin aufhält, wird er von der sich
schließenden Blüte gefangen. Da es sich bei dem Käfer um ein
tageslichtscheues Tier handelt, wird vermutet, dass es ihm nicht viel
ausmacht, die helle Tageszeit im Inneren der Blüte zu verbringen.

Dort sind nun die Staubblätter geöffnet und entlassen eine Menge
Pollen. Die Käfer werden im Folgenden über und über mit diesen leicht
klebrigen Pollen bedeckt. Ob sie sich auch zu einem Teil von dem
Pollen ernähren? Das ist wohl anzunehmen, denn sie werden von der
Pflanze angelockt mit der Aussicht auf leckere Nahrung, die aus Pollen
oder Nektar besteht. Sie haben also ausreichend Gelegenheit sich satt
zu fressen. Am Abend jedenfalls öffnet sich die Riesenseerosen-Blüte
wieder und das kleine Tier kann die "Käfer-Falle" verlassen. Sowohl er
als auch die Blüte haben sich in dieser Zeit verändert. Der Körper des
Käfers ist mit Pollen bedeckt, die Blüte hat ihre Farbe hin zu
rosa-lila gewechselt und verströmt nun keinen lockenden Duft mehr. Der
Käfer interessiert sich nun für die weißen, duftenden Blüten. Fliegt
der jetzt mit Pollen beladene Käfer auf eine weitere weiße Blüte,
klettert hinein und läuft über ihre Narbe, so bestäubt er sie mit dem
mitgebrachten Pollen.

Seerosen gehören zu den ältesten Blütenpflanzen auf der Erde. Wie und
warum sie sich überhaupt vor ungefähr 140 Millionen Jahren entwickelt
haben, blieb auch für Charles Darwin ein Geheimnis. Neueste
Untersuchungen gaben jedoch Hinweise darauf. Um das genauer zu
beschreiben, bedarf es eines weiteren Kapitels. Auf jeden Fall hat das
fein abgestimmte Zusammenspiel von Insekten (speziell diesen Käfern)
und der Riesenseerose das Überleben ihrer Art über viele Millionen
Jahre gesichert.

Fortsetzung folgt ...





Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


https://amazonas.de/riesenseerose-pracht-fuer-zwei-naechte/

https://www.kabeleinsdoku.de/themen/natur-und-mensch/wissens-clips/182-fakten-ueber-das-weltgroesste-blatt-wussten-sie-eigentlich-clip

https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/braunschweig_harz_goettingen/Riesenseerose-blueht-aber-nur-fuer-zwei-Naechte,aktuellbraunschweig2868.html
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THEATER/1474: Hamburg - "Gelb und Rosa" von Julia Hart, 16.2.2020

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Julia Hart

Gelb und Rosa

Eine theatral-philosophische Debatte über Herkunft

Spiel: Kristina Bremer, Madeleine Lauw,

Johannes Nehlsen, Florian Weigel

Regie + Konzept: Julia Hart

Ausstattung + Video: Iris Holstein

Musik: Daniel Huss

Assistenz: Ellen Stein

SO 16.02.2020, 17.00 Uhr, 8+



Zwei Holzkerle, der eine gelb, der andere rosa, erwachen auf einer
Wiese und schauen sich erstaunt an. Sie fragen sich: "Wer sind wir
eigentlich und woher kommen wir?" Rosa sagt: "Jemand muss uns gemacht
haben!" Gelb denkt: "Wir sind der pure Zufall!" So entsteht eine wilde
Debatte, in der die Erklärungsversuche sich verselbstständigen.

Das FUNDUS THEATER ist ein zentraler Ort für zeitgemäßes
Kindertheater. Es zeigt Eigenproduktionen und Stücke Hamburger und
überregionaler Gruppen. Als neue Kooperationspartner und zusätzliche
Spielstätten begrüßen wir sehr herzlich das HoheLuftschiff und das
Hamburger Puppentheater.

KARTENTELEFON: 040 - 250 72 70

TICKETKAUF ONLINE: WWW.FUNDUS-THEATER.DE

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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THEATER/1473: Hamburg - "Hase vs. Igel", 17.2.2020

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Die AZUBIS

Hase vs. Igel

Spiel + Regie: Kai Fischer, Christopher Weiß

Projektionen: Kai Fischer

Musik: Christopher Weiß

Dramaturgie: Caroline Heinemann

MO 17.02.2020, 10.00 Uhr, Ida Ehre Schule, 9+



Ein theatraler Wettstreit im Klassenzimmer Der legendäre Wettlauf
zwischen Hase und Igel ist lange entschieden: der Igel hat den Hasen
überlistet und der Hase ist in den Tod gerannt. Jahre später treffen
sich die Söhne der beiden. In einem Rückkampf wollen sie das Rennen
ihrer Väter wiederholen. Doch worum geht es wirklich? Ums Gewinnen für
die Ehre? Die Angst als Verlierer dazustehen? Oder den Spaß am
Wettstreit?

Das FUNDUS THEATER ist ein zentraler Ort für zeitgemäßes
Kindertheater. Es zeigt Eigenproduktionen und Stücke Hamburger und
überregionaler Gruppen. Als neue Kooperationspartner und zusätzliche
Spielstätten begrüßen wir sehr herzlich das HoheLuftschiff und das
Hamburger Puppentheater.

KARTENTELEFON: 040 - 250 72 70

TICKETKAUF ONLINE: WWW.FUNDUS-THEATER.DE

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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TREFF/778: Mönchengladbach - Aquarellieren auf Schloss Rheydt, Malkurs ab 03.03.20

Stadt Mönchengladbach

Aquarellieren auf Schloss Rheydt



Natur- und Architekturmotive finden sich in Hülle und Fülle auf
Schloss Rheydt. In diesem Malkurs unter Martina Noetzel, jeweils
dienstags von 10 bis 12.15 Uhr, lernen die Teilnehmer, wie sie
Bildmotive mit Aquarellfarben umsetzen können. Tusche, Spachtelmasse
und andere Gestaltungsmittel erweitern die klassische Aquarelltechnik.
Bei schönem Wetter findet der Kurs draußen statt, bei schlechtem
Wetter im Kursraum in der Torburg des Schlosses.

Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Mitzubringen sind ein
Skizzenblock (A4), ein Aquarellblock (A4), 2-3 Bleistifte, ein kleiner
Aquarellkasten und Pinsel.

Der Kurs startet am 3. März. Kursgebühr: 56 Euro.

Anmeldung: per Telefon unter 02166 / 92890-11 oder per E-Mail unter
museumspaedagogik@schlossrheydt.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.02.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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GEGENWIND/845: Kritik des Gothaer Programms heute

Gegenwind Nr. 375, Dezember 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Kritik des Gothaer Programms heute

von Klaus Peters



Allzu selten setzen sich politisch Interessierte, auch die, die
grundlegende positive Veränderungen wollen, mit den Inhalten von
Begriffen wie Ideologie, Dialektik oder gar den Grundlagen des
dialektischen und historischen Materialismus auseinander. Die Gründe
sind vielfältig: Desinteresse, fehlende Angebote, Zeitmangel oder die
Tatsache, dass auch mit vorbehaltslosem Opportunismus (persönliche)
Erfolge zu erzielen sind.

In der Tat scheint es ja so zu sein, dass selbst die dümmsten und
widersprüchlichsten politischen Entscheidungen immer wieder Mehrheiten
finden. Fehler werden akzeptiert oder vergessen, selbst wenn sie, wie
so oft, zu weiteren fehlerhaften Entscheidungen und Entwicklungen
führen. Letztlich muss es ja irgendwie weitergehen. Viele Menschen
sind in diese Prozesse involviert und die Medien machen mit. Ausnahmen
bestätigen die Regel oder dienen sogar als Alibi. Das Schlimmste was
passieren kann, sind Stimmen- und Mandatsverluste. Doch das
systemimmanente Beharrungsvermögen ist groß, sodass zumindest die
größeren Parteien nicht viel zu befürchten haben. Für die Kosten
kommen letztlich sowieso die Bürger auf.


Worauf es ankommt

Einige der neuen sozialen Medien bieten exakte und umfassende
politische Aufklärung. Es lohnt sich aber auch immer wieder, bei
Rousseau, Marx, Engels oder anderen Sozialphilosophen nachzuschlagen.
Bereits in dem Brief an Wilhelm Bracke [1], der der Kritik des Gothaer
Programms [2] von Karl Marx vom Mai 1875 vorangestellt ist, macht Marx
deutlich, worauf es ankommt: "Jeder Schritt wirklicher Bewegung ist
wichtiger als ein Dutzend Programme." Das Zweite worauf es ankommt,
ist im Kern die Präzision der Begriffe und Formulierungen.


Arbeit, Natur und Verteilung des Reichtums

Gleich der erste Grundsatz des Programmentwurfs steckt enthält
Ungenauigkeiten und Fehler. Im ersten Teil heißt es: "Die Arbeit ist
die Quelle alles Reichtums und aller Kultur." Hierzu stellt Marx fest,
dass nicht nur die "Arbeit", sondern vorweg die "Natur", die Quelle
allen Reichtums ist. Unter Reichtum sind Gebrauchsgüter zu verstehen,
die eben aus der Natur unter Einsatz von Arbeit entstehen. Der
vollständige Wortlaut des ersten Grundsatzes lautet: "Die Arbeit ist
die Quelle alles Reichtums und aller Kultur und da nutzbringende
Arbeit nur in der Gesellschaft und durch die Gesellschaft möglich ist,
gehört der Ertrag der Arbeit unverkürzt, nach gleichem Rechte, allen
Gesellschaftsgliedern."

Marx kommt zu dem Schluss, dass der letzte Teil des Grundsatzes ab
"gehört der Ertrag der Arbeit", eine "hohle Phrase" sei. Es schlägt
deshalb folgende Neuformulierung des gesamten ersten Grundsatzes vor:

"Quelle des Reichtums und der Kultur wird die Arbeit nur als
gesellschaftliche Arbeit" oder, was dasselbe ist, "in und durch die
Gesellschaft." "In dem Maße, wie die Arbeit sich gesellschaftlich
entwickelt und dadurch Quelle von Reichtum und Kultur wird, entwickelt
sich Armut und Verwahrlosung auf Seiten des Arbeiters, Reichtum und
Kultur auf Seiten des Nichtarbeiters."

Mit dieser Formulierung, insbesondere des zweiten Satzes, soll der
Zustand der kapitalistischen Gesellschaft beschrieben werden.
Nichtarbeiter können Kapitalisten oder Grundeigentümer bzw. Menschen
sein, die von der Arbeit Anderer leben.


Zur Gegenwart

Inwieweit sind die Überlegungen und Erkenntnisse, die diese Kritik
begründen, heute noch relevant? Die Antwort lautet: "Sie sind
überraschend bedeutsam." Zunächst einmal haben sich die
gesellschaftlichen Machtverhältnisse nicht wesentlich geändert, sie
sind aber durchaus komplizierter geworden. Die Antworten der Parteien,
auch der Parteien, die sich sozialistisch nennen, werden den
gegenwärtigen Verhältnissen nicht gerecht. Obgleich davon auszugehen
ist, dass nicht zuletzt durch die permanente Medienmanipulation selbst
gute Programme und Aktionen nicht auf eine angemessene Resonanz
treffen, sind die Angebote der Parteien und von diversen
zivilgesellschaftlichen Gruppen unzureichend. Sicher kann Marx nicht
mehr eins zu eins umgesetzt werden, doch schaut man sich Programme an,
sind sie zu umfangreich und zu wenig konkret. Sie werden, wie immer
wieder gern berichtet wird, vor allem von den Autoren gelesen. Nun ist
es natürlich auch nicht ganz einfach, realpolitische Vorschläge und
Vorschläge für einen grundlegenden gesellschaftlichen Wandel
miteinander zu verbinden. Grundsätzlich sollten aber vernunftgeleitete
Maßnahmen und Konzepte dominieren.

Zu einem Beispiel, der Einleitung eines Entwurfs eines Leitantrages.
Leitanträge sind oft auch als Vorstufen von Wahlprogrammen zu
betrachten. Die Überschrift des Entwurfs lautet: "Für Menschlichkeit
und Solidarität, für ein soziales, friedliches und ökologisches
Schleswig-Holstein!' Es geht dann weiter mit den Sätzen: " ... stehen
als sozialistische Partei für grenzenlose Solidarität und
Menschlichkeit, für eine bessere Zukunft. Wir finden uns nicht mit
einer Welt ab, in der Profitinteressen über die Lebensperspektiven der
Menschen entscheiden, in der Ausbeutung, Kriege und Imperialismus
Millionen vön Hoffnung und Zukunft abschneiden. Seit der Gründung der
Partei steht der Protest gegen eine Politik des Sozial- und
Demokratieabbaus im Mittelpunkt unserer politischen Arbeit." Es folgt:
"Auch in Schleswig-Holstein streiten wir für einen sozial-ökologischen
Politikwechsei. Unser Ziel ist eine Gesellschaft, in der alle
Menschen, die hier leben, das gleiche Recht auf Teilhabe am sozialen
Fortschritt, wie an Wissenschaft, Kultur, Mobilität, Gesundheit,
Bildung, Demokratie, Frieden und einen verantwortungsvollen Umgang mit
der Natur haben. Unsere Politik setzt sich für diese Ziele im Hier und
Jetzt ein, für wirkliche Verbesserungen für alle Menschen."


Phrasen oder mehr?

Menschlichkeit und Solidarität werden zur Phrase. Wer würde sich nicht
für Menschlichkeit einsetzen wollen'? Bei grenzenloser Solidarität
inachen vielleicht nicht alle mit, aber was wird eigentlich konkret
darunter verstanden? Beim Bekenntnis für eine bessere Zukunft machen
wieder alle mit, aber wie soll sie konkret aussehen? Was ist ein
soziales, friedliches und gar ökologisches Schleswig-Holstein'? Aha,
es geht um eine sozialistische Partei, nicht um ein sozialistisches
Land der Zukunft? Wieder geht.es um Menschlichkeit, jetzt sogar um
grenzenlose Solidarität der Partei. Also im Lande und weltweit ohne
Vorbehalte'? Man will sich nicht mit einer Welt abfinden, in der
Profitinteressen entscheiden. Gut, aber was wird dagegen gesetzt? Im
Mittelpunkt steht nur Protest gegen Sozial- und Demokratieabbau. Wo
sind die Beispiele?

Von sozial-ökologischem Politikwechsel faseln mehrere Parteien. Das
Recht auf Teilhabe am sozialen Fortschritt für alle Menschen soll es
sein. Sozialer Fortschritt ist doch wohl zunächst für
Unterprivilegierte notwendig. Bei der Wissenschaft sind wohl die
Ergebnisse gemeint. Bei Kultur, Mobilität und Gesundheit geht es doch
wohl vor allem um den Nachholbedarf der ländlichen Räume. Das gleiche
Recht an Teilhabe an Demokratie ist ein nobles Ziel. wie soll es
umgesetzt werden? Was soll gleiches Recht an der Teilhabe an Frieden
bedeuten? Und was das gleiche Recht am verantwortungsvollen Umgang mit
der Natur? Ist die Vergeseilschaftung gemeint oder nur ein
Betretungsrecht? Wichtig wäre die Begrenzung des Flächenverbrauchs und
des Wachstums insgesamt. Der letzte Satz ist auch sprach 1 ich missgl
ückt. Ja, wirkliche Verbesserungen, welche sind das nun konkret'? Die
iblgenden Absätze sollen vermutlich mehr Klarheit bringen. Nur wenige
Ansätze sind erkennbar.


Was also tun?

Abgesehen vom Einfluss ambitionierter allgemeiner politischer Bildung
und fachlicher Kompetenz müssen Programme so kurz wie möglich gehalten
werden. Die Aussagen müssen wahr und stimmig sein.
Alleinstellungsmerkmale sind hilfreich und genauer zu definieren. Die
Bedürfnisse der Regionen und von benachteiligten Minderheiten sind zu
beachten. Nachhaltigkeit im Sinne eines umfassenden Schutzes unserer
Lebensgrundlagen und der Gesundheit muss Priorität erhalten, ist
anschaulich zu definieren. Die Nachhaltigkeitsziele der UN bieten
durchaus gute Ansätze. Es besteht auch ein Bedarf an - nicht nur an
öffentlichen - Hilfen. Selbst Behörden sind oft einseitig fixiert,
insbesondere heiogen auf Interessen von Investoren, zudem nahezu
widerspruchslos an politischen Vorgaben gebunden. Widersprüche und
Lügen, Verschweigen und Beschönigen in Politik und Medien sind
aufzudecken. Dialektisches Denken sollte den Bürgern näher gebracht
werden. Dieses 1)enken ist aber zunächst selbst zu erlernen und zu
praktizieren.


Weiterführende Informationen:

Wikipedia: Kritik des Gothaer Programms

Karl Marx: Kritik des Gothaer Programms, ML-Werke


Anmerkungen:

[1] Verleger, Publizist und Politiker, Mitglied des Reichstags für die
Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SDAP).

[2] Es handelt sich um den Entwurf des Gothaer Programms, das dem
Vereinigungsparteitag von "Sozialdemokratischer Arbeiterpartei" (SDAP)
und dem "Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein" (ADAV) vorlag. Das Werk
gilt als wichtige Quelle für das Verständnis der Marx'schen Theorien
der Organisation und Natur einer kommunistischen Gesellschaft.

 * 
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GLEICHHEIT/7014: UN-Berichterstatter Nils Melzer entlarvt Intrigen der britischen Regierung

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

UN-Berichterstatter Nils Melzer entlarvt Intrigen der britischen
Regierung 

Von Oscar Grenfell

7. Februar 2020



Am Montagabend informierte der UN-Sonderbeauftragte für Folter, Nils
Melzer, bei einer Veranstaltung in der St. Pancras New Church in London
über die Versuche der britischen Regierung und der etablierten Medien, ihn
an der Verteidigung des inhaftierten WikiLeaks-Gründers Julian Assange zu
hindern.

Die Veranstaltung wurde von dem Akademiker Deepa Driver unter dem Motto
"Free the Truth" organisiert. Neben Melzer, der einen eindrucksvollen
Beitrag hielt, sprachen auch der ehemalige britische Diplomat und
Whistleblower Craig Murray, Lisa Longstaff von Women Against Rape und Eva
Joly, eine Ermittlungsrichterin und ehemalige Vertreterin der französischen
Grünen im Europaparlament.

Seit Mai 2019 erklärt Melzer öffentlich, dass Assange das Opfer einer
beispiellosen, seit neun Jahren andauernden Verfolgung durch
Großbritannien, Schweden und die USA geworden ist, und dass er medizinisch
nachweisbare Symptome von psychologischer Folter aufweist. Melzer erklärte,
die ganze Zeit über seien seine Untersuchungen und Empfehlungen ignoriert
worden: "Die Staaten haben sich geweigert, meine Ergebnisse zu
berücksichtigen oder mit mir in Dialog zu treten, selbst um die Fragen zu
beantworten, die ich ihnen im Rahmen des Mandats, das sie mir erteilt
haben, stelle."

Wie der UN-Beauftragte enthüllte, haben die britischen Behörden hinter den
Kulissen aktiv versucht, ihn zu behindern.

Melzer erklärte: "Sie haben sich bei der UN-Hochkommissarin für
Menschenrechte über mich beschwert. Sie schienen nicht zu begreifen, dass
ich unabhängig bin. Ich bin direkt vom Menschenrechtsrat ernannt worden.
Doch der [britische] Botschafter in Genf hat ihr erklärt, er sei 'nicht
glücklich darüber', wie ich mein Mandat erfülle. Zufälligerweise habe ich
auch von meinem Arbeitgeber in Glasgow gehört, dass die Behörden nicht
allzu glücklich darüber seien, wie ich mein Mandat erfülle."

Dass die britische Regierung gleichzeitig Melzers Untersuchungen ignoriert
und offenbar im Hintergrund gegen ihn intrigiert, entlarvt die ganze
Rechtlosigkeit des Rachefeldzugs, den die USA angestiftet haben.

Unabhängig von seiner Rolle als Vertreter der UN, hat Melzer einen
Lehrauftrag an der Universität Glasgow als Professor für Völkerrecht. Die
britischen Behörden können nur einen Grund haben, die Universität zu
kontaktieren, nämlich sie unter Druck zu setzen, gegen Melzer vorzugehen,
weil er im Fall Assange zu seinen Prinzipien steht. Dieses Verhalten
erinnert an die Angriffe der britischen und amerikanischen Regierungen auf
UN-Experten, die im Vorfeld des illegalen Überfalls auf den Irak die Lügen
über "Massenvernichtungswaffen" öffentlich verurteilt hatten.

Melzer erklärte hartnäckig: "Ich lasse mich nicht einschüchtern. Ich führe
das Mandat aus, das die Vereinten Nationen mir gegeben haben, soweit meine
Moral und meine Urteilskraft es zulassen. Es ist ein Verstoß gegen meine
Unabhängigkeit, wenn man die offiziellen Prozeduren umgeht, um meine
Glaubwürdigkeit und meine Position bei den Vereinten Nationen und bei
meinem Arbeitgeber zu beeinträchtigen. Ich werde mit Sicherheit nicht
nachgeben."

Der Berichterstatter wies darauf hin, dass ihm einige Kritiker
unterstellten, er würde "die Grenze überschreiten", denn Assanges
Behandlung habe "nichts mit Folter zu tun". An sie gewandt fragte Melzer:
"Inwiefern hat es nichts mit Folter zu tun, wenn ein Mann Beweise für
Folter und Kriegsverbrechen von Regierungen entlarvt - aber keiner dafür
angeklagt wird?"

Wie Melzer erklärte, basiert seine Einschätzung, Assange sei gefoltert
worden, auf einer umfassenden Untersuchung im letzten Jahr, an der zwei
Fachmediziner teilgenommen hatten. Die Diagnose wurde gemäß dem
"Istanbul-Protokoll" gestellt, dem internationalen Standard für die
Identifikation von Symptomen für Folter.

Melzer warnte, Assange werde "öffentlich vor unseren Augen in Zeitlupe
zerstört", um "weltweit all diejenigen einzuschüchtern, die auf die
gefährliche Idee kommen könnten, WikiLeaks nachzueifern". Sollte Assange an
die USA ausgeliefert werden, dann hätte er keine Aussicht auf einen fairen
Prozess.

Melzer wies darauf hin, dass Assange laut der amerikanischen Anklage 175
Jahre Haft drohen, während die schuldig gesprochenen Kriegsverbrecher im
ehemaligen Jugoslawien nur höchstens 40 Jahre erhalten hatten. Assange habe
jedoch "niemanden getötet oder verletzt", sondern nur wahre Dokumente
veröffentlicht.

Auf die Behauptung, Melzer habe "seine Neutralität aufgegeben", fragte er:
"Soll ich zwischen einem Folterer und einem Gefolterten unparteiisch sein?
Nein. Ich muss einen Fall neutral und objektiv untersuchen und keine
Vermutungen anstellen, bevor ich alles untersucht habe. Aber sobald ich
herausgefunden habe, dass jemand gefoltert wurde, bin ich natürlich nicht
neutral, sondern werde ihn verteidigen."

Doch nicht nur die Regierung versucht, die Unterstützung für Assange zu
schwächen. Melzer gab bekannt, er habe die BBC "neun Monate lang um ein
Interview gebeten". Er habe angeboten, in der Sendung "Hard Talk"
aufzutreten, um über Assanges Fall zu sprechen, sei aber mit dem Vorwand
abgespeist worden, das wäre nicht "berichtenswert".

Gleichzeitig wurde Assange von BBC-Reportern verunglimpft. Einer behauptete
letzten Monat, Assange habe "sich der Justiz entzogen", als er 2012 sein
völkerrechtlich gesichertes Recht auf politisches Asyl in der
ecuadorianischen Botschaft in London wahrnahm. Melzer fragte: "1940 konnte
Hannah Arendt, die wegen staatsfeindlicher Propaganda verhaftet wurde, vor
der Gestapo und der Internierung durch das Vichy-Regime fliehen und erhielt
in den USA Asyl. Hat sie sich damals auch 'der Justiz entzogen'?" Er
erinnerte an weitere Fälle von Dissidenten, die vor Verfolgung geflohen
waren, u.a. indem sie in ausländischen Botschaften Asyl beantragt hatten.

Melzer wies darauf hin, dass diese Lügen Teil einer breiten Kampagne sind.
Ihr Zweck besteht darin, jede Diskussion über die schwerwiegenden Folgen
von Assanges drohender Auslieferung für die demokratischen Rechte zu
unterdrücken. Am Dienstag sollte in Chatham House eine Veranstaltung über
die "juristischen, systemischen und rufschädigenden Folgen des Falls
Assange" stattfinden. Das bekannte Londoner Politikinstitut sagte die
Veranstaltung jedoch ohne Angabe von Gründen ab, und sie musste in den
Frontline Club verlegt werden.

Melzer warnte, der Fall Assange habe einen allgemeinen Angriff auf
bürgerliche Freiheiten enthüllt: "Sobald die Macht des Establishments
bedroht wird, haben wir keinen Rechtsstaat mehr". Er kam zum Schluss: "Wir
müssen wirklich dringend unsere Stimme verstärkt erheben", um Assange zu
verteidigen.

Craig Murray sprach aus der Perspektive eines Whistleblowers, der die
Zusammenarbeit der britischen Labour-Regierung mit den USA bei Folter- und
Entführungsoperationen in Usbekistan enthüllt hat.

Er erinnerte an den Fall von Clive Ponting, einem britischen Beamten.
Dieser hatte öffentlich die Lügen entlarvt, mit denen die 
Thatcher-Regierung ihre Aggression gegen Argentinien im Falklandkrieg 1982
gerechtfertigt hatte. Ponting wurde daraufhin wegen Verstoßes gegen den
Official Secrets Act angeklagt, aber von einem Geschworenengericht
freigesprochen. Der ehemalige Botschafter Murray erklärte, die britischen
Behörden hätten ihn selbst aus Angst vor einem ähnlichen Ergebnis Anfang
der 2000er Jahre nicht angeklagt.

Das Bemühen, Assange anzuklagen, ist noch außergewöhnlicher, da er kein
Whistleblower ist, sondern ein Herausgeber: "Was sie mit Julian tun, ist
das Gleiche, als würde man den Redakteur der Financial Times, Lionel
Barber, dafür anklagen, dass er meine Enthüllungen veröffentlicht hat - das
wäre der Tod des Journalismus."

Eva Joly warnte davor, dass die USA versuchen könnten, ihre repressiven
nationalen Gesetze auf globaler Ebene anzuwenden. Sie erklärte: "Julian
Assange darf nicht ausgeliefert werden, und nur eine sehr massive
Mobilisierung von einfachen Menschen und auch von Personen, die in der
Justiz tätig sind, kann das verhindern, denn es ist seit Jahren geplant,
ihn in die USA zu schicken."

Lisa Longstaff schilderte, wie die falschen Vergewaltigungsvorwürfe in
Schweden benutzt wurden, um Assange seiner juristischen und demokratischen
Rechte zu berauben und seinen Ruf zu beschädigen. Die konstruierte
schwedische Untersuchung hatte "nichts mit Gerechtigkeit für
Vergewaltigungsopfer" zu tun, sondern war Teil eines Versuchs der USA und
ihrer Verbündeten, die "Freiheit der Berichterstattung über staatliche
Verbrechen" abzuschaffen.

Longstaff äußerte sich lobend über die mutige Whistleblowerin Chelsea
Manning, die in den USA im Gefängnis sitzt, weil sie keine Falschaussage
gegen Assange machen will, und bezeichnete sie als "eine der
prinzipientreuesten Menschen, die wir kennen ... Wir müssen alles in
unserer Macht Stehende tun, um auch sie zu befreien."

Assanges Vater John Shipton bedankte sich bei allen Teilnehmern und
ermutigte sie, die Kampagne für die Freilassung seines Sohnes zu
verstärken.
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Instrumentalisierte Chemiewaffenkontrolle?

von Joachim Guilliard



Die Manipulationen am Bericht der Organisation zum Verbot von
Chemiewaffen (OPCW) über einen angeblichen Giftgasangriff in Duma, die
von drei an den Untersuchungen beteiligten Inspektoren enthüllt wurden
(s. Ossietzky 24/2019), fügen sich ein in eine ganze Reihe von
Fällen, bei denen die USA und ihre Verbündeten Einfluss auf die OPCW
zur Legitimierung ihrer Politik nahmen.


In Vorbereitung des Irakkriegs kaltgestellt

Der Ruf konsequenter Unparteilichkeit, den die OPCW anfänglich hatte,
war schon vor den Enthüllungen angekratzt. So setzte die
Administration von George W. Bush 2002 in Vorbereitung des Irakkrieges
die Absetzung des ersten OPCW-Generaldirektors, José Bustani, durch.

Der brasilianische Diplomat war gerade mit großem Lob für eine neue
fünfjährige Amtszeit wiedergewählt worden. Seine kurz vor dem
erfolgreichen Abschluss stehenden Bemühungen, Bagdad zum Beitritt zur
Chemiewaffenkonvention zu bewegen, kamen jedoch den Falken in
Washington in die Quere. Schließlich wollten diese ihren Irak-Feldzug
mit einer angeblichen Bedrohung durch verheimlichte
Massenvernichtungswaffen des Irak rechtfertigen. Nach dem Beitritt zur
Konvention wäre das Land denselben Inspektionen unterworfen worden wie
alle anderen Mitgliedstaaten. Unabhängige OPCW-Inspektoren hätten die
westlichen Militärs und Rüstungsexperten abgelöst, die hauptsächlich
die UNSCOM-Teams bildeten und häufig - wie bekannt geworden war - auch
Spionagetätigkeiten ausübten. Die Mär von Massenvernichtungswaffen
wäre unhaltbar geworden.

José Bustani gehört zum Kreis derer, denen sich der OPCW-Whistleblower
"Alex" im Oktober 2019 anvertraut hat (s. Ossietzky 24/2019).
Der von ihm mitunterzeichneten Erklärung des Forums fügte Bustani noch
hinzu: "Die überzeugenden Beweise für regelwidriges Verhalten bei der
OPCW-Untersuchung des angeblichen chemischen Angriffs der Duma
bestätigen Zweifel und Befürchtungen, die ich bereits hatte. Was ich
in der internationalen Presse las, ergab keinen Sinn. Offizielle
Untersuchungsberichte selbst erschienen mir bestenfalls inkohärent."


Weitere fragwürdige Untersuchungen - der Fall Khan
Sheikhun

Inkohärenz und Einseitigkeit zeichneten auch die Untersuchungen zu
früheren angeblichen Giftgasangriffen in Syrien aus. Das gilt
insbesondere für den Angriff in Khan Sheikhun am 4. April 2017, bei
dem über 80 Menschen ums Leben kamen. Die Parallelen zu Duma sind
nicht zu übersehen.

Der Westen machte auch hier sofort die syrische Regierung für das
Massaker verantwortlich, und US-Präsident Trump ordnete - auch hier
keine Untersuchung abwartend - seinen ersten diesbezüglichen
"Vergeltungsschlag" gegen Syrien an. Die US-Luftwaffe feuerte drei
Tage später 59 Cruise-Missiles auf den syrischen Militärflughafen
asch-Scha'irat, von dem aus der Angriff angeblich gestartet worden
sei.

Später rechtfertigte das Weiße Haus in einem als Bericht der
"US-Geheimdienste" deklarierten Papier die Angriffe. Das Schriftstück
erklärte es als erwiesen, dass "das syrische Regime einen Angriff mit
Chemiewaffen, das Nervengift Sarin nutzend, gegen ihre eigene
Bevölkerung durchgeführt" habe. Es stützte sich dabei im Wesentlichen
auf drei Behauptungen: Der Angriff sei aus der Luft erfolgt, dabei sei
Sarin eingesetzt worden, und nur die syrische Armee habe die
Möglichkeit, sich Giftgas wie Sarin zu beschaffen.

Die Untersuchung des Vorfalls wurde schließlich vom UN-Sicherheitsrat
dem Gemeinsamen Investigativmechanismus (Joint Investigative
Mechanism, kurz JIM) übertragen, einem gemeinsamen
Ermittlungsausschuss aus OPCW und UNO, für den die Arbeit der OPCW
Fact-Finding Mission (FFM) die Basis bildete. In seinem Ende Oktober
2017 veröffentlichten Abschlussbericht bestätigte der Ausschuss dann
auch die frühen Vorwürfe. Auch wenn ihr Bericht von vielfachem
"vermutlich", "wahrscheinlich" und "möglicherweise" geprägt ist,
zeigten sich die Autoren am Ende überzeugt, dass die
zusammengetragenen Informationen "klar beweisen" würden, dass Syrien
für den Einsatz von Sarin in Khan Sheikhun verantwortlich gewesen sei.
Das Gifigas sei durch eine aus einem Flugzeug abgeworfene Bombe
freigesetzt worden.


Ein zweifelhafter Bombenkrater

Als wichtiger Beleg dafür dient dem JIM ein Krater in einer Straße im
nördlichen Teil Khan Sheikhuns, der bereits in den ersten Fotos über
den Vorfall als Einschlagloch des Angriffs präsentiert wurde. Dieser
sei auch ihren Erkenntnissen nach mit großer Wahrscheinlichkeit von
der Bombe verursacht worden, die das mutmaßliche Giftgas freisetzte.

Daran gab es jedoch früh starke und gut begründete Zweifel. Auf der
Basis einer gründlichen Analyse des vorgelegten Bildmaterials hatte
der emeritierte Professor Theodore A. Postol von der US-Hochschule MIT
die These bereits in seiner Bewertung des US-Geheimdienstberichts als
unplausibel zurückgewiesen. Der ausgewiesene Experte für
Waffentechnologie und -kontrolle hielt es für wahrscheinlicher, dass
der Krater von einer am Boden platzierten Bombe oder einer
Artilleriegranate aufgerissen worden sei. Wie er ausführlich
erläutert, könne die Stelle auch kaum der Ort des Angriffs gewesen
sein. Der Krater liege an der nördlichen Spitze eines Dreiecks, in dem
die Opfer gefunden wurden. Hätte sich das Giftgas von hier aus
ausgebreitet, so hätten auch die Bewohner in der unmittelbaren
Nachbarschaft betroffen sein müssen. Die Fotos von Opfern, die auf dem
Boden liegend behandelt werden, würden auch eine ganz andere Umgebung
zeigen als die um den Krater. Das Foto eines ungeschützten Mannes an
seinem Rand, aufgenommen kurze Zeit nach dem angeblichen Angriff,
belege zudem eindeutig, dass hier kein Sarin freigesetzt wurde. Sonst
wären noch genügend Reste des Giftstoffs im Kraterloch verblieben, die
ihn umgehend getötet hätten.

Auch wenn man Postols Schlüsse nicht für zwingend hält, so sind sie so
gut begründet, dass sie auf alle Fälle hätten berücksichtigt werden
müssen. Der JIM-Bericht geht jedoch nicht darauf ein, obwohl die
Inspektoren die Möglichkeit nicht ausschließen konnten, dass der
Krater durch eine auf der Straße platzierte "improvisierte
Sprengvorrichtung" verursacht wurde. Dies wurde aber als weniger
wahrscheinlich erachtet, da kein Augenzeuge entsprechende
Vorbereitungen gesehen habe und ihnen die Schäden an umliegenden
Gebäuden als zu gering erschienen. Ein Zeuge hatte allerdings
berichtet, dass er gegen 7 Uhr durch eine Explosion geweckt worden
sei, ohne dass er ein Flugzeug bemerkt habe. Die von Postol genannte
Möglichkeit einer eingeschlagenen Artilleriegranate wurde nicht
geprüft. Eine definitive Klärung war ohnehin nicht mehr möglich, da
die örtlichen islamistischen Milizen den fraglichen Krater bald nach
dem Vorfall zugeschüttet hatten.

Der investigative Journalist Gareth Porter führte später in seiner
Kritik an den ersten von UN-Kommission und OPCW veröffentlichten
Untersuchungsergebnissen eine Reihe weiterer gewichtiger Indizien
gegen die These auf, der Krater sei von einer Cherniewaffe erzeugt
worden. ("Have We Been Deceived Over Syrian Sarin Attack?"
AlterNet, 11.9.2017) So versicherten ihm zwei ehemalige
Spezialisten der US-Regierung, dass es keine chemische Waffe gebe, die
einen so großen Krater erzeugen könnte. Außer zwei Metallteilen schwer
definierbaren Ursprungs waren auch keine Reste einer solchen Bombe
gefunden worden. Pierre Sprey, ein Luftfahrtingenieur, der viele Jahre
im Verteidigungsministerium als Waffenanalyst gearbeitet hatte,
bezweifelte daher ebenfalls, dass die fotografierte Szenerie am Krater
echt war. Auf jeden Fall hätte man noch große Stücke der Bombe in
seiner Nähe sehen müssen. Auf den Fotos, die ihn kurz nach dem
Angriffszeitpunkt zeigen, waren aber nicht einmal Erd- und
Asphaltbrocken zu sehen, die aus ihm herausgeschleudert worden sein
müssten. Erfahrenen Inspektoren sollten diese irritierenden Details
ebenfalls aufgefallen sein.


Sarin nie bewiesen

Auch Sarin als Ursache der Vergiftungen kann keinesfalls als bewiesen
betrachtet werden. Die FFM hatte sich früh darauf festgelegt, das
Nervengift aber letztlich nicht zweifelsfrei nachweisen können. Es
könnte sich, so musste sie im Bericht einräumen, auch um andere
Substanzen gehandelt haben, die ähnliche Bestandteile haben. Die
fragwürdige Durchführung der Untersuchungen verstärkte die Zweifel. Da
das Gebiet unter Kontrolle "einer gelisteten terroristischen
Organisation (Nusra Front)" stand, wie es im JIM-Bericht heißt,
führten die Inspektoren aus Sicherheitsgründen keine Untersuchungen
vor Ort durch, sondern arbeiteten von der Türkei aus. Blutproben
entnahmen sie Opfern, die in dortige Kliniken eingeliefert worden
waren. Proben vom Boden, Material et cetera erhielten sie von einer
nicht namentlich genannten Nichtregierungsorganisation, vermutlich die
Weißhelme.

Niemand kann somit mit Sicherheit sagen, ob die an Vergiftung
leidenden Patienten und die Proben tatsächlich von den angegebenen
Orten stammten, und Manipulationen ausschließen. Von einer den Regeln
entsprechenden Untersuchung unter Einhaltung der Kontroll- oder
Sorgfaltsketten ("Chain of Custody"), kann - wie im Bericht selbst
eingeräumt wird - keine Rede sein. Ausgewertet wurden die Proben zwar
von Laboren, die nach ISO-Norm zertifiziert sind, jedoch dem
Gesundheitsministerium der Türkei unterstehen, die wiederum eine
Kriegspartei ist.

Mit den zur Verfügung stehenden Tests kann Sarin, das sich schnell
zersetzt, nicht direkt nachgewiesen werden. Vielmehr können nur die
bei der Zersetzung entstehenden Verbindungen gefunden werden. Im
menschlichen Körper ist das vor allem Isopropylmethylphosphonat
(IMPA). Ein positiver Test auf dieses Molekül ist jedoch kein Beweis,
dass der Ausgangsstoff Sarin war, da IMPA auch Zerfallsprodukt anderer
Verbindungen ist. Wenn beispielsweise Patienten, die nicht Sarin
ausgesetzt waren, eine gesundheitlich unbedenkliche Dosis IMPA, das im
Handel erhältlich ist, verabreicht worden wäre, würden sie, wie Porter
ermittelte, in OPCW-Laboren ebenfalls positiv auf Sarin getestet
werden.


Erste Opfer bereits vor dem Angriff

Da keine Augenzeugen vor Ort befragt werden konnten, ließen die
Inspektoren "Rettungspersonal und Kommandanten nichtstaatlicher
bewaffneter Gruppen" zur Befragung anreisen, mit anderen Worten
Angehörige der Weißhelme und Anführer der dschihadistischen Milizen,
die das Gebiet kontrollierten. Es sind die Aussagen solcher
fragwürdigen Zeugen, die letztlich laut Bericht unter anderem "der
Hypothese Glaubwürdigkeit verleihen, dass die Freisetzung von Sarin im
Bereich des Einschlagspunktes eingeleitet wurde".

Darauf, wie widersprüchlich die erhaltenen Informationen eigentlich
waren, weist der JIM-Bericht selbst an einer Stelle hin. Der Angriff
erfolgte den Ermittlungen zufolge zwischen 6.30 und 7.00 Uhr. Jedoch
waren von den 247 wegen Vergiftung behandelten Personen, von denen die
Inspektoren Patientenakten erhielten, 57 bereits vorher in eines der
umliegenden Krankenhäuser eingeliefert worden, zehn um 7.00 Uhr in ein
125 Kilometer entferntes und 42 zur selben Zeit in ein 30 Kilometer
entferntes. Demnach stimmen die Aufzeichnungen von fast der Hälfte der
untersuchten Fälle nicht mit der auf Basis der Zeugenaussagen
ermittelten zeitlichen Abfolge überein. Das war weder für die
gemeinsame UN-OPCW-Mission ein Problem noch für die Medien, die ihr
Urteil als Fakt verbreiteten.


Alternatives Scenario: Konventionelle Freisetzung von
Giftstoffen

Unberücksichtigt blieben auch die Recherchen des investigativen
Journalisten Seymour Hersh, der über Quellen in Geheimdiensten und
Militär verfügt. Informationen aus diesen Kreisen zufolge hatte man
hier nie angenommen, dass die syrische Armee Chemiewaffen in Khan
Sheikhun eingesetzt hat. Das sei "ein Märchen", so ein
Geheimdienstberater, der in leitenden Positionen im
Verteidigungsministerium und der CIA gearbeitet hat. Die CIA habe dem
Weißen Haus vor Trumps Angriffsbefehl mitgeteilt, dass es keine
Hinweise auf Sarin auf dem Flugplatz Sheyrat gegeben habe, von dem aus
der syrische Bomber gestartet sein soll, und dass "Assad kein Motiv"
habe, "politischen Selbstmord zu begehen".

Vielmehr seien, wie früh schon von russischer Seite vorgebracht,
Giftstoffe durch einen konventionellen Luftangriff auf ein
zweistöckiges Gebäude im Norden der Stadt freigesetzt worden. In
dessen oberer Etage, über einem im Erdgeschoss befindlichen
Einkaufszentrum, hatten syrische und russische Aufklärer eine
Kommandozentrale der Islamisten ausgemacht. Am Tag des Angriffs sollte
ihren Informationen zufolge dort ein Treffen hochrangiger Führer
statffinden, darunter Vertreter von Ahrar al-Sham und der Dschabhat
Fath asch-Scham, der Nachfolgerin der al-Nusra-Front. Die Kellerräume
hätten als Lager für Raketen, Waffen und Munition sowie auch für
andere Materialien, wie chlorhaltige Dekontaminationsmittel zur
Reinigung der Körper von Toten, gedient. Das russische Militär hatte
die für solche Koordinierungen zuständigen US-amerikanischen Stellen
in Doha vorab über den geplanten Luftangriff auf das
Dschihadistentreffen informiert, der um 6.55 Uhr stattfand.

Das US-Militär habe anschließend eine Beurteilung seiner Wirkung
vorgenommen und sei zu dem Schluss gekommen, dass die Hitze und
Explosionskraft der von der syrischen Luftwaffe eingesetzten 500 Pfund
schweren Bombe eine Reihe von Sekundärexplosionen ausgelöst habe. Das
Verbrennen und Freisetzen der im Keller gelagerten Düngemittel,
Desinfektionsmittel und anderen Materialien habe eine riesige giftige
Wolke erzeugt, die sich über das Stadtviertel auszubreiten begann.
Ihre Wirkung könne durch die dichte Morgenluft verstärkt worden sein,
die sie in Bodennähe einschloss.

Dazu würden auch, so Hersh, Beobachtungen der Ärzte ohne Grenzen
passen. Sie fanden in einigen Krankenhäusern Opfer, die "nach
Bleichmittel rochen, was darauf hindeutet, dass sie Chlor ausgesetzt
waren". Wenn aber mehr als eine giftige Chemikalie im Spiel war, so
würde das eine Sarinbombe ausschließen. Tatsächlich stehe die
Bandbreite der Symptome generell im Einklang mit der Freisetzung einer
Mischung von Chemikalien, einschließlich Chlor und den in vielen
Düngemitteln verwendeten Organophosphaten, die neurotoxische Effekte
ähnlich denen von Sarin hervorrufen können.

Die Nachforschungen von Gareth Porter stützen diese These.

Auch Hersh und Porter formulieren letztlich nur Hypothesen, aber gut
begründet und gestützt auf Experten, denen man schwerlich Interesse an
einer Entlastung der syrischen Regierung unterstellen kann. Die
JIM-Ermittler sind jedoch anscheinend auch dem nicht nachgegangen. Die
Möglichkeit anderer giftiger Substanzen, mit Symptomen und
Zersetzungssubstanzen, die denen von Sarin ähneln, wurde ihrem Bericht
zufolge nie ernsthaft untersucht. Es wurde zwar auch die Bombardierung
eines Warenhauses, das in "einigen öffentlichen Erklärungen als Depot
für terroristische Munition" genannt worden sei, als mögliches
Szenario aufgeführt, jedoch ohne weitere Prüfung verworfen, da das
Gebäude vom "syrischen Zivilschutz" als Lazarett genutzt zu werden
scheine. Mit dem Zivilschutz sind die Weißhelme gemeint, die bei den
Leitern der Untersuchungsmission offenbar grenzenloses Vertrauen
genießen. Allem Anschein nach war auch hier die Untersuchung
einseitig und vorurteilsbehaftet geführt. Am Ende wurden die
Ergebnisse so präsentiert, dass sie die gewünschten Schlüsse erlauben.
Die Enthüllungen der Inspektoren der Duma-Mission legen nahe, dass
hier ebenfalls gezielt manipuliert wurde. Das bestärkt wiederum auch
die Zweifel an den früheren Giftgasvorwürfen gegen die syrische
Regierung und untermauert die Forderung nach tatsächlich unabhängigen
Untersuchungen unter Federführung von Staaten, die keine der
beteiligten Parteien unterstützen und souverän genug sind, sich dem
Druck großer Mächte nicht zu beugen.
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US-amerikanischer Ökosozialismus

Theorien, Widersprüche und Ideen für den Übergang zu einer nachhaltigen Gesellschaft (Teil II)

von Christian Stache



3. Der ökologische Bruch

Trotz der Differenzen zwischen Joel Kovels und James O'Connors
Ansätzen überwiegen im Vergleich die Kontinuitäten und ihre
Gemeinsamkeiten, wie z.B. die Theorie der zwei Widersprüche, die
besondere Betonung von Politik und Demokratie, der Fokus auf soziale
Bewegungen als transformatorisches Subjekt, das Hinüberwachsen in eine
neue Gesellschaftsform durch Kampf um Reformen usw.

Der Soziologieprofessor John Bellamy Foster (2014b, 2016) und sein
Kollege, der Ökonomieprofessor Paul Burkett (Foster/Burkett 2016:
3ff.), zählen O'Connor und Kovel aufgrund ihrer
politisch-theoretischen Verwandtschaft zur ersten Generation von
Ökosozialisten. Die Angehörigen dieser ersten Generation, so Foster
und Burkett, "begründeten keine originären Kritiken (Durchdringen und
Transzendieren) des vorherrschenden ökologischen Denkens; sie
erforschten auch nicht systematisch die Wurzeln der marxschen Theorie,
um auf ihrem materialistischen und naturalistischen Fundament
aufzubauen." (Foster 2014b)

Die Forschung der zweiten ökosozialistischen Generation, zu der sich
Burkett und Foster zählen (Foster 2016, Foster/Burkett 2016: 3ff.),
habe hingegen dazu geführt, dass der ökologische Gehalt des
klassischen Marxismus wieder entdeckt und viele der Annahmen, welche
die erste Generation von Ökosozialisten gemacht hatte, widerlegt
worden seien (ebd.: 4). Daher sei die zweite Generation eine Antithese
zur ersten (ebd.: 3ff.). Zum Bruch zwischen beiden kam es laut Foster
und Burkett um die Jahrtausendwende.

Zuvor hatte man noch an einem Strang gezogen. Lange bevor Foster 2006
Chefredakteur des Journals Monthly Review wurde und in der
Zeitschrift einen ökosozialistischen Schwerpunkt verankert hat, war er
z.B., ebenso wie Burkett, CNS-Redaktionsmitglied (1989-98). In
den frühen 1990er-Jahren hatte Foster O'Connors Paradigma des
ökologischen Marxismus und seine These der zwei Widersprüche im
Kapitalismus auch noch vereinzelt positiv aufgegriffen.

Das Auseinanderdriften zeichnete sich jedoch spätestens mit Burketts
1999 veröffentlichten Werk Marx and Nature deutlich ab. Burkett
kritisierte darin O'Connors Kernthesen scharf und verwarf sie
letztlich (vgl. Kapitel 1.3). Die Publikation von Fosters Marx's
Ecology im Jahr 2000 vertiefte das Zerwürfnis. Spätestens ein Jahr
später riss das gemeinsame Band endgültig. Die CNS-Redaktion
druckte in der zweiten Nummer des Jahrgangs Beiträge zu einem
Symposium ab, dessen Titel die Frontstellung klar widerspiegelt. Die
Diskussionsfrage des Symposiums lautete: "Marx's Ecology or Ecological
Marxism?" (O'Connor 2001a, 2001b). Mit anderen Worten: Es ging um eine
Richtungsentscheidung zwischen Fosters und Burketts Interpretation,
dass mit Marx' und Engels' historischem Materialismus und seiner
Kapitalanalyse der Ökosozialismus bereits theoretisch geboren wurde,
und O'Connors und Kovels Lesart, dass Marx' und Engels' Theorie zwar
nützliche Elemente zum ökologischen Marxismus beisteuern könne, aber
sie bis dato im Kern antiökologisch gewesen sei. Unter anderem Kovel
(2001) und der heutige CNS-Chefredakteur Salvatore Engel-Di
Mauro (Kadt/Engel-Di Mauro 2001) verrissen Posters Thesen. Auch die
anderen Symposiumsteilnehmer ließen kaum ein gutes Haar an Marx's
Ecology. Paul Burketts (2001) und Jason W. Meeres (2001) Repliken,
die eine Nummer nach den Symposiumsbeiträgen in CNS abgedruckt
wurden - Foster lehnte laut O'Connor eine eigene Stellungnahme ab -,
ließen ebenfalls wenig Platz für Missverständnisse. Die Wege trennten
sich. In seiner Festschrift zum 25-jährigen CNS-Jubiläum
konstatierte Engel-Di Mauro rückblickend, dass der Bruch mit Burkett
und Foster das "prägnanteste Beispiel" (Engel-Di Mauro 2014: 4) für
das partielle Scheitern der CNS-Strategie sei, Reibungen
konstruktiv zu kanalisieren.

3.1. Die Tretmühle der Akkumulation und der unheilbare Riss im
Stoffwechsel

Foster erklärt, anders als O'Connor und Kovel, die soziale und
ökologische Krise und ihre Ursachen nicht mit einem gänzlich neuen
Ansatz, sondern er erläutert sie unmittelbar mit Bezug zur Theorie von
Karl Marx und Friedrich Engels. In Anlehnung an diese geht er davon
aus, dass die Menschen als Naturwesen einen beständigen Stoffwechsel
mit der Natur als relativ autonomer Entität unterhalten, um sich
selbst reproduzieren zu können. Insofern seien die Menschen Teil einer
Dialektik der Natur (Foster 2014a: 240, 2016: 404) und der
historischen "Koevolution zwischen Menschheit und Natur" (Foster et
al. 2011: 38). Die Menschen organisierten den Austausch mit der Natur
aber nicht immer gleich, sondern innerhalb historisch spezifischer
sozialer Verhältnisse (ebd.: 75).

Die Besonderheit der kapitalistischen Form der gesellschaftlichen
Arbeit hinsichtlich der Beziehungen zwischen Menschen und Natur liegt
laut Foster (2014a) darin, dass die sozialen Verhältnisse die
beständige und sich erweiternde Akkumulation des Kapitals - "das
exponentielle ökonomische Wachstum" (75) - als Ziel sozialen Handelns
setzten. Die Kapitalakkumulation basiere zum einen auf der Ausbeutung
der Arbeitskraft der proletarisierten Menschen. Zum anderen erfordere
sie die stete Einsaugung von Natur in den Produktionsprozess (Foster
et al. 2011: 410). Natur und Arbeit würden "gleichermaßen beraubt"
(ebd.: 60). Die Ausbeutung von Arbeit und Natur werde vom Wettbewerb
angetrieben, geschehe zugunsten der Klasse der Kapitalisten weltweit
und wird notfalls mit kriegerischen Mitteln sichergestellt (Foster
2014a: 18). "Kapitalisten verfolgen ihre eigenen Interessen, indem sie
alle natürlichen und gesellschaftlichen Beziehungen der Triebkraft der
Kapitalakkumulation unterordnen." (Foster et al. 2011: 75) Foster
(ebd.) bezeichnet dieses System als "Tretmühle der Akkumulation"
(190). In der gegenwärtigen Phase des Kapitalismus, dem globalen
Monopolfinanzkapitalismus, habe es sich seit Beginn der 1990er-Jahre
stärker auf die räuberische Akkumulation ausgerichtet als je zuvor
(Foster 2014a: 53). Das globale Ökosystem der Erde sei aber anders als
der Kapitalkreislauf objektiv begrenzt (Foster et al. 2011: 18). Das
wesentliche ökologische Problem, so Foster, sei daher "die
unumgängliche Tatsache, dass ein expandierendes Wirtschaftssystem
einem feststehenden Erdsystem zusätzliche Lasten auferlegt, die bis
zum Punkt der planetarischen Überbelastung reichen" (ebd.: 19f.). Der
Widerspruch zwischen Ökologie und Kapitalismus führe zu einem
"allumfassenden Bruch in der menschlichen Beziehung zur Natur" (ebd.:
20).

Foster leitet seine These des ökologischen Bruchs von einer Erkenntnis
ab, die Marx im dritten Band des Kapital formuliert hat. Marx
konstatiert im Rahmen seiner Grundrententheorie am Beispiel der
Entwicklung der kapitalistischen Landwirtschaft und verschiedener
Nährstoffkreisläufe des Bodens einen "unheilbaren Riß", der "in dem
Zusammenhang des gesellschaftlichen und durch die Naturgesetze des
Lebens vorgeschriebnen Stoffwechsels" (MEW 25: 821) entstanden sei.
Diese Analyse sei, so Foster, der "Schlüssel zu dem gesamten Problem
der planetarischen Grenzen" (Foster et al. 2011: 49) und damit zum
Verständnis der ökologischen Krise. Denn mit der Entwicklung des
Kapitalismus sei es nicht nur im Nährstoffkreislauf des Bodens,
sondern auch in anderen ökologischen Kreisläufen, wie z.B. im
Kohlenstoffkreislauf (ebd.: 116-145), zu Brüchen gekommen. Zudem sei
aus lokalen und regionalen Brüchen schließlich ein Bruch im
planetarischen Ökosystem entstanden, dessen Folge die "planetarische
ökologische Krise" (ebd.: 85) ist. "Der ökologische Bruch ist" also,
so schlussfolgert Foster, "im Grunde das Produkt eines
gesellschaftlichen Bruchs [...]. Die treibende Kraft ist eine
Gesellschaft, die auf Klassen, Ungleichheit und endloser Aneignung
beruht." (Ebd.: 50)

3.2. Die ökosozialistische Revolution und das Umweltproletariat


Um den Riss im Stoffwechsel zwischen der menschlichen Gesellschaft und
der Natur wieder zu heilen oder zumindest zu kitten, bedarf es eines
"vollständigen Bruch[s] mit der Logik des Kapitals und der von ihm
geschaffenen metabolischen Sozialordnung (Foster et al. 2011: 86):
"eine[r] ökologische[n] und soziale[n] Revolution" (ebd.: 52), auch
wenn diese, wie Foster stets betont, keine nachhaltige und soziale
Gesellschaft garantiere, sondern bloß die Möglichkeit eröffnet, eine
solche einzurichten (Foster 2014a: 63). In der Frage des Übergangs zum
Ökosozialismus unterscheidet sich Posters Ansatz also grundlegend von
O'Connors und Kovels Vorstellungen.

Die sozialistisch-ökologische Revolution muss Foster zufolge einen
doppelten Doppelcharakter haben. Sie müsse erstens gleichzeitig die
Kapitalherrschaft demontieren und an ihrer Stelle ein neues
organisches gesellschaftliches und ökologisches System errichten
(Foster et al. 2011: 377ff.). Es handele sich also nicht nur um eine
antikapitalistische Strategie des Widerstands und Protests, sondern um
eine Strategie für "den Aufbau einer Gesellschaft substanzieller
Gleichheit [...] den Sozialismus" (ebd.: 419). Zweitens müsse eine
soziale und ökologische Revolution "dort beginnen, wo wir gegenwärtig
stehen" (Foster/Magdoff 2012: 118) und dementsprechend kurzfristige
Schritte mit einer langfristigen Perspektive, einem "Plan für eine
neue Gesellschaft" (ebd.: 126), verbinden. Der Übergang beruht
entsprechend auf einer Dialektik von Reform und Revolution.

Weil das Ökologieproblem vorrangig eines der politischen Ökonomie sei
(Foster 2014a: 68), werde zuvorderst eine "tatsächliche Transformation
dieser materiellen Verhältnisse selbst" (Foster et al. 2011: 377)
benötigt. "Dies erfordert die Abschaffung des Privateigentums an
Produktionsmitteln, einen hohen Grad an Gleichheit in jeder Hinsicht,
einer Ersetzung der blinden Kräfte des Marktes durch eine Planung
durch die assoziierten Produzenten in Übereinstimmung mit echten
gesellschaftlichen Bedürfnissen und die weitestmögliche Beseitigung
der Unterschiede, die mit der Trennung von Stadt und Land, Kopfarbeit
und Handarbeit, Rassen- und Geschlechterunterscheidungen verbunden
sind." (Foster 2014a: 335)

Allerdings setzt die ökosozialistische Revolution zwar an der
sozioökonomischen Basis der Gesellschaft an, beschränkt sich aber
keineswegs auf diese, sondern muss auch Politik und Kultur erfassen
(Foster et al. 2011: 377). Vor allem müsse sie aber ein "weltweite[r]
Aufstand, der alle geografischen Grenzen übersteigt" (ebd.: 418),
sein, der sich "die Überwindung des Kapitalismus als imperialistisches
Weltsystem zum Ziel setzt" (ebd.: 50). Denn insbesondere in der
globalen Peripherie verdichteten sich die sozialen und ökologischen
Widersprüche.

Der Träger der ökosozialistischen Revolution ist laut Foster das
Umweltproletariat. Dabei handele es sich um ein weiter gefasstes
Subjekt als beim klassischen Industrieproletariat. Das
Umweltproletariat beschäftige sich mit der Totalität der materiellen
Verhältnisse, dem gesellschaftlichen Naturverhältnis in der Produktion
und der weiter gefassten Umwelt der Gesellschaft (Foster/Magdoff 2012:
136). Allerdings sollte man diese Reformulierung nicht als Abgesang
auf das Proletariat missverstehen, sondern vielmehr als sein Revival
in Form eines neu "entstehenden revolutionären historischen Blocks"
(Foster et al. 2011]: 379), der sich auf die traditionellen
Arbeiterkämpfe wie auch auf ein erweitertes ökologisches und
kommunales Bewusstsein stütze. Foster setzt also den Akzent bei der
Bestimmung des Übergangssubjekts genau entgegengesetzt zu O'Connor und
Kovel. Er betrachtet das Proletariat und jene Teile der sozialen
Bewegungen, die nicht eine der verschiedenen Spielarten des
"Umweltreformismus" (ebd.: 167) vertreten, als eine
antikapitalistische Kraft, die "eine neue ökologische Hegemonie
innerhalb der Zivilgesellschaft" (Foster et al. 2011: 378,
Herv.i.O.) in einem gemeinsamen Kampf herstellen könnte.

3.3 Kritik

Die derzeit prominenteste Kritik an Posters Theorie stammt von einem
seiner ehemaligen Schüler, dem Begründer des Weltökologie-Ansatzes
James W. Moore. Für Moore (2011: 2) besteht das Kernproblem der
Oregon-Schule, zu der er neben Foster mindestens noch dessen Kollegen
Brett Clark und Richard York zählt, in der
"'Kapitalismus-und-Natur'-Ontologie des Riss-im-Stoffwechsel-Ansatzes"
(ebd.: 6). Foster und seine Partner würden, anders als es ihre
Überlegungen anfangs versprochen hätten, nicht die Beziehungen
zwischen Natur und Gesellschaft im Zentrum ihrer Theorie platzieren
und daraus deren gemeinsame historische Entwicklung erklären. Vielmehr
weise ihre Theorie mit zunehmender Entwicklung einen "ontologischen
und erkenntnistheoretischen Bruch" (Moore 2015: 86) auf. Natur und
Gesellschaft würden a priori voneinander getrennt. Fosters Theorie, so
Moore (2011), fuße auf einer "binären Gegenüberstellung von Natur und
Gesellschaft" (ebd.: 4) und sei deshalb eine Spielart des
Kartesianismus (14). In der Konsequenz würden die Veränderungen des
gesellschaftlichen Naturverhältnisses nicht als konstitutiv für die
sozial- ökologische Entwicklung betrachtet, sondern lediglich als
Folge (ebd.: 33). Foster et al. untersuchten also lediglich die
Wirkungen "der" Gesellschaft auf "die Natur" und nicht deren
Zusammenwirken (Moore 2015: 80ff.)

Der Monthly-Review-Chefredakteur hat den Vorwurf mittlerweile
aufgegriffen, ihm widersprochen und ihn umgekehrt zurückgegeben
(Foster 2016, Foster/Angus 2016). Im Grunde geht es in der Debatte um
das Verständnis der Dialektik im gesellschaftlichen Naturverhältnis.
Foster (ebd.) weist daraufhin, dass es nicht dualistisch sei, die
Menschheit bzw. Gesellschaft und die Natur als "logisch verschiedene
Entitäten" zu betrachten. Bei der Dialektik zwischen ihnen gehe es um
den Prozess, "der Individuen und Gesellschaft, Menschheit und Natur,
Teile und das Ganze voneinander trennt und vereint" (Herv.i.0.).
Grundsätzlich schließe eine dialektische Beziehung immer die
"Identität in der Differenz, die wechselseitige Beziehung zwischen
zwei Polen und die Negation der Negation" (ebd.) ein. Foster erklärt
zudem, warum er und seine Kollegen sich in ihrer Forschung auf die
Trennung und die Zerstörung natürlicher Prozesse und des Lebens
konzentrierten: "weil sie die konkrete Realität der Gesellschaft, des
Lebens und der Natur im gegenwärtigen Produktionssystem, darstellen,
dem Kapitalismus". An anderer Stelle heißt es: "Die Welt bewegt sich
im Kapitalismus nicht auf die Einheit von Menschheit und Natur zu,
sondern auf deren gefährliche Trennung." (Foster 2016: 407)

Foster erhebt seinerseits gegen Moores Idee, die Dialektik von
Gesellschaft und Natur nicht als das Zusammenspiel zweier
verschiedener Entitäten, sondern als "singulären
Metabolismus/Stoffwechsel" (Moore 2015: 79) zu begreifen, den Einwand,
dass Moore Natur und Gesellschaft in eins setze und somit in seiner
Theorie Natur nur noch als das betrachte, was in der kapitalistischen
Gesellschaft als solche geschaffen wird. "Es gibt keine Ontologie der
Natur (oder des Seins) mehr, sondern nur noch eine Ontologie des
Marktes." (Foster 2016: 405) Natur gehe bei Moore in der bestehenden
Gesellschaft auf. Deshalb bezeichnet Foster Moores Interpretation des
gesellschaftlichen Naturverhältnisses als eine Form des
"idealistischer Monismus" (ebd.: 406).

Fosters Dialektik von Gesellschaft und Natur ist deutlich
ausgereifter, als seine Kritiker es ihm unterstellen, und der Autor
nimmt auch wiederholt Bezug zur neueren naturwissenschaftlichen
Literatur, um natürliche Prozesse und Veränderungen zu erörtern.
Allerdings kommt die kapitalismustheoretische Herleitung für den
ökologischen Bruch in Posters Schritten zur ökologischen Frage zu
kurz. Den Mechanismus, wie im Akkumulations- und vor allem im
Gesamtprozess des Kapitals Natur genau ausgebeutet wird, und wer daran
wo beteiligt ist, arbeitet Foster nicht systematisch aus. Vielmehr
setzt er all das zur Analyse des ökologischen Bruchs voraus.
Dementsprechend bleibt sowohl die Dialektik von Struktur und Handlung
als auch die Stellung der Klassen und Klassenfraktionen zur Ausbeutung
der Natur trotz des zutreffenden und wiederholten Hinweises darauf,
dass es sich beim Kapitalismus um eine Klassengesellschaft handelt,
unterbelichtet. Das Beziehungsgefüge der verschiedenen Klassen und
Klassenfraktionen innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft zur
Natur und ihr Anteil an der Ausbeutung der Natur hat Foster weder
logisch systematisch noch in seiner historischen Entwicklung
ergründet. Foster hat z.B. seine rudimentäre Geschichte der
Naturaneignung, die er mit seiner ersten ökologischen Monografie
The Vulnerable Planet begonnen hat, nie fortgesetzt oder
ausgearbeitet. Es ist zweifellos wissenschaftspolitisch unerlässlich
und nachvollziehbar, das System Kapitalismus als Ursache für die
Ausbeutung der Natur in der kapitalistischen Gesellschaftsformation
hervorzuheben (Foster 2002a: 36, 2014a: 18). Dadurch wird der
Unterschied zu den verschiedenen ökomodernistischen Reduktionismen
markiert. Aber die kapitalistische Produktionsweise und mit ihr der
ökologische Bruch basieren gerade auf den wechselseitigen Relationen,
welche die verschiedenen Klassen und Klassenfraktionen international
zueinander und untereinander eingehen.

Eine weitere Schwäche der fosterschen Theorie besteht hinsichtlich der
qualitativen Unterschiede in der Natur. Auch wenn Foster (2000: 114,
Foster et al. 2011]: 16) gerade einen Vorteil seines Ansatzes darin
sieht, dass er nicht nur quantitative, sondern auch qualitative
Beziehungen zwischen Gesellschaft und Natur erfassen könne und auch
die Notwendigkeit dazu anerkennt (ebd.: 193), können verschiedene
Qualitäten innerhalb der Natur und qualitativ unterschiedliche
Relationen zur Natur mit der Theorie des ökologischen Bruchs nur
begrenzt differenziert behandelt werden. Am Biodiversitätsverlust und
am sechsten Massensterben der Arten lässt sich dieses Problem
erörtern. Beides wird innerhalb des fosterschen Paradigmas korrekt als
Bruch im Ökosystem interpretiert, der durch das sozioökonomische
System der Menschen hervorgebracht werden ist. Zur Regulation des
globalen Ökosystems und auch für verschiedene Teilkreisläufe sind
unzählige Arten von Tieren erforderlich. Es ist also innerhalb der
fosterschen Argumentation zwingend geboten, dem Aussterben der Arten
Einhalt zu gebieten und die Sterberate der Arten drastisch zu
reduzieren, um die planetarischen Grenzen nicht zu überschreiten.
Damit ist jedoch nichts darüber gesagt, welche Beziehungen in der
kapitalistischen (oder auch postkapitalistischen)
Gesellschaftsformation innerhalb dieser ökosystemtheoretisch
akzeptablen Grenzen zu den Arten oder gar zu den tierlichen Individuen
eingegangen und unterhalten und ob die Gestaltung dieser Beziehungen
den qualitativen Unterschieden auf der anderen Seite der
Mensch-Tier-Relationen gerecht werden. Foster lässt unter anderem mit
Bezug zu Marx und Engels (Foster 2000: 166, Foster/Burkett 2016: 42)
und Rosa Luxemburg (Foster 2014a: 258) immer wieder durchblicken, dass
die Relationen der kapitalistischen Gesellschaft zu den Tieren
gravierend gestört sind und sich ändern müssten (Foster 2002a: 164ff.,
2014a: 241, Foster/Burkett 2016: 43). Allerdings können die
Unterschiede in der Natur und die verschiedenen Relationen, die
Menschen zu Tieren und zur unbelebten Natur unterhalten, innerhalb der
Theorie des ökologischen Bruchs nicht adäquat auf den Begriff gebracht
werden.

Schließlich ist Fosters Bestimmung des revolutionären Subjekts
politisch-historisch einseitig und klassentheoretisch kaum
unterfüttert. Zu Recht besteht der Soziologe darauf, dass das
Proletariat faktisch schon immer Umweltproletariat gewesen sei. Ebenso
zutreffend ist seine Feststellung, dass die weltweiten ökologischen
Zerstörungen momentan zuvorderst von Bewegungen in der Peripherie des
kapitalistischen Weltsystems bekämpft werden, weil das Proletariat,
überausgebeutete Frauen und Migranten sowie Bauern, die zumeist
proletarisierte Landarbeiter sind, in diesen Gebieten der Erde die
maßgeblichen menschlichen Leidtragenden des planetarischen
ökologischen Bruchs sind. Aber diese subjektiv-politische Bestimmung
müsste um mit einer ökonomisch-gesellschaftlichen Klassentheorie
unterfüttert werden, um die aktuellen, potentiellen und für die
ökologische Revolution notwendigen Subjekte des
sozialistisch-ökologischen Blocks zu definieren. Der deutliche
Unterschied zu O'Connor und Kovel in diesem Punkt besteht darin, dass
die Klassenstruktur der Gesellschaft bei Foster grundlegend Eingang in
die Übergangstheorie findet, während sie bei den beiden anderen
gänzlich außen vor bleibt.

4. Ein werttheoretischer Ansatz

Auf einige der Schwächen in Fosters Ansatz finden sich bereits
Antworten in der ersten Monografie des Ökonomieprofessors der Indiana
State University (Terre Haute) zum gesellschaftlichen Naturverhältnis
Paul Burketts. Foster (2014b) hat dies selber erkannt. Er schreibt:
"Paul Burketts maßgebende Arbeit Marx and Nature: A Red and Green
Perspective ist eine essenzielle Ergänzung der hier [in Marx's
Ecology; C.S.] vorgelegten Analyse. Wenn ich es vereinzelt
vernachlässigt habe, die politisch-ökonomischen Aspekte der marxschen
Ökologie zu entwickeln, dann weil dies aufgrund dieser Arbeit unnötig
und redundant wäre." (Foster 2000: ix)

An diesem Verhältnis zwischen Fosters und Burketts Theorien hat sich
bis heute nicht grundsätzlich etwas verändert (Foster 2014b).

Paul Burkett und John Bellamy Foster haben nicht nur verwandte Ansätze
entwickelt und gemeinsam Bücher publiziert (Foster/Burkett 2016),
sondern, wie bereits angerissen, auch Seite an Seite
wissenschaftspolitische Streitigkeiten ausgetragen. Zudem verbindet
sie auch der gemeinsame wissenschaftliche Lebensweg. Beide waren in
den 1990er-Jahren Redakteure bei CNS. Seit Fosters Aufstieg bei
Monthly Review veröffentlicht sein Kollege dort auch in
regelmäßiger Unregelmäßigkeit Artikel.

Allerdings bedeutet all dies nicht, dass Ökonom Burkett Posters
Konzept des ökologischen Bruchs schlicht auf seine Arbeitsfelder
übertragen hätte. Vielmehr kommt er zu ähnlichen Ergebnissen wie
Foster, aber auf einem eigenen Weg. Burkett leitet den Riss im
Stoffwechsel zwischen Gesellschaft und Natur mit Hilfe seines
"Wertform-Ansatz" (Burkett 199a: 79) bzw. seiner "auf der Produktion
basierenden Werttheorie" (ebd.: 81) her. Er knüpft dabei an Marx'
Wertformanalyse im Kapital an.

4.1 Der Wert-Natur-Widerspruch und die Entfremdung der Produzenten
von den Produktionsbedingungen

Die historische Voraussetzung dafür, dass das Wertgesetz zum
Bewegungsgesetz der modernen Gesellschaft wird, ist laut Burkett
(2006/2009: 53) die Trennung der direkten Produzenten von den
Produktionsbedingungen, zu denen unter anderem die Natur gehört. Erst
durch diese Separation seien die Menschen dazu gezwungen worden, ihre
Arbeitskraft als Ware zu verkaufen und alle anderen Produkte, die sie
zu ihrer Reproduktion benötigen, als Waren auf dem Markt zu kaufen.
Das Zirkulationsverhältnis sei im Unterschied zum Klassenverhältnis in
der Produktion auch keine "corerelation of capitalism" (ebd.: 132).
Die dominante Position des Marktes als Organisator der
gesellschaftlichen Arbeit, so konstatiert Burkett, müsse man vielmehr
als "Auswuchs" (ebd.: 84) der Trennung der Arbeiter von den
Produktionsbedingungen verstehen (Burkett 2013). Gleichzeitig habe
diese Spaltung auch die Konzentration der Produktionsmittel und
Produktionsbedingungen in den Händen einiger Weniger ermöglicht,
welche die Arbeitskräfte und Produktionsmittel zum Zweck der
Profitproduktion wieder in der Produktionssphäre zusammenführten.

Dieser so interpretierten kapitalistischen Produktionsweise wohne ein
spezifischer Antagonismus zur Natur inne (Burkett 1999: 19a), der die
ökologische Krise bereits in sich berge. Wie der Widerspruch zwischen
Kapital und Arbeit entspringe er der Trennung von unmittelbaren
Produzenten und Produktionsbedingungen. Daher sind die
"kapitalistischen Mensch-Natur-Verhältnisse", so Burkett, "notwendige
Formen des Kapitalverhältnisses und umgekehrt" (ebd.: 1f., Herv.i.O.).
Der fundamentale Widerspruch des Kapitalismus bestehe in der
"Entfremdung der realen Produzenten von den gesellschaftlichen, im
Kapitalisten personifizierten Produktionsbedingungen" (ebd.: 177), den
Arbeitern und der Natur. In dieser Auffassung treffen sich Foster und
Burkett.

Unter den beschriebenen historischen Voraussetzungen erwachse im
Kapitalismus der "Widerspruch zwischen Wert und Natur in
kapitalistischen Produktionsverhältnissen" (ebd.: 11). Diese Keimzelle
der kapitalistischen Degradierung der natürlichen Lebensgrundlagen des
Menschen habe Marx mit seiner historischen und sozial-relationalen
Werttheorie im Kapital offengelegt (ebd.: 79). Bereits im
Widerspruch zwischen Gebrauchswert und Wert der einzelnen Ware, mit
der Marx die Wertformanalyse beginnt, sei der Widerspruch zwischen dem
Kapital einerseits und der Arbeit und Natur andererseits angelegt
(ebd.: 82). Als Gebrauchswerte seien die Waren das Produkt von Arbeit
und Natur, als Tauschwerte hingegen nur Vergegenständlichungen von
"abstrakt gesellschaftlicher Arbeitszeit" (ebd.: 79). Die Wertform der
Ware abstrahiere also qualitativ und quantitativ von den nützlichen
und lebenspendenden Eigenschaften (ebd.: 80), obwohl der Wert einer
Ware immer an ihren Gebrauchswert gekoppelt bleibe. Marx zitierend
hält Burkett fest, dass die "Natur des Gebrauchswerts, der besondre
Gebrauchswert der Ware als solcher gleichgültig ist" (Marx zit. n.
ebd.: 170). Während die Natur zur Produktion von Gebrauchswerten
beitrage, "wird der Reichtum im Kapitalismus durch eine rein
quantitative, gesellschaftlich-formale Abstraktion repräsentiert:
allgemeine Arbeitszeit" (ebd.: 82). Grundsätzlich habe Natur an sich
im Kapitalismus folglich gar keinen Wert. Sie erhalte nur einen Wert,
wenn gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit zu ihrer Aneignung
aufgewendet wird (ebd.: 80). Die Gebrauchswerte, d.h. Arbeit und
Natur, würden vielmehr gemäß der Tauschwerte unter Abstraktion von den
natürlichen Prozessen und Qualitäten bewertet und dabei vereinzelt,
homogenisiert, geteilt, fragmentiert usw. und ihren Tauschwerten
untergeordnet (ebd.: 86f.).

Die Unterordnung des Gebrauchswerts unter den Tauschwert entspreche
der Subordination der Produktion für die Bedürfnisbefriedigung unter
die Produktion für den Profit in der kapitalistischen
Produktionssphäre (Burkett 2006/2009: 139ff). Die Produktion
nützlicher Gebrauchswerte orientiere sich an der Arbeit und der Natur.
Die Mehrwertproduktion, argumentiert Burkett, ist hingegen im
Kapitalismus der Zweck ökonomischer Produktion und grenzenlos, weil
sie sich nur durch ihre beständige Wiederholung erhalten kam. Die
Eigentümer der Produktionsbedingungen strebten danach, kontinuierlich
mehr Profite anzuhäufen. Der Akkumulationsprozess des Kapitals werde
deshalb stetig fortgesetzt. Dabei gehe in den Produktionsprozess des
Kapitals eine zunehmend wachsende Menge Naturstoff ein, da die
Produktion von Mehrwert an Natur und Arbeit gebunden bleibt (Burkett
1999a: 37). Die sukzessive Aneignung von Natur wiederum steht Burkett
zufolge im Widerspruch zu allen limitierenden Faktoren, die der
menschlichen Produktion durch die Natur auferlegt werden (ebd.: 88).
Bei der Reproduktion des Akkumulationsprozesses würden zudem nicht nur
zunehmend Naturstoffe verbraucht und Abfälle in diversen Formen
produziert. Auch der grundlegende Widerspruch zwischen Natur/Arbeit
und Kapital sowie die Entfremdung der Produzenten von den
Produktionsbedingungen würden als Resultate ständig wieder
hergestellt. Marx' dialektische Analyse der Wertform mündet, so
Burkett, vor diesem Hintergrund "einer wirkmächtigen Kritik des Riss
im Stoffwechsels mit der Natur" (Burkett 2006/2009: 28f.). Denn die
Produktion in der kapitalistischen Klassengesellschaft unterbreche
aufgrund ihrer Funktionsweise die globalen Kreisläufe der Natur
(Burkett 1999a: 67f.) und bringe dadurch (globale) ökologische Krisen
in der sozialen Entwicklung hervor, die Burkett (2006/2009: 136ff.,
2013) von Krisen der Kapitalakkumulation strikt unterscheidet.

4.2 Der revolutionäre Prozess, die Arbeiterklasse und ihre
Gemeinschaften 

Für Paul Burkett wohnt der historischen Entwicklung des
kapitalistischen Widerspruchs zwischen Kapital und Arbeit/Natur eine
Dialektik inne. Zum einen sei der Kapitalismus insofern progressiv,
als dass er durch die "Entwicklung und Vergesellschaftung der
menschlichen und nichtmenschlichen Produktionsbedingungen" (Burkett
1999a: 149) alle präkapitalistischen Beschränkungen der natürlichen
und sozialen Entwicklung und damit die historische Notwendigkeit von
Klassengesellschaften aufhebe. Gleichzeitig entfalte sich der
Kapitalismus nur durch die beständige Reproduktion des grundlegenden
Widerspruchs und der Entfremdung der Produzenten von den
Produktionsbedingungen. Die Fortentwicklung dieser beiden
gegenläufigen Tendenzen verschärfe mit der Zeit den Antagonismus
zwischen der kapitalistischen Produktion und einer an den Bedürfnissen
der Menschen und den natürlichen Reproduktionserfordernissen,
Qualitäten und Prozessen ausgerichteten Produktion (Burkett 1999a:
183f., 2013) und gipfele in einer historischen Krise der
kapitalistischen Beziehungen (ebd.: 182). Anders als bei
Akkumulationskrisen stünde in einer historischen Krise des
Kapitalismus der Antagonismus zwischen Kapital und Arbeit/Natur zur
Disposition. Damit die progressiven Potentiale der kapitalistischen
Produktionsweise genutzt werden können und der Kapitalismus überwunden
wird, bedürfe es einer vollständigen Revolution unserer bestehenden
Produktionsweise und unserer gesamten gesellschaftlichen Ordnung
(ebd.: 163). Diese sei ein langer Kampf der direkten Produzenten und
ihrer Gemeinschaften für ihre soziale Wiedervereinigung mit den
Produktionsbedingungen und für die Transformationen letzterer zu
Produktionsbedingungen freier und assoziierter Arbeiter (ebd.:
150/224).

Das revolutionäre Subjekt ergibt sich für Burkett (2006/2009: 290) aus
der Analyse der Produktionsverhältnisse, die den Übergang vom
Kapitalismus zum Kommunismus als einen "ökologischen Klassenkonflikt"
(ebd.: 282) enthüllt. Zunächst bestehe ein struktureller Widerspruch
zwischen der Arbeiterklasse und dem Kapital (Burkett 1999a: 203).
Zusätzlich zum Kapitalverhältnis bestimmt Paul Burkett den Träger des
revolutionären Bruchs auch aus "der antagonistischen Position von
Kapital und Arbeit zum Gebrauchswert" (ebd.: 215). Die Arbeiterklasse
folge einem "nicht-instrumentellen Imperativ" (ebd.), weil sie eine
"nicht-instrumentelle Beziehung zur Natur" (ebd.: 216) unterhalte. Aus
diesen beiden strukturellen Relationen schlussfolgert Paul Burkett,
dass die Arbeiterklasse als Akteur historischer Veränderung nicht auf
das Industrieproletariat reduziert werden könne. Das
Kapitalverhältnis, die Einschränkung der Lebensweise und das
nicht-instrumentelle Verhältnis zur Natur betreffe die gesamte
Arbeiterklasse. Daher müsse die "industrialistische Vision" (Burkett
2013) des Proletariats durch ein breiter angelegtes Verständnis der
arbeitenden Klasse ersetzt werden. "Das einzige potentielle Subjekt
der Transformation [...] sind die Arbeiterklasse und ihre
Gemeinschaften." (Burkett 2006/2009: 300)

Der revolutionäre Prozess könne entsprechend der Ursachen für den
sozialen und ökologischen Widerspruch und der Subjektbestimmung ebenso
wenig auf Veränderungen in der Industrieproduktion begrenzt werden. Um
eine lebensfähige Koevolution von Gesellschaft und Natur zu
ermöglichen, bedürfe es einer breiteren Vision der kommunistischen
Revolution, die im Einklang mit ökologischen Belangen steht (Burkett
199a: 14). Die Klassenkämpfe gegen die Naturdestruktionen durch das
Kapital seien, so Paul Burkett, "ebenso unvermeidlich wie der
Widerstand gegen die Ausbeutung der Arbeit durch das Kapital. Diese
beiden Auseinandersetzungen können als zwei Seiten eines Kampfes gegen
die Subsumtion der Arbeit und nicht-menschlichen Natur unter den Wert
als entfremdeten Selbstzweck durch das Kapital betrachtet werden."
(Ebd.: 216) Beide Teile des revolutionären antikapitalistischen
Klassenkampfes hätten die Aufhebung der Trennung von Produzenten und
Produktionsbedingungen zum Ziel, um letztere kollektiv, demokratisch
und selbständig zu verwalten (Burkett 2006/2009: 139).

4.3 Kritik

Paul Burketts werttheoretischer Ansatz zeichnet sich dadurch aus, dass
die Ursachen für die Naturzerstörungen aus der inneren Funktionsweise
der kapitalistischen Produktionsweise hergeleitet werden. Burkett ist
zudem auch in der Lage, die Relationen zwischen Kapital,
Arbeiterklasse und Natur im Produktionsprozess zu bestimmen. Beide
Argumentationsstränge besitzen allerdings Bruchstellen und
Inkonsistenzen.

Burketts "ökologische Wertanalyse" (Burkett 2006/2009: 11) weist im
Unterschied zu Marx' Darstellung im Kapital eine
Vereinseitigung zur Seite der Produktion auf. Diese bringt einige
Folgeprobleme mit sich. Burkett schreibt zu Recht, dass der
fundamentale Widerspruch des Kapitalismus in der Entfremdung der
Arbeiter und ihrer Gemeinschaften von den Produktionsbedingungen
bestehe (Burkett 1999b). Aber er irrt, wenn er die Zirkulationssphäre,
d.h. den Markt, als "Auswuchs" (Burkett 2006/2009: 84) dieser
Produktionssphäre und nicht gleichwertig als Kernrelation konzipiert.

Ohne die zweite Relation neben dem Verhältnis von Kapital und Arbeit
in der Produktionssphäre, die die Menschen vermittelt über Waren und
Geld zu einander auf dem Markt eingehen, können im Grunde der Wert und
im Anschluss daran die anderen Wertformen (Ware, Geld und Kapital)
nicht logisch stringent abgeleitet und erklärt werden. Dieses Problem
zeigt sich bei Burketts werttheoretischer Begründung für die
kapitalistischen Naturdestruktionen. Anders als er unterstellt,
gründen "die besonderen kapitalistischen Formen der Bewertung" nicht
ausschließlich "in den spezifischen Produktionsverhältnissen des
Kapitalismus" (Burkett 2006/2009: 226). Auch wird der Wert den Waren
nicht auf dem Markt beigemessen, wie Burkett es darstellt. Vielmehr
erhält die Eigenschaft der Produkte, Ergebnis menschlicher Arbeit zu
sein, im Kapitalismus nur ihre spezifische gesellschaftliche Bedeutung
als Wert, weil die Waren ver- und gekauft werden, d.h. indem die
Menschen in actu auf dem Markt durch den Verkauf und Kauf von Waren
mittels Geld ein Verhältnis zu einander eingehen und die Waren als
Gleiche behandeln. Nur durch die Zirkulation der Produkte kommt ihnen
ein Wert als soziale Form zu, wird aus den Produkten eine Ware mit
Gebrauchswert und Wert. Der Wert ist also eine Vergegenständlichung
eines gesellschaftlichen Verhältnisses, das sich von der Beziehung
zwischen Kapital und Arbeit in der Produktion unterscheidet.
Allerdings, darauf weist Marx ausdrücklich hin, wird der Wert in der
Produktion durch die Verausgabung menschlicher Arbeit erst geschaffen.
Der Wert und damit letztlich auch das Kapital als vom Wert abgeleitete
Form entspringen also zugleich der Zirkulation und der Produktion (MEW
23: 180). Demgemäß umschließt auch das Kapitalverhältnis, die
entwickelte Form des Widerspruchs zwischen Gebrauchswert und Wert der
einzelnen Ware, Zirkulation und Produktion.

Dies ist insofern für die werttheoretische Ursachenbestimmung der
Naturzerstörung im Kapitalismus und ihrer Überwindung von
entscheidender Bedeutung, als dass der Widerspruch zwischen Kapital
und Natur nicht allein und auch nicht in erster Linie der Produktion,
sondern der kapitalistischen Produktion und Zirkulation entstammt
(Stache 2017: 444ff.). Dementsprechend müssten auch beide abgeschafft
werden, wenn das Problem der Naturausbeutung und -destruktion an
seinem Ursprung behoben werden soll. Burkett spricht sich im
Unterschied zu z.B. Kovel auch für diesen Schritt ausdrücklich aus,
der für ihn aber faktisch mit der Wiedervereinigung von Produzenten
und Produktionsbedingungen gegeben ist. Diese Wiedervereinigung in der
Produktion führt aber nicht zwingend zu einer Auflösung des Marktes.
Allerdings stellt sich die Frage, wie deren übergreifende Koordination
organisiert wird, um ein Zerbröckeln in kleine, mit einander Handel
treibende Einheiten zu verhindern.

Des Weiteren konstatiert Burkett im Unterschied zu O'Connor und Kovel
zu Recht, dass es in kapitalistischen Gesellschaftsformationen keine
zwei getrennten Widersprüche (Kapital-Arbeit und Kapital-Natur) gibt.
Der Ausbeutung von Natur und Arbeit liegt im Gesamtprozess der
kapitalistischen Produktion ein gemeinsamer Antagonismus zum Kapital
zugrunde. Allerdings analysiert Burkett nicht erschöpfend die Form des
Verhältnisses zwischen Kapital und Natur sowie die Unterschiede
zwischen dieser und der Beziehung zwischen Kapital und Arbeit (vgl.
dazu alternativ ebd.: 461ff.). Auch auf die daraus resultierenden
werttheoretischen Differenzen zwischen Arbeit und Natur geht Burkett
nicht näher ein. Entsprechend kann er die werttheoretische
Nichtberücksichtigung der Natur in der kapitalistischen
Produktionsweise innerhalb seiner relationalen Werttheorie nicht
relational begründen, sondern sie nur als gegeben annehmen, obgleich
er anhand der vorausgesetzten Wertformen zutreffende
Schlussfolgerungen zieht. Auch in diesem Zusammenhang kommt die oben
ausgeführte Verkürzung von Burketts "auf der Produktion basierenden
Werttheorie" (Burkett 1999a: 81) zum Tragen.

Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass Burketts Theorie bei der
Untersuchung des revolutionären Übergangs vom Kapitalismus zum
Kommunismus einen Bruch mit der Werttheorie aufweist. Burkett führt
eine historische Tendenz in das offene, sich selbst reproduzierende
System ein (ebd.: 152), die sich in dieser Form logisch-systematisch
nicht begründen lässt. Das gilt für seine Unterstellung einer
zunehmenden Vergesellschaftung der Produktion, die in einen
Widerspruch mit der Produktion für die Bedürfnisse der Menschen
gerate. Der kapitalistischen Ökonomie wohnt eine Entwicklung der
Produktivkräfte inne. Die Produktivkräfte mögen zunehmend
umfangreicher, größer, weltumspannend usw. sein. Sie sind aber nicht
sozialer bzw. vergesellschafteter als die zu Beginn des 20.
Jahrhunderts, weil die Eigentumsverhältnisse dieselben geblieben sind.
Die Produktivkräfte sind weiterhin in privater Hand und werden
entsprechend der Bewegungsgesetze der kapitalistischen
Produktionsweise zur Ausbeutung von Natur und Arbeitern eingesetzt.
Die Produktivkräfte sind dementsprechend im Kapitalismus gleichzeitig
"Destruktivkräfte" (MEW 3: 60). Dieser Widerspruch zwischen der
Entwicklung der technischen und sozialen Produktivkräfte und ihrem
Einsatz als Destruktivkräfte lässt sich nur dadurch lösen, dass die
Verhältnisse revolutioniert werden, innerhalb derer die
Produktivkräfte entwickelt und eingesetzt werden.

Schließlich ist Burketts Erweiterung des revolutionären Subjekts genau
genommen die Wiederöffnung einer auf das Industrieproletariat
verengten Bestimmung. Allerdings wird diese nicht stringent
werttheoretisch begründet. Dabei wäre dies problemlos möglich. Marx
hat im Kapital einen deutlich weiteren Begriff der
Arbeiterklasse entwickelt als jenen, den Burkett kritisiert. Um dieses
weitere Verständnis der Arbeiterklasse werttheoretisch zu begründen,
müsste aber die Zirkulationssphäre systematisch in die Wertformanalyse
mit einbezogen werden. Marx zeigt bei der Untersuchung des
kommerziellen und zinstragenden Kapitals (MEW 25: 278ff. und 350ff.)
nämlich z.B., dass sich auch die Arbeiterklasse werttheoretisch
differenziert und sich somit gar nicht auf das industrielle
Proletariat beschränken lässt.

5. Fazit

Die Darstellung und der Vergleich der vier ökosozialistischen Theorien
von James O'Connor, Joel Kovel, John Bellamy Foster und Paul Burkett
hat nicht nur gezeigt, wie heterogen die Ansätze sind und welche
Differenzen und Gemeinsamkeiten zwischen ihnen bestehen, sondern auch
einige Schwachstellen zutage gefördert.

James O'Connor hat mit seinem ökologischen Marxismus der zwei
Widersprüche das dominante ökosozialistische Paradigma im
angelsächsischen Raum ab Ende der 1980er-Jahre entwickelt. Joel Kovels
Ansatz steht in dessen Tradition. Aber er bettet ihn neu in eine
zivilisationsgeschichtliche und herrschaftskritische Anthropologie und
Philosophie der Naturbeherrschung ein. John Bellamy Posters Theorie
des ökologischen Bruchs ist zum Teil in direkter Abgrenzung
insbesondere zu O'Connors Paradigma und damit auch zu Kovels Konzept
entwickelt werden. Im Zentrum seines Ansatzes steht der Riss im
Stoffwechsel des globalen Ökosystems infolge der Kapitalakkumulation
auf erweiterter Stufenleiter für die Kapitalistenklasse. Paul Burkett
führt schließlich in seiner relationalen und ökologischen
Wertformanalyse den Bruch im wechselseitigen Austausch zwischen
Gesellschaft und Natur auf die Trennung der Produzenten von ihren
Produktionsbedingungen zurück. Aus der Separation entstehe im
Kapitalismus ein Widerspruch zwischen dem Kapital einerseits und der
Arbeit und der Natur andererseits, der sich werttheoretisch als
Widerspruch zwischen Wert und Gebrauchswert darstelle.

Die Probleme der dargelegten Ansätze unterscheiden sich nach Qualität
und Quantität. Die Theorien von O'Connor und Kovel weisen
grundsätzliche Probleme auf, vor allem in der Ursachenanalyse
kapitalistischer Naturdestruktionen, der Bestimmung des
Transformationssubjekts und -prozesses. Sie konstruieren einen
doppelten Widerspruch und vor allem Kovel verkehrt Historie und
Philosophie sowie politische Herrschaft und ökonomische Ausbeutung.
Beide privilegieren politizistisch soziale Bewegungen gegenüber der
Arbeiterklasse unter Abstraktion von der sozioökonomischen Struktur
der kapitalistischen Produktionsweise. Zudem vertrauen sie auf ein
Hinüberwachsen in den Sozialismus durch unterschiedliche Formen des
ökosozialistischen Neoreformismus. Versuche, diese Defizite
theorieimmanent zu lösen, führten zu einer Revision der jeweiligen
Ansätze.

Die Probleme, Schwachstellen oder Inkonsistenzen von Fosters und
Burketts Theorien sind hingegen innerhalb der gewählten Zugänge durch
Korrekturen behebbar. Burkett müsste z.B. der Zirkulationssphäre in
der Ursachendiagnose und der Werttheorie den Stellenwert einräumen,
den er ihr im Übergangsprozess vom Kapitalismus zum Ökosozialismus
zuspricht. Zudem wäre es notwendig, dass er die relationale Seite
seiner Analyse ausweitet und die unterschiedlichen Beziehungen
zwischen Kapital einerseits und Natur sowie Arbeit andererseits
konzipiert. Des Weiteren wäre es anzustreben, die historische und
werttheoretische Analyse gleichzeitig voneinander zu trennen und im
Anschluss systematischer miteinander zu vermitteln, als es bisher der
Fall ist. Foster könnte eine solche Werttheorie problemlos in seinen
Ansatz des ökologischen Bruchs integrieren. Gemeinsam wäre auch eine
klassentheoretische Vertiefung beider Denkgebäude möglich, um die
historischen, politischen und ökonomischen Argumente zur Bestimmung
des revolutionären Subjekts ökonomie- und werttheoretisch zu
unterfüttern.

Die größten Unterschiede weisen die Theorien in ihren Befunden über
die Ursachen für die systemimmanenten Naturzerstörungen im
Kapitalismus auf. Foster und Burkett führen beide die Trennung der
direkten Produzenten von den Produktionsmitteln und die, ihrer Meinung
nach, daraus resultierende kapitalistische Akkumulation von Profit in
der Produktionssphäre als Hauptproblem an, legen aber die Schwerpunkte
unterschiedlich. Kovel und O'Connor trennt mehr als Burkett und
Poster, aber noch deutlicher unterscheiden sich die Erklärungen
ersterer von denen letzterer. O'Connor und Kovel gehen beide von zwei
Widersprüchen im Kapitalismus aus, während Foster und Burkett einen
Antagonismus als Quelle für die Ausbeutung von Proletariat und Natur
ausmachen.

Alle Autoren sind sich hingegen weitgehend einig darüber, wer der
"Schuldige" (Kovel 2002: 1) für die Naturzerstörungen im Kapitalismus
ist. Sie führen die herrschende Klasse der Kapitalisten als Subjekte
der Umweltdestruktionen an, ohne dabei die strukturellen Ursachen, wie
sie sie verstehen, zu unterschlagen.

In der Einschätzung, wer die Subjekte des Übergangs vom Kapitalismus
zum Ökosozialismus sind, unterscheiden sich die vier Wissenschaftler
grundsätzlich. Die schärfste Trennungslinie verläuft in diesem Fall
zwischen den ökologischen Marxisten O'Connor und Kovel einerseits und
Burkett und Foster andererseits. Während erstere die neuen sozialen
Bewegungen als Hauptakteur betrachten, ist für letztere die
Arbeiterklasse das historische Kollektiv, welches die Transition
erkämpfen soll. Allerdings spielt das Proletariat bei O'Connor im
Vergleich zu Kovel noch eine annähernd gleichberechtigte Rolle,
während Kovel sich auf gegenkulturelle Alternativkommunen und
potentiell alle Individuen als Hort des Widerstands und der
Veränderung konzentriert. Zwischen Burkett und Foster sind die
Diskrepanzen in dieser Frage nicht so groß. Foster legt vor allem
einen Akzent auf die Massenbewegungen in der Peripherie des
kapitalistischen Weltsystems, ohne deren Experimente zu überhöhen.
Burkett misst den communities, den Gemeinschaften der Arbeiterklasse,
die gegen die Naturausbeutung kämpfen, einen größeren Stellenwert bei.

Analog zu den Ursachen und den Subjekten des Übergangs weisen auch die
Konzepte für die Transformation des Kapitalismus größere Differenzen
auf. Auf der einen Seite setzen O'Connor und Kovel auf ein
Hinüberwachsen in den Ökosozialismus mit Hilfe neoreformistischer
Strategien, welche ihre Kritik an sozial-ökologischen Reformansätzen
zumindest teilweise konterkariert. Auf der anderen Seite vertreten
Foster und Burkett eine eher klassische marxistische Position. Der
Kapitalismus könne nur mit einer Revolution überwunden werden.
Allerdings betonen beide den Prozesscharakter einer solchen
Revolution, insbesondere unter den gegenwärtigen historischen
Bedingungen und Kräfteverhältnissen, und auch die Rolle von konkreten
Reformschritten im Sinne einer Dialektik von Reform und Revolution.
Zudem heben sie die ökologische Komponente einer ökosozialistischen
Revolution hervor.

Ob die Einsichten der ökosozialistischen Theoretiker allerdings
materielle Gewalt werden, Eingang in die reale gesellschaftliche
Entwicklung finden und z.B. zur Bekämpfung der anhaltend hohen
CO2-Emissionen und des Klimawandels beitragen können, oder ob sie
weiterhin ein Dasein am Rande der akademischen und politischen Welt
fristen, ist nicht in erster Instanz ein theoretische Frage.


Anmerkung

[1] Der vorliegende Essay ist die gekürzte und überarbeitete Fassung
einer 2018 eingereichten Bachelor-Arbeit. Teil 1 erschien in Z 119
(September 2019), S. 78-93.
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DOKUMENTATION/1718: ZDFzeit "Die Tricks der Lebensmittelindustrie", 2 Teile 11. und 18.02.2020 (ZDF)

ZDFzeit: Die Tricks der Lebensmittelindustrie

Zwei neue Folgen

Dienstag, 11. und 18. Februar 2020, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Sendetermine und Stab

– Die Tricks der Lebensmittelindustrie – Turbo-Chips, Veggie-Burger & Co.

– Die Tricks der Lebensmittelindustrie – Schummel-Vollkorn, Pflanzendrinks & Co.

– Die Tricks der Lebensmittelindustrie – Die bisherigen "ZDFzeit"-Dokus

– Infos zur "ZDFzeit"



Dienstag, 11. Februar 2020, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Die Tricks der Lebensmittelindustrie
Turbo-Chips, Veggie-Burger & Co.
Film von Christina Gantner

Dienstag, 18. Februar 2020, 20.15 Uhr ZDF
Mittwoch, 19. Februar 2020, 1.30 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Die Tricks der Lebensmittelindustrie
Schummel-Vollkorn, Pflanzendrinks & Co.
Film von Christina Gantner

Kamera: Björn Schneider, Lars Schwellnuss, Nikolai Trawinski, Christian Trieloff
Schnitt: Patrick Basedow
Produktion: Storyhouse
Redaktion: Michael Gries
Leitung der Redaktion: Ursula Schmidt
Länge: 2 x ca. 43 Minuten

 * 

Die Tricks der Lebensmittelindustrie – Turbo-Chips, Veggie-Burger & Co.

Ob herzhaft, fruchtig oder cremig: Lebensmittel-Experte Sebastian Lege verblüfft mit Einblicken in die Trickkiste der Industrie – von profitablen Knabber-Snacks bis zur fiesen Protein-Masche.

Die erstaunlichen Verfahren zur Optimierung des Gewinns demonstriert Lege mal in seiner "Food-Werkstatt", mal vor Ort bei Herstellern. Und wie immer stellt er Testesser auf die Probe: Wie leicht lassen sich die Sinne täuschen?


Turbo-Chips

Ein Verfahren aus der Kunststoff-Industrie sorgt für Riesenprofite mit Knabber-Snacks. Ob Paprika-Chips, Erdnuss-Flips oder Zwiebelringe: Viele Formen – wenig Zutaten. Dazu wird eine Teigmixtur durch eine enge Röhre gepresst. Eine Stahlschablone verleiht den Teilchen dann die charakteristische Form: Flip, Ring, Bärchen! Duft und Geschmack kommen erst anschließend – aus der Retorte. Für die Industrie ein gutes Geschäft, denn sie kann aus günstigsten Zutaten unterschiedliche Lebensmittel herstellen, die trotzdem enorme Gewinne abwerfen.

Wenn Lege in seiner Werkstatt vorführt, aus wie wenig Ausgangsmasse man welche Mengen Produkt herstellen kann, ist das für viele Zuschauer überraschend. Mithilfe des Extruder-Verfahrens wurden früher eigentlich Plastikteile hergestellt – millionenfach im Sekundentakt. Doch auch die Lebensmittelindustrie nutzt die Technik für ihre Kreationen, darunter auch Trend-Nahrungsmittel aus Quinoa und eigens designte Müsli-Komponenten.

Ob eine Ernährungsweise, die gezielt auf Protein – also eiweißreiche Lebensmittel – setzt, wirklich gesünder ist, das ist zwar fraglich, aber der Trend ist unübersehbar. In den Kühlregalen der Supermärkte werben Drinks und Quarks durch entsprechendes Produktdesign nun gezielt um gesundheitsbewusste und fitnessbegeisterte Kunden. Allerdings unterscheiden sich viele Produkte, die mit hohem Proteingehalt werben und dafür hohe Preise verlangen, nicht von herkömmlichen Produkten wie Joghurts oder Quark. In manchen Fällen des Vergleichstests lag der Proteingehalt sogar unter dem des günstigeren Normalprodukts vom selben Hersteller.


Veggie-Burger

"Beyond Meat" lautet das Zauberwort, bei dem die Fast-Food-Branche leuchtende Augen bekommt. Der vegetarische Hackfleischersatz kommt auch bei Flexitariern an, also Menschen, die gern Fleisch essen, aber zugunsten tierfreier Varianten zumindest teilweise darauf verzichten. Sie machen die Haupt-Zielgruppe aus, auf die die Lebensmittelindustrie hofft, denn hier geht es um weltweit Hunderte Millionen zahlungskräftige Kunden in reichen Industrienationen. In seiner Werkstatt demonstriert Produktentwickler Sebastian Lege, mit welchen Tricks die Veggie-Burger das Original aus Fleisch kopieren und wie verblüffend einfach manche Lösung erscheint: Beim Beyond-Meat-Burger zum Beispiel sorgt Rote Bete für den Eindruck von leicht blutigem Rinderhack. Ob das auch bei Leges Testessern ankommt?


Birkenzucker

Süßes essen, ohne dabei Übergewicht, Diabetesrisiko und Karies fürchten zu müssen – davon träumen viele. Doch die meisten künstlichen Süßstoffe haben einen unangenehmen Beigeschmack, sind bei selbst gemachten Speisen und Getränken schlecht zu dosieren – und allein ihre Namen wie Aspartam, Acesulfam oder Sacharin klingen schon abschreckend. Ganz anders scheint da der neueste Trend: Birkenzucker – aus natürlichen Rohstoffen hergestellt, kristallin wie normaler Zucker, geschmacklich neutral, aber mit 40 Prozent weniger Kalorien als herkömmlicher Zucker. Anfangs eher etwas für Bioladen und Reformhaus, hat das vermeintliche Birkenprodukt inzwischen die Supermärkte und Discounter erobert. Dass er knapp siebenmal so teuer ist wie Zucker scheint ebenso wenig abzuschrecken wie die verwirrenden Namensvarianten, zum Beispiel Xylit oder Xucker. Sebastian Lege deckt auf, welches Naturprodukt wirklich drinsteckt: keine Birke, sondern Abfälle aus dem Mais-Anbau. Und beim Herstellungsverfahren werden alle Register der Lebensmittelchemie gezogen.


Milchpulver

Ein Großteil der Milch, die deutsche Bauern erzeugen, wird weder in flüssiger Form verkauft noch als traditionelles Milchprodukt. Stattdessen wird sie in ihre wertvollen Bestandteile – Milchfett, Milchzucker und Protein – aufgespalten und auf den internationalen Börsen gehandelt. Deutsches Milchpulver ist ein Exportschlager bis nach China. Möglich macht das erst die sogenannte Sprühtrocknung. Lebensmitteln das Wasser zu entziehen, hat viele Vorteile: Sie werden leichter und kompakt, sodass Transport und Lagerung einfacher werden. Sie werden haltbarer und weniger empfindlich gegenüber Keimen. All das macht Trocknungsverfahren in der Lebensmittelindustrie unverzichtbar.

Unterschiedlichste flüssige Lebensmittel wie Säfte, Suppen oder Soßen werden mit Hochdruck durch Düsen gepresst und fein zerstäubt. Weil weder große Hitze noch Chemie zum Einsatz kommen, schont das Verfahren auch die Zutaten. In einem eindrucksvollen Experiment zeigt Lege anhand von Magermilch, wie durch Sprühtrocknung ein Rohstoff für den Weltmarkt entsteht. Doch er spürt auch der Frage nach, wo die Allround-Zutat Magermilchpulver ganz dreist eingesetzt wird, um an hochwertigeren Rostoffen zu sparen – auch solchen, in die eigentlich gar keine Milch hineingehört.

 * 

Die Tricks der Lebensmittelindustrie – Schummel-Vollkorn, Pflanzendrinks & Co.

Ob ballaststoffreich oder kalorienarm, laktosefrei oder bio: Die Lebensmittelindustrie hat für jeden Kundenwunsch etwas im Angebot – und Sebastian Lege weiß, welche Tricks sie dabei benutzt. Einmal mehr verblüfft der Produktentwickler mit Einblicken ins Waffenarsenal der Profitjäger. Und er sucht den direkten Kontakt zum Verbraucher und gibt Tipps, worauf jeder beim Einkauf achten kann. Neu dabei: Do-it-yourself-Tipps – bei den beliebten Milchersatz-Produkten zum Beispiel sahnt die Industrie kräftig ab, obwohl man etwa Soja- oder Mandelmilch aus günstigen Zutaten schnell und einfach selbst machen kann.


Faser-Dip

Sahnig, cremig, körnig, käsig: Die Konsistenz ist bei Lebensmitteln oft ein entscheidender Genussfaktor – Experten sprechen vom "Mundgefühl". In immer mehr Produkten aber täuschen Pflanzenfasern hochwertigere Zutaten vor – etwa in Frischkäse, Tortellini oder Wurst. Wie das funktioniert, zeigt Sebastian Lege am Beispiel von Kichererbsen-Dip. Traditionell erhält Hummus seine typische Konsistenz durch Zutaten wie Sesampaste und Olivenöl. Pflanzenfasern gehören aber inzwischen – ähnlich wie Gelatine oder Kartoffelstärke – zur Allzweckwaffe der Industrie. Sebastian Lege demonstriert in seiner Werkstatt, wie die Billig-Alternativen für schön viel Volumen sorgen und so hochwertige Zutaten eingespart werden.


Fake-Vollkorn

Auch beim nächsten Trick muss man als Verbraucher ganz genau hinschauen: Woran erkennt man eigentlich Vollkorn-Produkte? Die meisten achten vor allem auf eine dunklere Farbe des Teiges. Doch da setzt die Backwarenbranche an und färbt einfach hellen Teig dunkel. Der Farbstoff ist Malz, hergestellt aus Gerste, ebenfalls ein Getreide, und so fällt das Ganze auf der Zutatenliste nicht auf. Vorteil für die Bäcker: Gefärbtes Feinmehl ist viel einfacher und lukrativer zu verarbeiten als Vollkornschrot. Brote und Brötchen werden in vielen Supermärkten und Discountern auf "Vollkorn" gefärbt, damit Kunden höhere Preise dafür bezahlen – ohne dafür den Mehrwert echter Vollkorn-Produkte zu erhalten. Eine weitverbreitete Verbrauchertäuschung.


Mangos ohne saisonale Schwankungen

Vollreife Mangos waren früher ein Luxusobjekt, doch inzwischen gibt es die aromatischen Tropenfrüchte selbst beim Discounter zum erstaunlich günstigen Preis. Möglich ist das nur durch eine Logistik, die jede Beschädigung der Früchte auf ihrer Reise aus den tropischen Erzeugerländern nach Deutschland vermeidet. Und das bei riesigen Transportmengen. Noch besser: Saisonale Schwankungen im Angebot soll der Kunde nicht merken. Der Trick dabei: Spezielle Gase steuern ganz nach Bedarf den Reifeprozess. Wie das funktioniert, demonstriert Sebastian Lege beim Besuch eines Großbetriebes für Obstbehandlung. Dort werden Mangos sogar punktgenau den Wünschen der jeweiligen Supermarkt-Ketten entsprechend vorgereift. "ZDFzeit" fragt kritisch nach: Leidet die Qualität dabei? Sind die Gase umwelt- oder gesundheitsschädlich? Und wie wirkt sich der Chemie-Trick auf die Ökobilanz der Fernimporte aus?


Vegane Milch

Der Vegan-Trend ist unaufhaltsam, auch die Furcht etlicher Verbraucher vor Laktose-Unverträglichkeit spielt dabei eine Rolle – und von beidem profitieren Anbieter von Milch-Ersatzprodukten. Ob aus Reis, Sojabohnen, Mandeln, Nüssen oder Hafer – vegane Alternativen zu Kuhmilch gibt es viele. Lebensmittel-Entwickler Sebastian Lege demonstriert in seiner Werkstatt, wie einfach die Rezepte und wie preiswert die Zutaten sind, aus denen solche Produkte hergestellt werden. Jeder Zuschauer kann sie nachmachen – und dabei eine Menge Geld sparen, wie ein Vergleich der Herstellungskosten und der Verkaufspreise verdeutlicht. Besonders, wenn die vegane Milch auch noch zum Aufschäumen für den Latte Macchiato geeignet sein soll, langen die Hersteller ordentlich hin. Wie erklärt die Industrie die extreme Gewinnspanne? Sebastian Lege besucht einen Großproduzenten für Hafermilch und hakt nach.

 * 

Die Tricks der Lebensmittelindustrie – Die bisherigen "ZDFzeit"-Dokus


	Die Tricks der Lebensmittelindustrie (02.02.2016)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Turbo-Salam-i, Tütensuppen & Co. (17.01.2017)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Light-Produkte, Veggie-Wurst & Co. (24.01.2017)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Fertiggerichte, Pausensnacks & Co. (16.01.2018)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Backwaren, Fruchtsäfte & Co. (13.02.2018)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Tütensuppen, Kochschinken und Co. (22.01.2019)

	Die Tricks der Lebensmittelindustrie: Hackfleisch, Wackelpudding und Co. (29.01.2019)




Infos zu Sebastian Lege

In bisher sieben "ZDFzeit"-Dokumentationen informierte Sebastian Lege die Zuschauer bereits über "Die Tricks der Lebensmittelindustrie". Nach der ersten Folge im Februar 2016 folgten zwei Dokumentationen im Januar 2017, zwei im Januar und Februar 2018 sowie zwei im Januar 2019. Dem interessierten Publikum war der ausgebildete Koch und ausgewiesene Lebensmittelfachmann bereits aus "ZDFzeit"-Sendungen mit Nelson Müller bekannt: Sebastian Lege, Jahrgang 1978, zählt zu den Food-Entertainern, die sich mit Leidenschaft für die Qualität von Lebensmitteln einsetzen und sich in der Zubereitung immer wieder auf die Suche nach der Verbesserung des sinnlichen Essgenusses macht. Der Lebensmittelentwickler war bereits als Küchenchef in namhaften Restaurants und Hotels tätig. Sebastian Lege bringt seine Grundüberzeugung, dass die Lebensmittel den elementaren Grundstock für leckeres Essen bilden, so auf den Punkt: "Nicht das simple Zusammenfügen einfacher Zutaten bereitet eine wohlschmeckende Mahlzeit. Es ist vielmehr eine Komposition aus Optik, Geruch, Akustik und Geschmack sowie Nostalgie, Emotionen und unsere Erinnerung, die jeder Einzelne damit verbindet. Die Kombination all dieser Elemente spiegelt die Wertschätzung und Freude am Essen wider und macht sie für jeden einzigartig."

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert – zum Beispiel an den Dienstagen, 14. und 21. Januar 2020, jeweils um 20.15 Uhr, mit zwei Folgen von "Nelson Müllers Lebensmittelreport"

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Februar 2020

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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SERIE/958: ZDF - Zweite Staffel des Serien-Events "Bad Banks", am 08.02., 09.02. und 10.02.2020 (ZDF)

Bad Banks

Zweite Staffel des Serien-Events

Samstag, 8. Februar 2020, 21.45 Uhr

Inhalt:

– Sendetermine

– Stab, Besetzung

– Redaktionsnotiz

– Producer's Note

– Kurzinhalt

– Inhaltsangaben

– Statement von Drehbuchautor Oliver Kienle

– Kurzinterview mit Regisseur Christian Zübert

– Bad Banks – Die Dokumentation

– Radio-Interview mit Désirée Nosbusch 

– Radio-Interview mit Paula Beer 



TV-Erstausstrahlung ZDF:
Samstag, 8. Februar 2020, ab 21.45 Uhr, Folgen 1-2
Sonntag, 9. Februar 2020, ab 22.15 Uhr, Folgen 3-4
Montag 10. Februar 2020, ab 22.15 Uhr, Folgen 5-6

Sendetermin der Begleit-Doku im ZDF:
Montag, 10. Februar 2020, 23.55 Uhr

Regie: Christian Zübert
Autor: Oliver Kienle
Produzenten: Lisa Blumenberg, LETTERBOX FILMPRODUKTION, Nicolas Steil, IRIS Productions
Story created by: Oliver Kienle
Nach einer Idee von Lisa Blumenberg
Konzeptentwicklung: Jana Burbach, Jan Galli, Ron Markus (auch Koautor Folge 4), Wolf-Alexis Puttfarken
Fachberatung: Wolf-Alexis Puttfarken
Bildgestaltung: Ngo The Chau, Moritz Kaethner
Montage: Jens Klüber, Julia Karg, Kai Minierski
Musik: Kyan Bayani
Ton: Max Meindl
Kostümbild: Sabine Keller
Szenenbild: Silke Buhr
Maskenbild: Katja Reinert, Hannah Fischleder, Jana Filipp
Casting: Anja Dihrberg
Executive Producer: Günther Russ
Co-Executive Producer: Christian Friedrichs
Producer: Lisa Arndt, Katharina Haase
Creative Producer: Oliver Kienle
Redaktion: Caroline von Senden, Alexandra Staib (ZDF), Olaf Grunert (ZDF/ARTE)
Länge: 6 x 52 Min.

"Bad Banks" ist eine Produktion der LETTERBOX FILMPRODUKTION und IRIS Productions in Koproduktion mit der REAL FILM Berlin, in Koproduktion mit dem ZDF in Zusammenarbeit mit ARTE, gefördert durch Film Fund Luxembourg, German Motion Picture Fund, HessenFilm und Medien, Medienboard Berlin Brandenburg und Creative Europe – Media Programme of the European Union. Im Weltvertrieb von Federation Entertainment.


Die Rollen und ihre Darsteller

Jana Liekam – Paula Beer
Gabriel Fenger – Barry Atsma
Christelle Leblanc – Désirée Nosbusch
Adam Pohl – Albrecht Schuch
Thao Hoang – Mai Duong Kieu
Quirin Sydow – Tobias Moretti
Robert Khano – Jean-Marc Barr
Luc Jacoby – Marc Limpach
Ties Jacoby – Germain Wagner
Alexander Schunk – Trystan Pütter
Ben Kaufmann – Noah Saavedra

In weiteren Rollen:
Shantimay – Utsav Agrawal
Peter Richard – Tobias Langhoff
Vicky – Mathilde Irrmann
Felix Bender – Christoph Schechinger
David Kubiak – Tedros Teclebrhan
Lilou Guerin – Elisabet Johannesdottir
Pascal Rubens – Anton von Lucke
Isabelle – Larisa Faber
Maria – Canan Samadi
Mohamed – Hadi Khanjanpour
Herr Hoang – Pham Manh Cuong
Frau Hoang – Hue Nguyen Minh
Taemin – Johannes Ahn
Karin Kaufmann – Angela Roy
Sabine Pohl – Annika Olbrich
sowie Sandra Navidi, Hermann-Josef Tenhagen und andere

 * 

Redaktionsnotiz

"Bad Banks" – dieser Titel ist zum Synonym für herausragende Qualität im Bereich der deutschen Serienproduktion geworden. Das kreative Team der ersten Staffel hat einen Wurf hingelegt, der Publikum und Kritik gleichermaßen begeistert. Die Macher*innen durften daher zahllose Nominierungen und Preise entgegen nehmen. Ein Erfolg, der zugleich die Latte hoch legte für die zweite Staffel. Dem Geschenk, auf Großartigem aufbauen zu können – einem so noch nicht erzählten Kosmos, einem tollen Figurenensemble und einer fantastischen Visualität – stand also die Herausforderung gegenüber, an dieser Erstklassigkeit in der zweiten Staffel gemessen zu werden.

Alle Beteiligten haben sich mit großer Freude dieser Herausforderung gestellt. Creator Oliver Kienle hat faszinierende Erzählansätze aus einer Finanzwelt im Umbruch recherchiert und entwickelt, die die Charaktere in noch extremere Entscheidungs-situationen treiben als in der ersten Staffel.

So hoffen wir, dass die Fans und Freunde von "Bad Banks" bekommen, was sie zu Recht erwarten, und wir auch noch neue ZuschauerInnen begeistern können.

Caroline von Senden, Redaktionsleiterin Fernsehspiel I, Alexandra Staib, Redakteurin

 * 

Producer's Note

Bereits bei den Recherchen zur ersten Staffel hat sich angedeutet, dass die gesamte Bankenbranche vor einem gewaltigen Umbruch steht. Neue wendige Player, sogenannte FinTechs, drängen mit Gewalt auf den Markt. Das haben wir hautnah miterlebt. Drei unserer Fachberater, die vor zwei Jahren noch Investmentbanker waren, haben mittlerweile bei FinTech-Start-ups angeheuert und dort neue Aufgaben gefunden. Die digitale Revolution wirbelt die althergebrachten Großbanken mit derselben unerbittlichen Konsequenz durcheinander, wie sie dies in der Vergangenheit mit anderen Branchen wie zum Beispiel der Musikbranche getan hat.

Das wahre Asset (so würden es Banker sagen) unserer Serie aber sind die Figuren. Und die hatten nach den ersten sechs Folgen wahrlich einige offene Rechnungen und sich weiter hochschaukelnde Konflikte hinterlassen. Die krisenhafte Zuspitzung, die in der ersten Staffel in eine Bankenkrise mündete, findet jetzt bei unseren Figuren statt. Es geht ans Eingemachte.

Im Kern von "Bad Banks" geht es um Macht und noch mehr um persönliche Erfüllung. Ein Hauch von Revolution hat unsere jungen Banker ergriffen. Sie haben in der ersten Staffel erlebt, wie instabil das Finanzsystem ist, das sie selbst fast an die Wand gefahren haben. Hat es in der alten Form überhaupt noch eine Zukunft? Die Führungsriege klebt an ihren Stühlen und versucht mit allen Mitteln, ihre Macht zu erhalten für die wenigen Jahre im Beruf, die ihnen noch bleiben. Aber Jana, Thao und Adam müssen weiter denken, um ihre Karriere als Banker (denn das sind sie aus Überzeugung) zu sichern. Wir haben in der ersten Staffel erlebt, was sie antreibt und wie weit sie bereit sind zu gehen. Zudem haben sie viel von den Alten gelernt. Wir werden sehen, ob – wie so oft – die Revolution ihre eigenen Kinder frisst.

Lisa Blumenberg, Produzentin

 * 

Kurzinhalt

In der zweiten Staffel erzählt Oliver Kienle, wie sich die Finanzwelt sechs Monate nach der Krise, mit der die erste Staffel endete, neu erfindet. Verschärfte Auflagen machen das Geschäft der fusionierten Deutschen Global Invest (DGI) extrem mühsam. Der ersehnte Aufstieg in den Vorstand rückt für die neue Investmentchefin Christelle Leblanc (Désirée Nosbusch) in weite Ferne. Auch für Jana Liekam (Paula Beer) läuft es in Frankfurt nicht nach Plan. Doch längst hat sie sich mit ihrem Team in Stellung gebracht. Während die alte Bankenwelt nur noch mit halber Kraft fährt, erlebt die junge Finanzbranche in kleinen beweglichen Start-ups und FinTechs einen fundamentalen Wandel. Um die riesige Herausforderung der Digitalisierung zu meistern, baut die DGI einen Inkubator in Berlin auf, einen "Brutkasten" für junge FinTechs, die mit dem Investment der Bank großgezogen und an den Markt gebracht werden sollen. Jana soll die Leitung eines FinTechs übernehmen, das auf nachhaltige Finanzprodukte setzt. Doch heimlich fährt sie ihre eigene Agenda – schließlich hat sie noch eine Rechnung mit Leblanc offen. Die schillernde, turbulente Hauptstadt wird für Jana Chance und Herausforderung zugleich, nicht zuletzt weil ein alter Bekannter wieder in ihr Leben tritt, der charismatische Gabriel Fenger (Barry Atsma).

Bad Banks nimmt die Zuschauer auch in den neuen Folgen mit auf eine waghalsige Reise in die Welt der Hochfinanz, die nach der Krise mehr denn je vor einem gewaltigen Umbruch steht. Neue Player wirbeln das althergebrachte System auf, und das Spiel um Macht, Manipulation und persönlichen Ehrgeiz dreht sich weiter. Doch geht es diesmal für unsere Figuren um alles oder nichts. Noch nie lagen Aufstieg und Fall so nah beieinander und treiben unsere Helden in noch tiefere Abgründe. Ein Kampf der Generationen, bei dem am Ende die Frage bleibt, wer die Zukunft des Systems bestimmen wird.

 * 

Inhaltsangaben

Folge 1: Schöne neue Welt
Ein halbes Jahr nach dem Crash und der staatlichen Rettung der Deutschen Global Invest werden die Karten neu gemischt. Gabriel Fenger sitzt in U-Haft, die große Strippenzieherin, Christelle Leblanc, steht als Leiterin des Investmentbankings auf dem Abstellgleis – und Jana, Adam und Thao gleich mit ihr. Das Vertrauen in die Banken ist schwer beschädigt, aber die wirklichen Drahtzieher der Krise sind davongekommen. Doch dann sieht Jana endlich eine Möglichkeit, sich an Leblanc zu rächen und gleichzeitig aus Frankfurt in den Berliner "Inkubator" zu wechseln, wo neue Formen des Bankings entwickelt werden. Der Haken an der Sache ist: Sie müssen das hippe, idealistische Start-up GreenWallet und dessen schmierigen Investor davon überzeugen, sich der DGI anzuschließen und alles zu verraten, wofür sie kämpfen – koste es, was es wolle.

Folge 2: Bankensterben
Kaum ist GreenWallet in den Inkubator gezogen, steht das Start-up vor einem riesigen Problem. Das Team braucht personelle Verstärkung. Der Versuch, eine Spitzenkraft bei der Konkurrenz "Fin21" abzuwerben, führt zu einer unangenehmen Begegnung mit einem alten Bekannten. Jana läuft die Zeit davon, denn Ties Jacoby will schnelle Erfolge sehen und setzt das Team zusätzlich unter Druck. Gleichzeitig müssen Jana und Adam ihr Konto auf Mauritius verschwinden lassen, auf dem das Schwarzgeld aus dem Insiderdeal der ersten Staffel geparkt ist, um nicht länger erpressbar zu sein. Dabei müssen die beiden erneut zu illegalen Mitteln greifen, was zunehmend einen Keil zwischen sie und Thao treibt. Die wiederum hat mit privaten Problemen zu kämpfen, von denen Jana auf keinen Fall erfahren soll. Um Zeit zu gewinnen, lässt Jana sich auf einen Deal mit Leblanc ein. Doch auch diese spielt ein doppeltes Spiel.

Folge 3: Kollateralschaden
Um die Konkurrenz zu schlagen, muss GreenWallet international aktiv sein. Adam fliegt nach London, um eine Zulassung für den britischen Finanzmarkt zu erwirken, allerdings machen ihm private Probleme einen Strich durch die Rechnung. Auch Jana wird von ihrer Vergangenheit eingeholt, als plötzlich Fenger bei ihr auftaucht und ihre Beziehung zu ihrem Kollegen Ben verkompliziert. Jana findet heraus, dass es für Ben bei GreenWallet um mehr geht als seine professionelle Karriere. Währenddessen geht Leblancs Racheplan in die nächste Runde. Sie zwingt Jana und Thao, kompromittierende Daten zum Bankencrash auf Ties Jacobys Tablet zu verstecken. Gleichzeitig versucht sie, Fenger ins Boot zu holen, und rekrutiert Janas ehemaligen Kollegen Luc, der sich von seinen alten Freunden im Stich gelassen fühlt.

Episode 4: Die Gewinner von heute
Die Schwierigkeiten für GreenWallet häufen sich. Jana und Adam müssen ihren Plan, ihr Schwarzgeld zu verstecken, erst einmal auf Eis legen. Sie brauchen es, um sich gegen die Konkurrenz durchzusetzen. Doch dann steht das Start-up vor dem Aus, denn es gibt größere Interessen. Ben und Janas Beziehung wird auf eine harte Belastungsprobe gestellt. Leblanc kommen die Veränderungen im Inkubator dagegen sehr zugute. Sie will Ties Jacoby und Jana ein für alle Mal loswerden. Sydows Plan, sich die Finanzaufsicht vom Hals zu halten, wird währenddessen durch Fengers Einmischung verkompliziert. Und auch Thaos doppeltes Spiel nimmt ein abruptes Ende, was Jana dazu zwingt, ihre eigenen Pläne zu beschleunigen. Parallel gerät die Situation auf Mauritius zunehmend außer Kontrolle.

Folge 5: Paranoia
Der neue dynamische Finanzminister rüttelt die Bankenwelt ordentlich auf. Die Regularien sollen gelockert, gleichzeitig die Haftungsregeln für Banker verschärft werden. Während die einen in Panik ausbrechen, versuchen die anderen, der Bankenaufsicht zuvorzukommen. Jana und Adam können dagegen aufatmen. Ihre Konten auf Mauritius wurden gelöscht, und Leblanc hat eigentlich nichts mehr gegen sie in der Hand. Allerdings zu einem hohen Preis. Adam ist kurz davor, die Nerven zu verlieren und entscheidet sich für einen Alleingang. Er sieht seine persönliche und berufliche Existenz bedroht und ist zum Äußersten bereit. Auf der anderen Seite werden Fenger und Sydow zu unfreiwilligen Komplizen, was Sydow zu einer folgenschweren Planänderung bewegt. Und auch mit Leblancs nächstem Schachzug hat niemand gerechnet.

Folge 6: Long live the Queen
Der Machtkampf in Frankfurt spitzt sich zu. Ein raffinierter Schachzug bringt alle Kontrahenten an einen Tisch. Doch wer hat am Ende die besten Allianzen geschmiedet? Wer bei diesem Spiel verliert, der verliert alles. Auch für Jana hat sich das Blatt erneut gewendet. Doch es gelingt ihr einfach nicht, die von Leblanc angelegten Fesseln vollständig abzuwerfen. Adam hat nichts mehr zu verlieren und gerät völlig außer Kontrolle. Am Ende muss Jana nach einer aufgewühlten Nacht eine schwierige Entscheidung treffen – wie weit wird sie gehen, um sich ihre Freiheit zu erkämpfen? Als könnten die Abgründe nicht mehr tiefer werden, macht ausgerechnet Leblanc Jana ein unmoralisches Angebot.

 * 

Statement von Drehbuchautor Oliver Kienle

Die europäische Bankenbranche ist im Umbruch. Während große deutsche Banken versuchen, würdevoll zu schrumpfen, sich auf ihr altes Kerngeschäft zu konzentrieren und das Investmentban-king weiter zu verstümmeln, erlebt die junge Finanzbranche in Start-ups, FinTechs und Blockchain-Technologien eine Revolution. Die alte, in Verruf geratene Bankenwelt auf der einen Seite, die junge, digitale Technologiewelt auf der anderen. Ein Spannungsfeld, wie geschaffen für unsere zweite Staffel: Alteingesessene Vorstandsbanker, die den Umbruch ausbremsen, weil sie selbst nur noch wenige Jahre in der Branche haben, kämpfen gegen unsere jungen, hungrigen Hauptfiguren, die Jahrzehnte in die Zukunft blicken und keine Sekunde zögern, stabile Säulen einzureißen.

Nach Ausstrahlung der ersten Staffel der Serie haben sich einige "Insider" bei mir gemeldet, die über illegale Machenschaften in der Finanzbranche sprechen wollten. Manche haben sich darüber amüsiert, wie harmlos das war, was ich in der ersten Staffel erzählt habe. In meiner jahrelangen Recherche bin ich immer auf dasselbe Muster kriminellen Handelns gestoßen, von der ersten Ausnahmetat bis hin zur Selbstverständlichkeit des Betrügens, Stehlens oder Diffamierens. Die Grenzen, die man heute überschreitet, werden morgen zum Status quo. So geht es auch den Figuren von "Bad Banks". Alle werden von ihren bisherigen Taten heimgesucht, und alle müssen bereit sein, die nächste Grenze zu überschreiten, um im Spiel zu bleiben.

Die Arbeit an der zweiten Staffel, von der ersten Drehbuchfassung bis zum letzten Schnitt, war noch herausfordernder und intensiver als die an der ersten. Als großer Serienfan weiß ich, dass man in jeder Staffel die Figuren und ihre Geschichten gleichzeitig weiterführen und neu erfinden muss. Ich habe all meine Energie darauf verwendet, dem Zuschauer das Serienerlebnis zu geben, das ich selbst gerne haben würde.

 * 

Kurzinterview mit Regisseur Christian Zübert

Wie war Ihre Herangehensweise an den komplexen Stoff von "Bad Banks"? Welche persönlichen Schwerpunkte setzen Sie?

Mein Ansatz beim Regieführen sind immer die Figuren. Ich nehme mir jede einzelne Figur in einem Drehbuch vor und schaue mir an, wo sie anfängt und wo sie endet und ob ich die Schritte dazwischen emotional nachvollziehen kann, ob mich das packt. Zudem ist es wichtig, dass die Welt, in der sich diese Figuren bewegen, höchst präzise und authentisch erzählt wird. Was die Bankenwelt anbelangt, hat die erste Staffel da schon gut vorgelegt und ich konnte auf die Recherchen von Produktion und Schauspielern aufbauen. Deswegen habe ich mich bei meiner Recherche vor allem auf die neue Welt, die wir erzählen, konzentriert, die FinTech-Welt. Dafür haben wir viele Leute getroffen, haben an Konferenzen teilgenommen und auch einfach mal einen halben Tag in einem FinTech verbracht, um die Atmosphäre dort aufzusaugen.

Wie haben Sie sich der Bankszene angenähert? Und gibt es für Sie eine Ästhetik von Macht und Geld?

Um Geld geht es den Bankern meiner Meinung nach nur peripher. Für die ist Geld nur Mittel zum Zweck. Die arbeiten keine 18 Stunden am Tag, um reich zu werden. Die arbeiten 18 Stunden am Tag, um sich zu spüren, um der Beste zu sein und Respekt zu bekommen. Um das zu verstehen, musste ich gar nicht lange suchen. Die Filmbranche funktioniert genauso. Auch dort arbeiten die Leute bis zur Selbstaufgabe und das auch nicht nur für Geld. Sondern um Teil von etwas Besonderem zu sein, um Anerkennung und Respekt zu bekommen.

Wie eng haben Sie im Vorfeld mit dem Autor Oliver Kienle zusammengearbeitet?

Ziemlich eng und sehr auf Augenhöhe. "Bad Banks" ist Olivers Baby, und es war mir sehr wichtig, dass er sich in der Umsetzung der Geschichte wiederfindet und das mag. Wir haben sehr viel über die Drehbücher diskutiert, ich habe meine Meinung dazu eingebracht, und zusammen haben wir eine Richtung gefunden, mit der wir beide glücklich sind.

 * 

Montag, 10. Februar 2020, 23.55 Uhr, ZDF
Bad Banks – Die Dokumentation
Wie neue Player die alte Bankenwelt herausfordern
Film von Hannes Vogel

Produktion: B.vision media
Redaktion: Beate Höbermann
Länge: ca. 45 Minuten

Anknüpfend an die zweite Staffel der Serie "Bad Banks" schaut die anschließende Back-to-back-Dokumentation auf die reale Situation in der Bankenbranche. Dabei greift die 45-minütige Doku immer wieder auf Szenen aus der Serie zurück. In der zweiten Staffel von "Bad Banks" trifft die alte Bankenwelt auf die neue FinTech-Branche. Welchen Einfluss üben beide Seiten aufeinander aus? Gelingt es den FinTechs, neue Impulse in die alte Finanzwelt zu bringen?

Im Schatten der globalen Bankenkrise entstand im Bereich der Finanzdienstleister ein neues Segment, das vor allem von Start-up-Unternehmen geprägt wird. Diese konkurrieren mit den Banken um Marktanteile oder genauer: Sie möchten den etablierten Häusern Marktanteile streitig machen. FinTechs sind Finanzdienstleister, die ihre Geschäfte ausschließlich über digitale Technologien, also online, abwickeln. Sie werben damit, durch weniger Bürokratie näher am Kunden zu sein und kostengünstiger zu arbeiten. In einigen Fällen sind Ideen von Nachhaltigkeit und Transparenz ein wichtiger Unterschied zu den traditionellen Finanzinstituten. Nach Großbritannien ist Deutschland mit über 340 aktiven Unternehmen das zweitwichtigste FinTech-Land in Europa und Berlin das deutsche Zentrum. Herkömmliche Bankenhäuser versuchen, durch Übernahmen bestehender oder der Gründung eigener FinTechs ihre Position auf dem Finanzmarkt zu verteidigen und auszubauen.

Die Dokumentation beleuchtet zudem grundsätzliche Fragen wie: Was sind FinTechs? Wie funktionieren sie? Wer sind die Macher? Wodurch unterscheiden sich die neuen Player von den alten Banken?

 * 

Radio-Interview mit Désirée Nosbusch

Frau Nosbusch, nach dem grandiosen Erfolg der ersten Staffel von "Bad Banks", wie glücklich waren Sie, als Sie erfahren haben, dass die Serie fortgesetzt wird?

Wir haben es ja insgeheim gehofft und jeder war da auch ganz egoistisch, weil ich glaube jeder wollte wissen, wie es mit seiner Figur weitergeht. Es geht uns ja jetzt nach der Zweiten schon so, dass wir sagen, eine Dritte müsste es doch auch noch geben, weil man will unbedingt wissen, wie diese Figuren enden. Also, was passiert jetzt? Weil extreme Dinge können da jetzt noch kommen, nach all dem, was wir jetzt schon haben. Insofern haben wir uns tierisch gefreut, als es hieß, wir machen weiter. Man gewöhnt sich ja an so eine Figur. Man lebt ja doch eine geraume Zeit mit so einer Figur und die wird Teil von einem. Man hat auch selten so eine Figur, wo man sich so reinfallen lassen kann. Das ist ja ein Geschenk und dann will man die auch nicht mehr verlieren.

Für alle, die "Bad Banks" noch nicht kennen: Was macht den unfassbaren Reiz dieses Finanzthrillers aus?

Ich kann es jetzt nur aus meiner Warte sagen, aber ich fand vor 'Bad Bank Eins' war ich jemand, der sich für die Finanzwelt am Rande interessiert hat, wenn es irgendwie mal wieder einen Crash gab, aber ansonsten war das jetzt keine Welt, in die ich Desirée unbedingt hätte eintauchen wollen. Klar wenn so ein Lehman-Prozess dann ist und man die ungeheuerlichen Dinge hört, dann sagt man: 'Wow, wirklich?' Ich glaube das Geniale von 'Bad Banks' ist, dass anhand von Figuren und Charakteren, die die Menschen berühren, einem eine Welt nahe gebracht wird, die man so nicht kannte. Durch diese Figuren lässt man sich auf diese Welt ein und dann ist man drin und dann will man mehr wissen.

Sie haben in einem Interview einmal gesagt, die Rolle der Christelle Leblanc sei für Sie wie ein Sechser im Lotto. Wie war das gemeint?

Ich würde gerne noch hinzufügen: Mit Zusatzzahl. [lacht] Ich meine, man weiß ja, wie alt ich bin und die tollen Charakterrollen für Frauen und Kolleginnen in meinem Alter sind jetzt nicht so wahnsinnig oft vorhanden. Dann kommt dann so eine Rolle, die auf den ersten Blick erst einmal sehr weit von mir entfernt ist. Das liegt ja nicht so unbedingt auf der Hand, mich für Christelle Leblanc zu besetzen. Da bedarf es ja schon eines Regisseurs, der eine irre Vision hat von so einer Sache. Und Christian Schwochow war bereit etwas in mir zu sehen, was sehr mutig war, fand ich. Und das ist das Beste, was dir als Schauspieler passieren kann.

Sie spielen die Christelle LeBlanc, eine elegante, etwas ältere Frau, die Geld hat und Macht und eine Meisterin im Intrigenspinnen ist – wie haben Sie sich eigentlich gefallen, als Sie sich das erste Mal "in älter" gesehen haben?

Ganz am Anfang, als dann die Idee mit der Perücke aufkam, habe ich schon geschluckt. Da dachte ich, jetzt kann ich endlich so eine coole Rolle spielen und jetzt muss ich diese hässliche Perücke tragen. Inzwischen sage ich, die Perücke ist das Beste, was mir in meinem Leben schauspielerisch passieren konnte. Es wird immer gesagt viel älter, aber die Christelle Leblanc ist nicht so wahnsinnig viel älter als ich. Und ich bin auch nicht auf älter gemacht worden. Das bin schon ich. Das bin ich Desirée, nicht unbedingt verschönert mit einer grauen Perücke auf dem Kopf und sicherlich vom Typ her anders, als Sie mich jetzt so erleben, aber das bin schon ich. Und ich saß teilweise da und habe in der Maske Züge von meinem Vater gesehen. Das ist jetzt nicht so, dass man mir eine Altersmaske aufgesetzt hat. Das ist das Tun, die Art, diese Rolle und natürlich diese Frisur, klar.

In Staffel zwei wird alles noch fieser, noch abgebrühter. Auch Christelle Leblanc agiert noch rigoroser – hätten Sie gedacht, dass es nach Teil 1 noch eine Steigerung geben könnte?

Es war schon beim Lesen der sechs Bücher für die neue Staffel, für die Zweite, war es schon so, dass ich beim umblättern immer dachte: ‚Nein Christelle, du wirst doch jetzt nicht, nein Christelle nein nein!' Also so ging es mir andauernd. Die zweite Staffel ist einfach schon dadurch geprägt, das ist jetzt jeder gegen jeden. Da gibt es keine Allianzen mehr und jeder versucht seine Haut zu retten. Und der Christelle Leblanc, der geht es ja richtig an den Kragen und irgendwann hat sie das Wasser unterm Kinn und da greift auch sie natürlich zu Mitteln, die fragwürdig sind.

Sie sind vor zwei Jahren erstmals in die Welt der "Bads Banks" eingetaucht. Wie war es, jetzt, wieder in den korrupten und intriganten Kosmos der Hochfinanz zurückzukehren?

Wir haben uns alle wahnsinnig aufeinander gefreut und haben trotzdem gemerkt, dass es auf einmal mehr Druck gab. Wenn so eine erste Staffel so einen Erfolg hat, dann hast du natürlich auf einmal Druck. Diese Leichtigkeit, diese Experimentierfreudigkeit, die wir beim ersten Mal hatten, die war nicht mehr ganz so da, weil wir dachten, wie wollen wir das jetzt toppen? Das musst du schon dann auch tragen können. Und es hat, glaube ich – zumindest ich für mich – länger gebraucht, bis ich das abschütteln konnte und einfach nur wieder drin war und vertraut habe auf meine Geschichte, meine Bücher, meine Rolle und dachte, wird schon werden.

In beiden Staffeln wird, was ungewöhnlich für das deutsche Fernsehen ist, viel und ausführlich Englisch, Luxemburgisch und Französisch gesprochen. Wie wichtig ist das für die Authentizität von "Bad Banks"?

Das ist so in der Welt. Die Leute sprechen dort alle Sprachen. Dann kommt der rein und hat einen französischen Satz und da ist mal Englisch und dann gibt es mal etwas Italienisches, das ist diese internationale Welt, wo so auch mit den Sprachen jongliert wird. Ich finde da ist 'Bad Banks' auch das beste Beispiel für, wenn man das so einfließen lassen will. Das fand ich gerade so toll, dass auch Christian Schwochow sich sehr dafür eingesetzt hat, dass das so authentisch wie möglich bleibt. Dass eben nicht jetzt auf einmal alle Deutsch reden, weil wir für das deutsche Fernsehen eine Serie drehen. Nein, wir drehen eine internationale Serie fürs deutsche Fernsehen. Wenn wir authentisch sein wollen, dann müssen wir das auch so rüberbringen. Ich glaube deswegen ist das auch so ein Erfolg geworden und deswegen kann sich das auch messen mit all diesen Serien, die es da draußen gibt.

"Bad Banks" handelt von Gier, Größenwahn, Lüge und Skrupellosigkeit. Mal ganz ehrlich: wie schwer fällt es Ihnen im wahren Leben, den Mann am Sparkassenschalter nicht böse und misstrauisch anzuschauen?

Dazu brauchte ich 'Bad Banks' nicht. Also ich rede jetzt nicht von der kleinen Sparkasse an der Ecke, aber ich hatte noch nie Vertrauen in diese Finanzwelt auf der Ebene. Aus dem einfachen Grund, weil ich nicht daran glaube, dass jemand dein Geld verdoppelt ohne dass da ein Risiko bei ist und ohne dass er etwas davon hat und du im Notfall alles verlieren könntest. Irgendetwas muss ja auch diese ganzen Stahl- und Glaspaläste finanzieren. Da muss man nicht sehr intelligent und clever sein, um sich das sagen zu können. Und ich glaube, wenn man bereit ist dieses Spiel im Leben mitzuspielen, dann geht man einen Deal ein. Und den muss man so eingehen, dass man sich auch der Konsequenzen bewusst ist und mal gewinnt man und mal verliert man. Ich bin nicht so ein Typ. Ich spekuliere nicht, ich mag das nicht, ich kenne mich auch nicht genug aus, ich könnte es auch nicht kontrollieren und Geld interessiert mich auch nicht genug.

Das Interview führte Hannes Brühl

 * 

Radio-Interview mit Paula Beer

Frau Beer, die erste Staffel von "Bad Banks" wurde hochgelobt vielfach ausgezeichnet – wie erklären Sie sich den Erfolg eines Stoffes, der in der für Laien ja eigentlich undurchsichtigen Finanzwelt spielt?

Ich glaube, weil es ja primär gar nicht nur um die Finanzwelt geht. Also, schon, dass es ein Bereich ist, mit dem man eigentlich nichts zu tun hat, was aber vielleicht auch interessant ist, weil irgendwie betrifft es jeden auch ein bisschen. Jeder hat irgendwo sein Geld, oder nicht Geld, oder Konto, oder nicht Konto. man kommt ja nicht drum herum, sich mit dieser Tauschware Geld auseinanderzusetzen und dann einmal zu sehen, wo werden eigentlich diese ganzen Geschäfte gemacht, wie sieht das da aus, wer sind diese Menschen? Das ist, glaube ich, per se erst einmal interessant. Und dann, dass es eben nicht nur ein verstaubter Büroalltag ist, sondern man da Menschen folgt, die vielleicht moralisch verwerfliche Dinge tun, aber irgendwie ja auch faszinierend sind, oder gerade durch ihren Abgrund sexy werden, weil man sich denkt: 'Was machst du da?' Da hat man ja manchmal eine Faszination für den Abgrund und da einmal mit einer Figur mit rein zu lugen.

Sie haben für Ihre Rolle der Jana Liekam den Grimme Preis bekommen, auch sonst wurde die Serie mit Preisen überschüttet – wie wichtig war und ist "Bad Banks" für Ihre Karriere?

Ich glaube Bad Banks, weil es eine Serie ist, die viel einfacher zu gucken ist, weil man es ja überall anklicken kann und dann guckt man es da weiter, oder macht mal kurz Pause, ist es einfach sehr viel komfortabler, als die Sachen, die ich bisher gemacht habe. Deswegen hat es eine größere Tragweite gehabt. Deswegen glaube ich geht da ein größerer Bekanntheitsgrad mit einher.

"Bad Banks 1" war das Serienhighlight 2018. Wie groß war der Druck, mit Staffel zwei an das herausragende Niveau des ersten Teils anzuknüpfen?

Klar steht das im Raum, dass man denkt: 'Ok die erste Staffel war jetzt ein Erfolg und wo kommt man jetzt mit der zweiten hin?' Gleichzeitig denke ich aber auch, man will ja bei jedem Projekt, dass es gut wird. Also ich hatte jetzt nicht den Druck, wir müssen da jetzt mithalten oder nachliefern oder wo ich mir selber Druck gemacht habe, oder sagte: 'Oh da müssen wir mal gucken.' Weil ich das noch nie hatte, dass ich jetzt eine Figur ein zweites Mal spiele. Ich habe mich gefragt, ob das geht, dass ich jetzt zwei Jahre später in meine Aufzeichnungen gucke und überlege, wie ich Jana eigentlich gespielt habe. Was habe ich gemacht? Wie bin ich an diese Panikattacken rangegangen, wie habe ich die Geschäftsverhandlungsszenen gemacht? Jana hat sich auch schon weiterentwickelt und entwickelt sich ja innerhalb der Serie noch einmal weiter. Da habe ich mich gefragt: 'Spiele ich dann eine andere Figur oder wie geht das dann am Ende wieder zusammen.' Das war eigentlich meine größte Sorge.

Jana Liekham darf in Staffel zwei deutlich mehr Gefühle zeigen und erlebt eine Achterbahnfahrt aus Liebe, Angst, Hoffnung und Panikattacken. Wie intensiv und kräftezehrend waren die Dreharbeiten für Sie?

Was natürlich jetzt ein bisschen der Vorteil war, dass ich die erste Staffel schon gemacht habe und damit auch für mich ein Resümee ziehen konnte, wie gut bin ich mit Jana klar gekommen, was macht eine Figur, die man über vier Monate spielt und die eigentlich jede Szene unter Storm steht, was brauche ich als Schauspielerin dafür, dass das nicht abfärbt, oder dass ich da nicht den Spaß verliere? Für mich fordert die Figur natürlich schon Energie, weil jede Szene so auf Zack ist. Deswegen war eigentlich die Staffel wesentlich entspannter, weil ich ja schon wusste, was da kommen wird und wie ich vielleicht auch besser damit umgehen kann, oder auch entspannter mit dem Stress von Jana umzugehen.

Sie sind vor zwei Jahren erstmals in die Welt der Hochfinanz eingetaucht. War die Vorbereitung auf die Rolle der jungen Investmentbankerin jetzt eine andere?

Natürlich habe ich vielleicht mehr Einsicht in dieses ganze Banken-Dasein, oder was Bänker machen. Wir hatten auch den riesen Vorteil, dass wir mit Leuten aus der Branche sprechen konnten und Fachberater hatten. Auch durch die Recherche lernt man natürlich total viel. Und trotzdem ist das für mich ein Ding der Unmöglichkeit, was da alles verhandelt wird und wie und warum. Deswegen heißt das ja auch Hochfinanz. Also so ganz durchblicke ich das nicht und ich glaube, selbst die Leute, die da arbeiten wissen manchmal auch nicht, was da gerade passiert, sondern da hat jeder irgendwie seinen Bereich.

In beiden Staffeln wird, was ungewöhnlich für das deutsche Fernsehen ist, viel und ausführlich Englisch, Luxemburgisch und Französisch gesprochen. Wie wichtig ist das für die Authentizität von "Bad Banks"?

Ich glaube für die Finanzwelt kann man das gar nicht umgehen, weil das so international ist. Das gibt es auch keine Grenzen. Durch die Digitalisierung kann man ja mit jedem zu jeder Zeit sprechen. Und als Schauspieler hängt es halt davon ab, wie sicher man schon in der Sprache ist. Ich glaube, wenn ich jetzt auf Italienisch spielen sollte, wäre das so: 'Ähm, nein.' Auf Englisch zu spielen ist jetzt nicht so das Problem, weil ich im Englischen sehr sicher bin. Man hat halt mit seiner Muttersprache eine ganz andere Verbindung. Dementsprechend, wenn man manche Worte sagt, reagiert man sowieso darauf. Und wen man die Verbindung zu der Sprache nicht hat, dauert das schon eine Weile, bis man seine Emotionalität an die Wörter koppelt.

In Staffel zwei wird alles noch fieser, noch abgebrühter. Was glauben Sie, wie nahe an der Realität ist das Szenario von "Bad Banks"?

Absolut, ich glaube die moralischen Grenzen werden ein bisschen weiter ausgelotet und auch der Abgrund wird tiefer, weil mehr auf dem Spiel steht. Also die Gefälle werden höher. Ich glaube bei allen Figuren, ist dieses: 'Was passiert wenn? Wenn ich das jetzt nicht mache, was hat das für Konsequenzen?' Und auch – was ich finde, das ganz präsent ist – dass das Scheitern einfach nicht akzeptiert wird. Also wenn die sich in den Kopf gesetzt haben, etwas zu machen, dann gibt es auch nur diese Option. Dann ist auch der Weg eigentlich irrrelevant und zweitranging, Hauptsache man kommt da an und dementsprechend passiert mit der Moral das ein oder andere.

Das Interview führte Hannes Brühl
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Deutschlandradio - Programmtip

Keimzellen

Von Rébecca Déraspe

Deutschlandfunk Kultur 2020/ca. 89'

(Ursendung)

Hörspiel

Sonntag, 9. Februar 2020, 18.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Wenn du zu mir gerannt bist, dann deshalb, weil du ganz genau
wusstest, dass du zur Stimme der Vernunft rennst: Abtreibung." Aude
ist schwanger, ihr Kind hat Trisomie 21. Es gibt nur einen Menschen,
mit dem sie darüber sprechen will: ihre beste Freundin Lou. Die beiden
kennen sich seit frühester Kindheit. Lou rät ihr davon ab, das Kind zu
bekommen. Aude soll sich nicht die Zukunft versauen. Sie soll nicht
der ganzen Welt beweisen, dass sie dazu bereit ist, ihren Beruf als
Ingenieurin aufzugeben, um eine deprimierende Mutterrolle zu
übernehmen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3124: Deutschlandfunk - Die Frauen der Punkband Mania D., 9.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

All-Girl-Underground 1980

Die Frauen der Punkband Mania D.

Von Lorenz Schröter

Deutschlandfunk 2020

Freistil

Sonntag, 9. Februar 2020, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Experimentell und extravagant, das war die Punkband Mania D. Den drei
Frauen gelang es vor 40 Jahren, mit Tenor-Saxofon, Bassgitarre und
Gesang eine besondere Atmosphäre zu erzeugen, ihre Auftritte in den
Berliner Clubs wurden zu Attraktionen. 1980 gründeten Bettina Köster,
Bettina Bartel und Gudrun Gut eine der ersten deutschen Frauenbands:
Mania D. Ihre Art Musik zu machen war neu und vereinte
Free-Jazz-Elemente mit experimenteller Musik. Das kam an, nicht nur in
Berlin. Auch im New Yorker Studio 54. Die drei Bandmitglieder haben
sich verkracht und versöhnt, haben Modelabels und Kunstgalerien
gegründet, Radioshows gemacht und an der Börse gehandelt. Sie wurden
nie richtig berühmt, sind in der Musikszene aber legendär und treten
heute einzeln oder zusammen auf, in Deutschland, aber auch in
Saudi-Arabien, China oder Kolumbien.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3123: Deutschlandfunk - Werke für Klavier und Orchester von Ludwig van Beethoven, 10.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Beethoven 2020

Neue Produktionen aus dem Deutschlandfunk Kammermusiksaal

Werke für Klavier und Orchester von Ludwig van Beethoven

Ronald Brautigam, Hammerklavier

Kölner Akademie

Leitung: Michael Alexander Willens

Musik-Panorama

Montag, 10. Februar 2020, 21.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Seine ersten drei Konzerte, das seien noch richtige "klassische
Klavierkonzerte", so Ronald Brautigam, bei den Nummern 4 und 5 habe
Ludwig van Beethoven dann schon ein bisschen "die Tür in die Romantik
geöffnet". Gemeinsam mit Michael Alexander Willens und seiner Kölner
Akademie hat der niederländische Pianist alle fünf Werke im
Deutschlandfunk Kammermusiksaal eingespielt und dabei zwei
verschiedene Modelle von Wiener Hammerflügeln der Beethoven-Zeit
verwendet. Pünktlich zum Beethoven-Jahr 2020 sind sie auf CD
erschienen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Februar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





DER FILM/484: Düsseldorf - "Forgotten Faces behind the fence of Moria", 12.2.20

Hochschule Düsseldorf

Filmvorführung und Diskussion: "Forgotten Faces behind the fence of
Moria"



Am Mittwoch, 12.2.2020, 18.30 bis 21.00 Uhr, wird an der Hochschule
Düsseldorf im Café Freiraum der Film "forgotten faces behind Moria's
fence" von Ahmad Ali Ahmadi gezeigt. Der Film dokumentiert die Zustände im
Camp Moria, ein Lager für Geflüchtete auf der griechischen Insel Lesbos,
und lässt Bewohner*innen zu Wort kommen.

Im Anschluss folgt eine Podiumsdiskussion. Miriam Koch (Leiterin des Amts
für Migration und Integration der Stadt Düsseldorf), Prof. Dr. Susanne
Spindler (HSD), Ahmad Ali Ahmadi (Filmemacher) und Masoomeh Jafari
(ehemalige Bewohnerin des Lagers Moria) diskutieren unter anderen die
Frage nach Handlungsoptionen und Unterstützungsmöglichkeiten für
geflüchtete Menschen an den EU-Außengrenzen.

Die Veranstaltung wird organisiert vom Refugee Support Project (AStA HSD),
FORENA, Erinnerungsort Alter Schlachthof (HSD), Kulturverein Chaharda
Massoum e.V. und unterstützt vom Fachbereich Sozial- und
Kulturwissenschaften der Hochschule Düsseldorf sowie der Lobby für
Demokratie.

Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Ort:

Hochschule Düsseldorf

Café Freiraum

Münsterstraße 156, Gebäude 3, Erdgeschoss

40476 Düsseldorf


Weitere Informationen unter:

http://www.hs-duesseldorf.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution637

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Düsseldorf, 06.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/222: Kassel - Digitaler Stammtisch für Seniorinnen und Senioren, 12.02.20

documenta-Stadt Kassel

Kasseler digitaler Stammtisch für Seniorinnen und Senioren



Ein digitaler Stammtisch für Seniorinnen und Senioren findet statt am
Mittwoch, 12. Februar, ab 14.30 Uhr im Kulturhaus Dock 4, Untere
Karlsstraße 4.

Im Fokus steht die praktische Anwendung und Handhabung der bereits
bekannten und installierten Apps. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
haben darüber hinaus die Gelegenheit, ihre individuellen Fragen und
Anliegen vorzutragen. Auch Fragen zum Internet, Handy,
Computerprogrammen etc. werden von Marzena Erben, Dieter Heinze,
Gerhard Illgen, Peter Reckers und Rainer Schötz beantwortet, die den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit Rat und Tat zur Seite stehen.

Um Anmeldung ab sofort beim Servicecenter der Stadt Kassel unter der
Telefonnummer 05 61/1 55 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten. Das
Servicecenter ist montags bis freitags von 7 bis 18 Uhr sowie samstags
von 9 bis 13 Uhr erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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SPORTMEDIZIN/353: Kurzes, intensives Training verbessert Gesundheit von Kindern (idw)

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 05.02.2020

Kurzes, intensives Training verbessert Gesundheit von Kindern



Viele Kinder leiden unter Bewegungsmangel und haben in der Folge häufig
gesundheitliche Probleme wie Übergewicht und Bluthochdruck. Dass sich dem
mit simplen Methoden entgegenwirken lässt, zeigte ein Forschungsteam der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) und der Medical School
Berlin (MSB). Sie integrierten ein hochintensives Intervalltraining (HIIT)
in den regulären Sportunterricht und konnten innerhalb kürzester Zeit
gesundheitliche Verbesserungen feststellen.

Beim hochintensiven Intervalltraining (HIIT) wechseln sich kurze Phasen
intensiver körperlicher Belastung mit Erholungsphasen ab. "Je höher die
Intensität ist, desto größer scheinen die Anpassungseffekte auch bei
Kindern zu sein", sagt Dr. Sascha Ketelhut vom Institut für
Sportwissenschaft der MLU. Es komme also weniger darauf an, sich sehr
lange zu bewegen, sondern sich in kurzer Zeit möglichst intensiv zu
bewegen. "Interessanterweise entspricht genau diese intermittierende
Belastungsform dem natürlichen Bewegungsverhalten von Kindern", so
Ketelhut. Kinder gehen nicht unbedingt längere Strecken Joggen. Vielmehr
entspricht es ihrem natürlichen Spiel- und Bewegungsverhalten, dass sich
intensive Belastungsphasen und kurze Erholungsphasen ständig abwechseln,
wie beispielsweise bei Lauf- und Fangspielen.

Die Effekte von HIIT sind bei Erwachsenen gut untersucht, bei Kindern gibt
es hierzu allerdings erst wenige wissenschaftliche Erkenntnisse außerhalb
des Leistungssports. Ein Forschungsteam um Ketelhut integrierte die
Methode daher in den regulären Sportunterricht von Drittklässlern. Die
ersten 20 Minuten machten die Kinder statt des üblichen Schulsports
bewegungsintensive Spiele wie Staffelläufe mit kurzen Sprints oder kurze
Zirkeleinheiten, die immer wieder von kurzen Erholungszeiten unterbrochen
wurden. "Wir haben dabei immer versucht, intensive Bewegungsformen
auszuwählen, die aber zugleich Spaß machen", sagt Ketelhut. Die
Trainingseinheiten wurden häufig mit Musik und Choreographien verbunden.
Die Studie lief lediglich über drei Monate, konnte in dieser Zeit aber
bereits eindeutige Effekte erzielen. Sowohl in der
Ausdauerleistungsfähigkeit als auch beim Blutdruck zeigten sich
signifikante Verbesserungen über den Versuchszeitraum hinweg. Damit könne
gesundheitlichen Problemen auch langfristig vorgebeugt werden, so
Ketelhut. "Hoher Blutdruck bei Kindern führt häufig zu hohem Blutdruck im
Erwachsenenalter."

Die Ergebnisse sprechen dafür, HIIT in den regulären Sportunterricht zu
integrieren, da diese Trainingsmethode effektiv, motivierend und
kindgerecht zugleich sei, so Ketelhut. Das Training ist zudem sehr
zeitökonomisch und lässt sich gut in das reguläre Schulsportcurriculum
integrieren.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1055/a-1068-9331

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HYGIENE/140: Händewaschen schützt vor Atemwegsinfektionen - auch mit Corona-Viren (ABDA)

ABDA - Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände - 28. Januar 2020

Händewaschen schützt vor Atemwegsinfektionen - auch mit Corona-Viren



Wie kann ich mich vor einer Infektion mit den neuartigen Coronaviren
schützen? Diese Frage hören aktuell viele Apothekenteams. "Die
allgemeinen Hygieneregeln können vor Infektionen der Atemwege
schützen. Diese Regeln sind bei allen Atemwegsinfekten gleich, egal ob
man sich vor einer Erkältung, einer Grippe oder einer Infektion mit
dem Corona-Virus schützen will", sagt Thomas Benkert, Vizepräsident
der Bundesapothekerkammer.

Man sollte sich oft die Hände waschen. Wasser und Seife reichen dafür
aus - antimikrobielle Zusätze sind in aller Regel nicht notwendig. Die
Temperatur des Wassers spielt keine Rolle. Das Händewaschen sollte
mindestens 20 Sekunden dauern. Benkert: "Man muss dafür nicht auf die
Uhr sehen. Einfach zweimal das Lied `Happy Birthday` summen, das
entspricht 20 Sekunden." Nach dem Waschen die Hände gründlich
abtrocknen.

Wer niesen oder husten muss, sollte möglichst Abstand zu anderen
Menschen halten, sich wegdrehen und ein Einwegtaschentuch benutzen.
Ist kein Taschentuch greifbar, kann man Nase und Mund zur Not mit der
Armbeuge abdecken. Nach dem Husten, Niesen und dem Naseputzen sollte
man sich zudem möglichst umgehend die Hände waschen.

In Deutschland wird derzeit nicht empfohlen, dass Gesunde einen
Mundschutz tragen sollen, um einer Infektion aus dem Weg zu gehen.
Benkert: "Es gibt eine Impfung gegen die saisonale Influenza - wer
noch nicht geimpft ist, kann das jetzt noch nachholen. Gegen das
Corona-Virus gibt es derzeit noch keine spezielle Impfung."

Wer sich trotz aller Vorsicht mit einer Atemwegserkrankung infiziert
hat, sollte möglichst Abstand zu anderen Menschen halten und zu Hause
bleiben. Die Erkrankungen werden je nach Beschwerden symptomatisch
behandelt.


Weitere Informationen:

http://www.abda.de

 * 

Quelle:

ABDA - Bundesvereinigung Deutscher Apothekerverbände

Pressemitteilung vom 28. Januar 2020

Heidestraße 7, 10557 Berlin

Telefon: 030 / 40004-0, Fax: 030 / 40004-598

Internet: http://www.abda.de
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UMWELT/357: Neue Anlaufstelle für Gesundheitsfragen zu Mobilfunk und Stromnetzen (idw)

Bundesamt für Strahlenschutz - 05.02.2020

Neue Anlaufstelle für Gesundheitsfragen zu Mobilfunk und Stromnetzen

Bundesumweltministerin gründet das Kompetenzzentrum Elektromagnetische
Felder



Welche Veränderungen bringen neue Sendeanlagen in meiner Nachbarschaft mit
sich? Welche Auswirkungen hat das neue Mobilfunknetz 5G? Gesellschaftliche
Entwicklungen wie die zunehmende Digitalisierung und die Energiewende
führen dazu, dass Bürgerinnen und Bürger inzwischen tagtäglich mit
Strahlenschutzthemen in Berührung kommen. Um sie frühzeitig und
verlässlich zu informieren, richtet das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)
das neue Kompetenzzentrum Elektromagnetische Felder ein. Das Zentrum ist
in Cottbus angesiedelt und wurde am 5. Februar 2020 von
Bundesumweltministerin Svenja Schulze in Berlin feierlich gegründet.

Mit seiner Aufklärungs- und Forschungsarbeit will das Kompetenzzentrum zu
mehr Akzeptanz der Energiewende beitragen und eine nachhaltige
Digitalisierung stärken. Das Kompetenzzentrum Elektromagnetische Felder
soll auf lebensnahe Fragen der Bevölkerung wissenschaftlich fundierte
Antworten finden und diese öffentlich vermitteln. Um dem steigenden
Informationsbedarf von Bürgerinnen und Bürgern, aber auch Behörden
Rechnung zu tragen, werden mit dem Kompetenzzentrum die Forschung sowie
die Schulungs- und Dialogangebote des BfS weiter ausgebaut. Auf einer
eigens eingerichteten Website können sich Bürgerinnen und Bürger
informieren und einem Expertenteam ihre Fragen stellen:

www.bfs.de/kompetenzzentrum.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Sowohl die Energiewende als auch
die Digitalisierung sind entscheidende Projekte für die Zukunftsfähigkeit
Deutschlands. Wenn es hier Bedenken gibt, müssen wir diese ernst nehmen
und Fragen von Bürgerinnen und Bürgern aufgreifen. Das Bundesamt für
Strahlenschutz als wissenschaftlich unabhängige Institution ist dabei eine
kompetente und glaubwürdige Stimme."

Die Präsidentin des Bundesamtes für Strahlenschutz, Inge Paulini: "Wir
begrüßen die Initiative der Bundesregierung, dem Strahlenschutz beim
Stromnetzausbau sowie beim Mobilfunk eine wichtige Rolle zuzuschreiben.
Eine Umfrage aus dem letzten Jahr hat deutlich gezeigt, dass es in der
Bevölkerung großen Bedarf an Informationen zum Thema Strahlenschutz gibt.
In Zukunft wollen wir daher noch gezielter und breiter über die
gesundheitlichen Wirkungen elektromagnetischer Felder informieren. Das
neue Kompetenzzentrum soll die erste Anlaufstelle für alle sein, die
Fragen hierzu haben."

Die Gründung des Kompetenzzentrums geht zurück auf den Koalitionsvertrag
von CDU, CSU und SPD, um den Stromnetzausbau zu begleiten. Mit ihrer
Mobilfunkstrategie hat die Bundesregierung den Anspruch vertiefter
Forschung und Kommunikation im November 2019 auch in diesem Bereich zum
Ausdruck gebracht.

Bei Einhaltung bestehender Grenzwerte sind nach dem derzeitigen
Kenntnisstand keine gesundheitsschädigenden Auswirkungen durch
elektrische, magnetische und elektromagnetische Felder wissenschaftlich
belegt. Als besonders gut erforscht gilt der Mobilfunk: Zahlreiche Fragen
konnten bereits im Deutschen Mobilfunk Forschungsprogramm (DMF), das von
2002 bis 2008 unter Federführung des BfS durchgeführt wurde, beantwortet
werden. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BfS arbeiten im
Kompetenzzentrum Elektromagnetische Felder daran, die verbliebenen
wissenschaftlichen Unsicherheiten - die es in der Wissenschaft immer gibt
- weiter zu reduzieren. Ein Baustein hierfür ist auch das begleitende
Forschungsprogramm zum Stromnetzausbau, das 2017 gestartet wurde. Erste
Ergebnisse und Stand der Vorhaben wurden nach der Gründungsfeier
vorgestellt und diskutiert.


Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) ist eine organisatorisch
selbstständige wissenschaftlich-technische Bundesoberbehörde im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit (BMU). Das BfS arbeitet für den Schutz des Menschen
und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS informiert die
Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen Fragen des
Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewerten
Strahlenrisiken, überwachen die Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv
im radiologischen Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr,
darunter im medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette
Strahlung und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und
Energiewende sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen und
internationalen Fachleuten vernetzt. Weitere Informationen unter

www.bfs.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution879

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Strahlenschutz - 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/2025: Neuer Pflegemindestlohn - Spahn: "Die Pflege verdient eine bessere Bezahlung" (BMG)

Bundesministerium für Gesundheit - 29. Januar 2020

Neuer Pflegemindestlohn

Spahn: "Die Pflege verdient eine bessere Bezahlung"



Mit einem neuen Mindestlohn wollen Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn und Bundesarbeitsminister Hubertus Heil die Bezahlung in der
Pflege verbessern. "Das ist ein wichtiger Schritt, um die Pflege in
Deutschland wieder attraktiver zu machen", sagte Spahn heute zu den
Ergebnissen der Pflegemindestlohnkommission.

Diese Mindestlöhne sollen in Zukunft gelten:

Pflegemindestlohn für Pflegehilfskräfte steigt bis zum 1. April 2022
auf bundeseinheitlich 2.175 Euro Bruttomonatsgehalt.

Pflegemindestlohn für qualifizierte Pflegehilfskräfte (Pflegekräfte
mit einer mindestens 1-jährigen Ausbildung und einer entsprechenden
Tätigkeit) steigt bis zum 1. April 2022 auf bundeseinheitlich 2.288
Euro Bruttomonatsgehalt.

Pflegemindestlohn für Pflegefachkräfte steigt zum 1. Juli 2021 auf
bundeseinheitlich 2.600 Euro Bruttomonatsgehalt, zum 1. April 2022 auf
bundeseinheitlich 2.669 Euro Bruttomonatsgehalt.

Die Mindestlöhne gelten für alle Bundesländer. Erarbeitet wurden sie
von der Pflegemindestlohnkommission. Diese setzt sich aus den
wichtigsten Akteuren der Pflegebranche zusammen.

Spahn betonte, die neuen Mindestlöhne seien nur eine Untergrenze.
"Viele Arbeitgeber werden im Wettbewerb um Fachkräfte, ihren
Mitarbeitern deutlich mehr zahlen müssen", so Spahn.

Damit die steigenden Kosten nicht auf die Eigenanteile von
Pflegeheimbewohner abgewälzt werden, will Spahn bis Mitte des Jahres
ein Konzept vorlegen, wie die Pflege langfristig finanziert werden
soll.

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 29. Januar 2020

Hausanschrift: Friedrichstraße 108, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 441-0, Fax: 030/18 441-49 00

E-Mail: Pressestelle@bmg.bund.de

Internet: www.bmg.bund.de
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DEMENZ/479: Forschung - Hilft Gleichstrom in Verbindung mit kognitivem Training gegen Alzheimer? (idw)

Alzheimer Forschung Initiative e.V. - 05.02.2020

Hilft Gleichstrom in Verbindung mit kognitivem Training gegen Alzheimer?



Die Alzheimer-Krankheit ist bislang unheilbar. Neue Ansätze zur Behandlung
der häufigsten Demenzform werden dringend gesucht. Neben der Erprobung
neuer Wirkstoffe gewinnen die nicht-medikamentösen Therapieansätze immer
mehr an Bedeutung. Prof. Agnes Flöel von der Universitätsmedizin
Greifswald erforscht mit ihrer Arbeitsgruppe die Kombination aus
intensivem kognitiven Training und Hirnstimulation durch Gleichstrom. Bei
diesem gut verträglichen Verfahren werden die Probanden einem schwachen
Gleichstrom durch am Kopf angebrachte Elektroden ausgesetzt. Gefördert
wird das dreijährige Forschungsprojekt von der gemeinnützigen Alzheimer
Forschung Initiative e.V. (AFI) mit 119.500 Euro.

"Bisherige Studien belegen die Wirksamkeit dieses Ansatzes bei kognitiv
gesunden Menschen. Wir wollen nun die Wirkung bei Probanden mit leichten
Gedächtnisproblemen nachweisen", sagt Prof. Agnes Flöel. Die Forscherin
will auch klären, wie lange die Wirkung der Behandlung andauert und ob das
Training zu einer generellen Verbesserung der Gedächtnisleistung führt.

Dafür arbeiten Prof. Agnes Flöel und ihr Team mit insgesamt 46 Probanden,
die sich in einem sehr frühen Krankheitsstadium befinden. Entweder nehmen
diese eine Verschlechterung ihrer Gedächtnisleistung selbst wahr, ohne
dass sich dies durch Tests bestätigen ließe, oder sie haben messbare
leichte kognitive Beeinträchtigungen, die jedoch noch keine Einbußen im
Alltag hervorrufen. "Wir untersuchen sowohl den Einfluss dieses Ansatzes
auf Aufgaben, welche die Probanden vorher trainiert haben, als auch auf
zuvor nicht eingeübte Aufgaben", sagt Prof. Flöel.

Die AFI ist der größte private Förderer der Alzheimer-Forschung an
deutschen Universitäten und öffentlichen Einrichtungen. Aktuell kann die
AFI zwölf neue Forschungsprojekte mit der Rekordsumme von insgesamt
956.920 Euro unterstützen. Insgesamt konnten bislang 288
Forschungsaktivitäten von engagierten Wissenschaftlern mit über 11,2
Millionen Euro finanziert werden.

Die förderungswürdigen Projekte wurden vom Wissenschaftlichen Beirat der
AFI unter dem Vorsitz von Prof. Thomas Arendt (Universität Leipzig)
zusammen mit den Beiräten der internationalen Kooperationspartner
Alzheimer Nederland in den Niederlanden und Fondation Vaincre Alzheimer in
Frankreich sowie externen Fachleuten im peer-review ausgewählt. Gefördert
werden Projekte in den Bereichen Ursachenforschung, Diagnostik, Prävention
und Therapie an den Hochschul- und Institutsstandorten Bochum, Bonn,
Dresden, Freiburg, Göttingen, Greifswald, Hamburg, Jülich, Kaiserslautern,
Leipzig, München und Tübingen.


Über die Alzheimer Forschung Initiative e.V.

Die Alzheimer Forschung Initiative e.V. (AFI) ist ein gemeinnütziger
Verein, der das Spendenzertifikat des Deutschen Spendenrats e.V. trägt.
Seit 1995 fördert die AFI mit Spendengeldern Forschungsprojekte
engagierter Alzheimer-Forscher und stellt kostenloses Informationsmaterial
für die Öffentlichkeit bereit. Bis heute konnte die AFI 288
Forschungsaktivitäten mit über 11,2 Millionen Euro unterstützen und rund
855.000 Ratgeber und Broschüren verteilen. Interessierte und Betroffene
können sich auf www.alzheimer-forschung.de fundiert über die
Alzheimer-Krankheit informieren und Aufklärungsmaterial anfordern. Ebenso finden
sich auf der Webseite Informationen zur Arbeit des Vereins und allen
Spendenmöglichkeiten. Botschafterin der AFI ist die Journalistin und
Sportmoderatorin Okka Gundel.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.alzheimer-forschung.de/forschung/forschungsprojekte/projektdatenbank/ 

Beschreibungen zu allen Projekten finden Sie auf unserer Webseite

http://www.alzheimer-forschung.de/alzheimer 

Weitere Informationen zur Alzheimer-Krankheit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1829
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EPIDEMIE/151: Keine Panik vor dem Coronavirus (Uni Erlangen)

Universitätsklinikum Erlangen 

Uni-Klinikum, Medizin 1, Virologie - Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Keine Panik vor dem Coronavirus

Informationen zur Risikoeinschätzung und Handlungsempfehlungen



Wegen der Berichterstattung über das Coronavirus gehen aktuell
zahlreiche Anrufe von besorgten Bürgerinnen und Bürgern in der
Telefonzentrale, in Ambulanzen und auch in den Notaufnahmen des
Universitätsklinikums Erlangen ein. Diese Anrufe beeinträchtigen
zunehmend den alltäglichen Betrieb des Universitätsklinikums. Daher
der Hinweis auf folgende Informationen:

Personen, die sich in einem Risikogebiet aufgehalten haben (z.B. in
Wuhan, China) oder Personen, die Kontakt mit einer an dem neuartigen
Coronavirus erkrankten Person hatten, und innerhalb von 14 Tagen
Krankheitszeichen wie Fieber oder Atemwegsprobleme entwickeln, sollten
ihre Ärztin oder ihren Arzt anrufen und das weitere Vorgehen zunächst
telefonisch besprechen. Vom Hausarzt diagnostizierte Verdachtsfälle
werden dann von diesem an das Gesundheitsamt gemeldet. Das
Gesundheitsamt leitet den Test auf das Coronavirus in die Wege, z.B.
am Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL), und legt
das weitere Vorgehen fest.

Eine genaue Falldefinition siehe unter  

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Falldefinition.html.

Personen, die keine der oben genannten typischen Krankheitszeichen
haben, aber trotzdem besorgt sind, weil sie sich eventuell angesteckt
haben könnten, informieren sich zunächst über das Robert-Koch-Institut


https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/nCoV.html
 oder die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 

https://www.infektionsschutz.de/coronavirus-2019-ncov.html

Auf den Homepages werden auch Handlungsempfehlungen zum Schutz vor dem
Virus gegeben. Sollten dann noch weitere Fragen offenstehen, gibt es
eine Hotline beim Bayerischen Landesamt für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit (LGL) unter

Tel.: 09131 / 68 08 51 01


Wichtige Aufgabe des Uni-Klinikums ist es, Patienten bestmöglich
zu versorgen. Das Uni-Klinikum ist darauf vorbereitet, erkrankte
Patienten, die stationär aufgenommen werden müssen, im Verdachtsfall
auf das Coronavirus zu testen. Ein Test ohne Einweisung durch einen
Hausarzt ist nicht möglich, auch nicht für Selbstzahler. Sollte ein
Patient an dem Coronavirus lebensbedrohlich erkrankt sein, kann er am
Uni-Klinikum mit allen Möglichkeiten der modernen Medizin bestmöglich
und ohne Gefährdung für Personal oder andere Patienten versorgt
werden.

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Erlangen

Uni-Klinikum, Medizin 1, Virologie

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Maximiliansplatz 2

91054 Erlangen

Postfach 2306

91012 Erlangen

Telefon: 09131 85-0

Internet: www.uk-erlangen.de
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EPIDEMIE/150: Neues Coronavirus-Modul in der App SORMAS (idw)

Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 05.02.2020

Neues Coronavirus-Modul in SORMAS

Am HZI entwickelte App zur Seuchenbekämpfung wird erweitert, um
Verbreitung des Erregers zu stoppen



Ende Dezember 2019 wurden erste Fälle von Lungenentzündungen, die durch
ein neuartiges Coronavirus ausgelöst werden, aus der chinesischen Stadt
Wuhan gemeldet. Seitdem traten auf mehreren Kontinenten Krankheitsfälle
mit dem Erreger auf. Strenge Maßnahmen zur Seuchenkontrolle sollen eine
weitere Verbreitung stoppen. Dazu leistet nun auch die am
Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) in Braunschweig entwickelte App
SORMAS (Surveillance, Outbreak Response Management and Analysis System)
einen Beitrag. Die Braunschweiger Forscher haben das mobile
Informationssystem zur Seuchenüberwachung um ein Modul zur Bekämpfung der
Coronavirus-Epidemie erweitert. Das neue Coronavirus-Modul steht in
Nigeria und Ghana, wo SORMAS bereits eingesetzt wird, zur Nutzung bereit.
Es kann in jedem weiteren Land, das SORMAS zukünftig nutzen möchte,
implementiert werden.

Wissenschaftler der Abteilung "Epidemiologie" am HZI unter der Leitung von
Prof. Gérard Krause haben gemeinsam mit deutschen und internationalen
Partnern das mobile Informationssystem SORMAS entwickelt. Das System wird
als App auf Mobiltelefonen betrieben und eignet sich besonders für den
Einsatz in Regionen mit schwacher Infrastruktur. Mithilfe von SORMAS
können Daten zum Krankheitsausbruch lokal erfasst und an
Gesundheitsbehörden übermittelt werden. So können die Behörden
Risikoeinschätzungen treffen und Maßnahmen zur Seuchenbekämpfung
koordinieren.

"Die aktuelle Epidemie zeigt, wie dringend detaillierte Daten für die
Risikoeinschätzung benötigt werden und auch, wie groß der Bedarf für ein
strukturiertes Management der Eindämmungsmaßnahmen ist", sagt Krause. Eine
systematische Übersicht hat kürzlich ergeben, dass die Integration eben
dieser beiden Funktionen ein Alleinstellungsmerkmal von SORMAS gegenüber
anderen eHealth-Tools in diesem Bereich ist.

Mit dem neuen Coronavirus-Modul ist die Anwendung für 20 verschiedene
Infektionskrankheiten - darunter Ebola, Lassafieber, Affenpocken,
Vogelgrippe, Denguefieber, Gelbfieber, Masern, Meningitis, Pest, Cholera,
Tollwut und Milzbrand - anwendbar. SORMAS kam bereits erfolgreich bei der
Bekämpfung dreier parallel auftretender großer Ausbrüche in Nigeria zum
Einsatz und wird nun auch in Ghana betrieben.

"Aufgrund des flexiblen 'Bausteinkonzeptes' von SORMAS konnten wir das
spezifische Coronavirus-Modul bereits innerhalb weniger Tage aktivieren",
sagt die Virologin Dr. Juliane Dörrbecker, die die Konzeption des neuen
SORMAS-Moduls leitete. Das Coronavirus-Modul erlaubt es, auch in
entlegenen Regionen Einzelfälle frühzeitig zu erfassen, klinische Details
und Laborbestätigungen zu dokumentieren, alle Kontaktpersonen prospektiv
zu begleiten und frühzeitig eine Therapie anbieten zu können - für den
Fall, dass sie ebenfalls erkranken. SORMAS regelt diese Prozesse und
generiert zugleich gut validierte Daten in Echtzeit für eine fortlaufende
Risikobewertung auf nationaler und internationale Ebene.

Die Pressemitteilung und weiterführende Informationen finden Sie auf
unserer Homepage: 

https://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/news-detail/article/complete/neues-coronavirus-modul-in-sormas


Das Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung:

Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen
Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was
Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll
den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.
Das HZI ist Mitglied im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF).

www.helmholtz-hzi.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution129
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GENETIK/154: Alazami-Syndrom - Eine kleine Mutation führt zu schwerwiegenden Folgen (idw)

Universität Regensburg - 05.02.2020

Alazami-Syndrom: Eine kleine Mutation führt zu schwerwiegenden Folgen

Regensburger Forscher untersuchen das Gen LARP7, um herauszufinden, wofür
es in der Zelle zuständig ist und entdecken einen neuen Zusammenhang mit
Kleinwüchsigkeit



Es hat eine Familie in Würzburg getroffen: Bei ihr ist das Alazami-Syndrom
aufgetreten - eine schwerwiegende Krankheit, die sich unter anderem durch
Kleinwüchsigkeit und Entwicklungsstörungen äußert. Schuld daran ist eine
kleine Mutation im Gen LARP7. Dass dieses Gen für die seltene Krankheit
verantwortlich ist, weiß man schon seit 2012. Seitdem sind etwa 20 Fälle
der Krankheit weltweit bekannt geworden. Regensburger Biochemiker haben in
Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Utz Fischer und anderen Wissenschaftlern der
Universität Würzburg sowie der Chinese Academy of Sciences, Shanghai
(China) diesen Zusammenhang nun bestätigt. Sie haben das Gen LARP7 nun
genauer unter die Lupe genommen, denn sie wollten wissen, wofür es
eigentlich zuständig ist. Ihre Ergebnisse sind in dem Journal Molecular
Cell erschienen.

Dass das Gen LARP7 für die Transkription eine Rolle spielt, ist schon
länger bekannt. Transkription bedeutet, dass die genetische Information
der DNA in RNA umgeschrieben wird. "Dadurch werden die Gene erst
handlungsfähig, denn aus der Information der RNA können dann die
notwendigen Eiweißmoleküle entstehen", erläutert der Regensburger
Biochemiker Prof. Dr. Gunter Meister. Bei der Transkription sorgt der
Mechanismus des Gens LARP7 für Zellvermehrung. "Das hat uns stutzig
gemacht", meint Dr. Daniele Hasler, ebenfalls Biochemiker an der
Universität Regensburg, "denn bei den Patienten mit Alazami-Syndrom ist ja
eher das Gegenteil der Fall: Sie sind kleinwüchsig." Deshalb beschäftigten
sich die Wissenschaftler mit der weiteren Entwicklung der RNA. Denn mit
der Transkription ist die RNA noch nicht fertig. Sie muss erst reifen. Das
passiert, indem Teile aus der RNA entfernt werden. Der Grund: In einem
langen Stück RNA sind zwar viele kleine Teile, die die genetische
Information für das gewünschte Eiweißmolekül enthalten. Gleichzeitig
beinhaltet es aber auch weitere Informationen, die für das spätere
Einweißmolekül nicht notwendig sind. Diese werden deshalb entfernt.
Überraschenderweise ist auch an diesem Vorgang das Gen LARP7 beteiligt. Um
dies herauszufinden, haben die Wissenschaftler das Gen kurzerhand einfach
ausgeschaltet. "Wir haben gesehen, dass mit einem kaputten LARP7-Gen die
Reifung der RNA bestimmter Gene gestört ist. Dies war auch der Fall in den
von der Alazami-Krankheit betroffenen Patienten und die veränderten Gene
stehen im Zusammenhang mit der Entwicklung und Ausprägung von
Kleinwüchsigkeit", so Prof. Meister. Die RNA sieht ohne den Einfluss von
LARP7 also nicht so aus, wie sie aussehen sollte. "Für uns ist damit klar,
dass das Entfernen der unnötigen Information aus der RNA die Funktion von
LARP7 ist und Mutationen zur Alazami-Erkrankung führen", betont Dr.
Hasler.

Heilungschancen gibt es bisher noch keine. "Aber genau deshalb ist es
wichtig, dass wir dieses Gen noch genauer kennenlernen. Wir forschen
weiter daran, denn wir wollen wissen, wieso diese kleine Veränderung
ausreicht, um so schwerwiegende Folgen zu haben", erklärt Dr. Daniele
Hasler. Für die Biochemiker birgt die RNA und insbesondere das Gen LARP7
noch viele Rätsel. So gibt es Hinweise darauf, dass das Gen noch weitere
Funktionen ausübt. "Wir wissen zum Beispiel, dass LARP7 während des
Reifungsprozesses der RNA auch hilft, die richtige Struktur einzunehmen.
RNA-Moleküle haben nämlich eine 3D-Struktur. Bei der räumlichen Anordnung
kommt es auf die richtige Faltung an. Denn die Form ist entscheidend, dass
die RNA-Moleküle eine bestimmte Funktion ausführen können", betont Prof.
Dr. Gunter Meister, "Das möchten wir noch besser verstehen".


Originalpublikation:

Hasler D, Meduri R, Bąk M, Lehmann G, Heizinger L, Wang X, Li Z-T, Sement
FM, Bruckmann A, Dock-Bregeon A-C, et al. 

The Alazami Syndrome-associated
protein LARP7 guides U6 small nuclear RNA modification and contributes to
splicing robustness.

Molecular Cell 2020.

DOI: 10.1016/j.molcel.2020.01.001

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution87
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LEBER/267: Neues Therapie-Target für die Regeneration (idw)

Medizinische Universität Innsbruck - 05.02.2020

Neues Therapie-Target für die Leberregeneration



Die Entstehung von Zellen mit vielfachem Chromosomensatz (Polyploidie) ist
das Ergebnis einer unvollständigen Zellteilung und zugleich Merkmal vieler
Tumorzellen. Polyploidie ist aber auch bei einer Mehrzahl gesunder
Leberzellen zu beobachten. Der zugrunde liegende Regulationsmechanismus
ist besonders bei der Frühentwicklung und in Regenerationsphasen der
Leber hochrelevant, berichtet ein internationales Team um den Innsbrucker
Entwicklungsimmunologen Andreas Villunger im Fachjournal Developmental
Cell.

Erst vor kurzem identifizierte das Team des Instituts für
Entwicklungsimmunologie am Innsbrucker Biozentrum einen neuen
Aktivierungsmechanismus des Tumorsuppressors p53, der in gesunden Zellen
als eine Art Bremse fungiert, indem er die Zellen nach defekter
Zellteilung oder nach DNA Schädigung vor unkontrolliertem Wachstum
schützt. Die Innsbrucker ForscherInnen nahmen damals tetraploide
(vierfacher Chromosomensatz) Zellen unter die Lupe und konnten nachweisen,
dass der PIDDosom-Multiproteinkomplex (bestehend aus PIDD1, RAIDD und der
Protease Caspase-2) nach fehlerhafter Zellteilung p53 aktiviert und damit
einen neuen Angriffspunkt für innovative Krebstherapien bilden könnte.

Polyploidie bremst Leberwachstum aus

Nun können die ForscherInnen um Andreas Villunger für dieses PIDDosom und
sein Wirken im Zellteilungsprozess weitere Funktionen und Details
aufklären, die im Zusammenhang mit der frühen Entwicklung sowie der
Regenerationsfähigkeit der Leber - ein Organ, in dem mehr als die Hälfte
der Zellen polyploid ist - stehen. "Unsere Untersuchungen belegen, dass
der PIDDosom-Komplex bei der frühen Leberentwicklung nach der Geburt sehr
wichtig ist, und zwar dann, wenn aus diploiden Hepatozyten polyploide
Zellen werden - ein Prozess der durch Ernährungsumstellung bei der
Entwöhnung von der Muttermilch eingeleitet wird . Wenn das PIDDosom
inaktiv ist und daher der Transkriptionsfaktor p53 nicht aktiviert werden
kann, können sich polyploide Zellen in der Leber weiter teilen", erzählt
Erstautorin Valentina Sladky aus dem Team um Villunger, deren
Forschungsarbeit im Fachjournal Developmental Cell publiziert wurde. Damit
weisen die ForscherInnen nach, dass das PIDDosom den Grad der Polyploidie,
der in Hepatozyten mit einem 4- bis 8-fachen Chromosomensatz limitiert
ist, sowie auch die Zellproliferation reguliert.

Caspase-2-induziertes Regelwerk

Nach diesen entwicklungsbiologisch relevanten Erkenntnissen,
interessierten sich die ForscherInnen dafür, ob dem PIDDosom auch in
Regenerationsphasen der Leber regulierende Aufgaben zufallen. Dazu
untersuchten sie unter anderem Gewebeproben von PatientInnen mit
Lebermetastasen, die mittels ALPPS (associating liver partition and portal
vein ligation for staged hepatectomy) therapiert worden waren. Diese in
zwei Schritten erfolgende Technik nützt die schnelle
Regenerationsfähigkeit der Leber, um Metastasen vollständig zu entfernen.
Dabei wird der betroffene Teil der Leber in zwei aufeinanderfolgenden,
binnen weniger Tage angesetzten Operationsterminen entfernt, zwischen
denen das Lebergewebe nach Resektion sehr schnell nachwächst. Um zu
erforschen, welche Faktoren die Wiederaufnahme der Hepatozyten-Produktion
regulieren, nahm das Team um Villunger in Kooperation mit KollegInnen in
Utrecht eine Familie von Genen unter die Lupe, deren Mitglieder die
Proliferation von Hepatozyten antreiben. "Wir konnten sehen, dass E2F
Transkriptionsfaktoren das PIDDosom gezielt in Wachstumsphasen der Leber
einschalten, um so den Grad der Polyploidie durch einen
Proliferations-Stopp einzugrenzen. Dies limitiert aber auch die
Regenerationsgeschwindigkeit der Leber. Daher wäre die Hemmung des PIDDosoms eine
Möglichkeit, die Leberregeneration zu beschleunigen, was das Auftreten von
Komplikationen nach Leberresektion reduzieren könnte", kommentiert
Villunger die Erkenntnisse.

Vor dem Hintergrund, dass polyploiden Hepatozyten auch ein gewisser Schutz
vor Krebs zu Gute kommt, legen diese Ergebnisse die Vermutung nahe, dass
das PIDDosom ein relevantes Ziel für die Entwicklung neuer Therapien bei
Leberkrebs, wie auch in der regenerativen Medizin dieses Organs sein
dürfte.

Die Forschungsarbeit wurde durch den Österreichischen Wissenschaftsfonds
(FWF) und das European Research Council (ERC) unterstützt.


Originalpublikation:

E2F-Family Members Engage the PIDDosome to Limit Hepatocyte Ploidy in
Liver Development and Regeneration.

https://doi.org/10.1016/j.devcel.2019.12.016

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.i-med.ac.at/pr/presse/2020/06.html
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PARKINSON/184: Forschung - Parkinson und das Immunsystem (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 05.02.2020

Parkinson und das Immunsystem



Mutationen im Parkin-Gen sind eine häufige Ursache für erbliche Formen der
Parkinson-Erkrankung. Das benachbarte Parkin-co-regulierte Gen PACRG
reguliert ähnlich wie Parkin einen Signalweg, der eine wichtige Rolle beim
angeborenen Immunsystem spielt. Das hat ein Forschungsteam um Prof. Dr.
Konstanze Winklhofer vom Lehrstuhl Molekulare Zellbiologie der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) herausgefunden. Das Team konnte somit einen
weiteren Beleg dafür erbringen, dass es Schnittstellen zwischen dem
Nervensystem und Immunsystem gibt.

Die Forscherinnen und Forscher hoffen, dass die Protagonisten oder
Antagonisten dieses Signalweges sich möglicherweise für therapeutische
Interventionen eignen. Sie berichten in der Coverstory der Zeitschrift
Science Signalling vom 4. Februar 2020.

Gene schützen Nervenzellen vor dem Zelltod

Das Parkin-Gen schützt Nervenzellen vor Funktionsverlust und Zelltod. Es
sorgt insbesondere dafür, dass die Mitochondrien, die für die
Energieerzeugung in den Zellen verantwortlich sind, unversehrt bleiben und
beschädigte Mitochondrien beseitigt werden. In Nachbarschaft zum
Parkin-Gen findet sich im Erbgut das Parkin-co-regulierte Gen (PACRG). Beide Gene
teilen sich einen sogenannten Promotor, der die Expression der Gene
reguliert. Somit werden Parkin und PACRG nach einem ähnlichen Muster
abgelesen und in Proteine umgesetzt.

"Über PACRG war bislang wenig bekannt, daher haben wir untersucht, welche
Funktionen dieses Gen hat", sagt Konstanze Winklhofer. Es zeigte sich,
dass PACRG im Unterschied zu Parkin keinen Einfluss auf die Eliminierung
geschädigter Mitochondrien hat, aber ähnlich wie Parkin Nervenzellen vor
dem Zelltod schützen kann.

Parkin und PACRG regulieren einen Signalweg des angeborenen Immunsystems

Weitergehende Untersuchungen zum Wirkungsmechanismus zeigten, dass PACRG
einen Signalweg reguliert, der durch den Tumornekrosefaktor (TNF)
stimuliert wird. Als Folge davon kommt es zur Aktivierung des
Transkriptionsfaktors NF-κB, der für die vermehrte Bildung von Proteinen
sorgt, die Zelltod verhindern. Sowohl Parkin als auch PACRG wirken auf
einen essenziellen Proteinkomplex dieses Signalweges, genannt Lubac
(linear ubiquitin chain assembly complex). Lubac ermöglicht eine
effiziente Signalweiterleitung durch Modifizierung von Komponenten des
NF-κB-Signalweges mit linearen Ubiquitin-Ketten.

Der TNF-NF-κB-Signalweg reguliert nicht nur den Zelltod, sondern spielt
auch eine bedeutende Rolle im angeborenen Immunsystem. Er verhindert die
Ausbreitung von bestimmten Bakterien, die in Wirtszellen eindringen
können, zum Beispiel von Salmonellen, die Lebensmittelinfektionen auslösen
können, oder von Mykobakterien, den Erregern von Tuberkulose und Lepra.
"Interessanterweise sind Sequenzvarianten im Parkin- und PACRG-Gen
beschrieben, die zu einer erhöhten Anfälligkeit gegenüber diesen
bakteriellen Infektionen führen und mit schweren Verläufen einer
Salmonellen- oder Mykobakterien-Infektion einhergehen", erklärt Konstanze
Winklhofer. Die aktuellen Erkenntnisse liefern dafür eine plausible
Erklärung und bestätigen, dass es Schnittstellen zwischen dem Nervensystem
und Immunsystem gibt. Deren Protagonisten oder Antagonisten könnten sich
für therapeutische Interventionen eignen.

Förderung

Die Arbeiten wurden gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(WI-2111/4, WI-2111/6, MA-3257/5, TA-167/6, SFB 1177, Projekt C2), die
Michael J. Fox Foundation (Parkin Biology 2013 Grant and Grant ID 16293),
das Munich Cluster for Systems Neurology, das Loewe-Programm Ub-Net, das
Nordrhein-Westfälische Projekt Protein Unit for Research in Europe (Pure)
sowie durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft im Rahmen der
Exzellenzstrategie des Bundes und der Länder - EXC 2033 - Projektnummer
390677874 - Resolv.


Originalveröffentlichung

Jens Meschede et al.: 

The Parkin-coregulated gene PACRG promotes TNF
signaling by stabilizing the linear ubiquitin chain assembly complex

in: Science Signaling 2020

DOI: 10.1126/scisignal.aav1256

Weitere Informationen finden Sie unter

https://stke.sciencemag.org/content/13/617/eaav1256

(Originalpaper)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/1089: Berlin - Verhungern und Verdursten am Lebensende?, 07.03.2020

Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 4. Februar 2020

TAGUNG

Verhungern und Verdursten am Lebensende?

Essen und Trinken als Herausforderung im Krankenhaus



Verhungern und Verdursten am Lebensende?, 07.03.2020 Berlin

Zeit: 07.03.2020, 9:00 - 15:00 Uhr

Ort: Berlin, St. Joseph Krankenhaus Berlin Tempelhof


Essen und Trinken hält Leib und Seele zusammen. Am Ende des
Lebens lassen Hunger und Durst bei vielen Menschen nach. Wie ist in
der klinischen Praxis damit umzugehen? Und was ist zu beachten, wenn
sich Patienten, darunter auch Menschen, die keine terminale Erkrankung
haben, freiwillig für den Verzicht auf Nahrung und Flüssigkeit
entscheiden? Hilfe- und Pflegebedürftige bei einem sogenannten
Sterbefasten zu begleiten, wirft viele ethische und rechtliche Fragen
auf und ist für Professionelle und Angehörige in der Regel eine große
Herausforderung. Die Aufnahme von Nahrung und Flüssigkeit hat nicht
nur eine zentrale biologische Bedeutung, sie steht für Kommunikation,
Gemeinschaft, Lebensfreude und Zuwendung.

Wir laden Sie herzlich ein!

Simone Ehm, Evangelische Akademie zu Berlin

Prof. Dr. Michael Abou-Dakn, St. Joseph Krankenhaus Berlin Tempelhof

Die Zertifizierung der Veranstaltung für die ärztliche Fortbildung
ist bei der Ärztekammer Berlin beantragt.

Die Veranstaltung ist mit 5 Punkten bei der RbP zertifiziert.

50. Workshop Medizinethik

Samstag, 7. März 2020

09.00 Uhr Anreise und Anmeldung

09.45 Uhr Begrüßung und Einführung

Prof. Dr. Michael Abou-Dakn, St. Joseph Krankenhaus Berlin Tempelhof

10.00 Uhr (Nicht)Essen und (Nicht)Trinken im Alter und in der
Krankheit - Medizinische und ethische Aspekte

Prof. Dr. Winfried Hardinghaus, Chefarzt der Klinik für Palliativmedizin
am Franziskus-Krankenhaus Berlin

10.45 Uhr Fasten bis zum Tod - eine theologische Perspektive

Pfarrerin Anne Heimendahl, Landespfarrstelle für Seelsorge im Krankenhaus, Berlin

anschließende Diskussion

11.30 Uhr Arbeitsforen

I Gespräche über den Wunsch nach Sterbefasten

Kristina Maria Groß, Psychologin, Evangelische Lungenklink, Berlin

II Die Begleitung beim freiwilligen Verzicht auf Nahrung und Flüssigkeit - medizinisch-pflegerische Erkenntnisse

Stefanie Kaemper, Dipl. Pflegewirtin (FH), Gastdozentur für Pflege- und Gesundheitswissenschaft / Studiengang Bachelor of Nursing, Ev. Hochschule Berlin

III Sterbefasten - wie Angehörige begleitet und unterstützt werden können

Oberärztin Nina Baetjer, Palliativmedizinerin Medizinische Klinik I, St. Joseph Krankenhaus Berlin Tempelhof

13.00 Uhr Pause und Imbiss

14.00 Uhr Rechtliche Aspekte des sogenannten Sterbefastens

Rolf-Werner Bock, Rechtsanwalt, Berlin

anschließende Diskussion

Ende gegen 15.00 Uhr

Tagungsort

St. Joseph Krankenhaus Berlin Tempelhof

Wüsthoffstraße 15, 12101 Berlin

Tagungsbeitrag
Der Teilnahmebeitrag für die Veranstaltung beträgt 20,00 EUR (erm. 15,00 EUR).

Imbiss und Getränke 5,00 EUR (inkl. 19% Mwst).

Zahlbar zu Beginn der Tagung (EC-Kartenzahlung nicht möglich).

Ermäßigung für Studierende (bis 35 Jahre) und Arbeitslose oder auf vorherige Anfrage.

Keine Ermäßigung bei teilweiser Teilnahme.

Anmeldung

Schriftlich mit dem Anmeldebogen oder mit der Anmeldefunktion auf der Website

bis eine Woche vor Veranstaltungsbeginn.

Erst mit unserer Bestätigung wird Ihre Anmeldung verbindlich.

Abmeldung


Bis eine Woche vor Veranstaltungsbeginn kostenfrei möglich.

Anschließend erheben wir folgende Stornogebühren: bis einen Tag vor Veranstaltungsbeginn 30%, danach 100% der von Ihnen bestellten Leistungen.

Tagungsorganisation

Joachim Hodeige

hodeige@eaberlin.de

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3635], 4. Februar 2020

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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HINTERGRUND/237: Ein schwieriger Mann? - Ernst Busch wurde vor 120 Jahren geboren (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 5 vom 31. Januar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Ein schwieriger Mann?

Ernst Busch wurde vor 120 Jahren geboren

von Ralf Hohmann



Ernst Busch (22. Januar 1900 - 8. Juni 1980) trug sein Herz stets auf
der Zunge. Als Arbeitersänger, Schauspieler und als politischer
Mensch. Anderen machte er es nicht einfach, am wenigsten sich selbst.
Der Satiriker und Dramaturg des Kabaretts "Distel", Lothar Kusche,
schrieb 1957 in der "Weltbühne": "Manche sagen, er sei schwierig. Ich
glaube, es gibt weitaus schwierigere Leute, die dabei längst nicht
Buschs künstlerische Bedeutung haben. Überhaupt spricht der Umstand,
dass jemand so selten wie möglich ein Blatt vor den Mund nimmt, doch
für den Mann und nicht gegen ihn."

Am 15. März 1943 wegen Hochverrats ("Verbreitung des Kommunismus") vom
Kammergericht Berlin zu drei Jahren Haft verurteilt, von der
Sowjetarmee am 27. April 1945 aus dem Gefängnis Brandenburg befreit,
kehrte Busch in den letzten Kriegstagen nach Berlin zurück und stürzte
sich sogleich auf die künstlerische Arbeit. Die engen Kontakte zu
Hanns Eisler und Bertolt Brecht beförderten sein Schaffen. Am 12.
Oktober 1946 erhielt er die Lizenz Nr. 119 der sowjetischen
Militäradministration zur Produktion von Schallplatten im Verlag "Lied
der Zeit". Bereits 1947 fanden über 250.000 Platten ihre Hörer. Ab
Januar 1950 wurde der Verlag in eine GmbH überführt. Die
Plattenproduktion hatte mit immensen Materialproblemen zu kämpfen,
Schellack war Mangelware. "Wir müssen drei Tanzplatten verkaufen, um
von dem hierfür eingehenden Überschuss an Altmaterial eine
Schallplatte mit fortschrittlichen Liedern liefern zu können", schrieb
Busch Anfang 1950 an Walter Ulbricht. Der Spanienkämpfer und "rote
Orpheus" als Geschäftsführer einer GmbH? Eine befremdliche
Vorstellung, auch für Ernst Busch selbst: Die auf Hochtouren laufende
Tonträgerproduktion (40 Prozent politische Lieder unter dem Label
"Eterna", 60 Prozent Unterhaltungsmusik auf "Amiga") und die Zahl von
über 100 Produktionsarbeitern ließ ihn vorschlagen, den Verlag in
einen Volkseigenen Betrieb umzuwandeln. In der Sitzung des ZK der SED
vom 16. Juni 1950 wurde so beschlossen, aber die Überführung in
Gemeineigentum verzögerte sich bis 1954. Das Verhältnis zwischen Busch
und der SED-Parteileitung war seit 1951 angespannt - und zwar von
beiden Seiten. Busch war seit 1945 Mitglied der KPD und seit 1. Juni
1946 Mitglied der SED. Als im Oktober 1950 durch das ZK der SED eine
Überprüfung sämtlicher Parteimitglieder und Kandidaten beschlossen
wurde (Thema: detaillierte Angaben zur Emigration und illegalen
Arbeit), sah er sich durch die Fragen in seiner Ehre verletzt -
schließlich war sein Lebenslauf, seine Zeit in Spanien, Holland,
Belgien, der Sowjetunion und sein Aufenthalt in den
Internierungslagern Frankreichs doch jedem bekannt, meinte er. Am 3.
März 1952 fand Ernst Busch sich zum Gespräch in der Parteizentrale
ein. Er legte einen Katalog von Fragen vor, auf deren Klärung er
beharrte. Eine davon: Anlässlich der Weltjugendfestspiele 1951 sollte
eine Platte mit den Nationalhymnen der beteiligten Delegationen
produziert werden. Federführend war der Zentralrat der FDJ. Auf die
Frage Buschs nach der Quelle des Notenmaterials habe der Mitarbeiter
der FDJ geantwortet, dass es sich um die Hymnen handele, die auch bei
der Olympiade 1936 gespielt wurden. Busch erklärte, er werde weder die
Hymne Franco-Spaniens noch die anderer reaktionärer Regierungen auf
Platte bringen. Den Hinweis des Mitarbeiters, schließlich habe das der
Zentralrat beschlossen, quittierte Busch mit den Worten, dann könne
"ihn der Zentralrat am Arsch lecken". Erich Honecker habe dann diesen
Ausspruch auf das "Zentralkomitee" bezogen verstanden, was wiederum
den Staatspräsidenten Wilhelm Pieck veranlasste, später Busch beiseite
zu nehmen und ihm nahezulegen, das habe er wohl nicht im Ernst sagen
wollen. Busch wollte dieses Missverständnis geklärt wissen. Er werde
erst dann neue Passbilder vorlegen, wenn die Fragen besprochen seien.

Anton Joos (Parteikontrollkommission) notierte nach der Sitzung:
"starkes Geltungsbedürfnis, wenig selbstkritisch - glaubt dass die
Partei ihn nicht richtig behandelt. Beschluss: Mitgliedsbuch". Es
sollte allerdings 20 Jahre dauern, bis Busch sein Anliegen
zurückstellte und - nach einer Fürsprache seines Weggefährten Franz
Dahlem - sein Parteibuch (mitsamt der nachgeklebten Mitgliedsmarken
für diesen Zeitraum) wieder in Händen hielt.

Entgegen der in den bürgerlichen Medien oft kolportierten These, Busch
sei aus der Partei ausgeschlossen und fortan mit einem Auftrittsverbot
belegt worden, sprechen die Tatsachen eine andere Sprache. Busch lässt
sich nicht gegen die sozialistische DDR vereinnahmen. Er hatte auch
kein Problem, den Führungsanspruch der Partei anzuerkennen. Das, was
er einforderte, waren Begründungen und die blieb ihm die Partei bis
zuletzt schuldig.

Buschs Theaterschaffen war beeindruckend, er gab den "Galileo Galilei"
mehr als 200 Mal und überzeugte als Koch in "Mutter Courage", Azdak im
"Kaukasischen Kreidekreis", als Jago in Shakespeares "Othello" und als
Mephisto in Goethes "Faust".

1959 produzierte er eine Serie alter und neuer Tucholsky-Lieder
zusammen mit Hans Eisler und Walter Goehr für den DDR-Rundfunk. An
seinem 60. Geburtstag lud die Akademie der Künste zu einem Konzert
über 25 Jahre seines Schaffens. Dann holte ihn die Vergangenheit ein.
Seit 1961 machte ihm die linksseitige Facialis-Lähmung - Folge eines
alliierten Bombentreffers auf das Gefängnis Moabit am 22. November
1943 - besonders zu schaffen, einmal musste eine Aufführung deshalb
abgebrochen werden. Für einen Perfektionisten wie Busch bedeutete dies
das schmerzliche Bühnen-Aus.

In den letzten Jahren seines Lebens entstanden 13 Alben mit Liedern
von Tucholsky, Mühsam, Klabund, Kästner, Brecht und Majakowski. Eine
Chronik in Liedern, Balladen und Kantaten aus der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts. Busch konnte inzwischen auf ein Gesamtwerk von über
1.000 Aufnahmen zurückblicken. Die DEFA produzierte mehrere
Dokumentarfilme über ihn, wie den "BARRIKADENTAUBER", Regie: Erwin
Burkert, Erstsendung: 1. Mai 1967 und posthum "BUSCH SINGT", ein
sechsteiliger Film unter der Regie von Konrad Wolf. Im Gedächtnisband
der Akademie der Künste der DDR wurde er 1987 er als "parteilicher,
kommunistischer, internationaler Künstler" geehrt. Am 17. Februar 1977
trat Busch ein letztes Mal auf. Er wählte Brechts "Lied vom
Klassenfeind". Wenige Wochen später wurde er Patient in der
Psychiatrischen Klinik Bernburg, die er bis zu seinem Tode nicht mehr
verlassen hat.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 52. Jahrgang,

Nr. 5 vom 31. Januar 2020, Seite 11

Herausgeber: Parteivorstand der DKP

Anschrift von Verlag und Redaktion:

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 / 177889-90

E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de

Internet: www.unsere-zeit.de

 

Die UZ erscheint wöchentlich.

Einzelausgabe: 2,80 Euro
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Zeitung und Online-Ausgabe: gratis

3-Monats-Abo

Zeitung und Online-Ausgabe: 10,- EUR
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LABEL/5186: Glitterhouse Mail-Order-Mail 07.02.20 (glitterhouse)

GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (07.02.2020)



Rockpalast-Crossroads: Gästelistenplätze zu gewinnen!

Vom 11.-14. März veranstalten unsere Freunde vom WDR Rockpalast in
der "Harmonie" in Bonn-Endenich wieder das Crossroads-Festival.
Wieder einmal wurde ein tolles Programm zusammengestellt. Alle Infos
zum Crossroads-Festival findet ihr auf der
Rockpalast-Webseite www.rockpalast.de

Für zwei Abende haben wir jeweils 3 x 2 Gästelistenplätze für euch
organisiert:

Mittwoch, 11.03.2020

THE GODFATHERS / HODJA

Samstag, 14.03.2020

DI-RECT / NIC CESTER

Wer diese gewinnen möchte möge bis zum 04.03.2019 eine E-Mail mit dem
Betreff "Rockpalast - ich will da rein!" und dem bevorzugten Abend an
rembert@glitterhouse.com senden. Die Gewinner/innen werden von uns
benachrichtigt.

Wir wünschen viel Glück!


Zu Besuch bei Blek ...

Der irische Barde begeistert nicht nur via neuem Studiowerk (s.u.),
auch live wird man ihn hierzulande demnächst wieder bewundern dürfen.
Und Dank kräftiger Label-Unterstützung dürfen wir unter den
Blek-Bestellern dieses Newsletter-Wochenendes 1 Gästelistenplatz (+1)
verlosen. Bitte bei Auftrag kurz das Interesse bekunden und den
Wunsch-Konzertort mitteilen.

Auch hier: Viel Glück!

Blek zu Besuch:

26.03.20 - Ostpol, Dresden

27.03.20 - Noergelbuff, Göttingen

28.03.20 - Astra Stube, Hamburg

29.03.20 - Dave Lombardo, Berlin

30.03.20 - Henning's House, Dillenburg

31.03.20 - Anlagen Cafe, Schwäbisch Hall

01.04.20 - KGB, Langenberg

02.04.20 - Alter Schlachtof, Soest

03.04.20 - Cafe Kunstlerei, Bielefeld

04.04.20 - Subrosa, Dortmund

John Blek - The Embers

LP/CD - EUR 18,95/14,95

Von irischen Wurzeln getragenes, von artifiziellen
Americana-Elementen nicht unberührtes Balladenwerk eines mit vor
allem in den höheren Stimm-Lagen seelentief berührenden Barden,
dessen Fähigkeit, unwiderstehlich romantische Melodien nicht nur zu
schreiben, sondern auch noch aufs delikateste darzubieten von Album
zu Album noch zu wachsen scheint. Dabei sorgte bereits das
Vorgängerwerk Thistle & Thorn des ungemein sympathisch klingenden
Sängers & Songschmieds aus Cork bei Kennern und Kritikern
gleichermaßen für ebenso offene wie erstaunte Ohren, aber mit seinem
sanft- wie wehmütig dahinfließenden neuen Neun-Liederreigen weiß er
das Herz des Hörers noch nachhaltiger zu ergreifen. Mit samt-sanfter,
von dezentem Vibrato geprägter, auch und gerade in den Höhen weich
und warm volltönender Stimme umschmeichelt der Ire Seele und Sinn mit
nahtlos ins Ohr und Gefühl gehenden Melodien, die sowohl im
berührenden Alleingang, in betörenden Mehrstimmharmonielagen, aber
auch im Duett (mit Mick Flannery!) Herz und Hirn gleichermaßen
erreichen und ergreifen. Allein schon durch den Gesang zu ganz
eigener Schönheit getragen, leben die gleichwertig aus den
überlieferten Folk-Traditionen gefühlten und tief aus der eigenen
Erfahrung geschöpften Lieder aber auch durch die überwiegend
akustische, fein-filigrane, bei aller Delikatesse nie zu dezente
Darreichung (auch trefflich gesetztes Schlagwerk gibt's in der
gefühlstiefen Wärme), mit der herrlich kunstvoll
folk-finger(picking)-fertig dargereichten Gitarre im Fokus des auch
instrumental außerordentlich ohrenfreundlichen Klanggeschehens, das
in seiner meisterhandwerklichen Reinheit in der
geistesverwandtschaftlichen Mitte eines gedachten Dreiecks aus Bruce
Cockburn, Gordon Lightfoot und Ralph McTell seine ebenso sanften wie
silbrig gleißenden Bahnen zieht. Gleichermaßen gefühlvoll wie
kunstreich um prägendes instrumentales Beiwerk auf Piano, Orgel,
E-Gitarre, Slide Guitar und Klarinette bereichert, entfaltet sich das
bereits beim ersten Zusammentreffen unwiderstehlich verlockende
Liedwerk zu einem ebenso wurzelverwobenen wie artifiziell
feingewirkten Folk-Kunstwerk, das das Zeug zum bleibenden Klassiker
in sich trägt. (cpa)

Weiterhin lieferbar:

John Blek - Thistle & Thorn LP/CD - 18,95/14,95


Platten-Premiere bei den Whiskey-Predigern!

Whiskey Preachin' Vol. 1 - Various Artists

LP/Ltd. col. LP - EUR 14,95/15,95

Ich hatte ja letztens im Vorwort mein neues Label erwähnt. Nun ist es
so weit: Die erste Veröffentlichung, eine Vinyl only-Veröffentlichung
mit 12 US-Künstlern/Bands zwischen Country- und Southern-Rock. Im
Klappcover, der VÖ ist der 6. März, nur hier einen Monat früher. (rh)

Ausschnitte aus dem Review von Günter Ramsauer:
Verdammt! Was für eine Compi! Cowboy Boots & Honky Tonk, Twang &
Groove, Gumbo Rock & Outlaw Boogie. Begriffe mit denen wir mittendrin
im Geschehen von "Whiskey Preachin' Volume 1" sind. Drehen wir das
Rad zunächst zurück. Auf ihrer Homepage verkünden Whiskey Preachin:
Two Brighton-based DJs, Shamblin Sexton and Senor Mick, needed
somewhere to share their love of Southern-fried sounds, music for
outlaws looking for a little backwoods boogie on a Friday night, a
touch of two-step and four fingers of the finest bourbon whiskey.
From country funk, swampy blues and southern soul to bayou bounce,
gumbo rock, dusty cosmicana and truck stop pop, Whiskey Preachin like
to play records for drinking and dancing, loving and laughing the
night away.

Und neuerdings kommt so ein positiv Verrückter wie Reinhard 'Keep On
Chooglin' Holstein (Stag-O-Lee, Glitterhouse) daher und gründet mit
Tony 'Shamblin' Sexton Whiskey Preachin' Records. Holstein ist der
Goldgräber und Perlenfischer in unseren Breiten, seine Serie "Keep On
Chooglin" umfasst mittlerweile 21 Homo Swampus Volumen. Als The Love
Rustler präsentiert er Raritäten und Bekanntes, hauptsächlich von
Anfang bis Mitte der Siebziger, von Swamp Blues und Southern Rock bis
Voodoo Funk und Country Soul. Damit gibt sich einer wie er naturgemäß
nicht zufrieden und präsentiert nun die auf 1000 Kopien limitierte
Vinyl only Compilation (Klappcover mit ausführlichen Liner Notes)
"Whiskey Preachin' Volume 1" mit knallbuntem Artwork, aller feinst
gestaltet von Chris 'Sick' Moore. Das Ganze mit aktuellem "21st
Century Honky Tonk for the outlaw dance floor", kompiliert vom
Whiskey Preacher Shamblin Sexton. Also Leute, rein in die Cowboy
Boots, ab an die Theke, Feuerwasser bestellen und ab geht's auf die
Tanzfläche. ...

Lass es krachen Reinhard und thank you for the music!


Alternative Angebote zum Jahresbeginn:

Besser als Frieren!

Mit der geballten Kraft der gemeinsamen Häuser Indigo und Cargo im
Rücken macht sich der 375 Media-Vertrieb jetzt auf, anhand einer alle
Rahmen sprengenden Jahresbeginnaktion mal ganz nebenbei zu
unterstreichen, welch nahezu grenzfreier Musik-Katalog hier gehegt
und gepflegt wird. Da bleibt uns kaum etwas anderes, als den
spürbaren Preisrutsch quer durch die musikalische Vielfalt einfach
mitzumachen und weiterzugeben, und Euch die folgenden Perlen der
unabhängigen Tonkunst zu erfreulichen Konditionen anzudienen. Obacht:
Selbst jüngere und jüngste Neuheiten sind in der folgenden Liste
vertreten, da gilt es, das Aktionsende stets im Blick zu halten
(Schlußmitlustig-Stichtag: 31. März).

Bündel-Alarm:

Im 3er-Bund kostet Euch der Spaß nur noch 27,50 Euro, im
5er-CD-Sammel-Pack hingegen gerade mal 45 Euro (= 9 Euro pro CD).
In der Folge nur eine kleine feine Auswahl,
die Komplett-Pracht im Netz.

Je 1-CD:

Band Of Horses - Everything All The Time - 9,95

Better Oblivion Community Center - Better Oblivion Community Center - 9,95

Black Mountain - Destroyer - 9,95 

Bon Iver - I, I - 9,95

Breeders - All Nerve - 9,95

Calexico - Spoke - 9,95 

Neko Case - Hell-On - 9,95 

Decemberists - I'll Be Your Girl - 9,95 

Desert Sessions - Vol. 11 & 12 - 9,95 

Destroyer - Poison Season - 9,95 

Peter Doherty & The Puta Madres - Peter Doherty & The Puta Madres - 9,95

Dream Syndicate - These Times - 9,95 

Sharon Van Etten - Remind Me Tomorrow - 9,95 

Bill Fay - Who Is The Sender? - 9,95 

Robert Forster - Inferno - 9,95 

Fortuna Ehrenfeld - Debout Pour Ma Prière - 9,95

Foxygen - Seeing Other People - 9,95 

Glen Hansard - This Wild Willing - 9,95 

Aldous Harding - Designer - 9,95 

Ben Harper & Charlie Musselwhite - No Mercy In This Land - 9,95 

Jade Jackson - Wilderness - 9,95 

Christian Kjellvander - Wild Hxmans - 9,95 

Mark Kozelek - Mark Kozelek 2-CD - 9,95 

Matthews Southern Comfort - Like A Radio (Bonus Edition) - 9,95 

Odd Couple - Yada Yada - 9,95 

Angel Olsen - All Mirrors - 9,95 

Proper Ornaments - 6 Lenins - 9,95 

Marc Ribot - Songs Of Resistance 1942-2018 - 9,95 

Slowdive - Slowdive - 9,95 

Kurt Vile - Bottle It In - 9,95 

Weyes Blood - Titanic Rising - 9,95 

Wucan - Sow The Wind - 9,95 

Kamasi Washington - Heaven & Earth 3-CD - 9,95 

Yo La Tengo - There's A Riot Going On - 9,95

Thom Yorke - Anima - 9,95

Sophie Zelmani - Sunrise - 9,95


Der Mailorder-Katalog im Netz

Die zweite Katalog-Ausgabe des laufenden Jahres, im Netz bereit zur
gefälligen Stöberei.


Auserwählte Pretiosen zum Wochenausklang:

Bonny Light Horseman - Bonny Light Horseman

LP/CD - EUR 15,95/11,95

In delikater Dreieinigkeit macht sich diese geniale Gemeinschaft von
drei hochgeschätzten Song-SchmiedInnen auf, um ein ebenso
traditionsverbundenes wie aus allen Zeiten fallendes Wunderwerk voll
wehmütiger Weisen zu erschaffen, wie selbst ich es in der heutigen,
hässlich hektischen Zeit kaum mehr erwartet oder gar erhofft hätte.
Allein schon die Namensnennung der beteiligten Trio-Täter lässt bei
uns Eingeweihten die Wohlfühl-Glocken läuten: Anais Mitchell (Gesang,
Gitarre), Eric Johnson (Fruit Bats/Gesang, Gitarren, Banjo,
Mundharmonika, Piano) und Josh Kaufman (War On Drugs, The
National/Gesang, Gitarren, Orgel, Piano) haben sich zu ebenso
federleicht-weicher wie emotionstiefer Einheit zusammengefunden, um
tradiertes britisches Liedgut in eine ganz eigene, gleichzeitig
schlicht-schöne wie ungemein kunst- wie gefühlvolle Song-Sprache zu
übersetzen. Aber auch die Liste der Gäste und Mittäter ist für
manches erfreute Lächeln gut, zählen doch u.a. Aaron Dessner (The
National), Lisa Hannigan und Justin Vernon (Bon Iver) zu den
geladenen Geistesgeschwistern, die mit Saitenspiel und
verschiedensten Stimmfarben vor allem für vokale Wohlfühl-Wolken
sorgen. Als herzerfrischend folk-fingerfertige A- & E-Gitarrenspieler
füllen die drei perfekt harmonierenden Protagonisten die durch
dezenten Hall erweiterten Klangräume mit gelassen-reifem Saitenspiel,
wohlgesetzte weiche Klavierakkorde schenken Tiefe, Banjo,
Mundharmonika und ein Saxophon setzen sanft schimmernde Glanzlichter,
sogar ein Schlagwerk schleicht sich fast unbemerkt ins so
zart-filigran scheinende Klanggeschehen. Und auf diesem irdenen Grund
aus herrlich ehrlichem Handwerk lassen Anais, Eric und Josh ihre
drei so einzigartigen und sich doch so perfekt ergänzenden Stimmen im
berührenden Alleingang, in trauter Zweisamkeit oder in gemeinsamer,
gospelseliger Vielschichtigkeit erklingen, dass es eine einzige,
sinnenerfüllende Freude ist. Trotz der britischen Herkunft von Weisen
wie Deep In Love, Jane Jane, Blackwaterside, Magpie's Nest, Lowlands
oder Bright Morning Stars klingen die zeitlosen Zaubereien mehr nach
Matthew's Southern Comfort als nach Fairport Convention, vermeint man
den jungen Dylan zu hören, spürt man den reifen Joe Henry durch die
Reihen streifen, sogar der sonnige Geist Scott McKenzie's scheint
durch die Zeilen. Gepaart mit dem irisierenden inneren Frieden des
Nick Drake-Folk und manch strahlendem Schimmer klassischen
Country-Folks entspinnt sich hier ein beeindruckendes, bleibendes
Zehn-Song-Werk, dessen zeitlose Schönheit ewig währt. (cpa)


Cadillac Three - Country Fuzz

2-LP/CD - EUR 27,95/16,95

Bereits 4. Album des Trios aus Nashville, das mit seinen Ohrwürmern
zwischen Outlaw Country, Classic Rock und Southern Rock ziemlich
durchstartete. Das Werk heißt Country Fuzz, vom Country sind noch
einige Spuren zu hören, es fuzzt auch mal fett Classic-Rock-style
(Slow Rollin'), Southern Rock-Wurzeln kann man durchaus spüren (Hard
Out Here For A Country Boy), aber die 16 Dreiminüter (+/- 30
Sekunden) geraten ziemlich poppig und eingängig - Ohrwürmer halt und
ich denke man schielt hier auf einen Aufstiegsplatz zur
Stadion-Rock-Band. Schlecht ist das nicht, aber etwas erdiger und
dreckiger käme mir mehr entgegen. (rh)


Destroyer - Have We Met

Ltd. LP/CD - EUR 16,95/13,95

Den roten Faden im laut Label-Aussage mittlerweile dreizehnten Album
des Dan Bejar zu entdecken, fällt nicht gerade leicht, folgt er doch
unter seinem Destroyer-Decknamen schon im Normalfall selbst im Kreis
musikalischer Mitstreiter einfach seiner eigenen kreativen Nase, bei
diesem 2020er Werk aber verlässt er gänzlich den Bandkontext, lässt
sich sofawärts quer durch seine ungemein vielfältigen Inspirationen
treiben und nur abschließend noch zwei kongeniale Geister Raum- &
Stil-füllende Hand anlegen. Langzeit-Weggefährte John Collins
verfeinert und vertieft die mitunter fast episch angelegten
Stream-of-Consciousness-Songs mit allerhand vorwiegend analogem
Keyboard-Equipment, während Nic Bragg seine elektrisierenden,
mitunter herrlich Funk-sprühenden Gitarrenparts über das Geschehen
gießt. Darunter, dazwischen und darüber entwickeln sich die von
vielerlei Tastenwerk reichlich farbig gestalteten Klangräume in all
ihrer 80er Jahre verherrlichenden Breite und Buntheit, wobei die
Keyboard-Farbenpalette von verträumten 10 CC's I'm Not In
Love-Schweben über perlenden Pop bis hin zu Gary Numan's kühler
Synth-Ästhetik reicht, David Bowie's Fürsten-Attitüde immer wieder
zwischen den Zeilen durchschimmert, 80's Wave-Wellen wogen, dezenter
Groove das Tanzzentrum trifft und der Ton bei aller Verträumtheit
mitunter auch immer wieder recht heftig deftig werden kann. Mal selig
sinnierend, mal verlockend melodiös zieht Bejar seine Vokal-Bahnen
als eigensinniger Crooner der anderen Art, die bewegt bewegenden Töne
in der brüchig-berührenden Mitte zwischen Brian Molko und Conor
Oberst scheinbar nur für sich singend, und doch das Herz des Hörers
bei jedem Durchgang tiefer treffend. Kunstvoll, mitunter
progressiv-phantasiereich, zeitlos rückwärts gerichtet wird hier ein
angenehm selbstzweckhafter, dabei losgelöst-luftig leichter Art-Pop
erschaffen, dessen ganz eigene, ja einzigartige verführerische Macht
sich erst nach und nach, dann aber umso attraktiver entfaltet. (cpa)


Drive-By Truckers - The Unraveling

LP/CD - EUR 21,95/14,95

20er nach erstaunlich langer Pause. Gast u.a. Cody Dickinson (North
Miss. Allstars). Auffällig sozial/politisch konnotierte textliche
Orientierung (diverse Machenschaften der Regierung, Zustand der USA
etc.), auch aus persönlicher Betroffenheit heraus, sehr überzeugend!
Musikalisch ein so variabler wie schlüssiger Mix: Mächtig, packend
und emotional rockend, u.a. mit Parallelen zu Springsteen oder ein
bischen Replacements. Folk Rock, teilakustisch in dringlicher
intensiver Form oder in eher ruhiger Gangart mit Country-Spuren.
Zeitloser melodischer wie druckvoller (Southern) Guitar Rock. Eine
unvermutet Pop-nahe und gefühlsstarke Ballade, melodisch klasse,
stimmungsmäßig ziemlich zwingend. Heartland/Roots Rock (dezente
Verwandtschaft zu härteren REM?), im Verlauf aufregend gesteigert
(auch durch eine furiose messerscharfe Slide). Rhythmisch
ungewöhnlich reizvoller/zeitgenössischer hochklassiger Guitar Rock
unter Spannung. Und das (fast 9-minütige) Highlight: Schleppend,
dunkel und voller Atmosphäre, relativ reduziert/luftig, suggestiv,
superbe Gitarren(sounds) inklusive Slide (Einwürfe plus ein etwas
ausgiebigeres Feature), mit viel Hall; großartig! (dvd)


Tinsley Ellis - Ice Cream In Hell

CD - EUR 16,95

20er, er ist ja schon fast ein Urgestein. Wie gewohnt besticht seine
exzellente Gitarre, ohne die Soli jemals zu ausgiebig zu gestalten
(selbst in den 2 längeren Slow Blues-Tracks nicht), und wie so oft
regiert die Vielfalt: Funky R'n'B, mal scharfkantiger eher schlanker
ansteckend groovender (schön stechendes Solo), mal relativ süffig
fließend rockend (das Solo zerrend-singend). Besagte Slow Blueser,
recht voluminös inkl. unterstützender Bläser und Brit Blues-Verweisen
der eine, sehr langsam, einfühlsam, durchgängig filigran/fein
gezeichnet der andere (ohne die üblichen Crescendi gegen Schluß), mit
samtener Orgel. Vollmundiger saftiger stark rockender Blues mit gut
strukturierenden Bläsersätzen und beständig kommentierender kerniger
Gitarre (Solo inkl. Wah-Wah). Ein traditionsbewußter Shuffle (50s im
Geiste, 70s im Sound). Eine gewisse Rock'n'Roll-Tendenz samt
mitreißender schneidender Gitarre und klasse ebensolchem
Slide-Feature (Johnny Winter-Einfluß?). Anklänge an bluesige Santana
(ca. LP 2/3). Ein massiveres 50s-Feeling. Blues-Rock leicht funky
(Hendrix-Anleihen)... Mehr Orgel als Piano (oder beides), letzteres
z.T. sehr apart, beweglich. (dvd)


Eyelids - Accidental Falls

LP/CD - EUR 19,95/13,95

Überwiegend sixtiesseliger bis zeitloser Rock mit herrlich perlenden
Gitarren und prächtigen mehrstimmigen Vocals. Teils sanft und
entspannt (Richtung Kings Of Convenience, The Clientele), oft aber
auch härter rockend - dann fast wie eine knackige und jüngere Version
der Byrds oder auch The Church. Beides funktioniert sehr gut, die
Songs sind eher zeitlos mit Tendenz zum Vintage- und Roostrock,
durchaus auch indiepoppig und ziemlich dynamisch, teils richtig hart
riffend. Dazu eingängig und angenehm klar strukturiert. Manches
erinnert an kalifornische Bands wie Allah-las oder Growlers, selten
auch mit milde psychedelischer Note. Die Band stammt aus Portland,
Oregon und besteht aus Leuten, die bereits bei Hochkarätern wie
Guided By Voices, The Decemberists, Stephen Malkmus und Elliott Smith
gespielt haben. Diese reife Erfahrung hört man dem Eyelids-Sound
deutlich an. Vor allem die Gitarrenarbeit von gleich drei
Saitenzupfern ist vorzüglich und das Produktionsdesign makellos - was
bei einem derart prominenten Producer-Team nicht wundert, standen
hier doch REMs Peter Buck (auch als Musiker dabei), Tucker Martine
(Decemberists, My Morning Jacket, Neko Case) und Heba Kadry
(Deerhunter, Bjork) am Mischpult. Dieses vierte Album der Eyelids
sollte bei Freunden von klassischem Americana-Rock also offene Türen
einrennen. (Joe Whirlypop)


Jon Hassell / Farafina - Flash Of The Spirit

2-LP (+CD)/CD - EUR 23,75/14,75

20er remastered Reissue der 88er LP. Produziert von Daniel Lanois und
Eno (der hatte vielleicht auch die ruhigeren Sachen seines My Life In
The Bush... mit David Byrne im Kopf?). Farafina ist eine langlebige
Percussion/Vocal-Truppe aus Burkina Faso, von dort stammen auch die
Rhythmen, erzeugt von vielfältiger/bunter Percussion (z.T. inkl.
Balafon), ab und zu verwenden sie zudem Flöte, 2x Vocals. Hassell
spielt (modifizierte/mal mehr mal wenig(er) elektronisch verfremdete)
Trompete und Synthies, die recht gern ineinanderfließen, die
Klangfärbung erinnert mich sporadisch gar an Weather Reports
Mysterious Traveller. Das Ergebnis ist einerseits so etwas wie
elektronisch-archaisches Afrika mit zweitweise Ambient-artigen
Texturen, mal polyrhythmisch groovend und immer mehr
intensiviert/beschleunigt mitsamt punktuellem repetitivem Chor, mal
an- und abschwellend in teils flächig teils filigran in
abenteuerlicher/Avantgarde-beeinflußter Form, mal die Vocals deutlich
bestimmender (wiederum repetitiv sowie Call/Response-Einlagen) im
meditativ-hypnotischen Modus (irgendwie richtig eingängig, ein
Highlight!). Andere Stücke basieren auf einem besonders dichten
brodelnden wie fließenden Geflecht der Rhythmik und Hassels Spiel
("Afro-Jungle"), verstärkte Elektronik- und z.T. Jazz-Farben; das
Ganze auch in reduzierter Weise. Hinzu kommen 2 ziemlich
aufregende/spannende Tracks mit massiverem Jazz-Einfluß (auch etwas
freierem partiell) durch Trompete und z.T. Piano, 1 weiterer wirkt
leicht spacy, ein dunkles Pochen und dezentes Drama (kaum Afrika),
und 2x funktioniert die Fusion von Afrika und dem Westen nicht
richtig, die Elemente stehen eher für sich (wobei mich das in einem
Fall eigentlich nicht stört, dank erregenden experimentelleren Phasen
mit sehr offensiven Synthies, "stoßweise" wie flächig, harmonisch
irrlichternd, die (Poly) Rhythmen darunter sind effektiv). Für damals
eh innovative/ungewöhnliche Musik, die aber auch heute noch oft
einigen Reiz ausstrahlt! (dvd)


Lee Hazlewood - 400 Miles From L.A.

2-LP/CD - EUR 37,95/16,95

Light In The Attic-Schatzhebung von 24 bislang unveröffentlichten
Aufnahmen aus den Archiven des Hazlewood-Labels Viv Records, frühe
und früheste Demofassungen aus den Jahren 1955 bis 1956, darunter der
Song-Zyklus Trouble Is A Lonesome Town (welcher 1963 als Hazlewood's
erstes Solo-Album erscheinen sollte) und einige bislang
unveröffentlichte Weisen, die hier erstmals das Licht der offiziellen
Welt erblicken. 24 Tracks reinsten Hazlewoods.


Jamila & The Other Heroes - Sit El Kon

LP/CD - EUR 14,95/11,95

20er. Sie ist in Deutschland aufgewachsen und geboren, hat
palästinensische Wurzeln. Die Band: Syrer, ein Pole, ein
Südamerikaner (alle in Deutschland lebend). Die Gäste: Aus dem Nahen
Osten, Brasilien, USA. Das Ergebnis überrascht darob ein wenig: Klare
(elektrische) Gitarrenbetonung neben ihrer Stimme (bezaubernd "süß"
und/oder sinnlich bis fordernd, kraftvoll); (Guitar) Ethno/Modern
Arab (Orient) Rock (poetisch wie wirbelnd/lebhaft, rhythmisch tricky
groovend/äußerst beweglich und ein wenig funky, vielschichtig
filigran/ausdifferenziert/feinziseliert). Melodischer Guitar Rock, ob
mit vertrackten Phasen inkl. Hard-Prog-Elementen in handfest,
Funk-Spuren oder punktuell arabischen Elementen (sehr variabel von
härter und bodenständig bis verhallt, beinahe verträumt bzw. ruhig
und lyrisch, teils richtig eingängig). Auch mal eine Art
Songwriter-Rock (mit rauhen derberen Parts) oder "Kontrast-Rock"
(leise und zart bis hart rockend). Die arabischen Einflüsse (die in
mehreren Songs praktisch fehlen) kommen aus der Harmonik/Melodik der
Gitarre (eh gern ausgesprochen melodisch ausgerichtet, aber auch
dezent funky, etwas Wah-Wah, gar heavy) sowie der oft auffälligen
Percussion (die Drums ergänzend), teils vom Gesang (mal massiv, mal
ein bischen, mal gar nicht). (dvd)


Keep On Chooglin' Vol. 21/Due South - Various Artists

CD - EUR 7,95

Es kommt jetzt Schlag auf Schlag. Es floß eigentlich von alleine in
meinen KOC21 Folder, aber ich habe noch einen Monat mit Finetuning
verbracht und den einen oder anderen Song gewechselt für einen
besseren Flow. Es beginnt mit einem knackigen Tune von Jesse
Winchester, gefolgt von Blue Juice, denen man eine gewisse The
Band-Nähe nachsagt. Alex Taylor (Capricorn Recording Artist und James
Bruder) liefert einen begnadeten Midtempo-Groover ab, bevor es mit
Mason Profitt und den Flying Burrito Brothers (Gene Clark Cover)
recht countryesk wird. Ab in die Sümpfe geht es mit David Patton's
Swamp River Queen und Down The Road von Stephen Stills' Manassas mit
exzellenter Slidegitarre. Es folgen die Ozark Mountain Daredevils
(Snowbound), David Blue mit Outlaw Man (und Neil Young
Gedächtnisgitarre) und die George Hatcher Band mit Louisiana Sheriff.
Michael Nesmith, Bobby Darin, der großartige John Mohead und ein
supergeniales Same Old Blues der Wayne Mills Band folgen. Wayne Mills
wurde übrigens 2010 erschossen, weil er sich in einer Bar eine
Zigarette anzündete. Tragisch. Danach wird es heavier and heavy. Paul
Butterfield, Grinderswitch, High Cotton, Artimus Pyle & Ed King
(Double Trouble), Nitzinger, Z.Z. Top und Molly Hatchet (das
großartige Gator Country) bilden das Grand Finale. Fast, denn das
bleibt Les Dudek mit einem schönen Outro vorbehalten. Passt! (rh)


Khruangbin & Leon Bridges - Texas Sun

12"/CD - EUR 14,95/9,95

Ganz ehrlich, den Hype um die texanischen Psychedelic-Schrammler
Khruangbin konnte ich nicht wirklich nachvollziehen, allzu belanglos
gerieten die zweifellos liebevoll gemachten Esoterik-Pretiosen. Da
hat ganz klar ein guter Vokalist gefehlt - und den hat man mit
Soul-Shooting Star Leon Bridges (ebenfalls Texaner) für die vier
Songs dieser sehr schönen EP an Bord. Statt wie schlaffe Grateful
Dead-im-Thailand-Urlaub-Jams klingt das dann schon eher wie Bill
Withers, Curts Mayfield oder meinetwegen auch Michael Kiwanuka auf
ganz weichen Drogen. Okay, schläfrig sind diese neuen Songs auch,
aber eben doch etwas besser durchblutet. Charakteristisch sind
ausgeruhte Klöppel- und Conga-Percussion, verhallte WahWah-Effekte
hinter angedubtem E-Bass, wahlweise auch mal mit Vibraphon (sehr
schön jazzig) oder Pedal Steel (noch schöner). Gefällt mir klar
besser als Khruangbin ohne Sänger - vielleicht reicht es ja bald für
mehr als nur vier Songs? (Joe Whirlypop)


Gill Landry - Skeleton At The Banquet

LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/14,95

20er des ex-Old Crow Medicine Show-Mitglieds, Grammy-Gewinners und
erstklassigen Singer-Songwriters mit reifer wunderbarer Baritonstimme
(die ab und zu in höhere Regionen steigt). Komplett und vollkommen
zeitlos, ganz bei sich. Irgendwo zwischen vielfältiger Roots-Musik,
Songwriter-Country und Americana, wobei kurz gewisse (nicht allzu
deutliche) Ähnlichkeiten zu Dylan, rootsigem Neil Young auftauchen
oder geringe punktuelle Spuren von einer Art "Southern Gypsy" bzw.
eher unterschwellige alles andere als offensichtliche Parallelen zu
Leonard Cohen, Johnny Cash, ein Song erinnert mich seltsamerweise
etwas an Black Magic Woman (trotz eines gänzlich anderen
musikalischen Umfelds). Anderswo dachte ich an "Gothic Folk". Hinzu
kommt eine nachdenkliche pure Gitarren-Meditation. Er agiert mehrfach
in aller Ruhe und Gelassenheit, erschafft luftige Sounds von großer
betörender Schönheit, wundervolle Atmosphären, wird zuweilen ein
bischen, 1x extrem melancholisch, arbeitet weitaus mehr mit
elektrischer als akustischer Gitarre, läßt ab und zu eine Pedal Steel
oder (punktuell nur) Trompete einfließen, zur Hälfte eine Geige,
sporadisch Piano, Harmonica. Ergibt ein sehr feines organisches
Klangbild. Vor allem aber begeistert mich das immens gehaltvolle
Songwriting, die Tiefe, einfach klasse! Eine dicke Empfehlung! (dvd)


John Moreland - LP5

LP/CD - EUR 19,95/14,95

20er, 5. LP des vielfach und zu Recht hochgelobten Singer-Songwriters
aus Oklahoma mit der exzellenten etwas angerauhten und gefühlsstarken
Charakterstimme (manchmal ein bischen Hiatt meets Springsteen, auch
musikalisch dachte ich hier und da an die beiden, in dezidiert
abgespeckter/zurückhaltender Form). Ich hab ihn noch nie so gut
gehört. Was auch und gerade an diversen außerordentlich feinen
Arrangements, den Klangfarben/der Instrumentierung liegt, mit Liebe
zum Detail, ein paar so ausgefallenen wie reizvollen Harmonien der
Begleitung (akust. Gitarre als Konstante, im Wechsel Synthie, Piano,
Orgel, Mellotron und/oder E-Piano, das schon mal mächtig scharf und
verzerrt kommt, seltener E-Gitarre, sporadisch Cello, Harmonica);
sowie ab und zu ungewöhnlicher ganz erstaunlich origineller Rhythmik!
Dabei bewegt er sich zwischen komplett zeitlosem Songwriter-Folk mit
eigenem Stempel, viel (leicht sehnsüchtigem bis im Prinzip ruhigem
doch lebhaft wirkendem oder sumpfigem Southern-angelehnten
angebluesten, gar mal dezent hypnotischem) Roots-Rock,
lakonisch-malancholischer resp. entspannter Americana, oder irgendwo
zwischen Folk und Blues. Hinzu kommt ein kleines kunstvolles filigran
gesponnenes Folk-Instrumental. Ein gehaltvolles sehr feines Album!
(dvd)


Nada Surf - Never Not Together

LP/Ltd. LP/CD - EUR 21,95/21,95/14,95

Wie man nahezu 30-jährige Erfahrung in ein Neun-Ohrwurm-Paket packt,
ohne dabei auch nur einmal zu langweilen, vor Altersweisheit
einzuschnarchen oder schulmeisterlich zu wirken, und dabei so jung,
ungestüm und ideenreich zu klingen, als spielte man gerade sein
Debütalbum ein, zeigt uns das begeisternd nimmermüde Quartett um den
als Sänger und Songautor tragenden Matthew Caws auch mit ihrem 2020
Werk Never Not Together (passendererweise weiterhin auf City Slang).
In über Jahre kaum geänderter Besetzung pflegen und füllen die vier
den Begriff Power Pop immer wieder aufs Neue, dabei nicht nur aus der
eigenen Geschichte lernend und zitierend, sondern herzhaft mit beiden
Händen in der Pop- & Rock-Historie beiderseits des großen Ozeans
wühlend, um nur das Beste davon mit Wucht, Herz und Kraft auf einem
Album zu versammeln. Freilich stehen die herzhaft verzerrten
Gitarren, das drängelnd treibende Schlagwerk und der auch gern
mehrlagig gereichte Gesang weiterhin im Mittelpunkt der lückenlosen
Ohrwurm-Kette, selbstverständlich gibt es nur wenige Atempausen oder
Balladen-Ruheinseln, auch Moll-Momente sind eher rar gesät, aber
dennoch zeigt sich der vielharmonische Vierer so vielschichtig und
stilreich, dass es eine stete Wiederentdeckensfreude ist. In 9
seligen Songs von himmlisch-hymnischer Leuchtkraft streifen Matthew
und seine Mannen quer durch die Jahrzehnte der wohldosiert
vehementen, verlockend melodiösen, kraftvoll packenden, vor
optimistischer Opulenz strahlenden Pop-Kunst, dabei gleichermaßen von
amerikanischen wie britischen Vorbildern zehrend, gern auch stilwärts
links und rechts schauend und dennoch ganz dem eigenen Rock-Pfad treu
bleibend. Zwischen janglendem R.E.M.-College Rock,
gitarren-gleißendem Tom Petty-Heartland, akustischem Americana-Folk,
charismatischem Coldplay-Pop, Riff-seligem Go-Betweens Gitarren-Rock,
betörender Oasis-Hymnenseligkeit, melodiesicherer Weezer-Wucht und
packender Independent-Energie zwischen Doves, Dandy Warhols und Dead
Cab For Cutie bleibt sogar immer noch Raum für mitreißende
Keyboard-Soli, filigran fließende Progressive-Verweise, perlende
Piano-Passagen und strahlend gleißende Heroes-Gitarren-Parts. So
reich an Vergleichen und Verweisen klingt die Band schlicht, schön
und mitreißend dennoch ganz nach Nada Surf, in ihrer heftigen
Harmonieseligkeit vielleicht noch am Ehesten der späten, Wohlklang
und Wucht perfekt verbindenden XTC-Pop-Kunst ähnelnd, dabei aber noch
weltoffener und vor allem warmherziger neben den Sinnen auch die
Seele des Hörers packend. Neun mitreißende Ohrwürmer, sprühend vor
elektrisch aufgeladener Energie, mit Verve und Wärme drückvoll und
direkt ins Herz gespielt. (cpa)


Pet Shop Boys - Hotspot

LP/CD/Ltd. 2-CD - EUR 23,95/15,95/18,95

Überzeugter Fan war ich nie, ich mag sie aber schon irgendwie: Wer
hat schon über fast vier Dekaden derart gehaltvolle, in Würde
gealterte und bis heute erfolgreiche Popmusik für Zeitgenossen (heute
also eher Erwachsene) gemacht? Das Besondere am neuen, mittlerweile
14. Studioalbum: Es entstand über längere Zeiträume in Berlin und
wurde in den legendären Hansa Studios aufgenommen. Diese Reminiszenz
an die goldene Epoche der späten 70er (Bowie! Iggy!) ist aber nur
latent hörbar, denn selbstredend klingt auch das neue Album
hundertprozentig nach Pet Shop Boys. Mit eleganten 80er und 90er
Referenzen, irgendwo zwischen überraschend hartem Dancerock (der
Opener "Will O The Wisp"), wissender Sophistication und seichtem
Radiopop. Wie meistens bei PSB finde ich die ruhigen Songs belanglos,
die dynamischen Uptempo-Nummern entwickeln sich aber bis heute gerne
zu euphorischen Pop-Hymnen von beeindruckender Grandezza und
ungebrochener Floortauglichkeit ("Monkey Business"). Tennant & Lowe
wissen halt was sie können und was das mitgealterte Publikum
erwartet. Faszinierend finde ich bis heute den Gesang von Neil
Tennant, der auch im Rentenalter von 65 so frisch wie einst im Mai
klingt. Als Gast mischt Bernard Butler an der Gitarre mit, produziert
hat erneut Stuart Price. (Joe Whirlypop)


Chris & Rich Robinson - Brothers Of A Feather: Live At The
Roxy 

2-LP/CD - EUR 37,95/14,95

Die recht ausgedehnte Band-Pause zwischen Lions und Warpaint nutzten
die Robinson-Brüder auch, um 2006 unter dem etwas sperrigen
Projektnamen Brothers Of A Feather feat. Chris & Rich Robinson of The
Black Crowes die heimischen Bühnen im Duett heimzusuchen, wobei die
Auftritte eines dreitägigen Engagements im Roxy, Los Angeles, zwecks
späterer Veröffentlichung mitgeschnitten wurden. Nach längerer
Marktabwesenheit erblickt das dabei entstandene Live-Werk jetzt via
Band-Label Silver Arrow wieder das Licht der Öffentlichkeit (diesmal
auch auf - recht kostbarem - Vinyl), um noch einmal zu belegen, wie
kreativ-kongenial die Gebrüder Robinson auf der Bühne agieren, wenn
sie im Paarflug die eigene Bandgeschichte (und mehr!) aufarbeiten. 14
Live-Songs in mal trauter, mal energischer Zweisamkeit dargeboten,
darunter u.a. Horsehead, Cursed Diamond, Over The Hill, Magic Rooster
Blues, Roll Um Easy, Cold Boy Smile, Driving Wheel, Leave It Alone,
Polly, Darling Of The Underground Press und Thorn In My Side.


Whack-O-Mania (ltd.) - Various Artists

10" - EUR 14,-

Der Start der Stag-O-Lee-250-Series! Limitiert auf 250 Exemplare,
durchweg nummiert und Bootleg-style handverpackt.

Volume 1 ist "Includes demented Doo-Wop, insane Instrumentals & an
experiment in terror" untertitelt und ähnelt inhaltlich den Beat From
Badsville Veröffentlichungen, also Tunes, die in Lux & Ivy's
Plattenschrank stehen könnten.


Wood Brothers - Kingdom In My Mind

LP/CD - EUR 19,95/14,95

20er. Irgendwie werden sie immer besser, ohne daß sich am Konzept
Wesentliches ändert. Zeitlose Roots-(Rock-)Musik, vorzugsweise mit
Southern-Flair, verpackt in reizvolle Arrangements und teils auch in
dezent zeitgemäßerer Rhythmik (überhaupt: Immer wieder arbeiten sie
mit ungewöhnlichen/besonders attraktiven Grooves/Beats, was aber
nichts mit aktueller Dance/Club-Musik zu tun hat). R'n'B und/oder
Folk, ein wenig Country (nicht im Sound!), ein paar alte
Blues-Elemente, marginale Jazz- oder Gospel-Spuren, eine kleine Prise
New Orleans manchmal, zwischendurch (teil-) akustisch oder eine
spezielle Schärfe und Tempo resp. ein leichtes
Garage-(Blues-)Feeling, mal ein Hauch Rock'n'Roll in wunderbar locker
und anarchisch. Ich höre lose Verwandtschaften (ohne unbedingt genau
so zu klingen) zu frühen Little Feat (mehrfach), sporadisch den
rockigsten Muldaurs, The Band, gewissen Ry Cooder-Sachen, James
Luther Dickinson (auch seinen Söhnen). Das alles ausgesprochen
gehaltvoll, stets songorientiert und konzentriert (keine längeren
Soli aber klasse Spiel aller!), vielschichtig/ausnehmend variabel und
feinstens instrumentiert, elektr./akust. Tasten (tolles verzerrtes
E-Piano z.B.) und Saiten (inkl. 2x akust., 1x elektr. Slide), ein
auffälliger akust. Bass hier und da (top!); anderswo relativ
reduziert. Und exquisiter Gesang, z.T. ebensolche Harmony Vocals.
Eine große Empfehlung! (dvd)


Yorkston/Thorne/Khan - Navarasa: Nine Emotions

2-LP (+MP3)/CD - EUR 24,95/14,95

20er, 3. Gemeinschafts-LP von James Yorkston mit dem Ex-Lamb Jon
Thorne (der u.a. für Robert Fripp, Iron & Wine, Vashti Bunyan
arbeitete) und dem Inder Suhail Yusuf Khan (der sich den Gesang mit
Yorkston teilt). Ihre Kombination von (nord-)indischer Musik (wozu
Raga- wie Sufi- und auch mal Qawwali-Einflüsse gehören) und
schottischer bzw. englischer funktioniert wie schon beim Vorgänger
glänzend, ob fusioniert oder im Kontrast, meist hat ein Stil die
deutliche Oberhand (oder wird phasenweise fast, nie ganz pur
zelebriert) - was sich im Laufe der teilweise sehr langen Stücke
durchaus umkehren kann. Thornes akust. Bass (1st class!) streut ab
und zu eine ganz leicht jazzige Note ein, traditionelle Folk-Elemente
werden schon mal durch aktuelleren Songwriter-style ergänzt, selbst
eine Art britisch-indischer Folk Rock kommt zu Ehren (was kurz gar an
akust. Led Zeppelin erinnert - die Gitarre v.a.). Es gibt ganz
langsame friedvolle wunderschöne Meditationen, ruhig fließende
poetische kunstvoll-filigrane Stücke, dunkel-dräuende ("schwebend in
Schwere", irgendwie), rhythmisch stringente packende expressive
Phasen, starke Kontraste, ein wenig Melancholie und Sehnsucht, ein
starkes Aufbrausen, unaufdringliche Virtuosität. All das getragen von
Ak.Gitarre, Sarangi (ein förmlich singendes Streichinstrument von
ganz eigenem Charakter), Bass, seltenem punktuellem Piano, mal einer
skandinavischen Nyckelharpa. Teilweise improvisationsfreudig,
melodisch immer wieder von erheblichem Reiz! Empfehlung! (dvd)


DEMNÄCHST in diesem Theater:

14.02.

Haden Triplets - Family Songbook

US Rails - Mile By Mile

Nathaniel Rateliff - And It's Still Alright

Puss'n Boots - Sister

Tame Impala - The Slow Rush

Ballroom Thieves - Unlovely

Albert Cummings - Believe

Carly Pearce - Carly Pearce

21.02.

Greg Dulli - Random Desire

Sonny Landreth - Blacktop Run

Courtney Barnett - MTV Unplugged

Layla Zoe - Retrospective Tour 2019

Young Gun Silver Fox - Canyons

Agnes Obel - Myopia

Best Coast - Always Tomorrow

David Gray - White Ladder (20th Anniversary)

Russ Ballard - It's Good To Be Here

28.02.

Wishbone Ash - Coat Of Arms

Outlaws - Dixie Highway

Kjellvandertonbruket - Doom Country

Secret Sisters - Saturn Return

Caribou - Suddenly

Die Sterne - Die Sterne

Hank Williams - Picture's From Life... Other Side 6-CD

06.03.

Cream - Goodbye Tour: Live 1968 4-CD

Stephen Malkmus - Traditional Techniques

Jonathan Wilson - Dixie Blur

Luke Haines & Peter Buck - Beat Poetry For Survivalists

13.03.

Boomtown Rats - Citizens Of Boomtown

20.03.

Rustin Man - Clockdust

Morrissey - I Am No A Dog On A Chain

27.03

Tamikrest - Tamotait

Waxahatchee - Saint Cloud

03.04.

Ariel Sharratt & Mathias Kom - Never Work

Wilma Archer - A Western Circular


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

CASH SAVAGE and THE LAST DRINKS

cashsavage.com

May 08 2020 - FR, Rennes, Ubu

May 09 2020 - FR, Sizun, La Bergerie

May 14 2020 - UK, Glasgow, Broadcast

May 15 2020 - UK, Sunderland, Independent

May 19 2020 - UK, London, The Grace

May 20 2020 - BE, Sint-Niklaas, De Casino

May 21 2020 - NL, Nijmegen, Merleyn

May 22 2020 - NL, Amsterdam, London Calling Fest

May 23 2020 - DE, Wuppertal, Utopiastadt

May 25 2020 - DE, Dortmund, Tyde Studios

May 26 2020 - DE, Berlin, Quasimodo

May 27 2020 - DE, Hamburg, Molotow Sky Bar

SCOTT MATTHEW

scottmatthewthemusic

23.09.2020 DE - Berlin - Lido Berlin

24.09.2020 DE - Leipzig - UT Connewitz

25.09.2020 DE - Köln - Stadtgarten

26.09.2020 DE - Frankfurt - Nachtleben Frankfurt

27.09.2020 DE - Ulm - Roxy

28.09.2020 DE - München - Ampere

29.09.2020 AT - Salzburg - ARGEkultur Salzburg

01.10.2020 AT - Wien - Porgy & Bess

02.10.2020 AT - Linz - Posthof - Zeitkultur am Hafen

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

15. - 19.04.2020 Dresden, Polimagie Festival

30.07. - 02.08.2020 Diepholz, Appletree Garden Festival

05. - 09.08.2020 Open Flair Festival 2020 (Eschwege, Germany)

TRIXSI

trixsi

28.02.2020 DE - Münster - Gleis 22

29.02.2020 DE - Bremen - Kulturzentrum Lagerhaus


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/5185: Sony Music Press Relations Newsletter - KW06/2020 (Sony Music)

SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW06/2020

München, 7. Februar 2020



Das geht unter die Haut - Exklusive Tattoos und
Ozzy-Prelistening-Event am 20. Februar im Berliner Bläckfisk

Am Vorabend der kommenden Veröffentlichung von Ozzy Osbournes neuer
Platte "Ordinary Man" (VÖ: 21. Februar) wird in mehr als 50 Städten
auf der ganzen Welt das bis dato größte Tattoo-Event und
Album-Prelistening der Geschichte über die Bühne gehen. Teilnehmende
Fans werden nicht nur die Möglichkeit haben, vorab in "Ordinary Man"
reinzuhören, sondern sie gehören darüber hinaus auch noch zu
denjenigen, die sich ein exklusives Ozzy-Tattoo stechen lassen
können. Für weitere Infos und zur Anmeldung zu dieser einmaligen
Gelegenheit geht es hier lang:

http://www.tattoo.ozzy.com/

Das Berliner Studio "Bläckfisk" freut sich am 20. Februar auf
Tattoo-willige Fans:

Bläckfisk Tattoo Co.

Reichenberger Str. 133

10999 Berlin-Kreuzberg

"Ordinary Man" ist Osbournes erstes Solo-Album seit einer Dekade.
Produziert wurde die Platte in Los Angeles von Andrew Watt, der auch
die Gitarrenspuren übernahm. Am Bass half Duff McKagan von Guns
N'Roses aus, Red-Hot-Chili-Peppers-Schlagzeuger Chad Smith schlug in
die Felle. Neben der Kernband geben sich aber noch weitere namhafte
Musiker die Klinke gegenseitig in die Hand: Neben Duffs GnR-Kollegen
Slash konnte Ozzy für seine Platte noch Rapper Post Malone, Tom
Morello von Rage Against The Machine sowie die Sir Elton John für
sich gewinnen.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

14.02. Monsta X - All About Luv

14.02. Ela. - Liebe & Krieg

21.02. Ozzy Osbourne - Ordinary Man

28.02. Majan - Oh Boi

06.03. Hämatom - Maskenball

06.03. Moses Pelham - Emuna

06.03. Flora Cash - Baby, It's Okay

20.03. Roberto Bianco & Die Abbrunzati Boys - Greatest Hits

20.03. Alicia Keys - Alicia

13.03. O.S.T. - Trolls: World Tour

27.03. Mia. - Limbo

03.04. Bury Tomorrow - Cannibal

01.05. Alanis Morissette - Such Pretty Forks In The Road

01.05. Joel Brandenstein - Frei


On Tour

Conchita Wurst

08.02. Köln - Luxor

09.02. Hamburg - Kampnagel

11.02. Heidelberg - Karlstorbahnhof

12.02. München - Backstage

Cage The Elephant

26.02. Köln - Live-Music Hall

27.02. Berlin Astra-Kulturhaus

28.02. Hamburg Docks

Harry Styles

Support: King Princess

29.04. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

08.05. Hamburg - Barclaycard-Arena

27.05. Köln - Lanxess-Arena

28.05. München - Olympiahalle

Matthias Reim

24.05. Köln - E-Werk

26.05. Mannheim - Capitol

27.05. Neunkirchen/Saar - Neue Gebläsehalle

29.05. Dresden - Junge Garde

30.05. Dresden - Junge Garde

04.06. Wolfhagen - Kulturzelt

05.06. Leipzig - Parkbühne

17.07. Bad Elster - NaturTheater Bad Elster

30.07. Lauchheim - Schloss Kapfenburg

08.08. Landsberg SA - Open Air am Streinbruch

14.08. Torgau - Schloss Hartenfels

15.08. Klaffenbach - Chemnitz, Wasserschloss Klaffenbach

16.08. Fulda - Universitätsplatz

21.08. Freital - Hains Freizeitzentrum

22.08. Weissenfels - Schloss Neu-Augustusburg

28.08. Creuzburg - Burg Creuzburg

29.08. Forst/Lausitz - Ostdeutscher Rosengarten

04.09. Gelsenkirchen - Amphitheater

05.09. Oranienburg - Schloss Oranienburg

10.09. Radolfzell - Milchwerk

11.09. Nürnberg - Serenadenhof

12.09. Potsdam - Porta-Potsdamfest

Céline Dion

17.06.2020 München - Olympiahalle

19.06.2020 Mannheim - SAP-Arena

21.06.2020 Köln - Lanxess-Arena

22.06.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

22.07.2020 Berlin - Waldbühne

Jeff Lynne's ELO

26.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

27.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

29.09. Köln - Lanxess-Arena

30.09. München - Olympiahalle

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

11.11.2020 Dortmund - Westfalenhalle

26.11.2020 München - Olympiahalle

28.11.2020 Mannheim - SAP-Arena

30.11.2020 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

03.11.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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KLASSIK/10300: Kassel - Duo im Rampenlicht, Studierende präsentieren anspruchsvolle Duo-Kompositionen, 12.02.20

documenta-Stadt Kassel

Duo im Rampenlicht



Werke von Henri Wieniawski, Felix Mendelssohn-Bartholdy, Franz
Schubert und anderen stehen auf dem Programm der Veranstaltung "Duo im
Rampenlicht" am Mittwoch, 12. Februar, 19 Uhr, im Konzertsaal der
Musikakademie am Karlsplatz. Unter der Leitung der Pianistin und
versierten Klavierkammermusikerin Vera Weht haben Studierende der
Violin-, Flöten-, Gesangs- und Klavierklassen seit Beginn des
Wintersemesters im Oktober des vergangenen Jahres die anspruchsvollen
Duo-Kompositionen einstudiert.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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AUSLAND/9308: Aus aller Welt - 07.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Macron bietet EU-Partnern Dialog über nukleare Abschreckung an

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron hat sich laut AFP-Angaben für
eine gemeinsame Verteidigungsstrategie in Europa ausgesprochen. Die
europäischen Partnerländer dürften angesichts eines möglichen
nuklearen Wettrüstens nicht zum Zuschauer werden, sagte Macron am
Freitag in einer Rede über die künftige Atomwaffen-Doktrin seines
Landes in der Pariser Ecole de Guerre. Er spielte damit auf den
Ausstieg der USA aus dem INF-Vertrag mit Rußland zur Begrenzung
atomar bestückbarer Mittelstreckenraketen an. Macron stellte zudem
klar, daß sich Frankreich auch weiterhin nicht an der Nuklearen
Planungsgruppe der NATO beteiligen wird. Nach dem Brexit ist
Frankreich das einzige europäische Land, das über eigene Atomwaffen
verfügt.

7. Februar 2020
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JUSTIZ/9308: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Kokain in Dosen für Babynahrung entdeckt

Drogenhunde haben am Flughafen in Frankfurt am Main mehrere Kilogramm
Kokain erschnüffelt. Wie der Zoll am Freitagnachmittag laut
dpa-Angaben mitteilte, hatten zwei mutmaßliche Drogenkuriere bei
ihrer Einreise insgesamt 27 Kilogramm Kokain im Gepäck - getarnt als
Babynahrung. Der Schwarzmarktwert für diese Menge Kokain liegt nach
Angaben des Zollamts bei rund einer Million Euro.

7. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9305: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Türkei verlegt schweres Kriegsgerät nach Idlib

Die Türkei verstärkt ihre Beobachtungspunkte in der letzten
Rebellenhochurg Idlib im Nordwesten Syriens mit schwerem
Militärgerät. Nach Informationen der türkischen Zeitung Aksam werden
großkalibrige Geschütze und Kampfpanzer in die Deeskalationszone
verlegt. Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan hatte den
syrischen Streitkräften eine Frist bis Monatsende eingeräumt, um aus
dem Gebiet abzuziehen, andernfalls werde die Türkei militärische
Maßnahmen ergreifen. Seinen russischen Amtskollegen Wladimir Putin
forderte Erdogan auf, Druck auf die Regierung in Damaskus auszuüben,
damit die syrische Armee ihren Vormarsch in der Provinz Idlib
beendet.

7. Februar 2020
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POLITIK/9307: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Nach Eklat in Thüringen: Lindner bleibt, Mohring geht

Der FDP-Vorstand hat ihrem nach der umstrittenen
Ministerpräsidentenwahl in Thüringen in der Kritik stehenden
Parteichef Christian Lindner das Vertrauen ausgesprochen. In einer
Sondersitzung in Berlin stimmten am Freitag 33 Vorstandsmitglieder
für Lindner und eines gegen ihn, berichtete die Nachrichtenagentur AFP
unter Berufung auf Parteikreise. Es gab zwei Enthaltungen.

Nach einer Aussprache mit CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer will
Mike Mohring sein Amt als CDU-Fraktionschef in Thüringen im Mai
abgeben. Um Neuwahlen zu vermeiden, erklärte sich die CDU bereit,
eine rot-rot-grüne Minderheitsregierung des am Mittwoch gestürzten
Linke-Ministerpräsidenten Bodo Ramelow hinzunehmen.

7. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9305: Tragisches und Kurioses - 07.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Argentiniens Antarktisstation meldet neuen Temperaturrekord

Der argentinische Wetterdienst verzeichnet den bisher stärksten
Temperaturanstieg auf der von Argentinien betriebenen
Antarktisstation Esperanza seit Beginn der Wetteraufzeichnungen im
Jahr 1961. Einem Bericht der Nachrichtenagentur AFP zufolge stieg das
Thermometer am Donnerstag auf 18,3 Grad Celsius. Der bisherige
Temperaturrekord von 17,5 Grad wurde im März 2015 auf derselben
Forschungsstation gemessen.

7. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8390: Aus Forschung und Technik - 07.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Weitere 34 OneWeb-Satelliten von Baikonur gestartet

Die Zahl der britischen OneWeb-Internetsatelliten im All ist auf 40
gestiegen. Am Donnerstagabend transportierte eine russische
Sojus-2.1b-Trägerrakete 34 Satelliten für das vor vier Jahren vom
US-Start-Up OneWeb und Airbus Defence and Space gegründete
Gemeinschaftsunternehmen in eine polnahe Umlaufbahn. Der Start
erfolgte nach Informationen der russischen Raumfahrtbehörde Roskomos
vom Weltraumbahnhof Baikonur in Kasachstan. Die ersten sechs
OneWeb-Satelliten wurden Ende Februar vergangenen Jahres von
Arianespace auf Sojus-Flug VS21 vom europäischen Raketenstartplatz
Kourou in Französisch-Guayana erfolgreich ins All gebracht. Geplant
ist eine Flotte von rund 650 OneWeb-Satelliten. Das in Großbritannien
ansässige Unternehmen will ab 2021 kommerzielle Kommunikationsdienste
für verschiedene Märkte anbieten.

7. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8404: Aus aller Welt - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Spaniens Premier Sánchez in Barcelona

Spaniens Premier Pedro Sánchez hat den katalanischen
Regionalpräsidenten Quim Torra in dessen Amtssitz in Barcelona
aufgesucht. Sie sprachen miteinander eineinhalb Stunden unter vier
Augen und verständigten sich darauf, noch im laufenden Monat einen
strukturierten Dialog zu den Unabhängigkeitsbestrebungen Kataloniens
zu starten. Sánchez sieht dafür keine Lösung ohne Dialog innerhalb
des gesetzlichen Rahmens. Auch Torra will einen aufrichtigen Dialog
aufnehmen. Ein Unabhängigkeitsreferendum Kataloniens sowie eine
Amnestie für die neun nach dem illegalen Referendum im Oktober 2017
inhaftierten katalanischen Separatisten lehnt der Premier weiterhin 
ab. Statt dessen bietet er der bereits weitgehend autonomen Provinz 
unter anderem einen Finanzausgleich, neue Infrastrukturen und Klärung
sozialer Fragen an. Sánchez war im Januar mit Unterstützung der
Republikanischen Linken Kataloniens, dem Koalitionspartner von Torras
Partei Junts per Catalunya, unter der Bedingung ins Amt gewählt
worden, daß Madrid den Dialog mit Barcelona wieder aufnimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8359: Medizin und Gesundheitswesen - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



2019-nCoV: Patienten schon mit milden Symptomen ansteckend

Während Seuchenexperten weder für China noch für die Welt wegen dem
neuartigen Coronavirus 2019-nCoV Entwarnung geben, werden immer mehr
Daten über die Erkrankung bekannt. So fanden Virologen an der
Münchner Klinik Schwabing heraus, daß selbst bei einem
Krankheitsverlauf, der eher einer harmlosen Erkältung ähnelt,
hochinfektiöse Konzentrationen des Virus in Nasen-Rachen-Abstrichen
nachzuweisen sind. Auch fanden die Wissenschaftler laut Deutschem
Ärzteblatt Hinweise darauf, daß das neuartige Coronavirus auch im
Verdauungstrakt und im Stuhl nachweisbar ist, so daß auch dieser
Infektionsweg zu berücksichtigen ist.
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JUSTIZ/8392: Kriminalität und Rechtsprechung - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Vorerst keine Anklage gegen Glenn Greenwald

In Brasilien wird der aus den USA stammende Investigativ-Journalist
Glenn Greenwald vorerst nicht wegen Cyber-Kriminalität angeklagt. Der
zuständige Bundesrichter Ricardo Leite will die Klarstellung des
Obersten Gerichtshofs zu dessen Entscheidung vom vergangenen Jahr
abwarten, wonach Greenwald seine Quellen geheimhalten durfte. Die
Staatsanwaltschaft wirft dem in Brasilien lebenden Journalisten vor,
Computer-Hacker unterstützt zu haben, welche sich Zugriff auf
Mobiltelefone des jetzigen Justizministers Sérgio Moro sowie Geräte
von Ermittlern in der Korruptionsaffäre "Autowäsche" verschafft
hatten. Die sechs Hacker werden deswegen angeklagt. Auf der von
Greenwald gegründeten Investigativ-Website "The Intercept" waren
gehackte Nachrichten zitiert worden. Anhand derer konnte man den
Eindruck gewinnen, daß sich Richter und Staatsanwaltschaft bei den
Ermittlungen gegen den ehemaligen Präsidenten Lula da Silva
abgesprochen hätten. Weil letzterer in Haft genommen wurde, konnte
2018 der rechtsextreme Militarist Jair Bolsonaro statt des
linksorientierten Lulas ins Präsidentenamt gelangen. Bolsonaro holte
sich den damaligen Untersuchungsrichter als Justizminister ins
Kabinett. Greenwald ist weltweit bekannt geworden im Zusammenhang mit
den Enthüllungen von Edward Snowden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8314: Sprache, Kunst und Medium - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Freier Eintritt lockt ständig mehr Besucher ins Folkwang Museum

Wegen der Ausstattung mit weiteren 300.000 Euro bis ins Jahr 2022
durch die Krupp-Stiftung und die Stadt Essen kann die
Dauerausstellung des Essener Folkwang Kunstmuseums weiter
eintrittsfrei besucht werden.

Danach will die Stadt dauerhaft für kostenlosen Eintritt sorgen, wie
WDR1 berichtete. Bereits seit 2015 hatte die Krupp-Stiftung freien
Eintritt für die ständige Ausstellung ermöglicht. Das galt allerdings
nicht für Sonderausstellungen.

Das Museum Folkwang sei das erste große deutsche Kunstmuseum mit einem
solchen dauerhaften Angebot, betonte die Stadt. Seit 2014, dem letzten
Jahr, in dem noch Eintritt verlangt wurde, stiegen die Besucherzahlen
von knapp 37.000 auf zuletzt mehr als 115.000.

7. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8381: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Frankreich will als Atommacht die EU strategisch anführen

Frankreich als nach dem Brexit einzig verbliebene Atommacht in der
Europäischen Union regt den Dialog unter den Mitgliedern über die neu
gewonnene Position an. Das machte Präsident Macron am Freitag in
einer Grundsatzrede an einer Pariser Militärschule deutlich. Dabei
redete er der nuklearen Abschreckung das Wort und forderte die
Partnerländer auf, das französische Atomwaffenarsenal in eine
gemeinsame Verteidigungsstrategie einzubinden. Frankreich wird laut
Macron den anderen Staaten zwar keinen Zugriff auf die nationalen
Atomwaffen erlauben, aber es könnte eine Beteiligung an
entsprechenden Militärübungen geben. Macron wünschte sich eine echte
strategische Kultur unter den Europäern. Der Präsident brachte zudem
eine internationale Agenda zur Rüstungskontrolle ins Spiel. Die
Europäer sollten sich demnach nicht auf die Rolle des Zuschauers beim
Wettrüsten der Nuklearmächte beschränken, sondern eine internationale
Agenda zur Rüstungskontrolle anstoßen. Laut Macron hat Frankreich
sein Atomwaffenarsenal reduziert und verfügt über weniger als 300
Nuklearsprengköpfe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8395: Aus Parlament und Gesellschaft - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Volksbegehren sechs Jahre Mietenstopp in Bayern bislang erfolgreich

Die Kampagne "Volksbegehren 6 Jahre Mietenstopp" in Bayern hat nach
eigenen Angaben binnen dreieinhalb Monaten knapp 52.000
Unterschriften für die Einleitung eines Volksbegehrens gesammelt.
25.000 Unterschriften wären für den Antrag erforderlich gewesen. Im
Kern wollen die Initiatoren erreichen, daß es in 162 Städten und
Gemeinden Bayerns sechs Jahre lang keine Mieterhöhungen mehr gibt.
Bei Wiedervermietungen und nach Modernisierungen darf höchstens die
ortsübliche Vergleichsmiete verlangt werden. Vom Mietendeckel
ausgenommen wären Neubauten ab dem Jahr 2017. Vermieter, die bislang
eine geringe Miete verlangt haben, könnten diese bis auf 80 Prozent
der ortsüblichen Vergleichsmiete erhöhen. Verstöße gegen das geplante
Gesetz sollen mit bis zu 500.000 Euro geahndet werden können.

Anfang März werden die beglaubigten Unterschriften und Gesetzestexte
dem Innenministerium zur Prüfung auf Verfassungskonformität
vorgelegt. Am Freitag verbreitete der in der Angelegenheit nicht
zuständige Justizminister Eisenreich die Einschätzung, daß ein
Landesgesetz, welches die Mieten für Wohnungen auf dem freien Markt
für sechs Jahre einfriert, verfassungswidrig ist, weil die
Gesetzgebungskompetenz beim Bund und nicht bei den Ländern liegt.
Gegebenenfalls wird sich das Verfassungsgericht mit dem Mietenstopp
befassen. Wenn das Volksbegehren für zulässig befunden wird, stimmen
die Wähler und Wählerinnen des Freistaats darüber ab. Dazu müssen
sich innerhalb von zwei Wochen mindestens zehn Prozent der
Stimmberechtigten in ihren Rathäusern eintragen lassen. Falls das
klappt, kann der Bayerische Landtag beschließen, ob er den
Gesetzentwurf annimmt. Lehnen ihn die Abgeordneten ab, folgt ein
Volksentscheid aller Stimmberechtigten über den Mietenstopp. Das
Volksbegehren wurde vom Mieterverein München, dem Mieterbund Bayern,
der SPD, dem Deutschen Gewerkschaftsbund, Der Linken und dem
Aktionsbündnis Ausspekuliert auf den Weg gebracht. Die Grünen,
weitere Parteien und zahlreiche Verbände schlossen sich an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8364: Tragisches und Kurioses - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Hongkonger Kunstmesse Art Basel wegen des Coronavirus abgesagt

Wegen der Verbreitung des Coronavirus in China und über die Grenzen
hinaus hat die Schweizer Messe die Art Basel in Hongkong für dieses
Jahr abgesagt. Die Verkaufsveranstaltung war vom 19. bis 21. März in
Hongkongs Convention and Exhibitions Centre geplant.

Wie die Badische Zeitung berichtete, hatten sich gut 240 Aussteller
aus aller Welt angesagt. Die Veranstalter dieser für Asien wichtigen
Messe sahen bei Abwägung aller Faktoren, einschließlich der
Gesundheitsrisiken, keine andere Möglichkeit, als die Veranstaltung zu
streichen.
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SOZIALES/8393: Arbeit, Soziales und Familie - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Knapp 2000 Obdachlose auf Berliner Straßen

In der "Nacht der Solidarität" Ende Januar haben über 2600
Freiwillige auf Berlins Straßen knapp 2000 Obdachlose gezählt und mit
einem Teil von ihnen Gespräche zu deren Lebenssituation geführt. Das
gab die Sozialsenatorin Elke Breitenbach (Linke) am Donnerstag
bekannt. Früheren Schätzungen zufolge sollte es in der Hauptstadt
zwischen 6000 und 10.000 Obdachlose geben. Die bislang in Deutschland
einzigartige Zählung berücksichtigte nicht die verdeckte
Wohnungslosigkeit. Die Obdachlosen wurden hauptsächlich in
Einrichtungen der Kältehilfe und auf der Straße angetroffen, aber
auch in Rettungsstellen, im Öffentlichen Nahverkehr, in
Polizeigewahrsam und im Wärmeraum in der Gitschiner Straße. Laut
Breitenbach hat rund ein Drittel der Befragten Angaben zu seiner
Lebenssituation gemacht. Die Daten zu Alter, Geschlecht, Herkunft der
Obdachlosen und Dauer ihrer Obdachlosigkeit sollen demnächst
ausgewertet werden. Die Untersuchung wird von der Armutsforscherin
und Mitinitiatorin der Obdachlosenbefragung, Gerull, wissenschaftlich
begleitet. In Zusammenarbeit mit den Bezirken sowie den Akteurinnen
und Akteuren der Wohnungslosenhilfe wird geprüft werden, wie sich
Hilfsangebote vor Ort verbessern lassen. Im Haushalt der Stadt wurden
dafür 8,9 Millionen Euro und zusätzliches Geld für Modellprojekte
eingestellt. Im Frühjahr und Herbst dieses Jahres finden zum Thema
Strategiekonferenzen statt. Eine weitere Obdachlosenbefragung folgt
im Sommer nächsten Jahres. Dabei soll es um jahreszeitlich bedingte
Unterschiede in der Obdachlosensituation gehen.
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UMWELT/8370: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Hochwasseralarm in Süddeutschland

Nach teilweise starken Regenfällen stiegen in mehreren Bundesländern
die Wasserpegel. Besonders betroffen waren Rheinland-Pfalz, das
Saarland und Nordrhein-Westfalen. Wie dpa meldete, mußte mancherorts
der Schiffsverkehr eingeschränkt werden. So durften Schiffe auf dem
Rhein streckenweise nur noch höchstens 20 Kilometer pro Stunde
fahren. Die Experten des Hochwassermeldezentrums Rheinland-Pfalz
warnten, daß man den Schiffsverkehr beim Zusammenfluß von Rhein und
Mosel in Koblenz möglicherweise ganz einstellen muß. Übers Wochenende
soll sich die Lage entspannen, da der Deutsche Wetterdienst (DWD)
ruhiges Wetter eher ohne Regen voraussagt. Das kann sich aber zu
Beginn der kommenden Woche ändern, da dann wieder
"unbeständiges und sehr mildes Wetter mit hohem Sturm- und
Hochwasserpotenzial" in Deutschland erwartet wird.
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WIRTSCHAFT/8381: Märkte und Finanzen - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Kalifornischer Investor steigt bei Deutscher Bank ein

Die Investmentgesellschaft Capital Group Companies aus Los Angeles
hat laut Stimmrechtsmitteilung vom Donnerstag einen Anteil von 3,1
Prozent an der Deutschen Bank erworben. Damit gehört der
kalifornische Investor zu den sechs größten Anteilseignern von
Deutschlands größtem Finanzinstitut. Katarische Scheichs kommen über
zwei Fonds auf zusammen mindestens 6,1 Prozent der Aktienanteile der
Deutschen Bank. Die New Yorker Fondsgesellschaft Blackrock hält 4,5
Prozent an dem Frankfurter Geldhaus. Weitere Großaktionäre sind der
Finanzinvestor Cerberus mit über drei Prozent und der Hedgefonds
Hudson Executive mit 3,14 Prozent der Anteile. Die Deutsche Bank hat
für 2019 einen Verlust 5,7 Milliarden Euro ausgewiesen. Der Bankchef
Sewing will in den Umbau seines Hauses Milliardenbeträge stecken und
weltweit 18.000 Arbeitsplätze abbauen. Die Deutsche Bank zieht sich
zum Teil vom Investmentbanking zurück und fördert das Geschäft mit
Firmen- und Privatkunden.
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WISSENSCHAFT/8393: Aus Forschung und Technik - 07.02.2020 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp bald auch bei Apple mit Dark Mode

Obgleich der US-amerikanische Hightech-Gigant Apple den systemweiten
Dark Mode, der sich auch automatisch in Abhängigkeit des Sonnenauf-
und -untergangs oder anhand eines Zeitplans ein- und ausschalten
läßt, mit iOS 13 im Herbst 2019 eingeführt und bereits Monate vorher
angekündigt hatte, galt das nicht für den auf iPhones installierten
Messenger WhatsApp. Doch endlich kommt Bewegung in die Sache. Wie die
Internetplattform computerbase.de meldete, ist in einer neuen Beta für
iOS auch ein Dark Mode für WhatsApp aufgetaucht. Allerdings ist
offen, wann es der Dark Mode in die öffentliche Version von WhatsApp
schafft. Erfahrungsgemäß wird es bis März dauern, bis die Neuerung in
die finale Version aufgenommen wird.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1163: Forscher widerlegen 50 Jahre alte Lehrmeinung zur Regulation der Zellmembran (idw)

Universität des Saarlandes - 06.02.2020

Forscher widerlegen 50 Jahre alte Lehrmeinung zur Regulation der
Zellmembran



Die Zellmembran ist die Grenze zwischen Leben und Nicht-Leben. Dass sich
die Zellhülle auf Umweltbedingungen wie die Temperatur einstellt, ist
essentiell für alle Lebensformen. Bisherige Lehrmeinung war, dass Zellen
die Flüssigkeit ihrer Membranhülle messen, um sich an die Temperatur
anzupassen. Dieses 50 Jahre alte Dogma ist aber falsch, haben
Forscherinnen und Forscher in einem gemeinsamen Projekt festgestellt. Ihre
Erkenntnisse sind heute im Fachmagazin "Nature Communications"
erschienen.

Die Grenze zwischen Leben und Nicht-Leben ist eine denkbar schmale. Im
biowissenschaftlichen Sinn ist dies die nur wenige Nanometer (Millionstel
Millimeter) dicke Zellmembrane, die aus zwei aufeinanderliegenden
Lipidschichten besteht. Deren Funktionieren ist für das Überleben der
Zelle essentiell. Ist die Hülle funktionsuntüchtig, stirbt die Zelle.

"Diese Grenze ist aber viel mehr als nur ein teilweise durchlässiger
'Maschendrahtzaun'", erläutert Robert Ernst, dessen wissenschaftlicher
Fokus auf der Erforschung dieser winzigen Hülle liegt und die ihn
fasziniert: "Zellmembranen sind erstaunliche Materialien, die unter
bizarren, uns kaum vorstellbaren Bedingungen existieren: Dort herrschen
extreme Drücke von vielen hundert Atmosphären. Gleichzeitig sind sie
extrem dehnbar, robust und selbst-reparierend. Die Zellmembran schützt das
Innere der Zelle gegen physikalischen und chemischen Stress, dient zum
Signalaustausch und als Nährstoffkanal und hält Krankheitserreger ab",
erläutert der Professor für Molekularbiologie.

Bei all diesen Aufgaben muss sie natürlich im Blick haben, dass sie
funktionstüchtig bleibt. "Die Zellmembran reguliert sich selbst, je
nachdem, in welcher Umgebung sie sich befindet." Als Vergleich wählt
Robert Ernst das Bild eines Rentiers, dessen Hufe im arktischen
Permafrostboden stehen, während der Kopf 37 Grad Körpertemperatur
aufweist. "Und in allen Bereichen des Rentiers funktionieren die Zellen
gleich gut", sagt er.

Seit rund 50 Jahren meinte man zu verstehen, woher eine Zellmembran
"weiß", welche Bedingungen gerade herrschen und was sie dementsprechend
tun muss, um zu überleben: Sie misst die Flüssigkeit der Plasmamembran,
die bei tiefen Temperaturen zähflüssiger wird und sogar gefrieren kann, so
die einhellige Meinung. Nur eine flüssige Membran erlaubt nämlich einen
effektiven Austausch von Signalen, eine Aufnahme von Nährstoffen in die
Zelle und einen Abtransport von Zellgiften.

Je nach Flüssigkeit der Membran stellt sich die Zelle auf ihre
Umgebungsbedingungen ein. Ist es, um im Bild des Rentiers zu bleiben, zu
kalt an den Füßen, droht die Flüssigkeit "einzufrieren" und die einzelnen
Bestandteile der Zellmembran, die Lipide, rücken dichter zusammen. Im
extremen Fall würden die lebenswichtigen Prozesse der Zellmembran
erstarren. Das andere Extrem ist auch nicht gut. Denn sind die Lipide zu
weit auseinander, verliert die Membran ihre schützende Funktion, wird zu
flüssig und die Zelle stirbt ab. Die Zellmembran muss also das richtige
Maß für die die Flüssigkeit der Membran finden. Und das tut sie, indem sie
die Flüssigkeit im Auge behält. Das ist logisch und nachvollziehbar.

"Aber das ist leider falsch", sagt Robert Ernst.

Gemeinsam mit der Erstautorin Stephanie Ballweg, seinem Team an der
Universität des Saarlandes und weiteren Kolleginnen und Kollegen aus
Großbritannien, Deutschland und den USA haben sie diese 50 Jahre alte
Lehrmeinung dieser sogenannten "homöoviskosen Adaption", die zum Kanon der
Biowissenschaften gehört, widerlegt. "Wir haben den Sensor isoliert und
seine Reaktion auf die Flüssigkeit der Membran untersucht", erläutert der
Biologe. "Nach der bisherigen Lehrmeinung müsste der Sensor angeschaltet
werden, wann immer die Membran zähflüssiger wird und die Lipide sich
langsamer bewegen", erläutert er das Vorgehen. "Das allerdings ist nicht
der Fall." Tatsächlich ist es die Packungsdichte von Lipidatomen in einem
speziellen Bereich der Membran, der entscheidet, ob der Sensor reagiert.
"Das erlaubt es dem Sensor sogar, zwischen gesättigten und ungesättigten
Fettsäuren in den Membranlipiden zu unterschieden", erklärt er die
Ergebnisse, die den Lehrsatz, der ein halbes Jahrhundert lang gültig war,
hinwegfegt.

Und warum ist bisher noch niemand auf diese Idee gekommen? "Bisher sind
interdisziplinäre Forschungsprojekte auf diesem Gebiet noch eher selten",
führt Robert Ernst aus. "Wir haben für dieses Projekt Expertinnen und
Experten aus theoretischer Physik, Materialwissenschaft und Biochemie
zusammengebracht, um dieser Frage nachzugehen." Nur durch die Synergie
zwischen diesen Disziplinen war es möglich, den bisher angenommenen
Mechanismus tatsächlich zu prüfen.

Mit der neuen, fundamentalen Erkenntnis können Biowissenschaftler und
Biowissenschaftlerinnen in aller Welt nun weitere Forschungsfragen
entwickeln und auf neuartige Weise untersuchen, wie biologische Membranen
die Funktion von Membranproteinen und Signalprozesse zwischen einzelnen
Zellen steuern.


Originalpublikation:

Stephanie Ballweg, Erdinc Sezgin, Milka Doktorova, Roberto Covino, John
Reinhard, Dorith Wunnicke, Inga Hänelt, Ilya Levental, Gerhard Hummer &
Robert Ernst:

Regulation of lipid saturation without sensing membrane fluidity.

Nature Communications 11, 756 (2020),

https://www.nature.com/articles/s41467-020-14528-1,

DOI 10.1038/s41467-020-14528-1.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8
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MELDUNG/388: Fossilfund - Millionen Jahre alter Schnappschuss eines missglückten Fressversuchs (idw)

Ruhr-Universität Bochum - 06.02.2020

Fossilfund: Millionen Jahre alter Schnappschuss eines missglückten
Fressversuchs



Anhand eines 152 Millionen Jahre alten Fossils aus Süddeutschland konnten
Forscher neue Erkenntnisse über die Speisekarte von Flugsauriern gewinnen.
In einer Versteinerung aus dem Solnhofener Plattenkalk fanden sie einen
Flugsaurierzahn, der im Weichgewebe eines Kopffüßers (umgangssprachlich:
Tintenfisch) steckt,- der erste Beleg, dass Flugsaurier neben Fischen auch
diese Meerestiere gejagt haben. Ein Team um Dr. René Hoffmann vom Institut
für Geologie, Mineralogie und Geophysik der Ruhr-Universität Bochum
berichtet über den Fund in der Zeitschrift Scientific Reports vom 27.
Januar 2020.




[image: Bild: © Michael Schwettmann]

Etwa 30 Zentimeter lang ist der versteinerte Kopffüßer. Von dieser
Art waren nur drei erhaltene Exemplare bekannt - jetzt sind es vier.

Bild: © Michael Schwettmann



Die Bedingungen, unter denen die Fossilien im Solnhofener Steinbruch
entstanden, sind selten. Sauerstoffarmut am Meeresboden, erhöhter
Salzgehalt und ruhige Wasserbedingungen führten dazu, dass Weichteile
phosphatisiert wurden und somit erhalten blieben. Unter UV-Licht leuchten
die erhaltenen Weichteile weiß. So konnte René Hoffmann zeigen, dass der
abgebrochene Zahn des Flugsauriers nicht zufällig mit dem Kopffüßer
zusammen versteinert worden war, sondern in dessen Weichgewebe steckt.

Artenbestimmung

Flugsaurierexperte Dr. Jordan Bestwick von der University of Leicester
rekonstruierte, dass der Zahn einem nahezu ausgewachsenen Flugsaurier der
Art Rhamphorhynchus muensteri gehört haben muss. Die Forscher vermuten,
dass das Tier über der Wasseroberfläche jagte, den Kopffüßer schnappte,
der sich daraufhin zur Wehr setzte und befreien konnte - dabei brach dem
Flugsaurier ein Zahn ab.

Der achtarmige Kopffüßer gehört zur Art Plesioteuthis subovata, wie Dr.
Dirk Fuchs von der Bayerischen Staatssammlung für Paläontologie und
Geologie bestimmte. Aufgrund der Anzahl an Armen ist Plesioteuthis
innerhalb der Kopffüßer am nächsten mit dem heute noch lebenden Octopus
verwandt. Von dieser Art sind bislang nur drei Fossilfunde bekannt. Ob der
in der Versteinerung erhaltene Kopffüßer unmittelbar nach der Attacke
durch den Flugsaurier starb oder noch weiterlebte, können die Forscher
nicht sagen. "Der Zahn steckt an einer Stelle, an der keine
lebensnotwendigen Organe sitzen", erklärt René Hoffmann. "Es kann also
sein, dass er durchaus eine Weile so weitergelebt hat."

Fossilfund eines Hobbysammlers

Auf das Fossil aufmerksam geworden war René Hoffman in der Zeitschrift
"Der Steinkern". Dort war ein kleines Bild des Fundes abgedruckt, das der
Hobbysammler und Fossilpräparator Udo Resch entdeckt hatte. Gemeinsam mit
Guido und Roman Berndt hatte er es sorgfältig präpariert. Nach der
Kontaktaufnahme durch René Hoffmann stellte Guido Berndt das Fundstück für
wissenschaftliche Analysen zur Verfügung. Es wird künftig im
Paläontologischen Institut und Museum der Universität Zürich ausgestellt.


Originalpublikation:

René Hoffmann, Jordan Bestwick, Guido Berndt, Roman Berndt, Dirk Fuchs,
Christian Klug:

Pterosaurs ate soft-bodied cephalopods (Coleoidea),

in: Scientific Reports, 2020, DOI: 10.1038/s41598-020-57731-2


Weitere Informationen unter:

https://news.rub.de/wissenschaft/2020-02-06-fossilfund-millionen-jahre-alter-
schnappschuss-eines-missglueckten-fressversuchs

- Die ganze Geschichte zum Fossilfund

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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ASTRO/424: Der Sonne entgegen (idw)

Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 06.02.2020

Der Sonne entgegen



In den frühen Morgenstunden des 10. Februar ist es soweit: Die Raumsonde
Solar Orbiter startet ihre Reise ins All. Die Mission der Europäischen
Weltraumorganisation (ESA) wird die Sonne aus nächster Nähe erforschen.
Mit an Bord ist das Röntgenteleskop STIX, an dessen Entwicklung und Bau
das Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam (AIP) beteiligt war.




[image: Bild: © ESA/ATG Medialab]

Das Röntgenteleskop STIX.

Bild: © ESA/ATG Medialab



Solar Orbiter wird sich nach ihrem Start der Sonne auf bis zu 0,28
Astronomische Einheiten (1 AE = die Entfernung zwischen Erde und Sonne)
nähern und unter anderem erstmalig Bilder von den Polregionen der Sonne
liefern, die von der Erde aus nur sehr schwer zu beobachten sind. Außerdem
erhoffen sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Sonnenstürme über
einen längeren Zeitraum beobachten zu können.

Zur Erfassung der wissenschaftlichen Daten ist Solar Orbiter mit zehn
Instrumenten ausgestattet. Vier davon messen die direkte Umgebung der
Raumsonde, die anderen sechs beobachten die Oberfläche und Atmosphäre der
Sonne. Eines davon ist das Röntgenteleskop STIX (kurz für:
Spectrometer/Telescope for Imaging X-rays), das ein internationales Team
unter der Leitung der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) entwickelte
und baute. Während eines achtjährigen Entwicklungsprozesses gestalteten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des AIP unter anderem das Design
des Imagers von STIX, fertigten dazu mechanische Teile, beteiligten sich
am Zusammenbau und testeten das Instrument. Letztere sind von immenser
Bedeutung, denn die Sonde und die auf ihr befindlichen Module müssen
starke Vibrationen und große Temperaturschwankungen aushalten - im Inneren
der Sonde werden wegen des veränderlichen Abstands zur Sonne zwischen plus
60 und minus 30 Grad Celsius herrschen.

Röntgenstrahlung entsteht in der äußeren Atmosphäre, der Korona, und gibt
Hinweise auf die Aktivität der Sonne. Mit STIX wollen Astronominnen und
Astronomen untersuchen, wie Sonneneruptionen entstehen und wie sich diese
auf die Sonne, den Raum zwischen den Planeten und sogar auf die Erde sowie
unsere zunehmend technisierte Zivilisation auswirken können.

"Ich freue mich besonders auf diesen Start und hoffe, dass er gut gelingt,
denn seit 1994 arbeite ich am Konzept von Solar Orbiter mit", betont
Gottfried Mann, Leiter des STIX-Teams am AIP. "Durch unsere aktive
Beteiligung am Röntgenteleskop auf der NASA Raumsonde RHESSI bekamen wir
die Möglichkeit, unsere Kompetenzen für den Bau von STIX einzusetzen. Ab
2022 wird das Instrument Röntgenbilder von der Sonne aufnehmen. Wir
erhoffen uns davon ein besseres Verständnis der Mechanismen von Eruptionen
auf unserem Heimatstern", erklärt Mann.

Solar Orbiter wird am 10. Februar um 5:03 Uhr deutscher Zeit mit einer
Atlas-V Trägerrakete der NASA von Cape Canaveral in Florida, USA, starten
und sich der Sonne schrittweise über komplexe Manöver nähern. Die Sonde
wird einen sogenannten Swing-by an der Erde und insgesamt acht an der
Venus durchführen. Dabei nutzt sie die Gravitation der Planeten, um ihre
Geschwindigkeit zu verringern oder beschleunigen. So wird die Umlaufbahn
um die Sonne angepasst, wobei sich Solar Orbiter auch aus der Erdbahnebene
herausbewegt. Insgesamt ist die Mission auf einen Zeitraum von zehn Jahren
ausgelegt, innerhalb derer Solar Orbiter aus nächster Nähe und aus einer
einzigartigen Perspektive heraus Antworten auf viele noch offene Fragen
der Sonnenphysik liefern wird.


Weitere Informationen unter:

ESA-Website zu Solar Orbiter:

http://bit.ly/Solar_Orbiter_ESA

Mehr Informationen zu STIX:

http://bit.ly/Solar_Orbiter_AIP_de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution164
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1364: Wettervorhersage am PC - Neuer Algorithmus stellt Leistung von Großrechenanlagen in den Schatten (idw)

Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 06.02.2020

Wettervorhersage am PC: Neuer Algorithmus stellt Leistung von
Großrechenanlagen in den Schatten

Algorithmus löst komplexe Fragestellungen auf einem PC einfacher, mit
größerer Genauigkeit und weniger Rechnerleistung als Superrechner



Das enorme Wachstum der Rechnerleistungen, das in den vergangenen 60
Jahren zu beobachten war, wird voraussichtlich schon bald zum Stillstand
kommen. Allerdings erfordern komplexe Systeme wie zum Beispiel
Wettervorhersagen hohe Rechnerkapazitäten und die damit verbundenen Kosten
werden zu einem begrenzenden Faktor, wenn große Datenmengen zu verarbeiten
sind. Wissenschaftler der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und
der Università della Svizzera italiana (USI) in Lugano haben nun einen
Algorithmus vorgestellt, der vielschichtige Probleme erstaunlich einfach
lösen kann - sogar auf einem PC.

Exponentielles Wachstum in der IT wird an Grenzen stoßen

Nach dem Mooreschen Gesetz konnte in der Vergangenheit eine konstante
Beschleunigung in der Informationsverarbeitung erwartet werden, doch
dieses exponentielle Wachstum scheint an Grenzen zu gelangen. Neue
Entwicklungen setzen auf künstliche Intelligenz und maschinelles Lernen,
aber hier sind die Abläufe vielfach noch unbekannt. "Viele maschinelle
Lernverfahren, wie zum Beispiel das sehr populäre Deep Learning sind zwar
sehr erfolgreich, funktionieren aber wie eine Blackbox, bei der man
eigentlich nicht genau weiß, was vor sich geht. Wir wollten begreifen, wie
künstliche Intelligenz funktioniert und ein besseres Verständnis für die
Zusammenhänge bekommen", erklärt Prof. Dr. Susanne Gerber,
Bioinformatikerin an der JGU. Zusammen mit Prof. Dr. Illia Horenko,
Computerexperte an der Università della Svizzera italiana und Mercator
Fellow an der FU Berlin, hat sie daher an einer Methode gearbeitet, die
mit geringen Kosten und hoher Zuverlässigkeit erstaunlich komplexe
Berechnungen vornehmen kann. Das Ergebnis haben Gerber und Horenko mit
ihren Co-Autoren in dem Artikel "Low-cost scalable discretization,
prediction, and feature selection for complex systems" zusammengefasst,
der nun in Science Advances publiziert wurde. "Aufgaben, die bisher einen
Superrechner erforderten, können wir mit dieser Methode in Zukunft auf
einem normalen PC lösen", teilt Illia Horenko dazu mit. Zu den zahlreichen
Anwendungsmöglichkeiten gehören außer Wetterprognosen etwa auch
Klassifizierungsprobleme in der Bioinformatik, der Bildanalyse und der
medizinischen Diagnostik.

Komplexe Systeme werden in einzelne Bausteine zerlegt

Der Veröffentlichung gingen langjährige Arbeiten zur Entwicklung des neuen
Konzepts voraus. Das Verfahren orientiert sich nach Darstellung von Gerber
und Horenko am Lego-Prinzip: Komplexe Systeme werden in einzelne Zustände
oder Muster zerlegt. Mit nur wenigen Mustern oder Bausteinen - es genügen
drei oder vier Dutzend - können umfangreiche Datenmengen analysiert und
Entwicklungen vorhergesagt werden. "Zum Beispiel können wir mit dem 
SPA-Algorithmus eine datengestützte Vorhersage für den kommenden Tag über 
die Oberflächentemperaturen in Europa machen und zwar mit einem
Vorhersagefehler von nur 0,75 Grad Celsius", so Susanne Gerber. Das Ganze
funktioniert auf einem gewöhnlichen PC, ist hinsichtlich der Fehlerquote
um 40 Prozent besser und wesentlich billiger als mit den üblichen
Computeranlagen, die die Wetterdienste verwenden.

"SPA" steht für "Scalable Probabilistic Approximation", das bedeutet
"Skalierbare Wahrscheinlichkeits-Approximation" und ist mathematisch
begründet. Die Methode kommt für verschiedene Fragestellungen in Betracht,
wenn große Datenmengen automatisiert verarbeitet werden müssen, zum
Beispiel in der Biologie, um eine größere Anzahl von Zellen zu
klassifizieren und zu gruppieren. "Besonders schön an dem Ergebnis ist,
dass wir anschließend ein Verständnis bekommen, nach welchen Merkmalen die
Zellen sortiert wurden", bemerkt Gerber. Weitere mögliche
Anwendungsbereiche sind die Neurowissenschaften: Anhand von
automatisierten EEG-Signalmessungen können Aussagen über den Zustand des
Gehirns gemacht werden. Aber auch Mammografie-Aufnahmen in der
Brustkrebsdiagnostik können analysiert werden, um die Ergebnisse einer
etwaigen Biopsie vorherzusagen.

"Es gibt viele Bereiche für die Anwendung des SPA-Algorithmus, von dem
Lorenz-Turbulenzmodell bis zur Moleküldynamik von Aminosäuren in Wasser,",
fasst Horenko zusammen. "Das Verfahren ist einfacher und günstiger und die
Ergebnisse sind zudem besser im Vergleich zum aktuellen Stand der
Technik."

Die Kooperation der Arbeitsgruppen Mainz und Lugano erfolgte im Rahmen des
neu geschaffenen "Research Center Emergent Algorithmic Intelligence", das
im April 2019 an der JGU gegründet wurde und durch die Carl-Zeiss-Stiftung
gefördert wird.


Weiterführende Links:

https://bioinformatics.uni-mainz.de/research/gerber/

- Computational Systems Genetics Group an der JGU

https://www.blogs.uni-mainz.de/fb10-compscien/

- Schwerpunkt Computational Sciences / Rechnergestützte
Forschungsmethoden in den Naturwissenschaften

https://www.ics.usi.ch/index.php/people-detail-page/20-illia-horenko

- Illia Horenko, Institute of Computational Science der USI

Lesen Sie mehr:

https://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/8760_DEU_HTML.php

- Carl-Zeiss-Stiftung fördert Aufbau eines neuen Forschungszentrums
zur künstlichen Intelligenz an der JGU (05.06.2019)

Originalpublikation:

Susanne Gerber et al.

Low-cost scalable discretization, prediction, and feature selection for
complex systems

Science Advances, 29. Januar 2020

DOI: 10.1126/sciadv.aaw0961

https://advances.sciencemag.org/content/6/5/eaaw0961/tab-pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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INNEN/3191: Katrin Göring-Eckardt zur Entwicklung der politischen Lage in Thüringen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2020

Katrin Göring-Eckardt zur Entwicklung der politischen Lage in Thüringen



Zu der Entwicklung der politischen Lage in Thüringen erklärt Katrin
Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Die Demokratie in unserem Land ist erschüttert, seit sich in
Thüringen Herr Kemmerich von der FDP mit den Stimmen eines Faschisten
und dessen AfD zum Ministerpräsidenten hat wählen lassen. Das war ein
Bruch mit der politischen Kultur. Jetzt ist es an den Demokratinnen
und Demokraten, dafür zu sorgen, da wieder herauszukommen. Die CDU in
Thüringen muss sich entscheiden, auf welcher Seite sie steht.

Wir brauchen klare und stabile Verhältnisse in Thüringen. Darauf kommt
es jetzt an. Herr Kemmerich muss tatsächlich zurücktreten und das
nicht nur ankündigen. Ich sehe dann zwei Optionen, wie es weitergeht:
Entweder gibt es innerhalb der Union genügend Abgeordnete, die eine
Rot-Rot-Grüne Regierung offen, verlässlich und dauerhaft unterstützen,
oder Neuwahlen sind die Konsequenz.

Ich sehe die Union in Thüringen gespalten. Das, was Mike Mohring
derzeit macht, ist politisch verantwortungslos. Und auch die
Bundes-CDU hat eine Mitverantwortung für die strategischen Fehler in
Thüringen. Ich bin froh, dass sich die Parteispitzen der Union und die
Bundeskanzlerin klar und eindeutig positioniert haben. Die FDP hat an
ihrer Spitze diese Klarheit gestern missen lassen. Ich kann nur
hoffen, dass Christian Lindner jetzt tatsächlich für eine glasklare
Abgrenzung nach rechts sorgt und diese nicht nur ankündigt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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KULTUR/646: Bundeskultureinrichtungen ermöglichen kulturelle Teilhabe für alle

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Januar 2020

Bundeskultureinrichtungen ermöglichen kulturelle Teilhabe für
alle

Die Fülle an kulturellen Bildungsangeboten dient dem Einzelnen und
der Gesellschaft



Kulturstaatsministerin Prof. Monika Grütters hat eine Serie von 16
Kleinen Anfragen der FDP-Fraktion zur kulturellen Bildung in
Bundeskultureinrichtungen beantwortet. Dazu erklärt die kultur- und
medienpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Motschmann:

"Die Bundeskultureinrichtungen machen 'Kultur für alle' möglich. Mit
einem Füllhorn an kulturellen Bildungsangeboten schaffen sie Zugänge
zu Kultur für jeden und jede, in Stadt und Land, unabhängig von
Einkommen und Herkunft. Das zeigen die Antworten der
Kulturstaatsministerin auf eine Serie von Kleinen Anfragen der
FDP-Fraktion eindrucksvoll.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion stellt fest: Kulturelle Bildung ist
schon lange nicht mehr nur Gegenstand von Sonntagsreden; sie ist
gelebte Praxis der Kultureinrichtungen im Alltag. Die Landschaft der
Vermittlung von Kunst und Kultur hat sich in den letzten zwei
Jahrzehnten sehr erfreulich entwickelt. Wenn der Satz 'Kultur ist nur
etwas für die Eliten' je gestimmt haben sollte, dann haben ihn die
Kultureinrichtungen und Akteure mittlerweile jedenfalls gründlich
widerlegt. Kulturelle Bildung ermöglicht gesellschaftliche Teilhabe
und dient damit auch dem Zusammenhalt und der Weltoffenheit in
unserer Demokratie.

Kultur und Bildung sind zuerst Sache der Länder und Kommunen. Aber
der Bund leistet ebenfalls einen prominenten Beitrag.
Kultureinrichtungen werden aus dem Bundeshaushalt nur dann gefördert,
wenn sie aktive Bildungs- und Vermittlungsarbeit leisten. Hinzu
kommen gut ausgestattete Programme wie 'Kultur macht stark' des
Bundesbildungsministeriums und der Haushaltstitel Kulturelle
Vermittlung bei der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und
Medien. Damit erreicht die Bundesregierung das Ziel des
Koalitionsvertrags, Kultur und kulturelle Bildung für alle zugänglich
zu machen.

Bei der Vermittlung hilft der Einsatz von Digitaltechnik. Audioguides
mit Erklärungen für Kinder z. B. wirken in Ausstellungen Wunder und
machen das Publikum von morgen zum Publikum von heute. Vor allem aber
wird Kultur von Menschen vermittelt. Die CDU/CSU-Fraktion setzt sich
dafür ein, darauf zu achten, dass pädagogische Mitarbeiter in
Kultureinrichtungen auch angemessen bezahlt werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SICHERHEIT/2047: Bundesregierung muss Macrons Atomwaffenpläne ablehnen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Februar 2020

Bundesregierung muss Macrons Atomwaffenpläne ablehnen



"Macrons Pläne, Europa mit unter den Schirm der französischen
Atomwaffen zu nehmen, sind eine Gefahr. Die Bundesregierung muss die
friedensgefährdenden Pläne des französischen Präsidenten
zurückweisen", erklärt Sevim Dagdelen, Mitglied im Auswärtigen
Ausschuss und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Neue Konzeptionen für den Einsatz von Massenvernichtungswaffen in
Europa vorzuschlagen, ist mehr als abenteuerlich. Statt neuer
Atomschirme oder einer neuen nuklearen Teilhabe brauchen wir endlich
atomare Abrüstung in Europa. Die Bundesregierung muss die USA zum
Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland drängen und aus der nuklearen
Teilhabe innerhalb der NATO aussteigen. Die Bundesregierung muss
klarstellen, dass sie weiter am Atomwaffensperrvertrag festhält und
zudem den Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnen.
Massenvernichtungswaffen bringen keinen Frieden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/9464: Heute im Bundestag Nr. 155 - 07.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 155

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Februar 2020, Redaktionsschluss: 10.44 Uhr

1. Endvergütungsreform des Weltpostvereins

2. Einflussnahme auf Preisstatistik-Gesetz

3. Sicherheit in Zügen und an Bahnhöfen

4. Archivierung digitaler Kommunikation



1. Endvergütungsreform des Weltpostvereins

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Der im September 2019 geschlossene Kompromiss über
die Endvergütungsregeln des Weltpostvereins (UPU) wird von der
Bundesregierung positiv bewertet. In einer Antwort (19/16789) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16093) schreibt sie, dass die
Ergebnisse des UPU-Sonderkongresses tragfähig seien, da der drohende
Ausstieg der USA abgewendet werden konnte, aber auch keine
exorbitanten Preissprünge zu erwarten seien. Hintergrund war ein
Streit über die Zuordnung Chinas als niedriger entwickeltes Land und
damit einhergehende günstigere Versandbedingungen. Die Bundesregierung
begrüße zudem die ab 2021 mögliche freie Preisgestaltung für die
Zustellung eingehender Auslandspost, da dadurch die tatsächlichen
Zustellkosten im Zielland stärker berücksichtigt werden. Auswirkungen
der Reform auf die Deutsche Post, die Endverbraucher und die deutschen
Versandhändler lassen sich derzeit noch nicht absehen, es sei aber mit
steigenden Portogebühren zu rechnen

 * 

2. Einflussnahme auf Preisstatistik-Gesetz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Auf Stellungnahmen und Gespräche rund um den
Gesetzentwurf zur Änderung der Preisstatistik geht die Bundesregierung
in der Antwort (19/16815) auf eine Kleine Anfrage (19/16367) der
Fraktion Die Linke ein. Sie verweist dazu auf Internetseiten, auf
denen diesbezüglich Dokumente veröffentlicht worden sind.

 * 

3. Sicherheit in Zügen und an Bahnhöfen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit der Sicherheit in Zügen und an Bahnhöfen
beschäftigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16870).
Darin erkundigt sie sich danach, wie die Bundesregierung die
Entwicklung der Sicherheitslage an Bahnhöfen und in Zügen in
Deutschland bewertet. Auch will sie unter anderem wissen, welche
Maßnahmen die Bundesregierung derzeit plant, "um die Sicherheit weiter
zu erhöhen".

 * 

4. Archivierung digitaler Kommunikation

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Archivierung digitaler Kommunikation von
Bundesministern ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/16873). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, welche
Regelungen die Registraturrichtlinien der Bundesministerien für den
Umgang mit digitalen Daten treffen, die in Ministerbüros anfallen.
Auch wollen sie wissen, welche Vorschriften es sonst für die
Archivierung von digitalen Daten aus Ministerbüros gibt. Ferner fragen
sie unter anderem, wie die Bundesregierung gegenwärtig mit in
Ministerbüros anfallenden digitalen Daten umgeht.

 * 
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BUNDESTAG/9463: Heute im Bundestag Nr. 154 - 07.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 154

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 7. Februar 2020, Redaktionsschluss: 09.32 Uhr

1. Keine Erkenntnisse zum Greenwashing

2. Weniger Steuerzahler in der Landwirtschaft

3. Saldo des Kontrollkontos gelöscht

4. Aufträge an externe Dritte

5. 20 Fälle verspätet weitergeleitet

6. Drogenschmuggel nimmt drastisch zu



1. Keine Erkenntnisse zum Greenwashing

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Mangels einer klaren Nachhaltigkeitsdefinition und
ohne entsprechende Nachweispflichten liegen der Bundesregierung keine
Erkenntnisse zum sogenannten Greenwashing vor. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16590) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/16265) mit. Verwiesen wird auf eine Einschätzung
der EU-Kommission, die das Risiko von Greenwashing als relevant
eingeschätzt habe. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage hatte die
FDP-Fraktion erläutert, unter Greenwashing werde das Ausweisen von
Finanzprodukten als nachhaltig verstanden, obwohl diese weiterhin
klima- oder umweltschädliche Elemente enthalten beziehungsweise
finanzieren würden.

 * 

2. Weniger Steuerzahler in der Landwirtschaft

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Zahl der Steuerpflichtigen mit überwiegenden
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft ist seit 2010 zurückgegangen.
Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16580) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15988) mitteilt, sank diese Zahl von
141.324 im Jahr 2010 auf 128.724 im Jahr 2015. Der Zahl der
Steuerpflichtigen mit ausschließlichen Einkünften aus Land- und
Forstwirtschaft ging in diesem Zeitraum von 33.894 auf 27.479 zurück.

 * 

3. Saldo des Kontrollkontos gelöscht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Löschung des über die Haushaltsjahre 2011 bis
2015 kumulierten Saldos des Kontrollkontos der Schuldenbremse ist
gemäß Paragraph 9 Absatz 3 des Artikel-115-Gesetzes erfolgt. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16466) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/15922) mit.

 * 

4. Aufträge an externe Dritte

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort (19/16472)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15641) eine
Übersicht der Aufträge der Bundesregierung an externe Dritte in der
19. Wahlperiode veröffentlicht. Die Angaben zu den Auftragssummen
sowie zu Einzelunternehmen wurden als "VS-Vertraulich" eingestuft.

 * 

5. 20 Fälle verspätet weitergeleitet

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Seit dem 26. Juni 2017 hat die Zentralstelle für
Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU) 20 sogenannte Fristfälle erst
dann an die zuständigen Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet,
nachdem die gesetzlich vorgegebene Drei-Tage-Frist nach Eingang
abgelaufen war. In der Antwort der Bundesregierung (19/16595) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15650) heißt es weiter, vom 20.
Juni 2017 bis zum 30. November 2019 seien bei der FIU insgesamt
217.940 Meldungen eingegangen und bearbeitet worden.

 * 

6. Drogenschmuggel nimmt drastisch zu

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Menge der vom Zoll sichergestellten Drogen, die
illegal nach Deutschland gebracht werden sollten, ist in den
vergangenen Jahren zum Teil drastisch gestiegen. So wurden 2017 62
Kilogramm Heroin vom Zoll sichergestellt. 2019 waren es bereits 918
Kilogramm, geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/16452) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/15939) hervor. An Ecstasy
wurden 2017 398.580.000 Stück sichergestellt. 2019 waren es bereits
über 1,3 Millionen Stück.

Dagegen war der Schmuggel mit Zigaretten rückläufig. Stellte der Zoll
2017 noch 77,1 Millionen Zigaretten sicher, so sank deren Zahl 2019
auf 58 Millionen Stück.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1992: Kanzlerin Merkel und der südafrikanische Präsident Ramaphosa, 06.02.2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Pretoria - Donnerstag, 6. Februar
2020

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Präsidenten der
Republik Südafrika, Cyril Ramaphosa

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



P Ramaphosa: Es ist schön, so viele von Ihnen hier zu sehen, Kanzlerin
Merkel, Botschafter, Minister, oberste Regierungsbeamte und natürlich auch
Sie alle, die Vertreter der Medien, die hier sind. Es war mir eine große
Freude, Kanzlerin Merkel zusammen mit ihrer Delegation hier zu empfangen
und Gespräche durchzuführen, die sehr fruchtbar waren. Dieser Besuch wurde
lange geplant, und wir freuen uns sehr darüber, dass wir letztendlich die
Ehre haben, dass Kanzlerin Merkel nach Südafrika gekommen ist. Ich hatte
ihr versprochen, dass wir ihr das allerbeste Wetter bieten werden, und
dieses Versprechen habe ich gehalten. Sie hat wirklich wunderbares Wetter
hier.

Deutschland ist einer der wichtigsten strategischen Partner Südafrikas. Die
Kanzlerin und ihre Delegation hier zu empfangen ist uns wirklich eine große
Ehre. Deutschland ist Südafrikas zweitgrößter Handelspartner, ein
Hauptinvestor in unserer Wirtschaft, bietet einen bedeutenden
Tourismusmarkt für uns als Südafrikaner und ist auch ein ganz besonders
geschätzter Entwicklungspartner.

Unsere beiden Länder sind nicht ständige Mitglieder im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen. Wir hatten heute die Gelegenheit, über verschiedene
Punkte zu sprechen, die auf der Tagesordnung des Sicherheitsrates stehen.
Wir haben auch andere globale Probleme besprochen.

Wir haben auch einige bilaterale Angelegenheiten zwischen unseren beiden
Ländern angesprochen. Besonders wichtig war die Unterzeichnung der
gemeinsamen Initiative über die Förderung der Berufsausbildung. Ich habe es
zur Priorität der Regierung gemacht, den hohen Stand der
Jugendarbeitslosigkeit anzugehen. Wir haben mit den Präsidialmaßnahmen
begonnen, die Herausforderung der Jugendbeschäftigungsprobleme anzugehen.
Dazu gehören fünf vorrangige Maßnahmen, die in den nächsten fünf Jahren die
Jugendarbeitslosigkeit reduzieren werden. Ein wichtiger Teil dieser
Maßnahmen besteht darin, dass jungen Menschen die Kompetenzen vermittelt
werden, die die Unternehmen in unserem Land brauchen, dass also das
Kompetenzentwicklungssystem an den Bedarf der Wirtschaft angeglichen wird.
Wir wollen sicherstellen, dass junge Menschen den Übergang von der
Ausbildung in den Beruf sehr viel schneller schaffen.

Ein Teil unserer Gespräche mit der Kanzlerin heute hat sich darauf
konzentriert, wie wir zusammenarbeiten können, um fachliche und berufliche
Ausbildung in Südafrika weiter zu stärken. Wir wissen, dass Deutschland
eines der bewundernswertesten und erfolgreichsten Ausbildungssysteme der
Welt hat, und wir freuen uns darauf, Möglichkeiten zu finden, wie wir
gegenseitig aus unseren Erfahrungen lernen und ein erstklassiges
Kompetenzentwicklungssystem für junge Menschen in unserem Land schaffen
können. Wir haben sehr viel Zeit damit verbracht, darüber zu reden. Es gibt
viele Dinge, die wir von Ihnen lernen können und bei denen Sie uns helfen
können.

Unsere Beziehung hat einen starken wirtschaftlichen Schwerpunkt. Der
bilaterale Handel zwischen unseren beiden Ländern wächst. Unsere
Handelsbilanz wird ausgeglichener. Wir profitieren von der Anwesenheit von
ungefähr 600 deutschen Unternehmen in Südafrika. Wir haben zugestimmt, dass
es notwendig ist, dass deutsche Unternehmen ihre Präsenz in Südafrika
verstärken und dass sie ihre Tätigkeit hier ausweiten, und dass wir
zusammenarbeiten sollten, um noch mehr Investitionen in Südafrika zu
erreichen.

Kanzlerin Merkel wird von einigen sehr hochrangigen Geschäftsleuten
begleitet. Wir werden die Gelegenheit haben, sie heute Nachmittag während
des Wirtschaftsforums mit einzubinden. Ich denke, dass diese Gespräche
konkrete Vorschläge liefern werden, was die verschiedenen Möglichkeiten
angeht, wie Handels- und Investitionsflüsse zwischen unseren beiden Ländern
verstärkt werden können.

Wir beide freuen uns auch auf das zehnte Treffen der Binationalen
Kommission. Das wird wieder einmal in Pretoria stattfinden, und zwar im
März unter der Leitung unser beider Außenminister. Die Binationale
Kommission wird technische Punkte ansprechen, die die Beziehungen zwischen
Deutschland und Südafrika betreffen, und sicherstellen, dass wir unsere
Beziehungen auf eine positive und sehr viel organisiertere Weise
fortsetzen.

Dieser Besuch findet in einer Zeit statt, in der wir gemeinsame
Anstrengungen für Wirtschaftswachstum und zur Schaffung von Arbeitsplätzen
unternehmen. Ausländische Direktinvestitionen von deutschen Unternehmen
werden einen wichtigen Beitrag dafür leisten, dass wir in den nächsten
Jahren Investitionen in Höhe von 1,3 Billionen Rand sichern werden.

Während meines Besuchs in Berlin im Jahre 2018 habe ich die Hoffnung
geäußert, dass das Engagement, das deutsche Unternehmen während der ersten
südafrikanischen Investitionskonferenz eingegangen sind, erhöht wird, wenn
darauffolgende Konferenzen stattfinden. Ich freue mich, sagen zu können,
dass deutsche Investoren uns nicht enttäuscht haben. Sie haben ihre Präsenz
in unserer Wirtschaft ausgeweitet, und sie vertiefen ihren Anteil an der
Schaffung von Arbeitsplätzen.

Deutschland ist unser langjähriger Partner in der Entwicklung. Darum haben
wir auch über die Möglichkeit gesprochen, die Zusammenarbeit, was einige
soziale Probleme betrifft, zu vertiefen, zum Beispiel bei Bildung,
Gesundheit und Klimawandel. Letzten Endes gibt es starke Bindungen zwischen
unseren beiden Ländern, die aus den starken Beziehungen zwischen unseren
beiden Völkern und auch aus dem geteilten Engagement, eine faire,
erfolgreiche und friedliche Zukunft für alle zu schaffen, erwachsen.

Dies war ein sehr erfolgreiches und sehr begrüßtes Treffen und ein sehr
guter Besuch für unser Land. Wir sind sehr erfreut darüber, dass die
dauerhaften Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern stärker denn je
sind. Wir werden unsere Beziehungen in der Zukunft weiter stärken.

Vielen Dank.

BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich hatte dem Präsidenten schon
gesagt, dass ich aus innenpolitischen Gründen eine Vorbemerkung machen
möchte, und zwar bezogen auf den gestrigen Tag, an dem ein
Ministerpräsident in Thüringen gewählt wurde.

Die Wahl dieses Ministerpräsidenten war ein einzigartiger Vorgang, der mit
einer Grundüberzeugung für die CDU und auch für mich gebrochen hat, dass
nämlich keine Mehrheiten mit Hilfe der AfD gewonnen werden sollen. Da dies
in der Konstellation, in der im dritten Wahlgang gewählt wurde, absehbar
war, muss man sagen, dass dieser Vorgang unverzeihlich ist und deshalb das
Ergebnis rückgängig gemacht werden muss. Zumindest gilt für die CDU, dass
sich die CDU nicht an einer Regierung unter dem gewählten
Ministerpräsidenten beteiligen darf.

Es war ein schlechter Tag für die Demokratie. Es war ein Tag, der mit den
Werten und Überzeugungen der CDU gebrochen hat. Jetzt muss alles getan
werden, damit deutlich wird, dass dies in keiner Weise mit dem, was die CDU
denkt und tut, in Übereinstimmung gebracht werden kann. Daran wird in den
nächsten Tagen zu arbeiten sein.

Jetzt komme ich zu dem Land Südafrika, das ich mit Freude und zum dritten
Mal als Bundeskanzlerin besuche. Ich war 2007 und 2010 hier. Es hat jetzt
zehn Jahre gedauert bis ich wiedergekommen bin.

Vor fast genau 30 Jahren wurde Nelson Mandela freigelassen, am 11. Februar
1990. Diese Zeit hat für Südafrika einen großen Wandel mit sich gebracht.
Sie hat aber auch in meinem Leben einen großen Wandel mit sich gebracht.
Denn das war die Zeit, als die Mauer gefallen war und wir uns mit der
deutschen Einheit beschäftigen konnten, worauf Millionen Menschen gewartet
hatten.

Südafrika hat seitdem eine große Veränderung erfahren und ist immer noch im
Bereich dieser Veränderung. Sie, Herr Präsident, versuchen, Demokratie,
Wirtschaftswachstum und Politik für die jungen Menschen zusammenzubringen,
und zwar unter nicht immer ganz einfachen Bedingungen. Weil auch Sie das
mit so viel Leidenschaft versuchen, wollen wir Sie, Herr Präsident
Ramaphosa, unterstützen, wo immer wir können.

Wir haben gute wirtschaftliche Beziehungen. Die Wirtschaftsdelegation wird
heute Nachmittag noch ihre Sicht auf die Dinge deutlich machen. Aber der
Handel ist immerhin gewachsen und liegt bei über 17 Milliarden Euro. Das
kann sich sehen lassen. Wir haben heute überlegt, in welchen Bereichen wir
diese Zusammenarbeit auch staatlicherseits festigen und vielleicht auch
noch erweitern können.

Ein großes Thema ist das der Energieversorgung. Hierbei wollen wir eng
zusammenarbeiten, sowohl, was die Möglichkeiten der erneuerbaren Energien
anbelangt, als auch bei der Frage, wie man erneuerbare Energien nachhaltig
vorhalten kann. Denn sie sind ja sehr viel weniger konstant als andere
Energien. Wir haben auch darüber gesprochen, wie man alte Kohlekraftwerke
ersetzen kann. Wir haben über die zukünftige Rolle des Erdgases gesprochen.
Wir haben über unsere Klimaambitionen in Europa gesprochen. Wir freuen uns,
dass Südafrika zu den Ländern gehört, die ihre eigenen Ambitionen immer
wieder nach vorn bringen. Der Präsident hat klare Ausbauzahlen für
erneuerbare Energien vorgegeben, an denen jetzt auch gearbeitet wird.

Energie hat sehr viel mit der Bewältigung des Klimawandels zu tun. Hier in
Südafrika kann man sehen, dass die Schäden zum Teil schon eingetreten sind.
Das heißt, es geht zum einen um die Anpassung, aber es geht zum anderen
eben auch darum, bei den CO2-Emissionen besser zu werden. Hierzu haben wir
uns auch intensiv ausgetauscht. Unsere Umweltminister können diese Punkte
in der Binationalen Kommission, die im März tagen wird, vertiefen und
gemeinsame Projekte analysieren und festlegen.

Dann ist das große Thema die Jugendarbeitslosigkeit. Wie kann man jungen
Menschen Ausbildung geben? Das Schulsystem in Südafrika ist recht weit
entwickelt. Aber danach brauchen Kinder einen Job, und dazu braucht man
heutzutage Ausbildung. 600 Unternehmen aus Deutschland sind in Südafrika
mit 100 000 Arbeitsplätzen tätig. Sie bilden aus. Aber das reicht natürlich
nicht. Das heißt, Deutschland hat einen sehr großen Schwerpunkt seiner
Entwicklungszusammenarbeit auf den Bildungsbereich gelegt. Wir werden hier
an einigen praktischen Beispielen von Berufsbildungszentren deutlich
machen, wie so eine duale Ausbildung gehen kann. Wir sind aber auch bereit,
durch Besuche in unseren Unternehmen in Deutschland aufzuzeigen, wie das
geht. Auf jeden Fall ist das Thema der Berufsausbildung von der
südafrikanischen Seite sehr intensiv nachgefragt worden.

Wir haben ein gutes Band zwischen unseren Ländern durch die vielen
Touristen, die zumindest von Deutschland nach Südafrika kommen. Ob genauso
viele Südafrikaner nach Deutschland kommen, weiß ich nicht. Sie sind aber
alle eingeladen. Auch unser Land ist schön und hat viele Reichtümer. Aber
dass Südafrika ein sehr interessantes Land ist, hat sich in Deutschland
herumgesprochen.

Was den Bildungsbereich anbelangt, haben wir ja eben die Unterzeichnung für
ein Projekt gesehen. Wir laden Südafrika ein, ab 2021 in unserem Programm
der Alexander-von-Humboldt-Stiftung mitzumachen. Im Rahmen dieses Programms
können junge Studenten ein Jahr in Deutschland verbringen, jedes Mal
ungefähr zwölf. Das wird mit Russland, China, Indien, Brasilien und den USA
bereits gemacht. Wir möchten Südafrika jetzt als neues Land einladen.

Südafrika ist in multilateraler Hinsicht, in Hinsicht der Zusammenarbeit,
von großer Wichtigkeit. Südafrika ist das einzige afrikanische Land, das
diesen Kontinent in der G20 vertritt. Daraus erwachsen Gemeinsamkeiten, zum
Beispiel die, dass Deutschland und Südafrika sehr eng das Programm "Compact
with Africa" mit jetzt schon mehr als zehn Ländern betreiben, in dem durch
stärkere administrative Anstrengungen leichter Kredite erhalten werden
können, in dem wir also Investitionen fördern.

Der südafrikanische Präsident wird in diesem Jahr der Vorsitzende der
Afrikanischen Union werden. Die Afrikanische Union hat, wie ich finde, im
letzten Sommer auf dem Treffen in Niamey mutige Schritte getan, die
Freihandelszone für ganz Afrika. Das muss jetzt umgesetzt werden. Dazu ist
sicherlich noch sehr viel zu tun. Ich denke nur an all die Handelsbarrieren
innerhalb der Europäischen Union.

Südafrika und Deutschland sind im Augenblick auch gemeinsam im 
UN-Sicherheitsrat. Wir werden ja auch die Präsidentschaft der Europäischen
Union im zweiten Halbjahr haben. Dann wird auch ein EU-Afrika-Gipfel
stattfinden. Das heißt, auch über dessen Vorbereitung werden wir noch
einmal reden. Insofern gibt es also eine Vielzahl von Verbindungen,
Projekten und Dingen, die wir gemeinsam angehen können. Deshalb war dieses
Gespräch sehr erfreulich. Wir werden später noch mit der Wirtschaft
sprechen. Wir haben noch die Möglichkeit eines Mittagessens. Die Gespräche
sind also noch nicht abgeschlossen.

Ich freue mich, dass ich hier sein darf und danke für die Gastfreundschaft.

Frage: Guten Morgen an die beiden Staatsoberhäupter! Das Vereinigte
Königreich hat die EU verlassen. Deutschland übernimmt nun die Führung in
Europa. Gibt es da vielleicht Überlegungen, Möglichkeiten hier im Süden
wahrzunehmen? Sie werden später im Jahr wieder aufeinandertreffen. Wie
möchten Sie zusammenarbeiten, um die wirtschaftlichen Möglichkeiten
auszunutzen?

Eine Frage an Präsident Ramaphosa: Welche Möglichkeiten haben wir als Land
innerhalb der EU identifiziert? Wie können wir mit Deutschland
zusammenarbeiten, um unsere wirtschaftlichen Beziehungen zu verbessern?

Frage: Meine Frage geht an Kanzlerin Merkel: In Berlin hat eine
erfolgreiche Konferenz über Libyen stattgefunden, und ich möchte fragen:
Wie sehen Sie die Rolle Deutschlands in der Zukunft bezüglich Frieden und
Stabilitätsschaffung in Libyen? Wird Deutschland eine EU unterstützen, die
dort bei den Verhandlungen helfen wird, Frieden schaffen wird und den
Waffenstillstand in diesen beiden Ländern erreichen wird?

P Ramaphosa: Wie ich früher schon gesagt hatte, sind die Beziehungen
zwischen Deutschland und Südafrika wirklich sehr stark. Deutschland ist ein
strategischer Partner und unser zweitgrößter Handelspartner. Wir suchen
immer nach Möglichkeiten, um diese Beziehungen zu vertiefen. Wir arbeiten
besonders gut zusammen, was Handelsangelegenheiten betrifft. Unsere
binationalen Kommissionen suchen immer nach Gebieten, auf denen wir diese
Beziehungen weiter stärken können.

Die Handelsbilanz zwischen den beiden Ländern ist geringer geworden; daher
wollen wir natürlich den Handel stärken und sind besonders erfreut, dass
die Kanzlerin sehr hochrangige Geschäftsleute mitgebracht hat. Dies ist
eine Delegation von Geschäftsleuten, die sehr starkes Interesse an
Südafrika haben, und wir freuen uns sehr darüber. Wir möchten, dass mehr
deutsche Unternehmen in Südafrika tätig werden - im Moment sind es ungefähr
600 Unternehmen. Das wird nicht nur Investitionen zur Folge haben, sondern
auch Handel, und wir wollen den Handel ausweiten.

Die Beziehung, die wir mit Deutschland haben, ist eine sehr starke und eine
sehr gute. Das Vereinigte Königreich verlässt die EU, aber das wird unsere
Beziehung zu Deutschland überhaupt nicht, auf gar keine Art und Weise,
beeinflussen. Unsere Beziehungen werden immer stärker werden, und der
Besuch der Kanzlerin hier ist ein ganz deutliches Signal dafür, dass
Deutschland weiterhin mit Südafrika Geschäfte machen will. Deutschland will
seine Beziehungen mit Südafrika weiter stärken, und auf dieselbe Art und
Weise will Südafrika auch, dass Deutschland ein sehr starker Partner auf
allen Ebenen bleibt, also bei Handel, Investitionen und Entwicklungsfragen,
so wie ich es auch gesagt habe. Wir sehen uns also mit Deutschland
sozusagen zusammengewachsen, da wir eine Beziehung haben, die beiden Seiten
nutzt.

BK'in Merkel: Großbritannien hat die EU verlassen; dennoch sind wir in
einer Übergangsphase, es hat sich de facto also noch nicht so viel
verändert, gerade in den Wirtschaftsbeziehungen. Es folgen jetzt aber
Monate intensiven Verhandelns, denn Großbritannien muss erklären, wie es
sich die Beziehungen zur EU genau vorstellt. Es wird wohl auf ein
Freihandelsabkommen hinauslaufen, das an vielen Stellen sehr enge
Verflechtungen aufzeigt. Wir müssen jetzt sehr stark arbeiten; erst dann
wird man genau sehen können, wie Großbritannien sich mit Blick auf die EU
und in der Welt aufstellt. Auf jeden Fall verlieren wir einen sehr
wettbewerbsfähigen und auch sehr multilateral ausgerichteten Partner in der
EU. Das ist bedauerlich, aber die freie Entscheidung der britischen
Bürgerinnen und Bürger gewesen und insofern zu akzeptieren. Wir wollen
freundschaftliche, enge Beziehungen zu Großbritannien auch in der Zukunft
aufrechterhalten.

Zur Balance innerhalb der EU muss man natürlich sagen, dass Deutschland und
Frankreich immer schon recht wichtig waren. Das wird auch so bleiben, aber
es wird dann sicherlich noch sehr viel mehr darauf ankommen, die gesamte EU
zusammenzuhalten. Großbritannien hat ja an vielen Vertiefungen der
Europäischen Union - an dem Euro, an der Freizügigkeit der Bewegung - gar
nicht teilgenommen; das heißt, es gibt eine ganze Menge Dinge, bei denen
Großbritannien kein Teil war und auch jetzt kein Teil ist. Wir werden jetzt
sicherlich gemeinsam überlegen: Was müssen wir strategisch leisten, damit
wir auf der Welt auch ein geopolitischer Faktor sind; denn die Welt muss
ein einheitliches Europa, eine einheitliche Europäische Union wahrnehmen
können.

Die Zusammenarbeit mit Südafrika ist davon unberührt. Wir haben, wie
Präsident Ramaphosa eben gesagt hat, sehr enge Beziehungen - auch mental
sehr enge Beziehungen. Wir freuen uns, wenn Südafrika sich gut entwickelt.
Es gab sicherlich auch Schwierigkeiten, die jetzt Schritt für Schritt
überwunden werden, aber Deutschland möchte ein guter Partner an der Seite
Südafrikas sein. Ich wünsche dem Präsidenten natürlich auch eine glückliche
Hand bei den Aufgaben für den ganzen Kontinent, denn die
Sicherheitssituation hat sich in vielen Teilen Afrikas verschlechtert. Das
sind sehr, sehr ernste Situationen, und wir alle wissen: Entwicklung kann
nur gelingen, wenn es Sicherheit gibt, aber Sicherheit wird es auch nur
geben, wenn es Entwicklung gibt; diese beiden Dinge hängen untrennbar
miteinander zusammen.

Wir haben eine Libyen-Konferenz durchgeführt. Diese Konferenz ist in
Deutschland veranstaltet worden und Deutschland hat sich auch dafür
eingesetzt, aber sie dient der Unterstützung des UN-Vermittlers Ghassan
Salamé, der von UN-Generalsekretär Guterres eingesetzt wurde, um mit den
Parteien in Libyen einen Waffenstillstand und dann auch eine politische
Lösung zu erreichen. Das erweist sich als unglaublich schwierig. Ohne den
afrikanischen Sachverstand werden wir das auch gar nicht lösen können, denn
Libyen ist ein afrikanisches Land, das heißt, sie verstehen von den
Zusammenhängen sehr viel mehr. Es ist sehr bedauerlich, dass Libyen heute
im Grunde nicht den Libyern gehört; es gibt vielmehr viele Mächte dieser
Welt, die in Libyen eigene Interessen haben, während es zur gleichen Zeit
der libyschen Bevölkerung sehr, sehr schlecht geht und sie in eine
schwierige kriegerische Situation hineingezogen wurde. Das zu beenden, ist
allein schon die Mühe wert.

Ich mache mir da keine Illusionen: Das wird sehr lange dauern. Es hat aber
eine tiefe Bedeutung sowohl für Afrika als auch für Europa. Wenn Libyen ein
"failed state" ist, dann haben wir auf der einen Seite die unmögliche
Behandlung von Flüchtlingen dort. Flüchtlinge sterben auf dem Mittelmeer -
eine Riesengefahr. Wir sehen aber auch, dass so viele Waffen aus Libyen in
die südlicheren Teile kommen, zum Beispiel in die Sahelzone, dass sich auch
dort die Sicherheitslage dramatisch verschlechtert. Auch das kann nicht im
Interesse sein; deshalb kümmern wir uns um diesen Bereich.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben mit der Lage in Thüringen begonnen,
deswegen möchte ich das auch als Erstes ganz kurz vorweg fragen: Sie haben
Thüringen und die Wahl eines Ministerpräsidenten mit Hilfe der AfD als
unverzeihlich bezeichnet und gesagt, das müsse zurückgenommen werden.
Schließen sich damit Forderungen nach einer Neuwahl dort an?

Am Wochenende, am Samstag, wird der Koalitionsausschuss zusammentreten.
Könnte die Lage in Thüringen dafür sorgen, dass die Große Koalition in
Berlin scheitert? Haben Sie dazu vielleicht heute schon mit Annegret 
Kramp-Karrenbauer, dem Vizekanzler Herr Scholz oder dem SPD-Vorsitzenden
telefoniert?

Ich möchte auch noch eine Frage zum Bereich Libyen stellen, und zwar an Sie
beide, den Präsidenten und die Bundeskanzlerin: Die Frage ist ja, wie das
UN-Embargo dort überwacht wird. Sind Sie eher dafür, dass das eine 
EU-Mission wird, oder sollte das die AU, die Afrikanische Union, machen?

Herr Präsident Ramaphosa, wie sehen Sie den Einsatz der Europäer in der
Sahelzone, was ja ein zweiter sehr kritischer Punkt in Afrika ist?

BK'in Merkel: Von meiner Seite kann ich sagen, dass ich sowohl Kontakt mit
den Parteivorsitzenden der SPD als auch mit Herrn Scholz hatte. Wir haben
uns dann darauf verständigt, dass wir diesen Koalitionsausschuss
durchführen werden. Ich finde es auch richtig, dass der stattfindet und
dass man die Dinge dort bespricht. Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Zu Libyen kann ich hinzufügen, dass wir uns dort engagieren, aber dass
dieses Engagement darauf beruht, dass alle, die etwas zur Lösung beitragen
können, natürlich mitarbeiten können. Das sind die Afrikaner; deshalb ist
der Präsident der Kommission der Afrikanischen Union, Herr Faki, immer mit
dabei gewesen; deshalb ist Präsident von Kongo-Brazzaville, Herr Sassou,
der von der Afrikanischen Union die Aufgabe bekommen hat, sich mit der
Lösung des Libyen-Konfliktes zu befassen, dabei; es sind die Nachbarn
Libyens, Algerien und Tunesien, dabei - das sind ja auch afrikanische
Länder. Ich glaube, wir müssen alle, die einen Beitrag leisten können,
dabeihaben. Es ist eben leider nicht nur ein afrikanisches Problem,
vielmehr gibt es von Russland über arabische Staaten bis hin zur Türkei und
auch in europäischen Staaten viele, die ein Interesse an Libyen haben, und
alle müssen sozusagen zu einer Lösung gedrängt werden, inklusive natürlich
der libyschen Parteien.

Das muss man natürlich auch sagen: Wenn man einmal den Einfluss von außen
zurückgedrängt hat, dann ist es an den Libyerinnen und Libyern, ihre Lösung
für ihr Land zu finden, und nicht an uns, ihnen zu sagen, wie sie ihr Land
gestalten sollen.

P Ramaphosa: Das Problem Libyen muss eindeutig gelöst werden, und als
Afrikaner möchten wir auch gerne, dass afrikanische Probleme von Afrikanern
gelöst werden. Es muss afrikanische Lösungen für diese Probleme geben. Das
libysche Problem ist einzig in seiner Art, denn es gibt noch einige andere
Länder außerhalb Afrikas, die an dem Konflikt beteiligt sind - in Form von
Menschen, Kämpfern, Armeen, Waffen oder Ähnlichem. Es ist also ein Problem,
das sehr viele andere Leute mit einbezieht. Wir möchten gerne, dass Afrika
hierbei die Führung übernimmt, und wir freuen uns ganz besonders, dass
unsere Partner bereit sind, sich anzuhören, was Afrikaner zu sagen zu haben
und was für Lösungen Afrikaner mit an den Tisch bringen wollen. In 
Kongo-Brazzaville hat vor einigen Tagen ein Treffen stattgefunden. Präsident
Sassou-Nguesso, der Präsident von Kongo-Brazzaville, hat diesen Prozess
angeführt, und er wird in einigen Tagen der Afrikanischen Union Feedback
geben. Wir werden dann eine sehr viel deutlichere afrikanische Position
beziehen.

Was das Waffenembargo betrifft, will Afrika natürlich eine Schlüsselrolle
dabei spielen, dass es eingehalten wird. Wir erkennen aber auch an, dass
die Vereinten Nationen dabei eine wichtige Rolle zu spielen haben, genauso
wie die Afrikanische Union. Wir wissen auch, dass es auch andere Partner
gibt, die hier auf vielfältige Weise mit einbezogen werden. Wir möchten
einfach eine deutlichere Position beziehen.

In Bezug auf die Sahelregion: Ja, wir wissen, dass es dort einige andere
Kräfte gibt und dass auch europäische Streitkräfte Frieden in dieser Region
bewerkstelligen möchten. In einigen Fällen war das erfolgreich, aber auch
das muss einmal von dem Standpunkt der afrikanischen Lösungen betrachtet
werden. Die Lösungen in all diesen afrikanischen Konflikten müssen also von
den Afrikanern entwickelt und umgesetzt werden, und sie müssen auch von den
Afrikanern angeführt werden. Wo wir mit anderen zusammenarbeiten müssen,
möchten wir, dass Leute von außerhalb des Kontinents das machen, was
Kanzlerin Merkel gesagt hat: zusammenarbeiten und unterstützen, damit wir
alle Lösungen finden können.

Frage: Ich habe eine Frage an den Präsidenten, was die Energie betrifft:
Was sind Ihre Erwartungen an die Zusammenarbeit mit Deutschland? Sind Sie
zufrieden mit den erneuerbaren Energien oder möchten Sie auch bestehende
Kohlekraftwerke erneuern?

Wenn Sie erlauben, Frau Bundeskanzlerin, noch eine Zusatzfrage zu Ihrer
Vorbemerkung: Sie haben gesagt, die Vorgänge in Thüringen müssten
rückabgewickelt werden. Wie hat man sich das vorzustellen? Was erwarten Sie
in Thüringen und wie sieht die Bundeskanzlerin den Zustand der Großen
Koalition?

P Ramaphosa: Wir hatten sehr ausgiebige und informative Gespräche, was das
Thema Energie betrifft. Die Kanzlerin hat ihre deutschen Erfahrungen mit
mir geteilt und erklärt, wie Deutschland sich von der Kohle wegbewegt hat
und erneuerbare Energien angegangen hat und dass Deutschland sich auf das
Jahr 2038 freut, wenn die Kohle nicht mehr eine Energiequelle sein wird.

Wir erzeugen unseren Strom immer noch zu 89 Prozent mit Kohle, haben aber
unsere Reise hin zu den erneuerbaren Energien begonnen. Dies ist der Teil
eines Prozesses, der den Klimawandel in unserem Land eindämmen wird. In
Südafrika wird dieses Thema ganz stark angegangen. Die erneuerbaren
Energien werden zunehmend verwendet, und auch in Zukunft werden erneuerbare
Energien eine immer stärkere Schlüsselrolle in unserer Wirtschaft spielen.

Das wird auch ganz stark von unserer Entscheidung unterstützt, dass man nun
auch selbst Strom generieren darf. Unternehmen, aber auch Städte, Dörfer
und Gemeinden dürfen nun selbst Strom generieren. Das wird zur Förderung
der erneuerbaren Energien beitragen.

Uns hat in den Gesprächen mit Kanzlerin Merkel sehr gefreut, dass wir auch
aus ihren Erfahrungen gelernt haben, wie dieser Wandel vorangeht, wie der
Wandel von der Kohle zu den erneuerbaren Energien vonstattengegangen ist
und was dabei in Bezug auf Kohlekraftwerke stattfinden musste. Wir stehen
jetzt gerade am Anfang dieses Prozesses und wollen sehen, was so ein Wandel
für uns bedeutet. Wie werden wir sicherstellen, dass die Arbeitnehmer und
die Gemeinden, in denen diese Kohlekraftwerke stehen, den Wandel gut
schaffen, wenn unsere alten Kohlekraftwerke das Ende ihrer Lebensspanne
erreichen?

Im Gespräch mit der Kanzlerin habe ich sehr viel gelernt und festgestellt,
dass wir auch viel davon hier umsetzen können. Denn wenn ein Kraftwerk hier
schließt, dann bedeutet das nicht, dass die Städte damit auch am Ende sind
und noch mehr Arbeitnehmer arbeitslos werden. Wir müssen das einfach gut
managen.

Südafrika befindet sich also auf einer Reise, um sicherzustellen, dass wir
Energiequellen haben, die gemischt sind. Kohle wird in unserer Wirtschaft
immer noch eine wichtige Rolle spielen, aber erneuerbare Energien werden
mehr und mehr einen Anteil daran haben. Es wird vielfältige Quellen von
erneuerbarer Energie geben.

BK'in Merkel: Ich habe von den Erfahrungen unserer Kohlekommission und auch
über die verschiedenen Fragen gesprochen, wie man herkömmliche Energien und
Basisenergien mit den erneuerbaren Energien kombinieren kann. Darüber haben
wir uns recht detailliert unterhalten.

Zu Ihrer Frage in Bezug auf Thüringen: Es ist die Rede von Neuwahlen in
Thüringen. Das ist eine Option. Das Erste aus meiner Sicht ist - das haben
ja andere auch schon gesagt -, dass die CDU sich an einer Regierung unter
dem Ministerpräsidenten nicht beteiligt. Man wird in den nächsten Tagen
sehen, wie das genau gemacht wird.

Was die Koalition in Berlin anbelangt, so glaube ich, dass die Beiträge,
die gestern von den Parteivorsitzenden, unter anderem von Annegret
Kramp-Karrenbauer, geleistet wurden, aber auch der einstimmige Beschluss
des CDU-Präsidiums plus die Äußerungen von Markus Söder als
CSU-Vorsitzenden natürlich sehr klar waren und den ganzen Vorgang
eingeordnet haben. Das ist, glaube ich, für die Koalition insgesamt sehr
wichtig gewesen.

Danke schön.

P Ramaphosa: Vielen Dank!

Donnerstag, 6. Februar 2020

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1991: Regierungspressekonferenz vom 05. Februar 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 5. Februar 2020

Regierungspressekonferenz vom 5. Februar 2020

Themen: Kabinettssitzung (Verlängerung der Mandate für die
Beteiligung an den Missionen UNMISS und UNAMID, Evaluierungsbericht zum
Datenaustauschverbesserungsgesetz), Gaspipeline Nord Stream 2, Bericht des
UN-Sonderberichterstatters für Folter über die Haftbedingungen von Julian
Assange, Lage in Libyen, tansanische Forderungen nach einer
Wiedergutmachung für Verbrechen während der Kolonialzeit, Reise der
Bundeskanzlerin nach Südafrika und Angola, namibische Forderung nach einer
Rückgabe der Wappensäule vom Kreuzkap, Ankunft eines saudi-arabischen
Frachtschiffes in Bremerhaven, Wahl des Ministerpräsidenten in Thüringen,
geplantes Treffen zwischen dem Bundesinnenministerium und der Initiative
Seebrücke, US-Militäreinsätze in Afghanistan, Medienberichte über die
Tötung eines Al-Qaida-Führers im Jemen, Kritik des Hohen Vertreters der EU
für Außen- und Sicherheitspolitik an der US-Initiative für den Nahen Osten,
Coranavirus, Baugesetznovelle, EU-Stabilitätspakt


Sprecher: SRS'in Demmer, Burger (AA), Alter (BMI), Berve-Schucht
(BMG), Kuhn (BMF)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Auch von mir herzlich willkommen!

Die Bundesregierung hat heute im Kabinett beschlossen - natürlich
vorbehaltlich der Zustimmung des Deutschen Bundestages -, sich weiterhin an
den Missionen UNMISS und UNAMID zu beteiligen. Die laufenden Mandate enden
jeweils am 31. März dieses Jahres.

Deutschland beabsichtigt, sich weiterhin an der Mission der Vereinten
Nationen in der Republik Südsudan, UNMISS, zu beteiligen, denn der Südsudan
bleibt auf die intensive Unterstützung durch die internationale
Gemeinschaft angewiesen. Die Bundesregierung möchte daher weiter sichtbar
zur Stabilisierung in Südsudan und der Region beitragen. Das deutsche
Engagement bei UNMISS ist dabei Teil unserer langjährigen Bemühungen um
nachhaltige Konfliktbewältigung und Friedensförderung, die ihre Grundlage
in den Afrikapolitischen Leitlinien und in den Leitlinien "Krisen
verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden fördern" finden. Wir sind daran
interessiert, bei der Bewältigung einer der aktuell größten humanitären
Krisen weltweit zu unterstützen und an der Stabilisierung einer Region
mitzuwirken, die eine herausgehobene außen- und sicherheitspolitische
Bedeutung hat.

Das Mandat des Bundestages soll bei einer unveränderten personellen
Obergrenze von bis zu 50 Soldatinnen und Soldaten - aktuell sind es 13 -
bis zum 31. März 2021 verlängert werden. Der deutsche militärische Beitrag
für UNMISS soll weiterhin vorranging darin bestehen, sich mit
Einzelpersonal in den Führungsstäben der Mission sowie mit Beratungs-,
Verbindungs- beziehungsweise Beobachtungsoffizieren zu beteiligen.

Bewaffnete deutsche Streitkräfte sollen sich ebenfalls weiterhin an dem
Hybriden Einsatz der Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen in
Darfur, UNAMID, beteiligen. Trotz gewisser positiver Entwicklungen im Sudan
bleibt Darfur auf absehbare Zeit auf die Unterstützung der internationalen
Gemeinschaft angewiesen. Es liegt im deutschen Interesse, die neue
sudanesische Regierung in ihrem Streben nach einer dauerhaften Lösung des
Darfurkonflikts weiterhin zu unterstützen, auch weil nachhaltiger Frieden
in Darfur zur demokratischen Transition im Sudan beiträgt. Damit leistet
Deutschland auch einen Beitrag zur Stabilität in der außen- und
sicherheitspolitisch bedeutsamen Sudan-Sahel-Region.

Mit der fortgesetzten Beteiligung an UNAMID unterstützt die Bundesregierung
außerdem den geplanten Übergang von der friedenssichernden Mission UNAMID
hin zu einer möglichen VN-mandatierten Folgepräsenz, die die Unterstützung
bei der nachhaltigen Stabilisierung Darfurs weiterführen soll. Aufgrund
dieses möglichen Übergangs in eine Folgepräsenz, gegebenenfalls bereits ab
Ende 2020, soll das Mandat bis zum 31. Dezember 2020 fortgesetzt werden.
Die Mandatsobergrenze soll von bisher 50 auf 20 Soldatinnen und Soldaten
reduziert werden - aktuell sind vier vor Ort. Der deutsche militärische
Beitrag zu der Friedensmission sieht weiterhin vorrangig auch hier die
Beteiligung mit Einzelpersonal in den Stäben und bei den Expertinnen und
Experten mit Verbindungs-, Beratungs- und Unterstützungsaufgaben vor.

Dann hat sich die Bundesregierung heute mit dem vom Bundesinnenminister
vorgelegten Bericht zur Evaluierung des Gesetzes zur Verbesserung der
Registrierung und des Datenaustausches zu aufenthalts- und asylrechtlichen
Zwecken befasst. Mit dem sogenannten Datenaustauschverbesserungsgesetz von
Februar 2016 wurden seinerzeit die Grundlagen geschaffen, um asyl- und
ausländerrechtliche Daten frühzeitig zu erfassen und den relevanten
öffentlichen Stellen im Ausländerzentralregister medienbruchfrei zur
Verfügung zu stellen. Das Datenaustauschverbesserungsgesetz löste einen
Modernisierungsschub hinsichtlich Digitalisierung und Automatisierung von
IT-Verfahren rund um das Ausländerzentralregister aus. Das Gesetz sieht
vor, dass der Erfolg der Regelungen überprüft und dem Deutschen Bundestag
ein entsprechender Bericht zugeleitet wird. Der jetzt vorliegende
Evaluierungsbericht enthält verschiedene Empfehlungen. Die dabei
aufgezeigten Optimierungspotenziale können insbesondere bei der weiteren
Ertüchtigung des Ausländerzentralregisters aufgegriffen werden.

Damit wäre ich durch.

Frage: Eine Lernfrage zu den Mandatsverlängerungen: Was ist ein Hybrider
Einsatz?

Zum Zweiten: Gibt es Ausstiegsszenarien, oder sagen Sie, dass Sie das in
diesem Fall nicht brauchen, weil sie befristet mandatieren wollen?

Burger: Hybrid bedeutet in dem Fall, dass es eine gemeinsame Mission der UN
und der Afrikanischen Union ist.

Wie gesagt - Frau Demmer hat es schon angedeutet -, es laufen im Moment im
Sicherheitsrat und auch mit den Parteien im Sudan Gespräche über die
Zukunft dieser Mission. Frau Demmer hat, glaube ich, den Begriff
"Transition" zu einer in Zukunft anders gestalteten Mission verwendet.
Insofern ergibt sich daraus durchaus die Perspektive, dass, wenn die
Mission in ihrer jetzigen Form nicht mehr gebraucht wird oder sich der
Bedarf an Unterstützung durch die Vereinten Nationen vor Ort ändert, dann
auch das Engagement der internationalen Gemeinschaft dort einen anderen
Charakter bekommt, der dann vorwiegend politischer Natur sein kann.

Zusatzfrage: Bei UNMISS möchten Sie gerne eine Aufstockung des möglichen
Kontingents von jetzt 13 auf bis zu 50 Soldatinnen und Soldaten; bei UNAMID
möchten Sie von 50 auf 20 runtergehen. Was sind die sachlichen Gründe für
diese Kontingentveränderung?

SRS'in Demmer: Die Mandatsobergrenze bleibt ja unverändert, die gibt es ja
jetzt auch.

Zusatzfrage: Ja, aber die - - - na gut.

Routsi: Ich möchte vielleicht versuchen, ein bisschen zu helfen: Die
Mandatsobergrenze bei UNMISS bleibt gleich, nämlich bei 50. Wieso machen
wir das? Wir machen das, weil wir in der Lage sein wollen, flexibel auf
Lagen reagieren zu können.

Was das Thema UNAMID angeht: Weil absehbar ist - es wurde schon
angesprochen -, dass sich diese Mission in eine Folgemission umgliedern
wird, senkt man da die Personalobergrenze von 50 auf 20 ab. Auch da behält
man sich aber vor - Sie erinnern sich, es waren vier Personen vor Ort -,
dass man flexibel aufstocken kann.

Frage: Herr Alter, wie schätzt das BMI das
Datenaustauschverbesserungsgesetz ein? Was sind sozusagen die Erfolge, die
man da erzielt hat, und wo gilt es noch nachzubessern?

Alter: Das Datenaustauschverbesserungsgesetz wurde ja im Jahr 2016 gemacht,
um den Datenaustausch zu asylsuchenden, schutzsuchenden und unerlaubt
einreisenden Personen zwischen Bund und Ländern deutlich zu verbessern, das
heißt, die zur Verfügung stehenden Informationen oder die zu erhebenden
Informationen zunächst einmal sehr frühzeitig nach dem behördlichen
Erstkontakt zu erheben und dann auch zentral denjenigen Behörden zur
Verfügung zu stellen, die in der Sache mit einem aufenthaltsrechtlichen
Vorgang oder einem Asylvorgang befasst sind.

Der Bericht lässt erkennen, dass das Ausländerzentralregister, das ja rund
26 Millionen personenbezogene Datensätze enthält, eine zentrale Datenbank
für ausländerrechtliche Falldaten darstellt, die für alle beteiligten
Behörden von größter Wichtigkeit ist. Durch das
Datenaustauschverbesserungsgesetz wurde im Jahr 2016 der
Digitalisierungsprozess dieser wichtigen Datei deutlich vorangetrieben, und
in einem zweiten Datenaustauschverbesserungsgesetz, das im Jahr 2019
verabschiedet wurde, wurde dieser Modernisierungsprozess fortgeführt.

Insofern: Aus Sicht des BMI ist das Datenaustauschverbesserungsgesetz - mit
diesem sperrigen Namen - ein ganz wichtiger Meilenstein in der
Digitalisierung der behördlichen Prozesse. Es gibt noch vereinzelt
Verbesserungsmöglichkeiten in der Prozessgestaltung und auch in dem
Kontrollverfahren. Zum Beispiel gibt es beim automatisierten Abruf der
Daten ein stichprobenartiges Kontrollverfahren, das noch verbessert werden
kann. Das sind alles Dinge, die aus dem Evaluierungsbericht, der sich
allein auf das Gesetz von 2016 bezieht, hervorgehen und an denen wir
künftig weiterarbeiten werden.

Zusatzfrage: Könnten Sie das noch ein bisschen präzisieren? Was genau läuft
bei dem Kontrollverfahren falsch?

Alter: Man kann nicht sagen, dass etwas falsch läuft, aber wenn Daten
zentral vorgehalten werden, die von unterschiedlichen Behörden im
automatisierten Abruf genutzt werden, dann gibt es Kontrollmechanismen im
Hintergrund, die stichprobenartig prüfen und in einer erweiterten Prüfung
darlegen, zu welchem Zweck und von welcher Behörde diese Daten abgerufen
wurden. Das ist ein automatisierter Vorgang, der vielfach stattfindet. Der
Evaluierungsbericht kommt zu dem Ergebnis, dass man da noch Verbesserungen
herbeiführen kann.

Frage: Herr Alter, können Sie uns sagen, wie die erstaunlich hohe Zahl von
26 Millionen Personen zustande kommt und was es für Löschroutinen in diesem
Gesetz gibt?

Alter: Die Löschroutinen bei diesen Datensätzen ergeben sich allesamt aus
dem Ausländerzentralregistergesetz, dem AZRG. Das ist auch von
Fallgestaltung zu Fallgestaltung unterschiedlich. Das
Ausländerzentralregister ist ja die zentrale Datei für alle
aufenthaltsrechtlich und asylrechtlich relevanten Fallkonstellationen. Das
heißt, Personen, die in Deutschland einreisen, hier einen Aufenthaltstitel
beantragen und den auch zugestanden bekommen, werden genauso wie Personen,
die einen Asylantrag stellen, oder Personen, die unerlaubt eingereist sind
und festgestellt werden, zentral gespeichert, und über die Zeit ergibt sich
ein Datenbestand dieser Größenordnung, weil die Löschfristen auch mehrere
Jahre umfassen.

Frage: Gibt es denn auch Verbesserungsvorschläge für die Betroffenen, also
zum Beispiel für die Flüchtlinge? Mit diesen Datenerhebungen wird ja massiv
in die Grundrechte dieser Menschen eingegriffen. Gibt es dazu
Verbesserungsvorschläge, oder gibt es nur Verbesserungsvorschläge für den
Staat? Sie sprechen ja von Prozessgestaltung und Datenqualität. Gibt es
Daten, die nicht oder nicht mehr erhoben werden sollten, weil sie zu sehr
in die Grundrechte eingreifen?

Alter: Die Daten, die erhoben werden, werden immer dann erhoben, wenn die
rechtliche Notwendigkeit gegeben ist, und die rechtliche Notwendigkeit
ergibt sich auch aus der Erforderlichkeit für bestimmte Daten. Es gibt da
ein sehr standardisiertes Verfahren. Das Ausländerzentralregister benötigt
Personaldaten und biometrische Merkmale, damit es nicht zu Verwechselungen
kommt. Wenn eine Person sich beispielsweise an zwei verschiedenen Stellen
in Deutschland mit unterschiedlichen Namen anmeldet, dann muss das
Datenaustauschverbesserungsgesetz leisten, dass die Behörden das
mitbekommen und dann auch feststellen, dass es sich um ein und dieselbe
Person handelt. Die Datenqualität ist wichtig, damit die an dem System
angeschlossenen Behörden fehlerfrei arbeiten können, und die Datenerhebung
erfolgt jeweils auf der Grundlage einer gesetzlichen Norm - also nicht
freischwebend und willkürlich, sondern rechtsstaatlich. Insofern gibt der
Bericht jetzt keine Auskunft darüber, dass Veränderungen an der
Erhebungsrechtsgrundlage vorzunehmen sind.

Frage: Herr Burger, in der Presse ist die Rede von einem weiteren
Sanktionsgesetz in Washington gegen Nord Stream 2. Es geht jetzt nicht um
die Baufirmen, die am Bau dieser Pipeline beteiligt sind, sondern um die
Investoren und die Firmen, die das Gas, das aus Russland geliefert werden
soll, abnehmen würden. Was passiert auf der diplomatischen Ebene in
Washington, um das zu verhindern?

Burger: Ich habe die Berichterstattung auch gesehen. Ich habe Ihnen dazu
jetzt keine neuen Erkenntnisse vorzutragen. Natürlich beobachten wir im
Rahmen der Arbeit unserer Auslandsvertretungen in Washington die politische
Diskussion in den USA und auch im Kongress sehr genau.

Frage: Frau Demmer, wie schätzt die Bundesregierung die Situation ein? Ist
es tatsächlich so, dass die USA weitere Sanktionen ins Spiel bringen
könnten?

SRS'in Demmer: Ich kann mich da Herrn Burger voll und ganz anschließen: Wir
haben das zur Kenntnis genommen. An der grundsätzlichen Haltung der
Bundesregierung zu dem Projekt hat sich nichts geändert - Sie kennen diese
Haltung. Darüber hinaus kann ich mich jetzt an Spekulationen nicht
beteiligen.

Frage: Frau Demmer, wenn das immer schlimmer wird mit den Sanktionen wegen
Nord Stream 2, also wenn es nicht nur die Verlegefirmen betrifft, sondern,
wie jetzt zu hören ist, möglicherweise auch die Investoren, ist es dann
nicht irgendwann an der Zeit, dass sich die Bundesregierung über eine
Gegenstrategie Gedanken machen muss? Könnte diese Gegenstrategie
möglicherweise auch in Gegensanktionen enden?

SRS'in Demmer: Sie haben Herrn Burger und mich jetzt ja gehört: Wir haben
die Meldungen zur Kenntnis genommen; an weiteren Spekulationen kann und
will ich mich hier nicht beteiligen. Die Bundeskanzlerin hat ja in Moskau
noch einmal betont, dass sie extraterritoriale Sanktionen ablehnt, gerade
weil sie eben deutsche und europäische Unternehmen treffen und damit eine
Einmischung in die inneren Angelegenheiten darstellen. Daran hat sich
grundsätzlich nichts verändert.

Frage: Herr Burger, im "Handelsblatt" heißt es von einem Diplomaten des AA,
dass man sich für die Aussetzung der US-Sanktionen einsetze. Können Sie
konkretisieren, mit wem man gerade spricht?

Burger: Das ist ja nichts Neues. Wir haben ja von Beginn dieser
Diskussionen an immer wieder deutlich gemacht, dass wir mit den USA auf den
verschiedensten Ebenen in Kontakt sind, um dort für unsere Position zu
werben. Die ist, dass Nord Stream 2 ein Projekt ist, das zur
Energiesicherheit in Europa beiträgt, und zudem darauf beruht, dass wir
extraterritoriale Sanktionen ablehnen. In diesem Sinne führen wir schon
seit langer Zeit, schon seit mehreren Jahren, Gespräche in den USA mit
Vertretern der Administration, mit Vertretern des Kongresses. Da gibt es
jetzt keinen grundsätzlich neuen Stand.

Zusatzfrage: Vielleicht anders gefragt: Sie sagten "verschiedene Ebenen" -
was ist denn die höchste Ebene, auf der man gerade spricht?

Burger: Ich kann Ihnen jetzt keine anstehenden Gespräche ankündigen.

Zusatz: Dann reden Sie doch von den letzten mit der höchsten Ebene.

Burger: Aus vertraulichen Gesprächen mit unseren Partnern berichten wir
hier grundsätzlich nicht. Ich kann Ihnen aber sagen, dass dieses Thema
wirklich auf sehr unterschiedlichen Ebenen in den letzten Jahren immer
wieder angesprochen wurde und auch immer noch angesprochen wird.

SRS'in Demmer: Ich kann vielleicht noch ergänzen, dass wir uns natürlich
die Auswirkungen der Regelungen auf das Projekt derzeit genau ansehen und
über das weitere Vorgehen beraten.

Frage: Noch einmal zum Thema Assange - ich weiß, das war hier zuletzt schon
einmal Thema, trotzdem noch einmal ganz generell gefragt -: Es gibt ja den
Vorwurf des UN-Sonderbeauftragten für Folter, dass Großbritannien und
Schweden Grundprinzipien hier mit Füßen getreten hätten und dass Dokumente
die Fälschung von Zeugenaussagen belegen könnten, dass Großbritannien Druck
machte, das Vorverfahren nicht einzustellen. Nun sind Großbritannien und
Schweden ja enge Verbündete und Teil einer Wertegemeinschaft. Wie steht die
Bundesregierung zu diesen Vorwürfen?

Burger: Sie kennen unsere Haltung, an der hat sich nichts geändert: Die
Bundesregierung verfolgt den Auslieferungsprozess von Julian Assange sehr
aufmerksam. Da das Auswärtige Amt Julian Assange als australischen
Staatsangehörigen nach dem Wiener Übereinkommen über konsularische
Beziehungen nicht konsularisch betreut und auch nicht betreuen kann, hat es
hinsichtlich der konkreten Haftbedingungen keine eigenen Erkenntnisse. Die
Zuständigkeit für dieses Verfahren liegt bei der britischen Justiz, die
Entscheidungen unter Berücksichtigung des britisch-amerikanischen
Auslieferungsabkommens unter Beachtung nationalen Rechts und
menschenrechtlicher Bestimmungen, darunter auch der Maßstäbe des Artikels 3
der Europäischen Menschenrechtskonvention, zu treffen hat. Aus Sicht der
Bundesregierung besteht kein Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit der
britischen Justiz. Die britische Vertretung in Genf hat zu den Mitteilungen
des UN-Sonderberichterstatters Melzer in einem Schreiben vom 7. Oktober
2019 auch Stellung genommen; das ist öffentlich einsehbar.

Ich möchte zur Erklärung vielleicht noch sagen: Wenn wir sagen, dass aus
unserer Sicht keine Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit der britischen
Justiz bestehen, verbindet sich damit kein Urteil über einzelne
Entscheidungen. Das begründet sich vielmehr in der Überzeugung, dass die
britische Justiz, der britische Rechtsstaat, jedem, der sich in seinen
Rechten durch staatliches Handeln verletzt sieht, die Möglichkeit gibt,
dagegen rechtlichen Schutz zu suchen, und daran bestehen aus unserer Sicht
keine Zweifel.

Zusatzfrage: Die Frage zielt ja nicht auf die Rechtsstaatlichkeit, sondern
auf die Wertevorstellungen ab. Sie haben den Bericht von Herrn Melzer
genannt; ich kann gerne noch daraus zitieren: In 20 Jahren Arbeit mit
Opfern habe er noch nie erlebt, dass sich eine Gruppe demokratischer
Staaten zusammengeschlossen hat, um ein einzelnes Individuum so lange
bewusst zu isolieren, zu dämonisieren und zu missachten. Noch einmal:
Entspricht das den Wertevorstellungen der Bundesregierung?

Burger: Sie halten mir da jetzt ein Zitat vor, das sich auf Vorgänge in
Drittstaaten bezieht. Ich habe Ihnen gesagt, was ich für die
Bundesregierung zu sagen habe. Wie gesagt, aus unserer Sicht bestehen keine
Zweifel daran, dass die Justiz in Großbritannien im Grundsatz nach
rechtsstaatlichen Prinzipien handelt.

Frage: Der Bericht von Herrn Melzer bezieht sich ja nun explizit auf die
Haftbedingungen. Gehen Sie davon aus, dass ein UN-Sonderberichterstatter
falsches Zeugnis über die Haftbedingungen ablegt? Sie berufen sich an
anderen Stellen auch oft genug auf UN-Berichte. Wenn Sie auch in diesem
Fall von der Glaubhaftigkeit ausgehen: Sehen Sie rechtsstaatliche
Prinzipien in den Haftbedingungen erfüllt?

Burger: Der UN-Sonderberichterstatter hat sich in seiner Mitteilung an die
zuständigen britischen Behörden gewandt, und die britischen Behörden haben
auf diese Mitteilung reagiert.

Zusatzfrage: Trifft es zu, dass auf Empfehlung des Auswärtigen Amtes eine
Petition, die an den Bundestag gerichtet war, er möge sich für Herrn
Assange sowie für die Freiheit der Presse und deren Arbeitsbedingungen
einsetzen, nicht veröffentlicht worden ist? Das ist natürlich Sache des
Bundestages, aber wenn eine Veröffentlichung dieser Petition abgelehnt
wird, weil das Auswärtige Amt das so empfohlen habe, ist das auch eine
Frage an das Auswärtige Amt: Gab es diese Empfehlung?

Burger: Davon habe ich keine Kenntnis, das müsste ich gegebenenfalls
nachreichen.

Zusatz: Das wäre schön, danke.

Frage: Ich möchte auch noch einmal verstehen, wie Sie keine Zweifel an der
Rechtsstaatlichkeit haben und gleichzeitig Herrn Melzers Bericht nur zur
Kenntnis genommen haben. Er war selbst zu Gast im Auswärtigen Amt, und er
hat Ihnen wahrscheinlich auch über die Haftbedingungen und teilweise Folter
von Herrn Assange berichtet. Wie passt das zusammen?

Burger: Wie gesagt: Wenn wir sagen, dass wir keine Zweifel an der
Rechtsstaatlichkeit der britischen Justiz haben, dann heißt das, dass wir
überzeugt sind, dass es im britischen Rechtsstaat die Möglichkeit für jeden
gibt, sich mit den Mitteln dieses Rechtsstaats zur Wehr zu setzen, wenn er
sich in seinen Rechten durch staatliches Handeln beschnitten sieht. Dazu
bietet nach unserer Auffassung der britische Rechtsstaat die notwendigen
Möglichkeiten.

Ansonsten kann ich nur noch einmal auf das verweisen, was ich eingangs
gesagt habe: Wir haben keine eigenen Erkenntnisse zu diesem Fall, weil Herr
Assange als australischer Staatsangehöriger von uns nicht konsularisch
betreut wird. Es gibt eine Kommunikation in dieser Sache zwischen dem
zuständigen UN-Sonderberichterstatter und den zuständigen britischen
Behörden. Wir haben keine eigenen Erkenntnisse, die uns da zu abweichenden
Beurteilungen kommen ließen.

Zusatzfrage: Gibt es denn Gründe, an dem Bericht von Herrn Melzer zu
zweifeln, zum Beispiel in Sachen Folter?

Fällt eigentlich die Arbeit von Herrn Assange für Sie unter die
Pressefreiheit?

Burger: Ich kann mir hier kein Urteil über die Arbeit von Herrn Assange
anmaßen.

Zusatz: Sie sollen das ja nicht machen, sondern die Bundesregierung oder
das Auswärtige Amt.

Burger: Ich maße mir hier im Namen der Bundesregierung kein Urteil über die
Arbeit von Herrn Assange an.

Entschuldigung, was war Ihre erste Frage? Ob es Gründe gibt, an den
Aussagen von Herrn Melzer zu zweifeln? - Ich habe Ihnen eingangs ja schon
gesagt: Wir haben zu den Haftbedingungen von Herrn Assange keine eigenen
Erkenntnisse. Das ist ein Vorgang, der sich in den Händen der britischen
Justiz abspielt. Es gibt eine dazu bestehende Kommunikation auf den dafür
vorgesehenen Kanälen zwischen dem UN-Sonderberichterstatter und den
britischen Behörden, und darauf möchte ich Sie verweisen.

Frage: Frau Demmer, Herr Burger, UN-Generalsekretär Guterres hat sich
zutiefst frustriert über die Lage in Libyen geäußert und von einem Skandal
gesprochen. Schließen Sie sich als Gastgeber der Berliner Konferenz diesem
Urteil an? Welche Konsequenzen ziehen Sie daraus?

Burger: Wir teilen die Sorge des Generalsekretärs natürlich und arbeiten
auf den verschiedenen Strängen, die ich neulich schon erläutert habe,
weiterhin mit Hochdruck daran, die Umsetzung dessen, was in Berlin
vereinbart wurde voranzubringen und zu verbessern, erstens im Rahmen der
Vorbereitungen für das erste Follow-up-Treffen zur Libyenkonferenz, auf dem
die Staaten, die an der Konferenz in Berlin teilgenommen und sich dort
verpflichtet haben, ihre Unterstützung für die Konfliktparteien
einzustellen, erneut zusammentreffen werden, um über die Umsetzung zu
beraten. Das soll Mitte Februar stattfinden und wird auf Einladung des
Außenministers hier in Deutschland stattfinden.

Zweitens gibt es seit Montagabend die Gespräche im sogenannten 5+5-Format
in Genf. Der UN-Sonderbeauftragte hat sich dazu gestern öffentlich
geäußert. Dass diese Gespräche stattfinden und die Konfliktparteien
anfangen, sich über die Rahmenbedingungen für einen echten Waffenstillstand
zu unterhalten, ist ein gutes Zeichen. Wir hoffen vor allem für das
libysche Volk auf baldige und auch konkrete Ergebnisse.

Drittens arbeiten wir an einer möglichst baldigen Indossierung der
Ergebnisse von Berlin durch den UN-Sicherheitsrat, um diesen Beschlüssen
zusätzliche Verbindlichkeit zu verleihen. Diese Verhandlungen laufen
derzeit sehr intensiv.

Viertens stehen wir auch weiterhin mit unseren EU-Partnern in einem
intensiven Austausch über die Frage möglicher europäischer Beiträge
insbesondere zur Umsetzung des Waffenembargos.

Wir haben darüber hinaus auch weiterhin regelmäßige Kontakte zu beiden
Konfliktparteien, um auch dort darauf zu drängen, dass die vereinbarte
Waffenruhe eingehalten wird und dass es Fortschritte auf dem Weg zu einem
belastbaren Waffenstillstand gibt.

Zusatzfrage: Der Generalsekretär hat insbesondere den anhaltenden Bruch des
UN-Waffenembargos beklagt. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über
die Urheber dieses Bruchs? Wer bricht das UN-Waffenembargo, und in welchem
Umfang wird es gebrochen?

Burger: Der UN-Generalsekretär hat gesagt, dass es glaubwürdige Berichte
gebe, dass eine ganze Reihe von Staaten, die in Berlin beteiligt gewesen
seien, weiterhin Waffen und Material lieferten und sich dort in einer Weise
militärisch engagierten, die dem zuwiderlaufe, was in Berlin besprochen
worden sei. Das verfolgen wir sehr aufmerksam. Wir stehen dazu auch in
engem Austausch mit den Vereinten Nationen und den anderen Partnern.

Sie wissen, dass es im Sicherheitsrat einen Sanktionsausschuss gibt, der
sich just mit der Kontrolle des Waffenembargos befasst und der das Mandat
hat, solche Verstöße festzustellen und dann auch Konsequenzen zu empfehlen.

SRS'in Demmer: Ich kann vielleicht noch ergänzen. Wir haben natürlich
keinerlei Anlass, an den Aussagen zu zweifeln. Wir fordern alle
Konferenzteilnehmer, die hier in Berlin waren, nachdrücklich dazu auf, sich
an die Selbstverpflichtungen zu halten, auf die sie sich hier eingelassen
haben. Dazu gehört natürlich in erster Linie die Einstellung jeglicher
Waffenlieferungen, die einen Bruch der bestehenden UN-Resolution
darstellen.

Zusatzfrage: Ich mache noch einmal einen Versuch und frage, ob es nicht an
der Zeit wäre, Ross und Reiter zu nennen und die Staaten, die das 
UN-Waffenembargo brechen, zu benennen und direkt zu kritisieren.

Burger: Wir haben mit der Berliner Konferenz Verantwortung übernommen,
diesen Prozess weiterzuführen und bei allen, die dort Verpflichtungen
eingegangen sind, dafür zu werben, diese Verpflichtungen umzusetzen. Wir
sind weiterhin davon überzeugt, dass das der richtige Weg ist. Wir führen
auch intensive Gespräche mit den Teilnehmern der Berliner Konferenz. Dazu
hat es in den letzten Wochen auch eine ganze Reihe von Telefonaten der
Bundeskanzlerin und auch des Bundesaußenministers mit Russland, mit der
Türkei, mit den Vereinigten Arabischen Emiraten, mit Ägypten, aber
beispielsweise auch mit dem Hohen Vertreter der EU und mit dem 
UN-Sondergesandten Salamé gegeben, über die wir hier teilweise auch berichtet
haben. Wir sind gewillt und fest entschlossen, am Ball zu bleiben und den
Druck auf die Konfliktparteien aufrechtzuerhalten, das, was in Berlin
vereinbart wurde, jetzt auch umzusetzen.

SRS'in Demmer: Ich kann vielleicht noch einmal darauf hinweisen, dass die
Konferenz kein Schlusspunkt war, sondern ein wichtiger Zwischenstopp auf
dem Weg zu einer politischen Lösung und dass bei der Umsetzung viel Geduld
erforderlich ist. Das haben wir ja auch bei der Konferenz deutlich zum
Ausdruck gebracht.

Frage: Meine Frage geht an Herrn Burger, vielleicht auch an Frau Demmer.
Der tansanische Botschafter in Berlin fordert die Bundesregierung zu
Verhandlungen über eine Wiedergutmachung für Verbrechen während der
Kolonialzeit in Ostafrika auf.

Ist Tansania mit der Forderung schon an die Bundesregierung herangetreten?
Wird die Bundesregierung dieser Forderung nachkommen?

Burger: Das Thema der Kolonialvergangenheit ist für die Bundesregierung von
besonderer Bedeutung. Der Koalitionsvertrag formuliert einen klaren
Auftrag. Ich darf zitieren:

"Wir wollen die kulturelle Zusammenarbeit mit Afrika verstärken und einen
stärkeren Kulturaustausch befördern, insbesondere durch die Aufarbeitung
des Kolonialismus sowie den Aufbau von Museen und Kultureinrichtungen".

Die heutige Berichterstattung habe ich gesehen. Entsprechende Forderungen
sind bisher nicht an das Auswärtige Amt herangetragen worden. Wir sind aber
mit der tansanischen Seite im ständigen Gespräch zu verschiedenen Aspekten
der deutschen Kolonialgeschichte. Außenminister Maas hat Tansania 2018
besucht. Auch damals hat es einen Austausch zu diesem Thema gegeben.

Zusatzfrage: Wird die Bundesregierung mit dem Botschafter oder mit Tansania
nach diesem Aufruf ganz konkret diesbezüglich ins Gespräch kommen?

Burger: Wie gesagt, stehen wir mit Tansania in regelmäßigem Austausch, auch
zur Frage der Kolonialvergangenheit. Uns liegen aus Tansania derzeit keine
Rückforderungen von Kulturgütern vor. Aber just dieser Aspekt des Umgangs
mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten ist für die Bundesregierung auch
von großer Wichtigkeit.

Wir arbeiten schon seit geraumer Zeit zwischen Bund und Ländern daran, dass
wir dabei unsere Hausaufgaben machen. Im März des vergangenen Jahres sind
erste Eckpunkte zum Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten
verabschiedet worden. Darin wurde unter anderem ausdrücklich vereinbart,
dass menschliche Überreste aus kolonialen Kontexten zurückzuführen sind.

Allerdings befindet sich in Deutschland die überwiegende Zahl von
Einrichtungen, in denen sich Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten
befindet, in der Trägerschaft und Zuständigkeit von Ländern und Kommunen.
Deswegen haben wir als Bundesregierung keinen umfassenden Überblick über
Kulturobjekte aus Tansania, die sich in Deutschland befinden. Aber dazu ist
der Austausch zwischen Bund und Ländern gestartet worden.

Dazu gibt es auch innerhalb der Bundesregierung weitere Arbeiten,
einerseits im Bereich der sogenannten Provenienzforschung, in der also
erforscht wird, woher bestimmte Sammlungsgüter eigentlich kommen. Das ist
bei einer leider erschreckend großen Zahl von Objekten nicht so
dokumentiert, dass einfach nachzuverfolgen wäre, aus welchem Land, aus
welchem Ort und von welchem Eigentümer diese Güter gekommen sind. Das liegt
in der Zuständigkeit der BKM.

Das Auswärtige Amt ist insbesondere für die kulturelle Zusammenarbeit
insbesondere mit Afrika zuständig. Wir haben in der Vergangenheit, denke
ich, schon einmal darüber gesprochen, beispielsweise über die
Zusammenarbeit im Museumsbereich, in der es auch darum geht, mit
denjenigen, die sich in den Museen in Ländern Afrikas mit diesen Fragen
beschäftigen, in Dialog zu treten und dort Kapazitäten aufzubauen, um solch
einen Austausch zu ermöglichen.

Frage (zur Reise der Bundeskanzlerin nach Südafrika und Angola): Ich habe
eine Frage zu einem anderen Völkermord, nämlich dem in Namibia. Da gibt es
auch immer noch Streit zwischen der Bundesregierung und Namibia. Frau
Demmer, es ist ja ganz interessant, dass die Kanzlerin am Donnerstag und
Freitag in Südafrika, einem Nachbarland von Namibia, und einen Tag später
in Angola, einem anderen Nachbarland von Namibia, zu Gast ist. Sie
überfliegt Namibia und vermeidet quasi, es zu besuchen. Sie besucht dann
nur Angola.

Warum nutzt die Kanzlerin, wenn sie eh schon in der Region ist und die
beiden Nachbarländer besucht, die Reise nicht, um Namibia zu besuchen, wo
es ja einen enormen Gesprächsbedarf gibt?

SRS'in Demmer: Ihre Interpretation einer Vermeidungsstrategie würde ich
jetzt zurückweisen. Die Reiseplanungen der Kanzlerin richten sich nach
einem engen Terminplan. Dass ihr und der Bundesregierung der gesamte
Kontinent sehr wichtig ist, auch der Austausch mit der Regierung in
Namibia, steht völlig außer Frage.

Wie der aktuelle Stand zum Thema Namibia ist, müsste ich allerdings
nachreichen.

Zusatzfrage: Ich würde ja nur gern wissen, warum die Kanzlerin ausgerechnet
bei diesem Trip, wo sie eh in die - - -

SRS'in Demmer: Es ist ja, wie gesagt, eine relativ kurze Reise, und über
die Terminplanungen geben wir hier keine Auskunft. Aber dass das quasi
einer Vermeidungsstrategie folge, weise ich hier zurück.

Zusatzfrage: Gab es denn eine Intention des Kanzleramts, Namibia zu
besuchen, gerade angesichts des Gesprächsbedarfs in Sachen Völkermord?

SRS'in Demmer: Wie gesagt, ist für uns der Austausch mit der Regierung in
Namibia von zentraler Bedeutung. Die Reiseplanung zu dieser Reise hat jetzt
jedenfalls diese beiden Länder vorgesehen.

Burger: Ich darf vielleicht ergänzen, dass sich die Bundesregierung ja in
einem Gesprächs- und Verhandlungsprozess mit Namibia über eine
zukunftsgerichtete Aufarbeitung der Kolonialvergangenheit befindet. Dafür
haben wir einen Beauftragten der Bundesregierung, der diese Gespräche mit
Namibia führt. Allerdings ist zwischen den Regierungen Vertraulichkeit dazu
vereinbart worden. Deswegen kann ich jetzt von keinen weiteren Details zum
Stand dieser Gespräche berichten.

Frage: Frau Demmer und Herr Burger, die namibische Regierung hat im
vergangenen Jahr sehr deutlich signalisiert, dass sie auf die Kanzlerin
wartet. Der Botschafter hat das explizit so gesagt. Namibia feiert in
diesem Jahr als, glaube ich, letztes afrikanisches Land das Ende der
Kolonialzeit, die Staatsgründung vor 40 Jahren. Da stellt sich die Frage,
warum solch ein doppelter Wunsch und Anlass nicht in die Reiseplanung
eingeht.

Konkret: Im vergangenen Jahr wurde beschlossen, dass ein Stück
Kolonialgeschichte, nämlich die sogenannte Säule von Cape Cross, eine
Steinskulptur aus Namibia, die im Besitz des Deutschen Historischen Museums
ist, zurückgegeben wird. Die Rückgabe hätte schon im Spätsommer des
vergangenen Jahres erfolgen sollen, und zwar durch die
Kulturstaatsministerin. Das hat offenbar noch nicht stattgefunden.

Frau Demmer, könnten Sie eventuell sagen, woran das liegt und wann das
erfolgt?

SRS'in Demmer: Das müsste ich nachreichen. Dazu habe ich keinen aktuellen
Stand. Das reichen wir gegebenenfalls nach.

Zusatzfrage: Aber die erste Frage dennoch: 40 Jahre Staatsgründung Namibias
und der dringende Wunsch der namibischen Regierung, dass die Kanzlerin
kommen möge. Man weist dort gern darauf hin, dass der letzte Kanzler, der
Namibia besucht habe, Helmut Kohl gewesen sei. Das ist auch schon eine
Weile her. Warum geht so etwas nicht in Reiseplanungen ein?

SRS'in Demmer: Über künftige Reisepläne geben wir hier, wir gesagt, immer
erst kurzfristig Auskunft. Der Vermutung, dass hier etwas vermieden worden
sei, möchte ich entschlossen entgegentreten. Damit habe ich zu dem Thema
alles gesagt.

Frage (zu tansanischen Forderungen nach einer Wiedergutmachung für
Verbrechen während der Kolonialzeit): Herr Burger, eine Nachfrage zu Ihrer
Äußerung von vorhin, da Restitutionsfragen jeglicher Art ja auch immer eine
Frage der nationalen Reputation sind: Beabsichtigt die Bundesregierung
denn, sich einen Überblick über die Sammlungsbestände der von Ländern und
Kommunen getragenen Einrichtungen zu verschaffen?

Burger: Dazu haben wir, wie gesagt, gemeinsam mit den Ländern am 13. März
die Eckpunkte zum Umgang mit Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten
verabschiedet. Die Grundlage dafür ist der gemeinsame Wunsch, zu einem
koordinierten Umgang mit diesen Gütern zu kommen.

Frage: Ein saudisches Frachtschiff, die Bahri Yanbu, bekannt als Teil einer
Flotte, die Waffen im Wert von Hunderten von Millionen Dollar im Krieg
gegen den Jemen geliefert hat - es wird in den Medien auch als
Skandalschiff bezeichnet -, steuert jetzt fünf Häfen in Europa an, unter
anderem Bremerhaven.

Ist der Bundesregierung dieser Sachverhalt bekannt? Wenn ja, welche
Stellungnahme haben Sie zum Anlegen eines solchen Schiffes in Bremerhaven?

Burger: Mir liegen dazu derzeit keine Erkenntnisse vor. Ich weiß nicht, ob
der Bundesregierung insgesamt dazu Erkenntnisse vorliegen. Wenn ich für das
Auswärtige Amt etwas zu berichten hätte, müsste ich das nachliefern.

Zusatzfrage: Vielleicht Frau Demmer?

SRS'in Demmer: Dem muss ich mich anschließen. Ich habe davon keine
Kenntnisse.

Zusatzfrage: Amnesty International hat an die betreffenden Regierungen in
Europa einen Appell gerichtet. Ist Ihnen dieser Appell bekannt?

Ich kann daraus auch zitieren. In dem Appell werden die Regierungen
aufgefordert, internationale Waffenabkommen zu respektieren.

SRS'in Demmer: Von dem gesamten Sachverhalt habe ich derzeit, wie gesagt,
keine Kenntnisse. Sollten wir dazu etwas nachzureichen haben, würden wir
das gegebenenfalls tun.

Frage: Uns hat gerade die Eilmeldung aus Thüringen erreicht - auch wenn Sie
als Bundesregierung das nur mittelbar betrifft -, dass der FDP-Mann
Kemmerich dort zum Ministerpräsidenten gewählt worden ist. Könnten Sie dazu
in irgendeiner Form eine Stellungnahme abgeben?

SRS'in Demmer: Das betrifft nicht das Handeln der Bundesregierung.

Zusatz: Klar, das habe ich ja gesagt. Aber es ist ja schon ein relativ
ungewöhnlicher Vorgang.

SRS'in Demmer: Ich kenne die Eilmeldung noch nicht einmal. Deswegen ist es
schwierig, dazu in der laufenden Regierungspressekonferenz Stellung zu
nehmen.

Frage: Es ist zwar nicht Bundesangelegenheit, aber es wird die
Bundesregierung doch betreffen, da Herr Kemmerich mit Stimmen der AfD zum
Ministerpräsidenten gewählt worden ist.

Wie steht die Bundesregierung dazu, dass erstmals ein Ministerpräsident mit
Stimmen der AfD gewählt worden ist?

SRS'in Demmer: Das betrifft, wie gesagt, nicht Handeln der Bundesregierung.
Sie sprechen von einer Eilmeldung. Ich möchte das von hier aus derzeit
nicht kommentieren.

Frage: Ist denn davon auszugehen, dass die Kanzlerin das heute oder morgen
kommentieren wird? Denn eine rechtsextreme Partei hat einen Mann zum
Ministerpräsidenten gewählt, der mit fünf Stimmen überhaupt in den Landtag
gekommen ist mit seiner Partei.

SRS'in Demmer: Wie gesagt, bekommen Sie dazu von mir hier und jetzt keinen
Kommentar.

Zusatzfrage: Aber vielleicht von der Kanzlerin?

SRS'in Demmer: Die Kanzlerin befindet sich derzeit auf Reisen. Sie werden
hier und jetzt dazu keine Stellungnahme bekommen.

Zusatzfrage: Wird es vielleicht von Herrn Seehofer etwas geben? Denn der
Verfassungsschutz beobachtet die AfD ja teilweise, und Herr Höcke ist der
Frontmann des Flügels, der ja schon als rechtsextrem eingestuft wird.

Alter: Der Bundesinnenminister hat immer hervorgehoben - das entspricht
auch seiner Linie -, dass die Arbeit des Bundesverfassungsschutzes eine
fachliche Arbeit und keine politisch orientierte Arbeit ist. Insofern ist
zu diesem Komplex aus dieser Perspektive vom Bundesinnenminister kein
Statement zu erwarten.

Frage: Frau Demmer, ich verstehe, dass das eine ganz frische Meldung ist.
Aber wird die Bundeskanzlerin dem neuen Ministerpräsidenten denn
gratulieren oder nicht?

SRS'in Demmer: Wie gesagt, gebe ich zu dieser Eilmeldung jetzt an dieser
Stelle keine Stellungnahme.

Zusatzfrage: Wenn Sie nachher ins Büro zurückgehen, werden Sie bestimmt
genauer nachlesen, was da passiert ist. Wird es noch eine Stellungnahme der
Bundesregierung dazu geben? Das ist ja schon ein Dammbruch. Das ist der
erste von der AfD ins Amt getragene Ministerpräsident in Deutschland.

SRS'in Demmer: Ich sehe hier kein Regierungshandeln der Bundesregierung.
Deswegen bleibe ich dabei. Sie können es jetzt über viele Wege versuchen,
aber ich würde sagen: Zu diesem Thema bekommen Sie an dieser Stelle von mir
keinen Kommentar.

Zusatzfrage: Aber das stimmt ja nicht ganz. Denn Sie werden mit ihm
zumindest im Bundesrat verhandeln. Insofern betrifft es schon das Handeln
der Bundesregierung. Also?

SRS'in Demmer: Ich bleibe dabei.

Zusatz: Das ist nicht ganz richtig. Es betrifft schon Handeln der
Bundesregierung.

Frage: Erstens: Das Abstimmungsergebnis im dritten Wahlgang: 45 zu 44. Das
bedeutet, dass Herr Höcke faktisch der Ministerpräsidentenmacher in
Thüringen gewesen ist. Das könnte man, wie ich finde, schon auch politisch
kommentieren.

Zweitens: Es gibt ja nicht nur Gespräche mit dem Bundesrat, sondern es gibt
zum Beispiel auch Gespräche der Kanzlerin mit den Ministerpräsidenten im
Bundeskanzleramt. Es wäre schon schön, wenn Sie sich dazu äußern könnten,
was das bedeutet und ob solche Gespräche mit jemandem, der unter diesen
Bedingungen Ministerpräsident geworden ist, vertrauensvoll möglich sind.
Das betrifft doch Regierungshandeln.

SRS'in Demmer: Ja. Aber das ist der Blick in die Zukunft. Das machen wir
hier ohnehin ungern. Ich kann mich hier nur wiederholen: Sie werden jetzt
zu diesem ganz frisch eingetroffenen Wahlergebnis von mir keine
Stellungnahme bekommen.

Frage: Meine Frage geht ans BMI, betrifft allerdings auch die Zukunft.
Trotzdem versuche ich es.

Gibt es einen neuen Termin für das Ende Januar geplatzte Treffen zwischen
dem Bundesinnenministerium und der Initiative Seebrücke?

Alter: Dieses Treffen war geplant, aber noch nicht konkret terminiert. Von
Anfang an war geplant, dass es auf Arbeitsebene stattfinden soll. Der
Termin musste verschoben werden. Meiner Kenntnis nach gibt es noch keinen
neuen Termin. Aber es gibt weiterhin die Planung, dieses Treffen auf
Arbeitsebene durchzuführen.

Zusatzfrage: Hat sich etwas an der Auffassung der Bundesregierung geändert,
keine Kinder oder Erwachsene aus den Lagern auf den griechischen Inseln in
einem humanitären Akt aufzunehmen?

Würden Sie es tun, wenn andere europäische Länder mitmachten?

Alter: Der Bundesinnenminister hat schon um die Weihnachtszeit deutlich
gemacht, dass er dafür eintritt, auch für diese Fälle eine europäische
Lösung zu erzielen. Das heißt, er befindet sich mit verschiedenen Akteuren,
auch mit der kroatischen Ratspräsidentschaft, in Gesprächen zu diesem
Thema. Die Linie des Bundesinnenministers hat sich diesbezüglich nicht
geändert.

Frage: Es geht um US-Militäreinsätze. Herr Burger, zum einen hat die 
US-Luftwaffe bekanntgegeben, dass 2019 7423 Bomben in Afghanistan abgeworfen
wurden. Das sind deutlich mehr als in den Jahren zuvor.

Wie bewertet die Bundesregierung als Partner in Afghanistan diese
Vorgehensweise? Ist das 2019 hilfreich gewesen?

Burger: Ich kenne die Zahlen nicht und kann sie deswegen nicht im Einzelnen
kommentieren.

Ich kann dazu sagen, dass wir gemeinsam mit den Nato-Partnern in
Afghanistan engagiert sind, um die afghanischen Behörden bei der
Verbesserung der Sicherheitslage zu unterstützen.

Wir stehen als Auswärtiges Amt insbesondere in einem engen Kontakt mit den
USA und mit verschiedenen Seiten in Afghanistan und haben unsere Hilfe
angeboten, um Bedingungen für einen erfolgreichen innerafghanischen
Dialogprozess herzustellen, der für Afghanistan zu einem Friedensprozess
führen könnte oder dabei helfen könnte. Insofern sind wir umfassend
engagiert, um zu versuchen, den Konflikt in Afghanistan zu entschärfen und
einer Lösung zuzuführen.

Zu den Fragestellungen nach einzelnen militärischen Taktiken kann ich von
dieser Stelle keine eigene Einschätzung abgeben.

Zusatzfrage: Das ist ja keine Frage nach einzelnen konkreten Taktiken,
sondern nach einer Jahresbilanz. Wenn dort fast doppelt so viele Bomben
abgeworfen worden sind als noch unter Obama, dann können Sie ja einen
Unterschied feststellen und uns vielleicht sagen, ob das zu Ihren
Bemühungen nach einer Entschärfung des Konflikts beiträgt. Vielleicht
können Sie uns die Antwort auch nachreichen.

Eine andere Frage: Die Amerikaner haben vor ein paar Tagen bekanntgegeben,
dass sie Qasim al-Raymi, angeblich einer der Führer von Al-Qaida im Jemen,
per Drohnenangriff umgebracht haben. Wissen Sie, ob Ramstein dafür
eingesetzt wurde? Haben Sie, was das angeht, nachgefragt und haben sich
über das Völkerrecht informiert?

Burger: Ich weiß es tatsächlich nicht. Ich weiß nichts über die Umstände
dieses Einsatzes. Wir haben über diesen Themenkomplex in der Vergangenheit
hier ja immer wieder gesprochen, auch über die amerikanische
Rechtsauffassung, was - - -

Zuruf: Es geht ja um Ihre Rechtsauffassung!

Burger: Auch über unsere Rechtsauffassung haben wir hier immer wieder
gesprochen.

Wie gesagt, über den Einzelfall habe ich keine Erkenntnisse, die ich hier
vorzutragen hätte.

Zusatzfrage: Können Sie das nachtragen?

Burger: Wenn ich dazu etwas nachzutragen habe, dann mache ich das gerne.

Frage: Herr Burger, eine Frage zum Deal von Donald Trump in Sachen Nahost.
Der EU-Außenbeauftragte hat diesen Plan abgelehnt und hat gesagt, dass
diese Initiative der Amerikaner von den international vereinbarten
Parametern abweicht. Ich hätte gerne eine Stellungnahme der Bundesregierung
dazu, ob sie diesen Aussagen zustimmt.

Burger: Die Äußerung des Hohen Vertreters verweist auf die bekannten 
EU-Positionen, unter anderem zu den international anerkannten Parametern. Ich
denke, dabei werden Sie auch viel Übereinstimmung mit den Äußerungen
feststellen, die wir an dieser Stelle und an anderer Stelle in den letzten
Wochen dazu gemacht haben.

Die Diskussion unter den EU-Partnern dazu geht aber weiter. Es gibt auch
weiterhin Positionierungen zu diesen amerikanischen Vorschlägen in der
Region.

Wir haben, wie gesagt, von Anfang an gesagt, dass nur eine für beide
Parteien akzeptable verhandelte Zweistaatenlösung zu einem dauerhaften
Frieden führen kann. Wir nehmen auch zur Kenntnis, dass der US-Vorschlag
bislang von der palästinensischen Seite deutlich abgelehnt wird. Wir haben
auch entsprechende Erklärungen der Arabischen Liga und der Organisation
Islamischer Staaten zur Kenntnis genommen.

Zusatzfrage: Der EU-Außenbeauftragte hat ganz unmissverständlich gesagt,
dass er diesen Plan ablehnt. Darf man jetzt davon ausgehen, dass die
Bundesregierung diesen Plan so, wie er jetzt vorgeschlagen wurde, auch
ablehnt?

Burger: Wie gesagt, wir haben uns dazu in der vorvergangenen Woche schon
geäußert. Es gibt, glaube ich, eine hohe Übereinstimmung zwischen den
Äußerungen des Hohen Vertreters und unseren Einlassungen. Die Einlassungen
des Hohen Vertreters verweisen im Übrigen ja auf die bekannten und
abgestimmten Positionen der Europäischen Union.

SRS'in Demmer: Ich würde mich Herrn Burger anschließen. Wie er schon gesagt
hat, verweist die Erklärung des Hohen Vertreters auf die international
anerkannten Parameter. In der Erklärung wird der US-Plan aber nicht
abgelehnt. Es wird deutlich gemacht, dass dieser von den international
anerkannten Parametern abweicht. Das ist ein Unterschied.

Die Bundesregierung hat aber auch deutlich gemacht, dass wir in der 
US-Initiative einen Impuls sehen, einen zuletzt festgefahrenen Prozess wieder
in Gang zu bringen. Sie hat beide Parteien aufgefordert, sich an den
Verhandlungen zu beteiligen. Unsere Position bleibt unverändert. Wie auch
Herr Burger sagt: Nur eine für beide Parteien akzeptable verhandelte
Zweistaatenlösung kann zu einem dauerhaften Frieden führen.

Frage: Ich versuche jetzt gerade, das Argument nachzuvollziehen. Wenn
darauf hingewiesen wird, dass ein Plan von internationalen Parametern
abweicht, dann ist das doch eine Ablehnung dieses Plans. Oder sagt man nur:
"Ja, der weicht ab, aber das ist dann eben so"? Welche Bedeutung hat dann
eine solche Anführung von internationalen Parametern, wenn man nicht sagt:
"Das geht nicht mit so einem Plan"?

SRS'in Demmer: Ich kann mich, wie gesagt, jetzt nur wiederholen: Auf die
Abweichung haben ja auch wir hingewiesen. Gleichzeitig sehen wir eben einen
Impuls, der einen ins Stocken geratenen Prozess wieder in Gang bringen
kann.

Zusatzfrage: Sie sagen: nur von beiden Seiten. Die Seite der Palästinenser
hat gesagt: "Diese Art von Impuls können wir auf gar keinen Fall annehmen.
Darauf gehen wir nicht ein." Welcher Impuls steckt dann darin? Worin
begründet sich Ihre Hoffnung?

SRS'in Demmer: Auch das haben wir ja jetzt hier beide gesagt: Nur eine für
beide Parteien akzeptable verhandelte Zweistaatenlösung kann zu einem
dauerhaften Frieden führen. Wir haben natürlich auch zur Kenntnis genommen,
dass der Vorschlag bislang von der palästinensischen Seite deutlich
abgelehnt wird.

Frage: Anders gefragt: Können Sie denn nachvollziehen, warum die
Palästinenser den Plan ablehnen?

SRS'in Demmer: Wir haben das zur Kenntnis genommen. Am Ende besteht unsere
Position darin, dass beide Parteien miteinander verhandeln und eine Lösung
finden müssen, die beiden Seiten gerecht wird.

Zusatz: Da dies ja nicht passiert ist, lehnen Sie das ab.

SRS'in Demmer: Wie gesagt, unsere Position haben wir jetzt hier deutlich
vorgetragen.

Frage: Frau Demmer, haben sich die Kabinettsmitglieder heute am Tisch oder
am Rande des Kabinettstisches mit dem Coranavirus beschäftigt?

SRS'in Demmer: Ja, der Gesundheitsminister hat dazu vorgetragen.

Zusatzfrage: Können Sie über den Vortrag mehr sagen?

SRS'in Demmer: Die Kabinettsgespräche sind vertraulich. Möglicherweise kann
das Gesundheitsministerium zum Stand der Dinge vortragen.

Berve-Schucht: Ich kann Ihnen aus dem Kabinett auch nichts berichten. Da
kann ich mich Frau Demmer nur anschließen.

Sie kennen wahrscheinlich alle die aktuelle Lage. Jeden Tag werden neue
Zahlen veröffentlicht. Die Lage in Deutschland ist weiterhin so, dass es 12
bestätigte Fälle gibt. Daran hat sich seit gestern nichts verändert.

Sie wissen sicher auch, dass der Minister gestern in London und Paris
Gespräche mit seinen dortigen Amtskollegen geführt hat. Anschließend haben
er und seine französische Amtskollegin die kroatische Ratspräsidentschaft
gebeten, ein informelles Gesundheitsministertreffen in der EU einzuberufen,
um ein gemeinsam abgestimmtes weiteres Vorgehen zu beraten. Das ist das,
was wir im Moment sagen können.

Burger: Ich kann noch ergänzen. Wir beobachten natürlich auch die
Lageentwicklung in China sehr genau. Diese ist laufend Thema im Krisenstab
der Bundesregierung, der allein seit Samstag dreimal im Auswärtigen Amt
getagt hat, zuletzt gestern Nachmittag. Auch heute ist eine
Telefonschaltkonferenz auf Staatssekretärsebene zwischen den beteiligten
Ressorts vorgesehen.

Wir haben gestern die Reise- und Sicherheitshinweise für China noch einmal
leicht verschärft. Wir raten bis auf Weiteres von nicht notwendigen Reisen
nach China ab und empfehlen, eine vorübergehende beziehungsweise vorzeitige
Ausreise zu erwägen. Wir sehen nämlich, dass die Lage für Deutsche auch in
anderen Teilen Chinas, also außerhalb der Provinz Hubei, schwieriger
geworden ist. Dabei geht es zum einen natürlich um die gesundheitliche
Gefährdung durch das Virus selbst, aber auch um Reise- und
Bewegungsbeschränkungen für weitere Regionen und Städte, die teilweise sehr
kurzfristig verhängt werden.

Die Situation vor Ort entwickelt sich schnell weiter. Wir bewerten die Lage
ständig neu. Natürlich gibt es laufend neue Erkenntnisse der Experten über
das Virus, die sich weiterentwickeln. Deswegen stehen wir in einem engen
Kontakt zu den Deutschen vor Ort und werden, wenn nötig, auch die Reise-
und Sicherheitshinweise weiter anpassen und tun, was nötig ist, um die
Sicherheit der Deutschen vor Ort zu gewährleisten.

Frage: Eine Frage an das Gesundheitsministerium. Ist der Termin für das
Treffen der EU-Gesundheitsminister schon terminiert?

Berve-Schucht: Soweit ich weiß nicht. Das wird noch abgestimmt.

Frage: Eine Frage an das BMI zur Umwandlung von Miet- in
Eigentumswohnungen. Es gibt seit Neuestem einen Vorschlag aus dem
Bundesjustizministerium, obwohl Ihr Ministerium federführend ist. Wie
beurteilen Sie den Vorschlag? Wann kommt der Vorschlag aus Ihrem Haus? Der
Vorschlag sollte, wenn ich das richtig sehe, schon Ende 2019 fertiggestellt
sein.

Alter: Die Baugesetznovelle ist derzeit in der Ressortabstimmung. Insofern
ist es auch kein ungewöhnlicher Vorgang, dass Ressorts, die an diesem
Prozess beteiligt sind, Vorschläge machen.

Wir sind, was den Punkt angeht, den Sie ansprechen, in sehr konstruktiven
Gesprächen. Die Zielrichtung besteht darin, diese Gespräche noch im Februar
abzuschließen.

Frage: Eine Frage an Frau Demmer oder an Herrn Kuhn. Es gibt seit gestern
Vorschläge der EU-Kommission, den Stabilitätspakt zu ändern. Ich will nicht
sagen, dass das immer für die deutsche Bundesregierung eine heilige Kuh
war, aber doch ein sehr wichtiges Element, um andere Staaten vom exzessiven
Schuldenmachen in der Eurozone abzuhalten. Was sagen Sie denn zu diesen
Vorschlägen?

Kuhn: Es handelt sich dabei um das reguläre Überprüfungsverfahren. Der
Stabilitätspakt, den Sie ansprechen, wurde 2011 und 2013 durch eine ganze
Reihe von Verordnungen und Richtlinien erweitert. Diese stehen jetzt zur
regelmäßigen Überprüfung an. Dazu wird die Kommission einen Bericht
vorlegen, der auch Thema beim nächsten Treffen der Finanzminister im 
ECOFIN-Rat in Brüssel sein wird. Darüber werden die Finanzminister sprechen. Das
ist jetzt sozusagen der Startpunkt der Überprüfung.

Zusatzfrage: Herr Kuhn, könnten Sie etwas zur deutschen Position sagen? Mit
welchen Vorstellungen geht Minister Scholz in diese Gespräche in Brüssel?

Kuhn: Wir werden uns erst einmal die Vorschläge anschauen und uns dann mit
unseren Kollegen austauschen. Dafür dient auch das Treffen der
Finanzminister am Montag und Dienstag.

Zusatzfrage: Es gibt noch keine Position des BMF?

Kuhn: Wir werden dann dazu Stellung nehmen, wenn der Minister darüber
gesprochen hat.

Mittwoch, 5. Februar 2020
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INNEN/4840: Lindner-Statement zur Entwicklung in Thüringen

FDP-Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

LINDNER-Statement zur Entwicklung in Thüringen



Zu der Entwicklung in Thüringen gab der FDP-Bundesvorsitzende
Christian Lindner heute folgendes Statement ab:

"Ich bin heute von Berlin nach Erfurt gekommen, um mit unserer
Landtagsfraktion und Thomas Kemmerich über die politische Lage hier
zu beraten. Thomas Kemmerich hat die einzig richtige, einzig mögliche
Entscheidung getroffen. Binnen eines Tages hat er sich aus der
Abhängigkeit von der AfD befreit. Eine wie auch immer geartete
Zusammenarbeit oder Abhängigkeit mit der AfD darf es für eine
demokratische Partei in Deutschland nicht geben. Und da Mehrheiten
aus der Mitte des Landtags im demokratischen Zentrum nicht möglich
waren, ist es folgerichtig, binnen 24 Stunden ein solches Amt
zurückzugeben.

Bereits gestern habe ich gesagt, dass baldige Neuwahlen in der
jetzigen Situation für das Land der richtige Schritt wären. Neuwahlen
würden die Möglichkeit eröffnen, dass die Gesellschaft sich auch
wieder versöhnt und der Souverän die Lage neu beurteilen kann. Die
Fraktion im Landtag will deshalb eine Initiative ergreifen, um die
Selbstauflösung des Parlaments und Neuwahlen zu erreichen.

Ich bin irritiert, dass die CDU-Landtagsfraktion in Thüringen
ausweislich der aktuellen Medienberichterstattung diese Frage anders
beurteilt. Ich fordere deshalb die Union auf, in dieser Frage
ebenfalls mit uns den Weg freizumachen, damit die Bürgerinnen und
Bürger die politische Situation neu bewerten können. Wir als Freie
Demokraten haben die Situation geklärt. Das erwarten wir nun auch von
der Union und ihrer Bundesvorsitzenden Annegret Kramp-Karrenbauer.

Wir stehen für eine Politik der Mitte. Und das bezieht sich nicht nur
auf den Standort im politischen System, sondern auch auf die
politischen Inhalte, auf abgewogene Positionen jenseits der Ränder.
Wir verfolgen andere wirtschaftspolitische Überzeugungen als unsere
Mitbewerber. Wir haben ein anderes Bild dessen, was getan werden muss
für eine weltoffene, aber zugleich kontrollierte Integrationspolitik.
Wir wollen eine Klimapolitik in Deutschland, die ihre Ziele erreicht,
aber nicht durch Verbot, sondern durch technologische Innovation. Und
gerade eine solche Politik der Mitte in der Sache ist zwingend daran
gekoppelt, dass es eine Brandmauer gegen ganz Rechts, eine Brandmauer
gegenüber der AfD gibt. Das ist für die FDP eine Grundüberzeugung.

Wir haben einen Unvereinbarkeitsbeschluss schon vor Jahren gegenüber
der AfD gefasst. Deshalb bin ich Thomas Kemmerich dankbar, dass er
die harte und notwendige Entscheidung getroffen hat, sein Amt
zurückzugeben. Thomas Kemmerich hat mir in den letzten Tagen immer
wieder bestätigt, dass seine Kandidatur als Symbol für die politische
Mitte jenseits von AfD und Linkspartei gedacht ist. So hat der
Landesparteirat der FDP vor einigen Tagen hier ja auch entschieden.
Zu keinem Zeitpunkt war für mich erkennbar beabsichtigt, tatsächlich
ein Amt zu erreichen. Und aus diesem Grund ist es jetzt auch richtig,
da es keine Möglichkeit in der politischen Mitte gibt, zu einer
sachbezogenen Zusammenarbeit zu kommen, sich aus der Abhängigkeit der
AfD zu befreien.

Ich würde als Parteivorsitzender mein Amt nicht fortsetzen können,
wenn eine Gliederung, auch nur eine regionale Gliederung der Freien
Demokraten, systematisch eine Zusammenarbeit mit der AfD anstrebt
oder auch nur eine Abhängigkeit in Kauf nimmt von dieser Partei. Ich
habe das gestern bereits unterstrichen, diese sehr persönliche
Festlegung: keine Zusammenarbeit mit der AfD unter einem
Parteivorsitzenden Christian Lindner.

Dennoch ist jetzt eine Situation entstanden, ist eine Lage
entstanden, in der auch die Führung, die Bundesparteiführung der FDP,
neu legitimiert werden muss, nach einer solchen Lage. Das ist doch
völlig klar. Ein Weiter-so kann es da nicht geben nach diesen
Ereignissen. Und deshalb habe ich zu einer Sondersitzung unseres
Parteivorstands am morgigen Mittag in Berlin eingeladen. Und ich
beabsichtige, auf dieser Sondersitzung des Parteivorstands die
Vertrauensfrage zu stellen.

Nach den heutigen Entscheidungen hier in Erfurt ist es mir möglich,
mein Amt als Vorsitzender fortzusetzen. Aber ich will mich der
Legitimation unseres Führungsgremiums versichern. Und deshalb gibt es
morgen in Berlin eine Vertrauensfrage im FDP-Parteivorstand."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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INNEN/4839: Die AfD ist politischer Gegner des Liberalismus

FDP-Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

TEUTEBERG: Die AfD ist politischer Gegner des Liberalismus



Zur aktuellen Entwicklung in Thüringen gab FDP-Generalsekretärin
Linda Teuteberg heute folgende Erklärung ab:

"Dass die FDP in Thüringen jetzt die notwendige Korrektur vollzieht
und den Weg zu geordneten Neuwahlen freimacht, ist auch ein Erfolg
von Christian Lindner: Er hat unserer Überzeugung der Unvereinbarkeit
der Werte der FDP mit dem, wofür die AfD steht, maximalen Nachdruck
verliehen bei seinem Gespräch in Erfurt. Uns ist klar, dass ein
Vertrauensverlust für die gesamte FDP entstanden ist. Deswegen ist es
jetzt wichtig klarzumachen, dass die FDP eine liberale Partei ist und
bleibt, die den Gegnern unserer freiheitlichen Ordnung von
rechtsaußen und linksaußen entschieden entgegentritt.

Die AfD ist politischer Gegner des Liberalismus. Allen demokratischen
Parteien ist dieser Vorgang eine Warnung, dass die AfD nur eine
Destabilisierung unseres demokratischen Systems verfolgt. Deswegen
wäre es auch falsch, wenn jetzt die Parteien der Mitte diesen Streit
untereinander fortsetzten. Auch die CDU in Thüringen muss jetzt ihren
Beitrag leisten und Klarheit schaffen, indem sie dem Antrag zur
Auflösung des Landtages in Thüringen zustimmt."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle
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HAMBURG/5043: Attraktivere Innenstadt? Unverschämtes Wahlkampfgetöse (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 7. Februar 2020

Attraktivere Innenstadt? Unverschämtes Wahlkampfgetöse!



Der Spitzenkandidat der SPD und Erste Bürgermeister, die
SPD-Stadtentwicklungssenatorin und der Oberbaudirektor haben Ideen für
ein "Maßnahmenprogramm zur Aufwertung der Innenstadt" vorgestellt.
Überlegt werde laut Tschentscher, den privaten Pkw-Verkehr aus dem
Jungfernstieg herauszunehmen, temporäre Fußgängerzonen in Teilen des
Neuen Walls und der Großen Bleichen zu errichten oder den Busverkehr
aus der Mönckeberg- in die Steinstraße zu verlagern.

"Tschentscher nennt das Ganze eine Ideensammlung. Ich nenne es
Wahlkampfgetöse", erklärt Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Aktuell, wo die Senator_innen von Grünen und SPD jeden Tag eine
Pressekonferenz machen, kann natürlich niemand konkrete Pläne
erwarten ... Aber ganz im Ernst: Zwei Wochen vor der Wahl
jahrzehntealte Diskussionen und Ideen zu wiederholen ohne zu sagen, ob
und wann sie wie realisiert werden sollen, ist schon unverschämt."

Ein bisschen weniger Auto, ein bisschen mehr Grün und Gastronomie
machen noch keine attraktive Innenstadt. "Und Tschentscher hat mit
keinem Wort gesagt, wie die Innenstadt sich gegenüber der Konkurrenz
des völlig überdimensionierten Einkaufszentrums im Überseequartier
behaupten soll", so Sudmann. "Diese Ideensammlung ist kein Aufbruch,
sondern nur ein Sammelsurium alter, bisher nie ernsthaft erwogener
Vorschläge. Vor seiner nächsten Pressekonferenz sollte sich
Tschentscher lieber überlegen, ob und wann er mehr und vor allem
dauerhaft günstigen Wohnraum in der Innenstadt schaffen will."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 7. Februar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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HAMBURG/5042: Holsten-Areal nicht Spekulanten überlassen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Februar 2020

Holsten-Areal nicht Spekulanten überlassen!



Beim Holsten-Areal, einem der größten Bauprojekte Hamburgs, wechseln
ständig Eigentumsverhältnisse und Verantwortlichkeiten, wie heute das
Abendblatt berichtet. "Wer mit dem Gelände nur spekuliert und es aus
Profitgier einfach weiterverkauft, versündigt sich an allen
Hamburger_innen, die verzweifelt Wohnungen suchen", erklärt Heike
Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wenn es der Senat ernst meint mit
der Stadtentwicklung und dem Wunsch der Bezirksversammlung, dann muss
er das Holsten-Areal profitorientierten Investoren entreißen und das
Gebiet selbst entwickeln, zusammen mit Genossenschaften, Baugruppen
und der Bezirkspolitik."

"Um solchen Vorgängen Einhalt zu gebieten, brauchen wir eine Steuer
auf Grundstücks-Spekulationen", ergänzt Norbert Hackbusch,
finanzpolitischer Sprecher der Fraktion. "Wer ein solches Areal kauft
und, ohne es zu bebauen, gewinnbringend weiterverkauft, sollte zur
Kasse gebeten werden. Der Bund hat die Basis für solch eine
Spekulantensteuer geschaffen, die Grundsteuer C. Hamburg muss sie nur
noch einführen."

Hackbusch sieht zudem Anzeichen dafür, dass die mehrfachen Verkäufe
des Holsten-Areals nicht wie eigentlich vorgeschrieben mit der
Grunderwerbsteuer belastet wurden, sondern das Steuerschlupfloch
"Share Deal" genutzt wurde.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5363: Verdi-Kritik am Kita-Gesetz (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.02.2020

Kita-Gesetz der Landesregierung

Verdi-Kritik am Kita-Gesetz



Bei einer SPD-Veranstaltung in Frankenthal zum neuen Kita-Gesetz der
Landesregierung lässt der Landesfachbereichsleiter der Gewerkschaft
Verdi kein gutes Wort an der Kita-Initiative des Landes.

Christian Baldauf: "Verdi-Mann Euskirchen trifft den Nagel auf den
Kopf und erneuert unsere Kritik am Kita-Gesetz der Landesregierung.
Der vorgesehene Personalschlüssel ist viel zu niedrig. Er orientiert
sich ausschließlich am verfügbaren Geld und nicht an pädagogischen
Maßstäben. Das bedeutet für viele Kitas - auch in Frankenthal - dass
sie ihren Status Quo, den sie vor der Gesetzes-Novellierung hatten,
nicht halten können. Viele Einrichtungen im ganzen Land werden mit
Blick auf den Betreuungsschlüssel schlechter dastehen als vorher. Das
bedeutet mehr Aufgaben und mehr Arbeit mit weniger Personal und somit
weniger statt mehr Qualität. Gerade der Rechtsanspruch auf
durchgängige Sieben-Stunden-Betreuung wird deutlichen Mehraufwand in
den Kitas produzieren. Die Erzieherinnen und Erzieher werden also
weniger Zeit als heute zur Betreuung und Förderung unserer Kinder zur
Verfügung haben. Das Kita-Gesetz der Landesregierung besagt, dass es
keinen Unterschied macht, ob Zweijährige oder Sechsjährige in der Kita
betreut werden. Die Kritik der Frankenthaler Kita-Leiterin Kriszt ist
deshalb völlig richtig. Jeder weiß, dass Zweijährige mehr
Aufmerksamkeit als Sechsjährige brauchen. Allein das Wickeln von
Zweijährigen nimmt massiv Zeit in Anspruch. Diesen fundamentalen
Unterschied verleugnet das Gesetz, in dem es alle 2-6 jährigen Kinder
gleich behandelt. Kinder brauchen in unseren Kitas gute Betreuungs-
und Bildungsangebote. Darauf hat die CDU-Landtagsfraktion in Mainz
immer wieder aufmerksam gemacht und versucht Änderungen des
Kita-Gesetzes einzubringen. Dies ist stets am Widerstand von SPD, FDP
und Grünen gescheitert. Ich frage mich ernsthaft, wann die
Landesregierung endlich erkennt, dass das neue Kita-Gesetz mehr
Probleme mit sich bringt als löst."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2020

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/5362: Solar-Offensive ist ein voller Erfolg (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 07.02.2020

Solar-Offensive ist ein voller Erfolg: Gemeinsam in eine klimaneutrale Zukunft



Die Solar-Offensive der Landesregierung entwickelt sich noch
erfolgreicher als erwartet. Inzwischen sind bereits 885 Förderanträge
für Solarspeicher bei der Energieagentur eingegangen, wie diese
aktuell mitteilt. Dazu erklärt der energiepolitische Sprecher der
GRÜNEN Landtagsfraktion, Andreas Hartenfels:

"Die Solar-Offensive ist ein voller Erfolg. Die Bürgerinnen und Bürger
in Rheinland-Pfalz wollen ihren eigenen Strom erzeugen und speichern,
und damit ihren Teil zur Energiewende beitragen. Das zeigen die nun
von der Energieagentur veröffentlichten Zahlen ganz deutlich. Wir
freuen uns sehr, dass so viele Privathaushalte und Kommunen das
Angebot des Umweltministeriums nutzen und ihre Solaranlagen um
effiziente Speicher erweitern wollen. Sie machen sich damit nicht nur
unabhängig von der zentralen Energieversorgung durch die Großkonzerne,
sondern leisten auch einen wichtigen Beitrag für eine grüne,
klimaneutrale Zukunft. Dass die Menschen und auch die Wirtschaft genau
das wollen, machen sie momentan deutlicher denn je.

Nun muss die Politik die Bremsklötze aus dem Weg räumen, damit wir
diese immensen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Potenziale
gemeinsam nutzen können. Die Bundesregierung muss endlich den
52-Gigawatt-Deckel für die Solarenergie abschaffen und so den Weg für
den flächendeckenden Ausbau dieser umweltfreundlichen Stromgewinnung
freimachen. Wir brauchen eine 100-prozentige Stromversorgung aus
erneuerbaren Energien, um uns endlich komplett von Kohle- und
Atomenergie verabschieden zu können. Nur so können wir die Pariser
Klimaziele noch einhalten. Rheinland-Pfalz hat hier mit der
Solar-Offensive einen weiteren großen Schritt getan."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





MELDUNG/023: Las Tesis inspirieren zur Gründung der ersten feministischen Partei Chiles (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Chile vom 7. Februar 2020

Las Tesis inspirieren zur Gründung der ersten feministischen 
Partei Chiles



Nach der großen weltweiten Resonanz auf die Aufführung "Un Violador En
Tu Camino" des chilenischen Kollektivs Las Tesis versucht eine Gruppe
von Frauen unter der Leitung von Rosa Moreno, die erste feministische
Partei Chiles, die PAF - Partido Alternativo Feminista - zu gründen
und damit auf den Entwurf einer neuen Verfassung Einfluss zu nehmen.

"Das Erwachen in Chile und die Stärke von Las Tesis haben gezeigt,
dass Frauen den Aufbau eines besseren, gerechteren und
gleichberechtigteren Landes beeinflussen können und müssen", sagte
Rosa, Politikwissenschaftlerin und Exilpolitikerin.

Die Registrierung der Partei fand letzte Woche in Santiago, Chile,
statt, und ihre Zusammensetzung ist vielfältig und setzt sich aus
Frauen unterschiedlichen Alters und Hintergrunds zusammen. Sollte die
Partei offiziell anerkannt werden, werden die Frauen am 26. April eine
Kampagne für die Änderung der derzeitigen chilenischen Verfassung
starten.


Übersetzung von Marita Simon


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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DEMOSKOPIE/862: Mehrheit der Bundesbürger begrüßt Thomas Kemmerichs Rücktrittsankündigung (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Februar
2020

ARD-DeutschlandTrend

Mehrheit der Bundesbürger begrüßt Rücktrittsankündigung von
Thüringens Ministerpräsident Thomas Kemmerich



Nach seiner überraschenden Wahl zum Ministerpräsidenten von Thüringen
am gestrigen Mittwoch hat Thomas Kemmerich (FDP) heute angekündigt,
die Auflösung des Landtages im Freistaat von seiner Fraktion
beantragen zu lassen. Mit diesem Schritt und seinem Rücktritt vom Amt
des Ministerpräsidenten, den er in diesem Zusammenhang ebenfalls
ankündigte, wolle er den Weg für Neuwahlen in Thüringen frei machen.
Dass der 54-Jährige nach nur einem Tag im Amt eben dieses wieder zur
Verfügung stellen will, finden 61 Prozent der Bundesbürger richtig,
während 24 Prozent diesen Schritt für falsch halten. Das hat eine
Blitz-Umfrage von infratest dimap für den ARD-DeutschlandTrend heute
ergeben.

Danach gefragt, wie sich die Meinung der Bundesbürger über die
Parteien durch die Geschehnisse in Thüringen seit gestern verändert
hat, ergibt sich folgendes Stimmungsbild: 60 Prozent der Befragten
sagen, ihre Meinung über die Linke habe sich nicht verändert, 19
Prozent geben an, ihre Meinung habe sich verschlechtert, 10 Prozent
geben an, ihre Meinung habe sich verbessert. Über die AfD hat sich die
Meinung bei 56 Prozent nicht geändert, 28 Prozent geben an, ihre
Meinung sei schlechter geworden, während 8 Prozent ihre Meinung über
die AfD verbessert haben. Die Meinung über die SPD hat sich für 61
Prozent der Befragten nicht geändert, für 23 Prozent verschlechtert
und für 7 Prozent verbessert. Die Meinung über die Grünen ist bei 63
Prozent der Befragten gleich geblieben, bei 19 Prozent hat sich die
Meinung verschlechtert und für 7 verbessert. Am deutlichsten hat sich
die Meinung der Deutschen über die CDU und die FDP geändert. Zwar
geben 46 Prozent der Befragten an, ihre Meinung zur CDU habe sich
nicht geändert. Bei 41 Prozent jedoch hat sie sich verschlechtert und
bei 4 Prozent verbessert. Die Freien Demokraten kommen im
Stimmungsbild der Parteien am heutigen Tag am schlechtesten weg: 44
Prozent der Befragten sind der Meinung, das sich ihre Meinung über die
FDP eher verschlechtert hat. Für 43 Prozent machen die Geschehnisse in
Thüringen keinen Unterschied und 4 Prozent haben ihre Meinung über die
FDP verbessert.

Bereits gestern haben führende Bundespolitiker erneut die
Zusammenarbeit mit der AfD prinzipiell ausgeschlossen. Bei den
Befragten kommt diese Ausschluss-Erklärung mehrheitlich gut an: 58
Prozent halten sie für richtig, 17 Prozent halten sie für falsch. 22
Prozent der Befragten sind der Meinung, dass die Parteien von Fall zu
Fall über eine Zusammenarbeit mit der AfD entscheiden sollten.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.003 Befragte; Sonntagsfrage: 1.503 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.02.2020 bis 04.02.2020

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Im Thüringer Landtag wurde gestern der FDP-Kandidat Thomas Kemmerich
mit Stimmen von FDP, CDU und AfD zum Ministerpräsidenten gewählt.
Kemmerich hat heute seinen Rücktritt angekündigt. Halten Sie den
Rücktritt des FDP-Politikers für richtig oder falsch?

Führende Bundespolitiker haben gestern erneut die Zusammenarbeit mit
der AfD prinzipiell ausgeschlossen. Wie ist Ihre Meinung dazu? Halten
Sie dies für richtig? Halten Sie dies für falsch? Oder sollten die
Parteien von Fall zu Fall über eine Zusammenarbeit mit der AfD
entscheiden?

Hat sich Ihre Meinung über die Partei [...] anlässlich der
Geschehnisse in Thüringen eher verbessert, eher verschlechtert oder
nicht geändert?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. Februar 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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DEMOSKOPIE/861: Union bleibt in der Sonntagsfrage vorne (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Februar
2020

ARD-DeutschlandTrend

Union bleibt in der Sonntagsfrage vorne



Wenn am Sonntag Bundestagswahl wäre, würden 27 Prozent der Deutschen
der CDU/CSU ihre Stimme geben (+/-0 Prozentpunkte im Vgl. zu Januar).
Die SPD käme auf 14 Prozent (+1), die AfD auf 14 Prozent (+/-0). Die
FDP verliert einen Prozentpunkt und kommt auf 8, die Linke kommt auf 9
Prozent (+1). Die Grünen landen in der Sonntagsfrage bei 22 Prozent
(-1) und wären auch weiterhin zweitstärkste Kraft im Bundestag. Für
die Sonntagsfrage des ARD-DeutschlandTrends hat das
Meinungsforschungsinstitut infratest dimap von Montag bis Mittwoch
dieser Woche 1.503 Wahlberechtigte bundesweit befragt.

Auf die amtierende Bundesregierung blickt eine Mehrheit der Deutschen
aktuell kritisch. Zwei Drittel der Bürger (68 Prozent) sind mit der
Koalition aus SPD und Union weniger bzw. gar nicht zufrieden (+5
Prozentpunkte im Vgl. zu Januar). Ein Drittel der Bürger (32 Prozent)
ist mit der Arbeit von Schwarz-Rot im Bund derzeit sehr zufrieden bzw.
zufrieden (-4).

Unter den Bundespolitikern bleibt Kanzlerin Angela Merkel (CDU) im
Februar die Person, der die Bürger das größte Vertrauen
entgegenbringen. Wie im Vormonat sind 53 Prozent mit ihrer Arbeit
aktuell sehr zufrieden bzw. zufrieden. An zweiter Stelle folgt
weiterhin Außenminister Heiko Maas (SPD). Mit seiner Arbeit sind 47
Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+2 im Vgl. zu Januar).
Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) legt gegenüber seinem jüngsten
Vergleichswert aus dem Dezember 2019 um 2 Prozentpunkte zu und kommt
auf 44 Prozent Zufriedenheit. Mit der Arbeit von Finanzminister Olaf
Scholz (SPD) sind aktuell 43 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (-1
im Vgl. zu Januar). Christian Lindner, Partei- und
Fraktionsvorsitzender der FDP, kommt auf 37 Prozent Zufriedenheit
(+1). Innenminister Horst Seehofer (CSU) büßt gegenüber dem Vormonat 7
Prozentpunkte ein und erreicht ebenfalls 37 Prozent Zufriedenheit;
eine Mehrheit (57 Prozent) ist mit seiner Arbeit derzeit weniger bzw.
gar nicht zufrieden. Mit der Arbeit der Grünen-Parteivorsitzenden
Annalena Baerbock sind 29 Prozent der Deutschen sehr zufrieden bzw.
zufrieden (-1 im Vgl. zu Dezember); 45 Prozent kennen sie nicht oder
können ihre Arbeit nicht beurteilen. Auch mit der Arbeit von
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) sind 29 Prozent sehr
zufrieden bzw. zufrieden; für sie ist es der erste gemessene Wert im
ARD-DeutschlandTrend. Mit der CDU-Parteichefin und
Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer sind aktuell 21
Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (-2 im Vgl. zu Januar); 70
Prozent der Deutschen sind mit ihrer Arbeit weniger bzw. gar nicht
zufrieden. Mit dem AfD-Fraktionsvorsitzenden Alexa
nder Gauland sind 15 Prozent sehr zufrieden bzw. zufrieden (+/-0 im
Vgl. zu November); auch mit seiner Arbeit sind 70 Prozent der
Deutschen weniger bzw. gar nicht zufrieden. Der neue
SPD-Parteivorsitzende Norbert Walter-Borjans kommt bei den Bürgern auf
14 Prozent Zufriedenheit; 58 Prozent kennen ihn nicht oder können ihn
nicht beurteilen. Für ihn ist es der erste gemessene Wert im
ARD-DeutschlandTrend. Gleiches gilt für Linken-Parteichef Bernd
Riexinger. Mit seiner Arbeit sind 11 Prozent der Deutschen sehr
zufrieden bzw. zufrieden; 70 Prozent kennen ihn nicht oder können
seine Arbeit nicht beurteilen.

Nach der Zufriedenheit mit der Bundesregierung und ausgewählten
Bundespolitikern hat infratest dimap von Montag bis Dienstag dieser
Woche 1.003 Wahlberechtigte in Deutschland gefragt.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.003 Befragte; Sonntagsfrage: 1.503 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.02.2020 bis 04.02.2020, Sonntagsfrage: 03.02.2020 bis 05.02.2020

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von (...) sehr zufrieden, zufrieden, weniger zufrieden, gar nicht
zufrieden?

 * 
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DEMOSKOPIE/860: Sieben von zehn Deutschen finden Berliner Mietendeckel gut (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Februar
2020

ARD-DeutschlandTrend

Sieben von zehn Deutschen finden Berliner Mietendeckel gut



Die Entscheidung Berlins, als erstes Bundesland einen so genannten
Mietendeckel und Mietobergrenzen zu beschließen, stößt bei den Bürgern
bundesweit mehrheitlich auf Zustimmung. Sieben von zehn Deutschen (71
Prozent) finden diese Berliner Maßnahmen eher gut. Jeder vierte
Deutsche (24 Prozent) findet sie eher schlecht. Mehrheitliche
Zustimmung für die Berliner Entscheidung gibt es unter Anhängern fast
aller im Bundestag vertretenen Parteien. Einzig die Anhänger der FDP
sind geteilter Meinung: 47 Prozent finden den Berliner Beschluss zu
Mietendeckel und Mietobergrenzen eher gut, 44 Prozent finden ihn eher
schlecht. Das hat eine Umfrage von infratest dimap für den ARD-
DeutschlandTrend von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben.

Grundsätzlich sehen die Bürger die Wohnungspolitik in Deutschland
mehrheitlich kritisch. Vier von fünf Deutschen (80 Prozent) sind mit
den Anstrengungen der Politik zur Schaffung bezahlbaren Wohnraums
weniger bzw. gar nicht zufrieden. Jeder Siebte (14 Prozent) ist damit
zufrieden bzw. sehr zufrieden.

Zwei Drittel der Menschen, die aktuell zur Miete wohnen, haben kaum
Sorge, dies könne in Zukunft zu einer finanziellen Überforderung
führen. 68 Prozent der Mieter sagen, sie machen sich geringe oder gar
keine Sorgen, dass sie sich ihre jetzige Wohnung oder ihr jetziges
Haus in zehn Jahren nicht mehr leisten können. Drei von zehn Mietern
(29 Prozent) machen sich diesbezüglich sehr große bzw. große Sorgen.
Überdurchschnittlich groß sind diese Sorgen bei Mietern, die in
kleinen und mittelgroßen Städten zwischen 20.000 und 100.000
Einwohnern leben. Hier haben 37 Prozent sehr große bzw. große Sorgen,
die Miete ihrer aktuellen Wohnung oder ihres aktuellen Hauses in zehn
Jahren nicht mehr aufbringen zu können.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.003 Befragte; Sonntagsfrage: 1.503 Befragte

	Erhebungszeitraum: 03.02.2020 bis 04.02.2020, Sonntagsfrage: 03.02.2020 bis 05.02.2020

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Zum Thema Wohnen. Wie zufrieden sind Sie mit den Anstrengungen der
Politik in Deutschland zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum?

Berlin hat als erstes Bundesland einen so genannten Mietendeckel und
Mietobergrenzen beschlossen. Bei Wohnungen, die vor 2014 gebaut
wurden, dürfen die Mieten in Berlin für fünf Jahre nicht erhöht
werden. Gleichzeitig gelten Mietobergrenzen. Falls Mietverträge
deutlich über diesen Grenzen liegen, können Mieter eine Absenkung
verlangen. Finden Sie diese Berliner Maßnahmen eher gut oder eher
schlecht?

Haben Sie Sorge, dass Sie sich in zehn Jahren Ihre jetzige Wohnung
bzw. Ihr jetziges Haus nicht mehr leisten können? Machen Sie sich hier
sehr große, große, geringe oder gar keine Sorgen?

 * 
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Presseinformation vom 6. Februar 2020
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HERRSCHAFT/1863: Thüringen - fehlender Kampfgeist ... (SB)



"Die Linke verhindern" - was sich CDU, FDP und AfD vor der Wahl eines
FDP-Ministerpräsidenten am Mittwoch auf die Fahnen geschrieben haben, taugt im
Nachhinein noch zur Rechtfertigung des vermeintlichen Dammbruches, mit Hilfe
einer Fraktion, die bisher rechtsaußen liegengelassen wurde, den Kandidaten
einer Partei der sogenannten Mitte ins höchste Landesamt Thüringens zu hieven. 
Der Zweck heiligt die Mittel, nur wird in diesem Spiel eine bloße Attrappe jenes
politischen Lagers zum Buhmann aufgebaut, das aus Sicht vieler
UnionspolitikerInnen angeblich mit der AfD in eins zu setzen sei. "Ramelow
verhindern" wäre mithin eine notwendige Parole der linken Linken, um die
Scharade um eine angeblich linke Regierung in Erfurt auf den Abfallhaufen
opportunistischer Wahlbündnisse zu werfen. Nichts schadet linker Glaubwürdigkeit
im Kampf gegen rassistische Ausgrenzung, patriarchale Anmaßung, imperialistische
Kriege und nationalchauvinistische Restauration mehr als eine Neuauflage
paternalistischer Politik vom Schlage eines lodengrünen Kretschmann.

Dafür, daß in der bürgerlichen Mitte zusammenkommt, was zusammengehört, ist der
zu maßgeblichen Teilen aus Abschwören und dem Verspeisen fetter Kröten
bestehende Kurs der Thüringer Linkspartei mitverantwortlich. Indem sie
unwidersprochen den Popanz einer Linken mimt, an der das bislang noch
unbesiegelte, aber bereits höchst aktive Bündnis aus CDU, FDP und AfD seine
ideologischen Unwuchten abschleifen kann, ist sie der Produktion des
totalitarismustheoretischen Generalvorwandes links gleich rechts nicht wirksam
entgegengetreten. Der schlichte Hütchenspielertrick, mit dem die sogenannte
politische Mitte die denkbar größten ideologischen Gegensätze in der Gleichung
extremistischer Verfassungsfeindlichkeit aufgehen läßt, kann nur dadurch
widerlegt werden, daß die emanzipatorischen Ziele der Linken sich antagonistisch
zur AfD wie zu den Parteien der sogenannten Mitte positionieren. Erst dann
zeigte sich, wie fadenscheinig die extremismusideologische
Nivellierungsstrategie der als StaatschützerInnen und ParlamentarierInnen in
Personalunion auftretenden DemagogInnen der sogenannten Mitte ist.

Nur mit Hilfe einer Linken, deren politische Konturen im parlamentarischen
Zweckbündnis Rot-Rot-Grün so amorph geworden sind, daß sie im
Legitimationsgetriebe der herrschenden Wirtschafts- und Eigentumsordnung keinen
Bremsklotz mehr darstellt, konnten zwei Parteien, die zumindest nach außen hin
Stein und Bein darauf geschworen haben, niemals mit der AfD zu koalieren oder
sich auch nur von ihren Abgeordneten abhängig zu machen, die parlamentarische
Reservearmee der Neuen Rechten für sich erschließen. Parallelen zu ziehen zum
Aufstieg der NSDAP und der Verkennung nationalkonservativer Kreise, sich den
böhmischen Gefreiten dienstbar machen und bei erstbester Gelegenheit wieder
entsorgen zu können, erübrigt sich insofern, als die Schwüre der CDU und FDP
auch dem historischen Wissen um das Versagen der bürgerlichen und linken
Parteien bei der Abwehr des deutschen Faschismus geschuldet sind. Wird dieser
Sachverhalt aktiv ignoriert, dann haben die Nachfahren der Steigbügelhalter
Hitlers auf jeden Fall nicht vor, einen Pakt mit der aus den eigenen Reihen
hervorgegangenen Neuen Rechten auf Dauer auszuschließen.

Das hektische Manövrieren bei der Schadensbegrenzung spricht Bände. Je lauter
die Bekenntnisse zur Unvereinbarkeit eigener Positionen mit denen der AfD, desto
zwingender wird, wie im Asylrecht exemplarisch vorexerziert, deren inhaltliche
Angleichung zur vorgeblichen Eindämmung der rechten Konkurrenz. Für die
unaufhaltsam wirkende Rechtsdrift gibt es objektive Gründe, die in der aus sich
selbst heraus nicht zu überwindenden Krisenkonjunktur des Kapitalismus und der
Eskalation seiner Destruktivität in den gesellschaftlichen Naturververhältnissen
begründet liegen. In der, aus Sicht des Erhaltes menschlicher
Lebensvoraussetzungen, drohenden Finalität der Klimakrise wird der
Konkurrenzkampf um verbliebene Rohstoffe und Landflächen absehbar härter werden. 
Die Funktionsweise einer universale Menschenrechte zumindest formal
anerkennenden und klassengesellschaftliche Widersprüche institutionell
moderierenden Gesellschaftsordnung ist dadurch massiv in Frage gestellt, wie die
Hinwendung immer größerer Teile Bevölkerung zu autoritärer Staatlichkeit und
nationalistischer Restauration belegt.

Es bedarf nur des Zuziehens einiger Stellschrauben der allgemeinen Versorgung
und Überlebenssicherung, um der Bereitschaft zur Durchsetzung
sozialdarwinistischer Prinzipien in Politik und Gesellschaft freie Bahn zu
geben. Es geht ans Eingemachte, an die Substanz sozialer Reproduktion, das
wissen arm und prekär lebende Menschen schon lange, und absturzgefährdete
BürgerInnen fürchten nichts mehr als das. Gerade deshalb sind neofaschistische
Tendenzen so gefährlich, gerade deshalb kokettiert das arrivierte Bürgertum mit
antidemokratischen und strukturell gewalttätigen Formen der
Herrschaftssicherung.
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KRIEG/1763: Syrien - nahöstliche Bereinigung ... (SB)



Was für eine Schande! Bundeskanzlerin Angela Merkel hat dem
türkischen Präsidenten Erdogan finanzielle Unterstützung für den Bau
von türkischen Flüchtlingsunterkünften im Norden Syriens (!) zugesagt.
Damit soll Erdogans völkerrechtswidrige Besatzungspolitik und
ethnische Säuberung im Nachbarland auch noch mit deutschen
Steuergeldern finanziert werden. Merkel verkauft uns an den
Autokraten, um ihren Flüchtlingsdeal und die Türkei an der Seite der
NATO zu halten, koste es, was es wolle.

Sevim Dagdelen (Stellvertretende Vorsitzende der Linksfraktion) [1]

Kommt es zum Armdrücken zwischen der europäischen Führungsmacht und
einem aufstrebenden Schwellenland, sollten die Kräfteverhältnisse
eindeutig sein. Daß dennoch der Eindruck entstehen könnte, die
Bundesregierung lasse sich von Recep Tayyip Erdogan erpressen oder
vorführen, verdankt sich einer Gemengelage der beiderseitigen
Interessen, die den Charakter einer Kollaboration annimmt. Deutsche
Regierungen haben in der Vergangenheit mit Diktatoren
zusammengearbeitet, deutsche Unternehmen wissentlich von repressiven
Regimen profitiert, die ihnen die Arbeitskräfte durch Einschüchterung,
Folter und Ermordung widerständiger Elemente zurichteten. Die
Bundesregierung genehmigt Rüstungsgeschäfte mit Militärmachthabern und
Despoten, warum sollte es sich also im Falle der Türkei anders
verhalten, deren autokratischer Präsident sich diktatorische
Zwangsmittel verschafft hat! Wenngleich deutscher Politik eine
moderatere und unterwürfige Führung in Ankara in mancherlei Hinsicht
gelegener käme, repräsentiert Erdogan doch trotz seiner irrwitzig
anmutenden Manöver, neoosmanischen Ambitionen und übervollen
Gefängnisse gerade wegen seiner brachialen Gewalttätigkeit eine
Brechstange zur Durchsetzung deutscher Krisenauslagerung.

Die beiden Länder verbindet eine lange Geschichte, in Deutschland lebt
die größte türkische Gemeinde außerhalb des Herkunftslandes. In
ökonomischer Hinsicht ist die Bundesrepublik wichtigster Abnehmer
türkischer Erzeugnisse, während deutsche Firmen aus niedrigen Löhnen,
qualifizierten Arbeitskräften und der Unterdrückung von Arbeitskämpfen
in der Türkei ihren Vorteil ziehen. Mit deutschen Waffen bekämpfen
türkische Streitkräfte seit jeher die kurdische Bewegung, und 2019
erzielte der Export von Rüstungsgütern in die Türkei den höchsten
Jahreswert seit 2005. Bereits 2018 machten solche Lieferungen fast ein
Drittel aller deutschen Kriegswaffenexporte aus, womit die Türkei die
Nummer eins unter den Empfängerländern war.

Die beiderseitigen Geheimdienste verfolgen die radikale türkische und
kurdische Linke, in deutschen Gefängnissen sitzen politische
Gefangene, die schon in der Türkei gefoltert und inhaftiert worden
waren. Besondere Bedeutung kommt dem NATO-Mitglied an der südöstlichen
Flanke und Brückenstaat zum Nahen und Mittleren Osten bei der
Flüchtlingsabwehr zu, die unter der Regie der Bundesregierung im
milliardenschweren Pakt zwischen Brüssel und Ankara besiegelt wurde
und aus europäischer Sicht für eine gewisse Frist funktioniert hat.
Erdogans Wert für deutsche Regierungspolitik läßt sich nicht zuletzt
daran bemessen, daß dieses Flüchtlingsabkommen als beispielhaft gilt,
aber alle Versuche, es auf andere Staaten insbesondere in Nordafrika
zu übertragen, gescheitert sind. Mit einer Zusage von 6 Milliarden
Euro, wovon nach Angaben der EU bereits 2,7 Milliarden Euro geflossen
und für insgesamt 4,3 Milliarden projektbezogene Verträge
unterzeichnet worden sind, hielten die europäischen Länder Millionen
geflohene Menschen fern. [2]

Die Türkei hat ihren Teil des Abkommens erfüllt und 3,6 Millionen
Flüchtlinge aus Syrien aufgenommen, mehr als alle anderen Länder der
Welt zusammengenommen. Aus Sicht des Erdogan-Regimes waren sie
insofern willkommen, als sie in Zeiten der Hochkonjunktur den Bedarf
an billigen Arbeitskräften decken und die geplante ethnische Säuberung
in den Kurdengebieten durch einen Austausch der Bevölkerung
ermöglichen sollten. Zudem wurde die Südgrenze mit einer Mauer und
anderen Sperranlagen abgeschottet, um die weitere Zuwanderung aus
Syrien und entfernteren Ländern zu verhindern wie auch die kurdischen
Gebiete im Nachbarland abzuschneiden.

In diesem Gesamtkomplex ist Erdogans Krieg gegen die kurdische
Bevölkerung eine zentrale Komponente, die weit über eine Beschneidung
autonomer Bestrebungen hinausgeht. Obgleich die kurdische Bewegung
seit langem keinen eigenen Staat mehr fordert, sondern eine
demokratische Föderation der Kurdengebiete unter Beibehaltung der
bestehenden Landesgrenzen anstrebt, wird sie insgesamt als
"terroristisch" bezichtigt und mit Repression überzogen. Ob in der
Türkei, in Syrien oder im Irak greift die türkische Regierung die
Kurdinnen und Kurden mit dem ganzen Arsenal militärischer,
geheimdienstlicher, polizeilicher, juristischer und propagandistischer
Mittel an.

Erklärtes Ziel ist die vollständige Brechung jeglichen Widerstands,
die Zerstörung des emanzipatorischen Gesellschaftsentwurfs, ja sogar
die Auslöschung der Kultur und ethnische "Säuberung" der kurdischen
Siedlungsgebiete. Der geplante Bevölkerungsaustausch war stets ein
integraler Bestandteil des Flüchtlingspakts mit der Europäischen
Union, da mehrere Millionen aus Syrien geflohene Menschen nicht
zuletzt deshalb befristet in der Türkei aufgenommen wurden, um sie im
Südosten des Landes und in Nordsyrien unter Zersetzung der
Kurdengebiete anzusiedeln. Dieser Prozeß hat im Kontext der im
syrischen Grenzgebiet geplanten "Sicherheitszone" die Züge konkreter
Umsetzung angenommen.

Während Erdogan die Flüchtlinge in der Türkei als Faustpfand hält, um
die EU mit der Drohung, er könne die Schleusen öffnen, unter Druck zu
setzen, trägt seine Kriegsführung und Okkupation in Nordsyrien
maßgeblich dazu bei, zahllose weitere Menschen in die Flucht zu
treiben. Die Bundesregierung weiß um die ethnischen Säuberungen und
die Änderung der Demographie in Nord- und Ostsyrien durch die
Ansiedlung arabischstämmiger, sunnitischer Syrer in den Gebieten der
Selbstverwaltung, hält aber Ankara den Rücken frei und unterstützt die
türkische Aggression mit zusätzlichen Geldern. So gab das Auswärtige
Amt bekannt, daß weitere 25 Millionen Euro als Beitrag zur Bewältigung
der humanitären Krise in der Region zur Verfügung gestellt werden. Die
zugesagten Mittel dienten insbesondere der Errichtung von Unterkünften
für Binnenvertriebene, die vor den andauernden Kampfhandlungen in
Richtung der türkisch-syrischen Grenze fliehen.

Mit den Geldern sollen nationale und internationale
Partnerorganisationen Notunterkünfte errichten, aber nur im Nordwesten
Syriens. Ein vergleichbare Zahl von Flüchtlingen, die aus Afrin, Ras
al Ain (Sere Kaniye) oder Tell Abyad (Gire Spi) vor Erdogans Truppen
in das Selbstverwaltungsgebiet in den Nordosten geflohen sind, wird
dabei verschwiegen und geht leer aus. Dort spitzt sich die Lage
dramatisch zu, da mangels internationaler Unterstützung die
medizinische Versorgung mehrerer hunderttausend Flüchtlinge
zusammenzubrechen droht. Ihre Ernährungslage wie auch die der gesamten
Bevölkerung wird immer schlechter, weil die Türkei die Getreidesilos
der neu annektierten Gebiete geplündert und im Herbst große Teile der
Ernte durch Brände vernichtet hat.

Empfänger der deutschen Hilfsgelder soll der Türkische Rote Halbmond
sein, der davon angeblich auf syrischem Boden 25.000 Blockhäuser in
der Provinz Idlib zur Unterbringung von Flüchtlingen bauen wird. Die
Hilfsorganisation ist jedoch in eine schwere Korruptionsaffäre
verstrickt, die mit Blick auf die tatsächliche Verwendung der Gelder
gravierende Zweifel auf den Plan ruft. Offenbar wurden acht Millionen
US-Dollar an Spendengeldern an die salafistische Ensar-Stiftung
weitergeleitet, was der spendende Gasnetzbetreiber Baskentgaz zur
Auflage gemacht habe, während der Rote Halbmond 75.000 US-Dollar für
die Transaktion einstreichen konnte. Kurz vor der Spende wurde der
Gasnetzbetreiber von der Torunlar-Holding gekauft, deren Besitzer
Erdogans Schulfreund Aziz Torun ist. Die Ensar-Stiftung steht der AKP
und besonders dem Erdogan-Clan nahe und hat das Geld offenbar an die
von ihr gegründete Türgev-Stiftung weitergereicht, die von Erdogans
Tochter Esra Albayrak geführt wird, der Ehefrau des derzeitigen
Finanzministers Berat Albayrak. Nachdem publik wurde, daß der Rote
Halbmond sein Spendenaufkommen zwischen 2016 und 2019 um das 32fache
gesteigert hat, wurden Vorwürfe laut, es handle sich um eine
"Steuerhinterziehungs- und Steuervermeidungsschleuse" für AKP-nahe
Unternehmen. Es steht also zu befürchten, daß die 25 Millionen Euro
aus Deutschland nicht Flüchtlingen zugute kommen, sondern in die
Taschen des Erdogan-Clans wandern werden. [3]

Das sollte auch der Bundesregierung bekannt sein, die augenscheinlich
bereit ist, nicht nur die türkische Kriegs- und Besatzungspolitik
finanziell zu unterstützen, sondern sogar den Clan des Machthabers zu
alimentieren, solange dieser für eine Lösung des "Flüchtlingsproblems"
sorgt - und sei es um den Preis der Förderung einer
Islamistenhochburg, während zugleich ein emanzipatorischer
Gesellschaftsentwurf vernichtet und eine ethnischen Säuberung in den
kurdischen Gebieten durchgeführt wird.


Fußnoten:

[1] www.theeuropean.de/sevim-dagdelen/bundeskanzlerin-merkel-unterstutzt-den-erpresser-erdogan/

[2] www.tagesschau.de/ausland/merkel-erdogan-165.html

[3] www.heise.de/tp/features/Deutschland-finanziert-tuerkische-Besatzungszone-in-Nordsyrien-4653260.html
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AFRIKA/2202: Angola - und willst du nicht mein Bruder sein ... (SB)



Regelmäßig, wenn die deutsche Bundeskanzlerin ins Ausland reist,
ventiliert die Presse schulmeisterlich "unbequeme" Themen, die sie
anzusprechen habe oder mit denen sie konfrontiert werde. Diese Woche
ist Angela Merkel mit einer hochrangigen Handelsdelegation im
Gefolge ins südliche Afrika geflogen, wo sie Südafrika und Angola
besucht. Die "Welt" moniert im Vorwege, daß Südafrikas Präsident
Cyril Ramaphosa die Idee einer erzwungenen Landreform ins Gespräch
gebracht hat. Er wiederhole "gebetsmühlenartig", daß dies nur
Ausnahmefälle betreffen werde, weiß die Zeitung zu vermelden. [1]

Die Formulierung "gebetsmühlenartig" soll wohl heißen, daß die
Erklärung des südafrikanischen Präsidenten unglaubwürdig, nur so
dahergesagt sei. Dabei befindet sich in Südafrika mehr als ein
Vierteljahrhundert nach Ende der Apartheid noch immer der bei weitem
größte Teil des Agrarlands in der Hand von Weißen. Die bisherigen
Versuche der Regierung, allein auf freiwilliger Basis das Land
umzuverteilen, sind weitgehend gescheitert.

"Focus" wiederum sieht Merkel in Angola mit der "K-Frage"
konfrontiert, wobei die Zeitung das "K" für Korruption gesetzt hat.
[2] Ob und inwieweit Merkel solche Streitthemen auf ihrer Reise auch
nur ein einziges Mal angesprochen hat, ist nicht bekannt. In den
offiziellen Verlautbarungen jedenfalls ist davon nicht die Rede.
Vielmehr geht es um handfeste wirtschaftliche Interessen, und was die
Korruption betrifft, so sind daran stets zwei Seiten beteiligt. Mit
Joe Kaeser war der Chef von Siemens mitgereist, eines Konzerns, der
in den Nuller Jahren eine Strafzahlung in Höhe von 800 Mio. Dollar
akzeptiert hat. Davon gingen 450 Mio. Dollar an das
US-Justizministerium und 350 Mio. Dollar an die Börsenaufsicht SEC.
Siemens waren weltweit Hunderte Bestechungsprojekte und Tausende von
illegalen Zahlungen vorgeworfen worden. Unter anderem in Afrika. Wer
also wie "Focus" im deutschen Glashaus sitzt ...

Was die von Südafrikas Präsident Ramaphosa angeblich
"gebetsmühlenartig" vorgetragene Beteuerung betrifft, nur in
Ausnahmefällen Land der Weißen zu enteignen, so sei daran erinnert,
daß in Deutschland der Staat gemäß Grundgesetz zum Wohle der
Allgemeinheit Land enteignen darf und dies auch tut. Ohne dieses
Recht gäbe es wahrscheinlich keine Braunkohletagebaue und der
fossile Energieträger würde ungehoben bleiben - zum Wohle des
globalen Klimas. Doch wenn es darum geht, schulmeisterlich gegenüber
anderen Ländern aufzutreten, wird so etwas gerne vernachlässigt.

Zudem zählt die "Welt" zum Medienkonzern Springer, der Südafrikas
Apartheidregime gestützt hat und somit zumindest indirekt an der
Landenteignung beteiligt war. Beispielsweise war Zeitungsgründer Axel
Cäsar Springer laut "Der Spiegel" mit dem ehemaligen südafrikanischen
Finanzminister Nicolaas Diederichs befreundet und 1975 zu dessen
Vereidigung als Staatspräsident als Ehrengast nach Kapstadt geflogen.
[3]

Wenn also Korruption und Landenteignung überhaupt Themen auf der
Reise Merkels waren, so dürfte ihre Bedeutung weit hinter den
wirtschaftlichen Interessen der Bundesrepublik in diesen zwei sehr
unterschiedlichen Ländern zurückbleiben. Südafrika ist das
wirtschaftlich stärkste Land südlich der Sahara. Dort haben sich
bereits rund 600 deutsche Unternehmen angesiedelt, die 100.000
direkte und weitere 100.000 indirekte Arbeitsplätze geschaffen haben.
Der Umsatz der Unternehmen liegt zusammen bei rund 17 Mrd. Euro.

Südafrika wie auch Deutschland sitzen zur Zeit im UN-Sicherheitsrat,
und in Kürze wird Ramaphosa den Vorsitz der Afrikanischen Union
einnehmen, dem Pendant zur Europäischen Union. Deutschland wiederum
bekommt im Sommer von Kroatien den Staffelstab für den Vorsitz der
EU-Ratspräsidentschaft überreicht. Es gibt also neben den rein
wirtschaftlichen Interessen, die unter anderem bei einem Runden Tisch
mit Wirtschaftsvertretern besprochen wurden, auch politische bzw.
geopolitische Ausrichtungen abzustimmen.

Beispielsweise die Frage, wie es mit Libyen weitergeht. Als vor neun
Jahren ein von der NATO zusammengestelltes Angriffsbündnis den
libyschen Regierungschef Muamar al-Gaddafi aus dem Amt bombardiert
hat, hatte sich Deutschland nicht daran beteiligt und deswegen
Pluspunkte bei der Afrikanischen Union eingehandelt. Die hatte
nämlich bis zum Schluß versucht, den Konflikt in Libyen mit
diplomatischen Mitteln zu lösen, war aber von Frankreich und dem
Vereinigten Königreich brüskiert worden, indem sie kurzerhand ihre
Kampfjets in den Einsatz schickten. Mit der kürzlich in Berlin
abgehaltenen Libyen-Konferenz versucht Deutschland nun das Pfund
seiner angeblich neutralen Vermittlerrolle in klingende Münze zu
verwandeln.

Das nordafrikanische Land stellt nicht nur mit seinen üppigen
Erdölvorkommen eine Verlockung dar, ihm kommt auch eine besondere
Bedeutung für die Flüchtlingsabwehr der Europäischen Union zu.

Der Handel der Bundesrepublik mit der regionalen Wirtschaftsmacht
Angola, dem zweitwichtigsten Erdölexporteur des Kontinents, ist
vergleichsweise gering. Obwohl die DDR einst gute Beziehungen zu
seinem Brudervolk in der Republik Angola gepflegt hat, sind hier zur
Zeit nur 25 deutsche Unternehmen engagiert. Das Handelsvolumen liegt
bei 183 Mio. Euro. Merkel eröffnete gemeinsam mit Angolas
Staatspräsident João Manuel Gonçalves Lourenço ein
deutsch-angolanischen Wirtschaftsforum, um wirtschaftlich, nicht
ideologisch an alte Zeiten anzuknüpfen. Weniger Bürokratie und mehr
Rechtssicherheit lauteten die Forderungen der Kanzlerin an ihren
Gastgeber, der als Gegenleistung engere Wirtschaftsbeziehungen in
Aussicht stellte.

Mit dem dualen Ausbildungssystem Deutschlands, das anderen Ländern
als Vorbild dient und von dem nun auch Südafrika lernen will, sichert
die Bundesregierung langfristig der deutschen Industrie den
notwendigen Nachschub an Fachkräften. Dank des allgemein sehr
niedrigen Lohnniveaus in Südafrika kann es sich ein Unternehmen wie
BMW leisten, höhere Löhne zu zahlen und vergleichsweise günstige
Arbeitsbedingungen zu schaffen. Es lohnt sich für das bayerische
Unternehmen allemal, hier jährlich 75.000 Autos zu produzieren und
damit nicht nur den afrikanischen Markt zu beliefern, sondern die
Fahrzeuge auch nach Übersee zu schicken.

Merkels Besuch von Südafrika und Angola zählt sicherlich zu ihren
ruhigeren, wenig spektakulären Reisen auf den afrikanischen
Kontinent. Das Anbahnen von Geschäftsbeziehungen, die Sicherung von
Ressourcen, das Erschließen von Absatzmärkten und die gemeinsame
Abstimmung von geopolitischen Fragen - man könnte dies als ein
Besinnen auf "gemeinsame Werte" bezeichnen - sollen die afrikanischen
Länder enger an die Bundesrepublik Deutschland binden. Die steht
zeitgleich in Kooperation mit wie auch Konkurrenz zu anderen
Industriestaaten, die keine anderen Interessen verfolgen.

Die gemeinsame Grundlage des Wirtschaftens hingegen wird schon lange
nicht mehr thematisiert. Von allen Beteiligten wird vielmehr
unausgesprochen ein Gesellschafts- und Produktivitätsmodell
bestätigt, das sich rund um die Verwertung von Arbeit dreht und die
Möglichkeit geschaffen hat, Privateigentum anzuhäufen. Zu den
wichtigsten Anliegen gehört deshalb die Wahrung des Arbeitsfriedens.
Danach wird dann die Höhe des Lohns bemessen, der den Menschen als
partielle Gegenleistung zu dem zurückgegeben wird, was sie zuvor qua
ihres physischen Einsatzes in Form von Arbeit geleistet haben.

Gerade das zählt zu den "gemeinsamen Werten", über die nicht
gesprochen wird, die aber vorausgesetzt werden. Wobei die "Gefahr",
daß Angola bzw. die Regierungspartei MPLA noch einmal zu
marxistischen oder sozialistischen Verhältnissen zurückkehrt, wie sie
auch ursprünglich nie konsequent umgesetzt worden waren, doch eher
als gering einzuschätzen ist. Insofern verlief Merkels Reise offenbar
harmonisch wie selten, auch wenn im gleichen Zeitraum an der
thüringischen Heimatfront vermeintliche Fronten aufgebrochen und
angeblich schnell wieder geschlossen wurden.


Fußnoten:

[1] https://www.welt.de/wirtschaft/article205621991/Staatsbesuch-Deutsche-Firmen-in-Suedafrika-setzen-auf-Angela-Merkel.html

[2] https://www.focus.de/politik/deutschland/kanzlerin-auf-reise-in-afrika-wird-angela-merkel-mit-neuer-k-frage-konfrontiert_id_11633273.html

[3] https://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/korruptionsaffaere-siemens-akzeptiert-800-millionen-dollar-strafe-1.372394-2

[4] https://www.spiegel.de/spiegel/print/d-41496175.html
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





RENTE/739: Verzicht auf Einkommensprüfung löst Probleme bei der Grundrente (SoVD)

Sozialverband Deutschland - 7. Februar 2020

Verzicht auf Einkommensprüfung löst Probleme bei der Grundrente!

Verzicht auf Einkommensprüfung löst Probleme bei der Grundrente!



Zur Einigung bei der Grundrente, die nun im Kabinett verhandelt werden
kann, erklärt SoVD-Präsident Adolf Bauer:

"Es ist gut, dass sich Bundessozialminister Hubertus Heil und
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn bei der Grundrente endlich einigen
konnten. Viele Menschen warten darauf, dass sie nach einem langen
Arbeitsleben von ihren Bezügen leben können. Die Kritikpunkte, die sich vor
allem aus der Einkommensprüfung ergeben, werden allerdings durch eine
stärkere Anrechnung von Einkommen auf die Grundrente in keiner Weise
gelöst. Stattdessen wird allein der Kreis der Bezugsberechtigten weiter
eingeschränkt. Das führt zu Frustration und widerspricht dem Ziel der
Anerkennung von Lebensleistung.

Der SoVD hat aus diesem Grund wiederholt gefordert, bei der Grundrente auf
die vorgelagerten Prüfungen zu verzichten."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 03/2020 vom 7. Februar 2020

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MARKT/1598: Handwerksbericht - Gute Lage, aber große Herausforderungen (idw)

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 06.02.2020

RWI-Handwerksbericht: Gute Lage, aber große Herausforderungen



Dem deutschen Handwerk geht es derzeit wirtschaftlich gut. Im gerade zu
Ende gegangenen Jahr hat es seine Umsätze um etwa 4 bis 5 Prozent
gesteigert, im Jahr 2020 wird es sie voraussichtlich um weitere 3 Prozent
steigern können. Zu dieser Einschätzung kommt der aktuelle
"Handwerksbericht" des RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung.
Trotz der positiven Entwicklung steht das Handwerk in den kommenden Jahren
jedoch vor großen Herausforderungen. Um weiter wachsen zu können, braucht
es genügend Fachkräfte und eine höhere Innovationsfähigkeit. Zudem gilt
es, sich auf dem Markt gegen Konkurrenten zu behaupten, die nicht aus dem
Handwerk kommen.

Die wichtigsten Ergebnisse:

• Die wirtschaftliche Lage im deutschen Handwerk bleibt ausgesprochen
positiv. Für das Jahr 2019 ist erneut mit einer deutlichen
Umsatzsteigerung von 4 bis 5 Prozent zu rechnen. Es gibt aber große
Unterschiede zwischen den Gewerbegruppen. So hat insbesondere das
Baugewerbe wieder kräftige Umsatzsteigerungen erzielt. Auch die Handwerke
für den privaten Bedarf erholten sich gegenüber dem schwachen Jahr 2018.
Dagegen ist das Umsatzwachstum der Handwerke für den gewerblichen Bedarf
aufgrund der Schwäche der Industrie deutlich zurückgegangen.

• Der Beschäftigungsaufbau kam 2019 ungeachtet der anhaltenden
Umsatzsteigerungen annähernd zum Erliegen, wohl auch, weil es in einigen
Bereichen des Handwerks zunehmend Probleme gibt, Ausbildungs- und
Fachkräfte zu finden.

• Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen dürften für das Handwerk in
diesem und im kommenden Jahr günstig bleiben. Zwar wird die
Investitionszurückhaltung der Unternehmen Spuren hinterlassen, die
Konsumausgaben und Bauinvestitionen werden aber weiter spürbar steigen.
Insgesamt dürften die Umsätze des deutschen Handwerks 2020 Jahr um 3
Prozent zulegen, die Erwerbstätigkeit wird allerdings eher stagnieren.

• Zwar ist die wirtschaftliche Gesamtsituation des deutschen Handwerks
weiter gut, in den kommenden Jahren sind jedoch erhebliche
Herausforderungen zu bewältigen. Hierzu gehört unter anderem, trotz
abnehmender Ausbildungsbereitschaft und eines rückläufigen
Arbeitskräfteangebots genügend Fachkräfte zu gewinnen und zu binden. Zudem
gilt es, die Produktivität durch eine höhere Innovationsfähigkeit weiter
zu steigern und Marktanteile gegenüber Wettbewerbern aus dem 
Nicht-Handwerk zu sichern.

• Im zulassungsfreien Handwerk sind nur noch ein Viertel der
Betriebsinhaber bzw. -leiter Meister. Anfang 2020 wurde daher für zwölf
Gewerke die sogenannte "Meisterpflicht" wieder eingeführt. Die Wirkungen
dieser neuerlichen Regulierung dürften zunächst aber begrenzt sein, da der
Anteil der rückvermeisterten Gewerke an den gesamten Handwerksumsätzen mit
gut 3 Prozent relativ gering ist und die seit der im Jahr 2004 erfolgten
Aufhebung der Meisterpflicht gegründeten Betriebe Bestandsschutz genießen.

Zur Situation des deutschen Handwerks sagt RWI-Wissenschaftler Jochen
Dehio: "Dem deutschen Handwerk geht es derzeit insgesamt gut. Weite Teile
haben in den kommenden Jahren jedoch große Herausforderungen zu
bewältigen, um weiter wachsen zu können."


Dieser Pressemitteilung liegt der "Handwerksbericht" aus dem aktuellen
Konjunkturbericht des RWI (Heft 4/2019) zugrunde. Er kann 
als pdf-Datei heruntergeladen werden unter:

http://www.rwi-essen.de/publikationen/rwi-konjunkturberichte/

Originalpublikation:

Dehio, J.(2019),

Handwerksbericht: Lage weiter gut - Herausforderungen bleiben groß. 

RWI Konjunkturberichte70(4): 35-58.

Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/kb

- RWI-Konjunkturberichte auf der RWI-Homepage

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 06.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07174: Bar jeder künstlichen Verwirrung (SB)

"Das Durchschnittliche gibt der Welt ihren Bestand, das
Außergewöhnliche ihren Wert," erklärte einmal der für seinen
ausschweifigen Lebenswandel berüchtigte Dandy Oscar Wilde. Vom
Schachspiel verstand er allerdings nicht viel. Zu zeitraubend erschien
ihm das Studium der einzelnen Manöver und Spielsysteme. Als
Schriftsteller hat er sich da einen besseren Ruf erworben. Wenig
rühmlich war allerdings, daß er mit seinem Portrait von einem Künstler
als eines von Emotionen, Schöngeisterei und tiefen Krisen
durchschüttelten Lebemanns die Köpfe vieler Generationen
durcheinanderbrachte. Statt Ernst, Forschung und Besonnenheit
grassierte plötzlich der Fieberwahn eines wurzellosen Daseins in den
Adern der jungen Künstlernaturen, die ihrem Idol auf sonderbare Weise
nachahmten. Das Außergewöhnliche in die Welt zu bringen, bedarf es
freilich höherer Werte als die von Ekstase, Rausch und wilden
Vergessensorgien. Schachspieler sind gottlob einem anderen Beispiel
gefolgt. Die Logik ist ein System, bei dem schnell aufflackernde
Gefühle nichts zu suchen haben. Im heutigen Rätsel der Sphinx fand
Schwarz denn auch den entscheidenden Zug bar jeder "künstlichen"
Verwirrung, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07174: Bar jeder künstlichen Verwirrung (SB)]



Makropoulos - Hölzl

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schöne heile Welt, zu glauben, mit natürlichen Zügen ließe sich eine
Partie führen und gewinnen. Weiß zahlte den Preis für seinen naiven
Glauben: 1...Sd4-f3+! 2.Kg1-h1 - der Springer war wegen
Grundreihenmatts unantastbar - 2...Dg5xe3 3.f2xe3 Sf3-d2 4.Tb6-b4 a6-
a5 5.Tb4-b5 Sd3xe4 6.Tb5xe5 Td8xd7! - die Abrechnung - 7.Tb7xd7 Tf8-b8
8.h2-h3 Se4-g3+ und Weiß gab auf, da das Matt nicht mehr zu verhindern
war, zum Beispiel 9.Kh1-h2 Tb8-b1 mit der Drohung 10...Tb1-h1# oder
9.Kh1-g1 Tb8-b1+ 10.Kg1-f2 Tb1-f1#



Erstveröffentlichung am 18. Januar 2007
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / REPORT





BERICHT/053: Digital - in die Falle ... (SB)




[image: Quelle: Neue Gesellschaft für Psychologie (NGfP)]

Neue Gesellschaft für Psychologie

Quelle: Neue Gesellschaft für Psychologie (NGfP)



Digitalisierung

Sirenentöne oder Schlachtruf der "kannibalistischen
Weltordnung"

Ankündigung des Kongresses der Neuen Gesellschaft für Psychologie am
6. und 7. März 2020

Die Förderung von Digitalisierung und Künstlicher Intelligenz gilt als
Staatsaufgabe höchster Priorität. Trotz begeisterter Nutzung des
Internets, von Smartphones und Navigationsgeräten regen sich in der
Bevölkerung Kritik und zum Teil auch Widerstand gegen einen immer
weiter gehenden, alle Lebensbereiche erfassenden Ausbau der
Digitaltechnologie: Die Möglichkeit einer digitalen Totalüberwachung,
die jetzt bereits praktizierte Indienststellung vormals unabhängiger
Forschungseinrichtungen zugunsten ausgewählter Zweige der Industrie
und der absehbare Verlust von immens vielen Arbeitsplätzen, von
Privatheit, persönlicher Freiheit und demokratischer Teilhabe,
psychischer und physischer Unversehrtheit wecken viele Menschen auf,
die noch vor wenigen Jahren vor allem die Chancen der neuen
Technologie gesehen und begrüßt haben.

Der eigenen Tradition folgend widmet sich die Neue Gesellschaft für
Psychologie nach Migration und Rassismus, Gesellschaftlichen
Spaltungen, Paralyse der Kritik sowie dem Krieg nach innen und nach
außen in den zurückliegenden vier Jahren bei ihrem Kongress am 6.
und 7. März 2020 mit der Digitalisierung erneut einem
gesellschaftlich relevanten Thema und hat dazu Referenten aus den
Bereichen Philosophie und Informatik, Physik und Rechtswissenschaft,
Psychologie und Psychotherapie sowie Soziologie eingeladen. Sie
stellen sich dem Thema aus ihren unterschiedlichen Perspektiven - von
Überwachung und sozialer Kontrolle über die Entwicklung autonomer
Waffensysteme bis hin zur Digitalisierung militärischer Einsätze, der
Arbeitswelt und des Gesundheitswesens.

Einige von ihnen haben in jüngster Zeit durch hochinteressante
Veröffentlichungen zur gesellschaftlichen Debatte über Für und Wider,
notwendige Regulierung, Einhaltung ethischer Standards, aber auch über
den Zusammenhang zwischen dem kapitalistischen Gesellschaftssystem und
der exzessiven Nutzung von Digitalisierung und KI in ausgewählten
Bereichen zum Vorteil von Wenigen beigetragen oder werden dies in
wenigen Wochen tun; unter ihnen Christoph Marischka (Cyber Valley -
Unfall des Wissens), Werner Meixner (Wollt Ihr die totale
Digitalisierung?) und Bijan Moini (Rettet die Freiheit!)

Mehr Informationen unter www.ngfp.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/117: Hamburg - "Post Popular" mit Lucy McCormick & Ursula Martinez, Kampnagel, 27. - 29.2.2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Lucy McCormick & Ursula Martinez
POST POPULAR
Do. 27.02. bis Sa. 29.02.2020, 20:00 Uhr, Kampnagel - P1
Performance, deutsche Erstaufführung
Rollstuhlgerecht / Theater & Performance
Dauer: 60 Min.
Tickets: 15 Euro (erm. 9 Euro, [k]-Karte 7,50 Euro)
in englischer Sprache, empfohlen ab 18 Jahren



Die Londoner Comedian, Performerin und selbsternannte Pop-Ikone Lucy
McCormick kehrt nach ihrem allen Genres trotzenden Smash-Hit TRIPLE
THREAT nach Hamburg zurück. Nach einem komplett ausverkauften Run beim
Edinburgh Fringe Festival ist ihre neue Show POST POPULAR damit
erstmals in Deutschland zu sehen. POST POPULAR ist eine
enthusiastische Exploration von Macht und Bestimmung, für die Lucy
durch die Annalen der Geschichte kriecht. In ihrer typischen Mischung
aus Comedy, Tanz, Gesang und absurder Kunst gibt McCormick eine
alternative Geschichtsstunde, in der sie skizzenhaft und in
chronologischer Reihenfolge Heroinnen darstellt, die sie inspiriert
haben. Mit ihren Reencatments von Eva, Boudicca, Florence Nightingale
und den Suffragetten versucht sie, die Geschlechterdebatte wieder ins
Gleichgewicht zu bringen. Unterstützung erhält sie dabei wie immer von
ihrem »Girl Squad«, den Backing-Tänzern Samir und Rhys. Regie führte
die Performerin und weltweit tourende Kabarett Diva Ursula Martinez,
die unter anderem mit Forced Entertainment zusammenarbeitete und auf
Kampnagel zuletzt mit MY STORIES, YOUR EMAILS (2016) und A FAMILY
OUTING - 20 YEARS ON (2019) im Rahmen des Internationalen
Sommerfestivals zu sehen war.

Gefördert im Rahmen von ACT - art climate transition, gefördert von
der Europäischen Union / Creative Europe.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1335: Magdeburg - "Engel in Amerika" von Tony Kushner, 28.2. - 22.3.2020

Theater Magdeburg

»Engel in Amerika«

Ein zweiteiliges Sittengemälde der USA der 80er-Jahre

Von Tony Kushner

Deutsch von Frank Heibert

Regie: Tim Kramer

Bühne: Gernot Sommerfeldt

Kostüme: Natascha Maraval

Musik: Karolin Killig

Dramaturgie: Laura Busch

Premiere

Teil I: Fr. 28.2.2020, 19.30 Uhr, Schauspielhaus Bühne

Teil II: Sa. 29.2.2020, 19.30 Uhr, Schauspielhaus Bühne

Weitere Vorstellungen: Sa. 14.3. 16.00 Uhr (Teil I) / Sa 14.3. 19.30
Uhr (Teil II) / Sa. 21.3. (Teil I), / So. 22.3.2020 (Teil II)



Tony Kushner liefert in seinem preisgekrönten Theaterstück eine
scharfsinnige Analyse der Gesellschaft zur Reagan-Ära in den USA. Der
Zweiteiler wird in Magdeburg von Schauspieldirektor Tim Kramer
inszeniert, der sowohl als Schauspieler als auch als Regisseur
Erfahrung mit dem Stück hat. Premiere des ersten Teils ist Fr. 28.2.
um 19.30 Uhr im Schauspielhaus. Die Premiere von Teil II ist dann Sa.
29.2. um 19.30 Uhr.

Prior Walter ist schwul und an AIDS erkrankt. Sein jüdischer Partner
Louis verlässt ihn deshalb. Louis findet Zuflucht beim mormonischen
Anwalt Joe, der mit seiner Frau Harper in strenger mormonischer Ehe
lebt, aber mit Louis in größter Heimlichkeit seine unterdrückte
Homosexualität auslebt. Joe ist Schützling des erzkonservativen
Anwalts Roy Cohn. Der Vertreter der New Yorker Republikaner und
Antiheld ist die einzig reale Person im Stück. Cohn lässt sich von
seinem Hausarzt lieber Leberkrebs diagnostizieren, als zuzugeben, dass
er AIDS hat. Drei lose Handlungsstränge, die Tony Kushner mit
faszinierender psychologischer Präzision zu einem Sittengemälde der
USA in den 80ern verwebt. Eine Zeit, in der die AIDS-Krise auf die
konservative Regierung Ronald Reagans traf, der diese Problematik
ignorierte. Das Stück «Engel in Amerika» erlebt im zweiten Teil
»Perestroika« seine Höhepunkte. Gott hat sich längst verabschiedet aus
dieser Welt und die Engel in höchster Ratlosigkeit zurückgelassen.
Verzweifelt stürzen diese auf die Erde herab auf der Suche nach einem
Propheten.

Tony Kushner wurde für seinen 1993 geschriebenen Zweiteiler mit
Auszeichnungen wie dem renommierten Pulitzer-Preis überhäuft. 2003
wurde der Stoff mit Darsteller*innen wie Meryl Streep zu einer
sechsteiligen Miniserie verfilmt. Dass ihn das Stück bis heute
verfolgt und ihn sogar historisch überrollt, hätte sich Autor Tony
Kushner nicht träumen lassen: »Leider haben die vergangenen Jahre die
erwähnten apokalyptischen Vorahnungen des Stücks, die für das
zeitgenössische Publikum düster und bedrohlich erschienen, mehr oder
weniger bestätigt«, sagte er kürzlich. Seine Beobachtungen haben -
gerade zu Zeiten populistischer Machthaber wie Donald Trump, dem
Ziehsohn von Roy Cohn - nichts von ihrer Aktualität eingebüßt.

Für den Magdeburger Schauspielchef Tim Kramer ist die Kernaussage des
Stücks »trotzdem leben«: trotz Krankheit und dem Gefühl, nicht in
gesellschaftliche Normen zu passen. Für die Gestaltung des Bühnenraums
ist Kramers langjähriger Bühnenbildner Gernot Sommerfeldt
verantwortlich. Mit einem Rundhorizont entsteht optisch der Eindruck
eines unbegrenzten Raums. Kramer ist es wichtig, den Zuschauer*innen
Raum für Assoziationen zu lassen. Und so sind auch die Kostüme von
Natascha Maraval eher zeitlos gehalten: »Wir müssen uns als Handwerker
sehen und die fantastische Geschichte glaubwürdig erzählen«, betont
Regisseur Tim Kramer. Am 14.3. können sich die Zuschauer*innen auf
einen besonderen Leckerbissen freuen: Dann werden beide Teile an einem
Tag gezeigt. Zwischen den beiden Vorstellungen übernimmt das neue
Theatercafé mit Cheeseburger und Pommes die passende kulinarische
Versorgung. Bons hierfür können an der Theaterkasse erworben werden.

Hannah etc.: Iris Albrecht

Engel etc.: Maike Schroeter

Harper etc.: Anja Signitzer

Roy Cohn etc.: Christoph Bangerter

Bélize etc.: Rahul Chakraborty

Louis Ironson etc.: Christoph Förster

Joe etc.: Andreas C. Meyer

Prior Walter etc.: Ralph Opferkuch

Karten zur Premiere zu 24,- € / erm. 14,- €


Weitere Vorstellungen zu 20,- € / erm. 10,- € an der

Theaterkasse, Tel: (0391) 40 490 490,


kasse@theater-magdeburg.de und www.theater-magdeburg.de

Schüler*innen und Studenten*innen (bis einschließlich 28 Jahren)
zahlen einmalig für die Card und können beliebig oft alle
Vorstellungen zu einem ermäßigtem Preis besuchen. Beide Cards gelten
für die gesamte Spielzeit 2019/2020 und können zu jedem Zeitpunkt
erworben werden. Gilt nicht für Premieren, Gastspiele und
Sonderveranstaltungen.


KARTENPREISE

Oper/Operette/Ballett 13-32 € (erm. 8-22 €) 

Musical 18-38 € (erm. 14-28 €) 

Sinfoniekonzerte/Konzerte Extra 17-32 € (erm. 11-20 €)

Schauspiel Bühne 20 (erm. 10 €) 

Schauspiel Studio17 (erm. 9 €) 

Schauspiel Foyer/Junges Theater/Kammerkonzert 15 € (erm. 8
€)

SWM-Card 10% Rabatt | Sparkassentag 20% Rabatt | WoBau-Card 25% Rabatt
| Netter Preis im Opernhaus jede Karte 19 €, im Schauspielhaus
jede Karte 14 € 

Vorstellungskasse jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn.

Abo- oder Vorverkauf im Opernhaus.

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Mo.-Sa. 10.00-19.30 Uhr An allen Vorstellungstagen bis 18.30 Uhr,
danach nur Vorstellungskasse, kein Abo- oder Vorverkauf.


 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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SCHAUSPIEL - KOMÖDIE/382: Cuxhaven - "4000 Tage". Eine ernste Komödie von Peter Quilter, 17.02.20

Stadt Cuxhaven

"4000 Tage" Eine ernste Komödie von Peter Quilter



Unter der Regie des u. a. als "Tatort"-Kommissar Felix Stark bekannten
Schauspielers Boris Aljinovic entstand mit "4000 Tage" ein
Theaterstück, das niemanden kalt lässt.

Am Montag, den 17. Februar 2020, um 20:00 Uhr stellt sich im
Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, in 27472 Cuxhaven die Frage
nach dem Lebenssinn.

Was geschieht mit einem Menschen, dem ein Großteil seiner bisherigen
Biografie abhanden gekommen ist? Und: Wie viele der Bilder in unserem
Kopf sind echt, wie viele reine Projektion? Wie gehen Angehörige und
Partner damit um?

Seit drei Wochen liegt Michael nach einem Blutgerinnsel, das sich in
seinem Hirn gebildet hat, im Koma. An seinem Krankenhausbett wacht Tag
und Nacht nicht nur seine Mutter Carol (Mona Seefried) sondern auch
sein Lebensgefährte Paul. Die beiden, die sich in den letzten Jahren
aus abgrundtiefer gegenseitiger Abneigung aus dem Weg gegangen sind,
verbindet jetzt die Sorge um Michaels Gesundheit. Die Enge des
Krankenhauses zwingt sie zur Auseinandersetzung mit dem 'anderen'
Menschen in Michaels Leben. Als Michael aus dem Koma erwacht, wird
schnell klar, dass ihm sämtliche Erinnerungen an die letzten elf Jahre
verloren gegangen sind. Es sind genau die 4000 Tage, in denen er mit
Paul zusammengelebt und sich von seiner Mutter entfernt hat. Für
Michael ist es so, als ob die Beziehung zu seinem Partner niemals
existiert hätte. Nun beginnt der Kampf um die Deutungshoheit über die
verloren gegangene Zeit ...

Ein anrührendes Stück, in dem es um Liebe, Glück, Vertrauen,
Einsamkeit und letztendlich auch um die Frage nach dem Lebenssinn geht
oder, wie die Presse sagt: "Nach dieser bewegenden Aufführung möchte
man seine Liebsten fest halten und wird einen langen Blick darauf
werfen, wie man selbst lebt."

Sichern Sie sich noch heute Ihre Eintrittskarten in der
Kulturinformation im Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6
22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungsabend ab 19:00 Uhr
an der Abendkasse im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.02.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TIERVERSUCH/797: EU-Tierversuche: Deutschland an zweiter Stelle (MfT)

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 7. Februar 2020

EU-Tierversuche: Deutschland an zweiter Stelle



Mindestens 22 Millionen Tiere mussten 2017 in Europa für die Wissenschaft
leiden und sterben. Nach Großbritannien steht Deutschland damit an zweiter
Stelle bei den Tierversuchshochburgen. Das ist das traurige Fazit aus den
aktuellen Berichten der EU-Kommission. Der Bundesverband Menschen für
Tierrechte fordert ein sofortiges Einlenken sowie eine massive Steigerung
der Forschungsgelder für moderne, tierleidfreie und humanbasierte
Verfahren. Skandale, wie jener um das LPT Labor in Hamburg zeigten, dass es
ein "Weiter so" nicht geben dürfe.

Mit einiger Verspätung veröffentlichte die EU-Kommission diese Woche ihren
Bericht zu den Versuchstierzahlen der EU-Mitgliedsstaaten der Jahre 2015
bis 2017. Demnach sind in der EU fast 10 Millionen Tiere eingesetzt und
getötet worden, 2017 waren es fast 9,4 Millionen. Ungefähr 11 Prozent der
Tiere litten dabei immer noch in schwer belastenden Versuchen. Gegenüber
der letzten Statistik von 2011 (knapp 11,4 Millionen) ist zwar ein leichter
Rückgang zu erkennen, allerdings sind die Zahlen aufgrund unterschiedlicher
Erfassungsmethoden nicht direkt vergleichbar.

Keine Einsicht erkennbar

Der Bundesverband Menschen für Tierrechte ist erschüttert, dass die Zahlen
nach wie vor so hoch sind, obwohl es höchste Zeit für eine Abkehr vom
veralteten Konzept Tierversuch ist. Immer noch teilen sich Deutschland
(Platz 2), Frankreich (Platz 3) und Großbritannien (Platz 1) die Spitze als
Tierversuchshochburgen. In diesen drei Ländern wurden 2017 wiederholt mehr
als die Hälfte der 9,4 Millionen Tiere eingesetzt. Deutschlands Anteil
beträgt dabei 19 Prozent.

22 Millionen Tiere starben im Jahr 2017

Die im Bericht aufgeführten 9,4 Millionen umfassen dabei nur die Tiere, die
erstmals in Versuchen eingesetzt wurden. Solche, die nur zur Weiterzucht
oder mehrfach in Versuchen eingesetzt wurden, für die Entnahme von Organen
getötet oder bei der Herstellung genetischer Mutanten nicht die gewünschten
Merkmale aufwiesen, tauchen in diesen Zahlen nicht auf. Aus dem Bericht
geht jedoch hervor, dass 2017 zusätzlich fast 12,6 Millionen Tiere
gezüchtet und getötet wurden, ohne in Versuchen verwendet worden zu sein.
Für 2017 lässt sich somit eine Gesamtzahl von mindestens 22 Millionen
Tieren ermitteln, die für die Wissenschaft sterben mussten.

Am häufigsten leiden Mäuse, Ratten und Fische

Ungefähr 88 Prozent der verwendeten Tiere waren Mäuse, Ratten und Fische.
Viele davon waren genetisch verändert. Der Anteil gentechnisch veränderter
Tiere steigt stetig an. Dies spiegelt den Trend wider, immer neue tierische
Krankheitsmodelle zu "erfinden" anstatt in humanrelevante Forschungsmodelle
zu investieren. Die großen Verlierer sind hier die Mäuse, die mit über 70
Prozent den größten Teil der genetisch veränderten Tiere ausmachen. Die
Zahl der nicht-menschlichen Primaten stieg in den Jahren 2015 bis 2017
leicht an, während Versuche an Hunden und Katzen leicht zurückgingen.

Umkehr ist überfällig

"Es ist beschämend, dass vor Deutschland zu den Spitzenländern bei den
Tierversuchszahlen zählt. Seit Jahren stagnieren die Tierversuchszahlen bei
uns auf hohem Niveau. Der Forschungsstandort Deutschland muss endlich eine
Vorbildfunktion einnehmen und Schrittmacher für eine innovative,
humanrelevante und zukunftsträchtige Wissenschaft werden. Dies ist nur mit
einer massiven Steigerung der Forschungsgelder für moderne tierfreie
Techniken möglich - sowohl auf nationaler, als auch auf europäischer
Ebene," fordert die Biologin Carolin Speicher, Fachreferentin beim
Bundesverband Menschen für Tierrechte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2020

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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ÖKOSYSTEME/114: Welttag der Feuchtgebiete - die Ramsar-Gebiete in Peru (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Welttag der Feuchtgebiete: die Ramsar-Gebiete in Peru



(Lima, 1. Februar 2020, Andina) - Seit 1997 wird jedes Jahr am 2.
Februar der Welttag der Feuchtgebiete begangen. In Peru befinden sich
derzeit 13 sogenannte Ramsar-Gebiete mit internationaler Bedeutung für
den Naturschutz. Auf einer Fläche von 6.784.041 Hektar befinden sich
wichtige Wasservorräte sowie Ökosysteme mit großer biologischer
Vielfalt hinsichtlich Flora und Fauna. Eine nachhaltige Nutzung der
Gebiete durch die angrenzenden Siedlungen ist angestrebt. Hier ein
kurzer Einblick in die Biodiversität der Schutzflächen:


Manglares de San Pedro de Vice

Die Mangrove (manglares) von San Pedro, auch genannt Manglares de
Vice, ist eine kleine Mangroven-Ökoregion an der Mündung des Flusses
Piura im Nordosten des Distrikts Vice zehn Kilometer von der Provinz
Sechura entfernt. Sie gehört zum Westlichen Netzwerk zum Schutz von
Watvögeln RHRAP (red hemisférica de reservas para aves playeras).
Charakteristisch für das Mündungsgebiet, das am 12. Juni offiziell zur
Ramsar-Fläche erklärt wurde, ist die Mangrove (eine salztolerante
Baumart, die in der Lage ist, im instabilen Sediment in unmittelbarer
Ufernähe zu wurzeln). Mangrovenwälder bieten den perfekten Lebensraum
für eine Vielzahl von Vögeln und wirbellosen Tieren und sorgen für ein
reichhaltiges Ökosystem.


Feuchtgebiet Lucre-Huacarpay

In der Ausgrabungsstätte Pikillaqta im Distrikt Lucre in der Provinz
Quispicanchi auf einer Höhe von 3.020 Metern befinden sich vier
permanente und eine temporäre Lagune, die durch sumpfige Flächen
miteinander verbunden sind. Die vielfältige Vegetation wird von
dichtem, für das trockene Tal typischem Buschwerk dominiert. Die
Wasserpflanzen bieten Nahrung und Lebensraum für zahlreiche
Wildtierarten und Zugvögel. Aufgrund der hydrologischen und
ökologischen Prozesse ist das Feuchtgebiet Lucre-Huacarpay von
besonderer Wichtigkeit. Dank seiner einzigartigen geografischen
Bedingungen ist es der ideale Lebensraum für viele Fischarten,
Reptilien, Säugetiere und Vögel und bietet Schutz und Nahrung für
endemische peruanische Vogelarten. Hier leben der
Rotgesicht-Canastero, die Weißhalssylphe und der Garleppschlüpfer, die
durch die Reduzierung ihrer Lebensräume, das Vordringen der Menschen
sowie intensive landwirtschaftliche Aktivitäten zwischen Juli und
September vom Aussterben bedroht sind. Lucre-Huacarpay gehört aufgrund
seiner Natur und Kultur, aber auch aufgrund seines sozioökonomischen
Potentials zu den bedeutendsten Feuchtgebieten im Südosten Perus. Am
23.9.2006 wurde Lucre-Huacarpay zur Ramsar-Fläche erklärt. Nach dem
Kulturgutschutzgesetz gilt die Ausgrabungsstätte Pikillaqta als
nationales Kulturerbe.


Feuchtgebiet-Komplex am Fluss Pastaza

Der Feuchtgebiet-Komplex im Department Loreto, bestehend aus
angeschwemmten Vulkansedimenten aus Ecuador, wurde am 5. Juni 2002 in
die Liste der Ramsar-Gebiete aufgenommen. Er besteht aus permanenten
und temporären Lagunen. An Land wachsen Palmen; im Wasser leben
zahlreiche Fischarten. Die übrigen zehn peruanischen Feuchtgebiete
sind auf neun geschützte Flächen verteilt, die von der Nationalagentur
für den Schutz und die Erhaltung der Naturgebiete Sernanp (Servicio
Nacional de Áreas Naturales Protegidas por el Estado) betreut
werden. Diese sind: Reserva Nacional de Paracas, Reserva Nacional
Pacaya Samiria, Santuario Nacional Lagunas de Mejía, Reserva Nacional
del Titicaca, Reserva Nacional de Junín, Santuario Nacional Los
Manglares de Tumbes, Refugio de Vida Silvestre Los Pantanos de Villa,
Reserva Nacional de Salinas y Aguada Blanca und Santuario Nacional
Tabaconas Namballe.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/allgemein/welttag-der-feuchtgebiete-die-ramsar-gebiete-in-peru/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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DEMO/285: Neue Proteste gegen Uranmüllexporte von Gronau nach Russland, 10.+11.2.

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Münster/Gronau, 7. Februar 2020

Neue Proteste gegen Uranmüllexporte von Gronau nach
Russland:

Mo, 10. Feb., 18 Uhr: Demo in Münster ab Hauptbahnhof

Di, 11. Feb., 19 Uhr: Veranstaltung mit russischem Umweltschützer



Die Proteste gegen die umstrittenen Uranmüllexporte von der
westfälischen Urananreicherungsanlage Gronau nach Russland nehmen neue
Fahrt auf: Für kommenden Montag, 10. Februar, rufen die Initiative
SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster, regionale
Anti-Atomkraft-Initiativen, das Bündnis Klimaalarm Münster sowie der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) um 18 Uhr zu einer
Demonstration auf dem Berliner Platz vor dem Hauptbahnhof Münster auf.

Auf der Auftaktkundgebung werden in Sichtweite des Münsteraner Büros
von Bundesumweltministerin Svenja Schulze u. a. der Ko-Vorsitzende der
russischen Umweltorganisation Ecodefense, Vladimir Slivyak, sowie
VertreterInnen des Arbeitskreises Umwelt (AKU) Gronau, von Fridays for
Future Münster sowie von Fossil Free Münster sprechen. Im Anschluss
wird es eine Demonstration rund um den Hauptbahnhof geben. Die
Uranmüllexporte von Gronau nach Russland führen per Bahn seit Mai 2019
immer durch den Münsteraner Hauptbahnhof, nachdem sie 2009 bereits
einmal aufgrund von internationalen Protesten eingestellt worden
waren. Zielort ist derzeit die Geschlossene Atomstadt Novouralsk bei
Ekaterinburg. Für 2020 hat der Urananreicherer Urenco zehn weitere
Uranmülltransporte von Gronau nach Russland mit insgesamt 6000 t
abgereichertem Uran angekündigt.

Mit der Demonstration untermauern die Organisationen ihre Forderungen
nach einem sofortigen Stopp der Uranmüllexporte und dem Ausstieg aus
der Urananreicherung: "Es kann nicht sein, dass Deutschland seine
Atommüllentsorgung mit fadenscheinigen juristischen
Taschenspielertricks aus Kostengründen nach Russland verlagert. Auch
die Menschen in Russland haben einen Anspruch auf eine saubere Umwelt.
Wenn Urenco und die deutschen Anteilseigner RWE und EON nicht in der
Lage sind oder nicht willens sind, in Deutschland für eine sichere
Entsorgung ihres Atommülls zu sorgen, dann dürfen sie keine Atomanlage
betreiben. Die Bundesregierung muss hier endlich aktiv werden,"
forderte Matthias Eickhoff von der Initiative SOFA (Sofortiger
Atomausstieg) Münster.

Massive Kritik übt die Anti-Atomkraft-Bewegung auch an der Belieferung
von Pannenreaktoren wie Tihange und Doel aus Gronau. Kritisiert werden
zudem die immer konkreter werdenden Pläne Urencos, für das
angereicherte Uran auch Militär-Kunden wie das US-Pentagon zu
gewinnen. Dagegen wird sich am Karfreitag (10. April) ein Ostermarsch
zur Urananreicherungsanlage Gronau wenden.

11.2.: Infoveranstaltung zu Uranmüllexporten und Kohleimporten aus
 Sibirien

Für Dienstag, 11. Februar, laden SOFA (Sofortiger Atomausstieg)
Münster und das Bündnis Klimaalarm Münster um 19 Uhr im
Fürstenberghaus, Raum F043, am Domplatz in Münster zu einer
Informationsveranstaltung mit dem Ko-Vorsitzenden von Ecodefense,
Vladimir Slivyak, ein. Der renommierte langjährige Umweltaktivist wird
über die unsichere Uranmülllagerung in Russland sowie über den extrem
umweltschädlichen Abbau von Steinkohle im sibirischen Kusbass für
deutsche Kohlekraftwerke berichten. So sollen z. B. auch Datteln IV
und Ibbenbüren ab 2020 Importkohle aus Sibirien erhalten. Der Eintritt
ist frei.

Weitere Infos:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 07.02.2020

weitergeleitet durch:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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BEGEGNUNG/1928: Kassel - Stammtisch "Junge Ältere", zur Neuorientierung im Ruhestand, 11.02.20

documenta-Stadt Kassel

Stammtisch "Junge Ältere"



Mit dem Ruhestand beginnt für viele Menschen eine Lebensphase, in der
sie sich neu orientieren müssen. Im Rahmen eines Stammtisches am
Dienstag, 11. Februar, ab 17 Uhr im Café Kokotao, Wilhelmsstraße 2a,
laden das Referat für Altenarbeit und Kezia Rosenkranz zu einem
Austausch ein. Wie kann die Zeit sinnvoll genutzt und wie können Pläne
umgesetzt werden, sind neben vielen anderen Fragen die Themen, die die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer gemeinsam erörtern können.

Der Stammtisch findet jeden zweiten Dienstag im Monat statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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KURSUS/1308: Kassel - "Auszeit - finde zu dir selbst", Kurs für Seniorinnen und Senioren, 4 x ab 02.03.20

documenta-Stadt Kassel

"Auszeit - finde zu dir selbst" - Kurs für Seniorinnen und
Senioren



"Auszeit - finde zu dir selbst" ist der Titel eines Kurses für
Seniorinnen und Senioren. Der Kurs besteht aus vier Einheiten (je 60
Minuten) und findet wöchentlich ab Montag, 2. März, von 10.30 bis
11.30 Uhr im Kulturhaus Dock 4, Untere Karlsstraße 4, statt.
Die Kosten für den Kurs betragen einmalig fünf Euro und sind am ersten
Kurstag vor Ort zu bezahlen.

Um Anmeldung ab Montag, 10. Februar, beim Servicecenter der Stadt
Kassel unter der Telefonnummer 0561 115 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten. Das
Servicecenter ist montags bis freitags von 7 bis 18 Uhr und samstags
von 9 bis 13 Uhr erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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